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i. Kurzfassung
Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich mit der strukturellen Integration von 
muslimischen Minderheiten in London und Wien im Bereich Wohnen und politischen 
Konzepten zur Chancengleichheit. Nach einer extensiven Begriffsdefinition wird ein 
Überblick über die Zuwanderungsgeschichte nach London und Wien gegeben, bevor 
die ethnische Zusammensetzung der muslimischen Minderheiten der beiden Städte 
analysiert und verglichen wird. Es folgt die Untersuchung der räumlichen Segregation 
der muslimischen Minderheiten in London und Wien; zu diesem Behufe werden der 
Dissimilaritätsindex und der Segregationsindex, beide von Duncan und Duncan 
entwickelt, eingesetzt. Als Indikator der strukturellen Integrationssituation im Bereich 
Wohnen wird in der Folge die Wohnversorgung der muslimischen Bevölkerung in 
London und Wien analysiert und gegenübergestellt. Die Dimensionen zur Messung 
des Wohnungsmarktes sind 
• der Wohnungsmarkt und die Zugänglichkeit einzelner Segmente
• der Rechtsgrund der Wohnungsbenützung
• der Wohnungsstandard
• die Versorgung mit Wohnraum
• der Zugang zu wohnbezogenen Beihilfen
Nach der Analyse der Wohnsituation und der Darstellung der Lebenswelten der 
muslimischen Minderheiten Londons und Wiens in Bildern, wird die politische 
Dimension untersucht. Zunächst wird die politische Verwaltung der beiden Städte 
durchleuchtet und die aktuelle politische Situation dargestellt, dann werden die 
Stadtverwaltungen hinsichtlich der Stellung der muslimischen Minderheiten analysiert 
und die Ergebnisse auf Gemeinsamkeiten und Unterschiede durchsucht. Es folgt eine 
Prüfung der wichtigsten Parteiprogramme und Wahlmanifeste auf den Umgang mit 
ethnischen Minderheiten. Nachdem die unterschiedlichen politischen Strategien 
herausgearbeitet und interpretiert wurden, endet die Arbeit mit der Conclusio, in der 
konkrete Vorschläge gemacht werden, wie man die strukturelle Integration in London 
und Wien verbessern könnte.
iv
ii. Abstract
This thesis examines the degree of structural integration of Muslim minorities in the 
housing market of London and Vienna, taking into account race relation strategies / 
policies related to spatial segregation and the housing situation of the principal 
political parties. In this work, I begin by defining technical terms. This is followed by 
a brief summary of the migration history of London and Vienna and I both analyse 
and compare the ethnic background of the Muslim minorities in both cities. I then go 
on to measure spatial segregation, using the index of dissimilarity and the index of 
segregation by Duncan and Duncan. The next step is to illustrate the housing situation 
of Muslim minorities in London and Vienna. It is assumed that the housing situation 
acts as an indicator of structural integration and is a decisive tool for integration at the 
same time. The aspects of housing examined are:
• the housing market and its segmentation 
• tenure by household reference person 
• physical quality
• occupancy rating
• existence and accessibility of allowances
The next chapter shows pictures of the urban neighbourhoods predominantly 
inhabited by Muslims. Chapter six discusses and compares integration and housing 
policies in London and Vienna. It starts by explaining the city government of both 
London and Vienna and gives a brief overview of the political landscape of the two 
cities. This introduction to the political system is followed by a description of the 
local authorities’ strategies on race relation and integration; the chapter goes on to 
examine the theoretical framework of election manifestos and party programmes of 
the principal political parties, with specific reference to immigration and integration. 
These are analysed and reviewed and differences as well as similarities in the 
approaches are documented. Finally, in the conclusion, some ideas, suggestions and 
possibilities are proposed on how to reduce spatial segregation and how to improve 
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11. Einleitung
1.1. Die Relevanz des Themas
Im Laufe der zweiten Hälfte des letzten Jahrhunderts hat sich Europa von einem 
Auswanderungs- in einen Einwanderungskontinent gewandelt. Zunehmende wirt-
schaftliche Globalisierung und Modernisierung sowie bessere Verfügbarkeit von 
Transport- und Kommunikationsmitteln einerseits und niedrige Geburtenraten in 
Europa andererseits werden dafür sorgen, dass Europa zukünftig noch »bunter« 
werden wird, was dem Thema »Integration« heute schon einen prominenten 
Stellenwert verleiht, der in Zukunft noch steigen wird. Das gilt besonders für die 
Metropolen Europas, die alle ihre heutige Größe nicht dem natürlichen 
Bevölkerungswachstum, sondern der nationalen und internationalen Zuwanderung 
verdanken. Sowohl London als auch Wien haben eine lange Zuwanderungs-
geschichte; das Ergebnis dieser Geschichte ist, dass beide Städte am Beginn des 21. 
Jahrhunderts eine heterogene Bevölkerungsstruktur besitzen. Die vorliegende Arbeit 
beschäftigt sich mit den ethnischen Minderheiten, die die religiöse Dimension 
»Islam« teilen, und zwar deshalb, weil diese in mehrfacher Hinsicht stärker 
benachteiligt sind als andere Minderheiten; Die meisten muslimischen Immigrant-
Innen1, die in London und Wien wohnen, kommen aus so genannten »Drittstaaten«, 
was bedeutet, dass ihr rechtlicher Status im Gegensatz zu Zuwanderungsgruppen aus 
der EU ein anderer bzw. schwierigerer ist. Ein weiterer Faktor ist in vielen Fällen die 
»Sichtbarkeit« der Minderheit, sei es durch eine etwas dunklere Hautfarbe oder durch 
die öffentliche Präsenz kultureller und religiöser Traditionen, die sich zum Beispiel 
im Tragen von Kopftüchern bei Frauen äußern kann; damit sind diese Gruppen 
anfälliger gegenüber Diskriminierung: Sie sind leichter erkennbar und ihre Ethnizität 
stellt daher eher ein potenziell selektierendes Merkmal dar, als das bei »unsichtbaren« 
Minderheiten der Fall ist. Ein weiterer Punkt ist, dass der muslimischen Minderheit in 
besonderer Form Ängste und Ressentiments entgegengebracht werden und das nicht 
erst seit den Anschlägen auf das World Trade Center. Diese haben aber dazu geführt, 
dass heftiger denn je über die Verträglichkeit des Islams mit den europäischen 
Grundwerten diskutiert wird. 
1 Ich bitte um Verständnis dafür, wenn die geschlechtsneutrale Schreibweise aus technischen Gründen 
fallweise nicht aufscheint, z.B. in Tabellen, Originalwiedergaben oder bei Funktionsbegriffen.
2Als Folge dieser eben genannten Punkte zählen MuslimInnen sowohl in Großbri-
tannien als auch in Österreich in allen Bereichen der strukturellen Integration zu den 
benachteiligsten Gruppen oder sind sogar die benachteiligste. Egal, ob auf dem 
Arbeitsmarkt2, in der Schule3 oder am Wohnungsmarkt – die Lage muslimischer 
Minderheiten ist schlechter als jene der Mehrheitsgesellschaft und auch als jene 
anderer Minderheitengruppen.
Von den eben genannten strukturellen Dimensionen widmet sich diese Dissertation 
ausschließlich dem Thema »Wohnen«, im Konkreten der räumlichen Segregation der 
muslimischen Minderheiten in London und Wien sowie der Qualität und Größe des 
zur Verfügung stehenden Wohnraums. Beides ist eng miteinander verbunden und 
besitzt einen wichtigen Stellenwert im Integrationsmonitoring. Außerdem stellt die 
Wohnsituation einen zentralen Aspekt dar, der auch andere Dimensionen des Lebens 
nachhaltig beeinflusst. Eine hohe Konzentration einer Minderheit in einem 
bestimmten Gebiet hat zum Beispiel zur Folge, dass interkulturelle Kommunikation 
auf Grund fehlender Kontakte reduziert ist, und zieht eine hohe Konzentration dieser 
Minderheit im Schulbereich nach sich, was negative Auswirkungen auf den 
Bildungsweg der Kinder hat.4 Mit anderen Worten nimmt in einer Stadt die räumliche 
Verteilung von ethnischen Gruppen einen entscheidenden Stellenwert in der 
Reproduktion von sozialer Ungleichheit ein, vor allem dann, wenn die Kinder und 
Kindeskinder der ImmigrantInnen geringe Chancen haben, diese Viertel zu verlassen, 
und sie so zur »Ethnofalle« werden. Ein sehr gutes Beispiel für dieses Phänomen sind 
die Pariser Banlieus: In einer dieser von Hochhäusern und Hoffnungslosigkeit 
dominierten Trabantensiedlungen, Clichy-sous-Bois, war es im November 2005 nach 
dem Tod zweier vor der Polizei fliehenden Jugendlichen drei Wochen lang zu 
schweren Auseinandersetzungen zwischen den lokalen Jugendlichen, die überwiegend 
aus ImmigrantInnenfamilien stammen, und der Staatsgewalt gekommen, in deren 
Folge mehr als 9.000 Autos brannten und über 200 Millionen Euro Schaden an 
2 Vgl. Gudrun Biffl, Mobilitäts- und Verdrängungsprozesse auf dem österreichischen Arbeitsmarkt: Die 
Situation der unselbständig beschäftigen AusländerInnen. In: Heinz Fassmann, Irene Stacher (Hg.), 
Österreichischer Migrations- und Integrationsbericht. Demographische Entwicklungen –
sozioökonomische Strukturen – rechtliche Rahmenbedingungen (Wien 2003) 62-77.
3 Gudrun Biffl, Julia Bock-Schappelwein, Soziale Mobilität durch Bildung? Das Bildungsverhalten von 
MigrantInnen. In: Heinz Fassmann, Irene Stacher (Hg.), Österreichischer Migrations- und 
Integrationsbericht. Demographische Entwicklungen – sozioökonomische Strukturen – rechtliche 
Rahmenbedingungen (Wien 2003) 120-130.
4 Hilde Weiss, Sozialstrukturelle Integration der zweiten Generation. In: Hilde Weiss (Hg.), Leben in 
zwei Welten. Zur sozialen Integration ausländischer Jugendlicher der zweiten Generation (Wiesbaden 
2007) 57f.
3Geschäften und Schulen verursacht wurde.5 Die Ereignisse drückten die Frustration 
und Hoffnungslosigkeit eines Bezirks mit hoher Arbeitslosigkeit aus, wobei die 
Anrainerschaft in diesem Bezirk die Gefahr der Arbeitslosigkeit drastisch erhöht: 
Sowohl Betroffene selbst als auch unabhängige AnalystInnen berichten immer wieder 
davon, dass Bewerbungen im Papierkorb landen, sobald darin die Postleitzahl von 
Clichy-sous-Bois aufscheint.6 Bestimmte Viertel einer Stadt können folglich auf 
Grund diskriminierender Zuschreibungen die soziale Ungleichheit verstärken.
Als ein Gradmesser für soziale Ungleichheit bzw. erfolgreiche strukturelle Integration 
kann die Wohnung selbst fungieren. Wenn bestimmte ethnische Minderheiten 
vermehrt in überteuerten Wohnungen leben (müssen) oder der Wohnungsstandard 
klar unter jenem anderer Bevölkerungsgruppen liegt, kann nicht von einer 
erfolgreichen Integration gesprochen werden.7 Es geht demnach um die zentrale 
Frage, ob eine Benachteiligung bestimmter ImmigrantInnengruppen auf dem 
Wohnungsmarkt existiert und – sollte dem so sein – wie dieser entgegengewirkt 
werden kann. Eine besondere Rolle kommt dabei der Politik zu, die jene 
Rahmenbedingungen vorgibt, in denen wir uns bewegen, sei es durch die 
Ermöglichung oder Verunmöglichung politischer Partizipation und anderer rechtlicher 
Rahmenbedingungen. Als Beispiel sei hier die Ent-/Koppelung von Staatsbürgerschaft 
mit Dimensionen des Wohnens wie zum Beispiel dem Segment Gemeindebau in 
Wien genannt. Auf Grund der immanenten Wichtigkeit der politischen Wirklichkeit 
für die Integrationsarbeit und den Integrationsprozess sowohl in London als auch in 
Wien werden die politischen Strategien und Initiativen der beiden Stadtverwaltungen 
miteinander verglichen. Zu diesem Behufe wird die Stellung von ImmigrantInnen in 
den jeweiligen politischen Grundsatzpapieren analysiert, um politische Strategien im 
Zusammenhang mit den Themenkomplexen Immigration und Integration besser 
nachvollziehen zu können.
5 Axel Duval Smith, Playing with Fire. In: The Observer, 05.02.2006, online unter 
<http://observer.guardian.co.uk/magazine/story/0,,1702209,00.html> (07. Mai 2007).
6 Timothy Garton Ash, Despair turns to fury, but it's not too late to end France's war with itself. In: The 
Guardian, 08.06.2006, online unter <http://www.guardian.co.uk/comment/story/0,,1792485,00.html> 
(13. September 2007).
7 Vgl. Ursula Schallaböck, Heinz Fassmann, Bedeutung des Wohnens für Integrationsprozesse (o.O. 
2008), online unter 
<http://www.integration.at/downloads/P08_060_Bericht_Webversion_5_wohnen.pdf> (02. Juni 2008).
4Die Analyse von Segregation, Wohnverhältnissen und politischen Gegebenheiten zielt 
darauf ab, zum einen zu erfassen, wo die größten Ungleichheiten zwischen den 
muslimischen Minderheiten und der jeweiligen Mehrheitsbevölkerung liegen, sowie 
zum anderen Unterschiede zwischen den Städten London und Wien herauszuarbeiten. 
Dieser Vergleich soll in Folge vor Augen führen, welche Art von Benachteiligungen 
es gibt und in welchen Bereichen beide Städte von einander lernen können, um eine 
möglichst große Chancengleichheit zu gewährleisten. Im Zentrum der Bemühungen 
muss das Ziel stehen, eine Atmosphäre und Rahmenbedingungen zu schaffen, die 
ImmigrantInnen und deren Nachfahren die gleichen Lebenschancen einräumen wie 
der schon länger ansässigen Bevölkerung. „Es geht darum, eine Perspektive zu 
schaffen, für die es sich lohnt zu leben, zu arbeiten und den Konflikt zu überwinden“8, 
hat Caspar Einem pointiert formuliert. Diese Perspektive ist notwendig, um 
Frustration, die sich in Form von Abkapselung – im Volksmund Ghetto-Bildung, 
Integrationsunwilligkeit usw. genannt – oder, in Extremfällen, auch in islamistischem 
Fundamentalismus äußern kann, zu verhindern. 
Die Aufgabe der Forschung ist es, Fragen zu stellen und immer wieder zu prüfen, wo 
Problemfelder existieren oder im Begriffe sind zu entstehen und wie diesen 
entgegengewirkt werden kann. Dazu möchte diese Arbeit einen Beitrag leisten.
1.2. Methode und Forschungsdesign
Das komparative Wesen der vorliegenden Dissertation bedarf zunächst des 
Aufwerfens der Frage, warum ein Vergleich sinnvoll ist, und warum dazu die Städte 
London und Wien gewählt wurden. In der globalisierten Welt des 21. Jahrhunderts 
können (kleine) Nationalstaaten immer weniger Maßnahmen alleine durchsetzen. Die 
internationale Migration ist zweifellos eines der größten und globalsten Themen, das
nicht nur einzelne Länder, sondern alle Erdteile beschäftigt. Gerade bei einem Thema 
wie Immigration und Integration, das viele Länder betrifft, ist es wichtig von einander 
zu lernen und zu analysieren, welche Initiativen und Ideen gut funktionieren und ob es 
sinnvoll und möglich ist, diese für ein anderes Land zu adaptieren. Es erscheint daher 
sinnvoll, nicht nur ein Land zu untersuchen; deshalb wird in dieser Arbeit ein 
komparativer Ansatz gewählt, der von der Analyse von Konzepten sowie Interviews 
mit Fachleuten und Entscheidungsträgern flankiert wird. 
8 Caspar Einem, Ein neuer Staat befreiter Bürger. Politik für eine veränderte Gesellschaft (Wien 1999) 
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5Der Grund, warum sich gerade London und Wien als Vergleichsobjekte eignen, liegt 
sowohl an den Parallelen als auch den Unterschieden zwischen den beiden Städten, 
die in der folgenden Auflistung überblicksmäßig dargestellt werden sollen. 
• Der prozentuale Anteil der muslimischen Gemeinschaften in London und Wien ist 
praktisch gleich hoch, was eine gute Voraussetzung für einen Vergleich ist.
• In beiden Ländern stammt die muslimische Minderheit aus zwei Haupt-
herkunftsländern. 
• Beide Städte sind nicht nur die Hauptstädte ihrer Länder, sondern dominieren 
schon allein wegen ihrer Größe, die jene der jeweils zweitgrößten Stadt um das 
Vielfache übersteigt, das politische, und auch wirtschaftliche Geschehen. 
• Das wirkt sich bei der Immigration dergestalt aus, dass die beiden Städte 
überdurchschnittlich oft das Ziel von ImmigrantInnen sind, weshalb der Großteil 
der muslimischen Minderheiten der beiden Länder in London und Wien wohnen.
• Auf Grund ähnlicher wirtschaftlicher Entwicklungen gibt es Parallelen bei der 
Einschränkung des Zugangs in die beiden Länder.
• London und Wien sind Zentren von europäischen Ländern, die sich von 
amerikanischen oder kanadischen dahingehend unterscheiden, dass sich weder das 
Vereinigte Königreich noch Österreich als klassische Einwanderungsländer sehen 
beziehungsweise gesehen haben. Ein Paradigma, das sich ändert; im Falle 
Österreichs langsam, im Falle des Vereinigten Königreiches rascher. 
• Neben diesen Rahmenbedingungen sind auch die politischen Strukturen zwischen 
London und Wien (wieder) vergleichbar und auch der sozioökonomische 
Entwicklungsstand der beiden Länder ist ähnlich.
Auf der anderen Seite lassen auch die Unterschiede interessante Ergebnisse erwarten:
• Die Zuwanderung der muslimischen Minderheit in das Vereinigte Königreich und 
damit London hat vor jener nach Österreich und Wien eingesetzt. Gewisse 
Entwicklungen sollten daher in London früher als in Wien eingesetzt haben.
• Die Wirtschaft und Förderlandschaft ist in London stärker marktwirtschaftlich 
ausgerichtet als das in Wien der Fall ist.
• Während ImmigrantInnen in Österreich aktiv angeworben wurden und lange als 
GastarbeiterInnen gesehen wurden, die nicht dauerhaft in Österreich bleiben 
sollten, gab es keine ArbeiterInnenanwerbungen im Vereinigten Königreich.
6• Auf Grund der historischen Verbindungen zwischen dem Vereinigten Königreich 
und den Hauptherkunftsgebieten der muslimischen Minderheit wurden diese nicht 
als Gäste, sondern ImmigrantInnen gesehen und früh Antidiskriminierungsgesetze 
erlassen.
In jedem Kapitel der Dissertation finden sich komparative und analytische Teile, in 
den meisten sind auch Ergebnisse von Anfragen an oder Interviews mit ExpertInnen 
eingebaut. Das beginnt bereits beim ersten Kapitel, den Begriffsdefinitionen, dessen 
Intention es ist, Begriffsent-/ver-wirrungen, die besonders häufig vorkommen, wenn 
man unterschiedliche Länder miteinander vergleicht, zu vermeiden. In Folge wird die 
Zuwanderungsgeschichte nach London und Wien dargestellt. Bei beiden Städten liegt 
der Fokus auf der für diese Arbeit wichtigen Zuwanderung der muslimischen 
Minderheit; im Falle Londons wird auch kurz auf die Zuwanderung vor der 
muslimischen Einwanderung eingegangen, einerseits, weil die beiden Weltkriege des 
20. Jahrhunderts keine ähnlich starke Zäsur darstellen wie im Falle Wiens, 
andererseits, um die Entwicklung des East Ends, traditionell der erste Anlaufpunkt 
von ImmigrantInnen, darzustellen. Nach der Zuwanderungsgeschichte wird die 
Verteilung der muslimischen Minderheit auf das Stadtgebiet von London und Wien an 
Hand von Grafiken und der Berechnung von Segregationsindizes gezeigt und 
miteinander verglichen. Anschließend werden die wichtigsten Dimensionen des 
Wohnens erhoben und die Ergebnisse einander gegenüber gestellt. Das sind die 
Versorgung mit Wohnraum, der Wohnungsstandard, der Rechtsstellung der/s 
HaushaltsrepräsentantIn und dem Zugang zu verschiedenen Segmenten des 
Wohnungsmarktes. Es folgt eine Untersuchung der Stellung der muslimischen 
Minderheit in den Parteiprogrammen beziehungsweise Wahlmanifesten der 
wichtigsten österreichischen und englischen/britischen Parteien. Das letzte Kapitel gilt 
der Subsumtion des Erkenntnisgewinns dieser Arbeit.
72. Über die Klarheit von Begriffen
Im wissenschaftlichen Diskurs unterliegen Begriffe oft einer extrem großen 
Definitionsbreite und werden manchmal schon in relativ kleinen, homogenen 
Sprachräumen sehr unterschiedlich interpretiert. Die Unschärfe nimmt noch einmal 
zu, wenn ein Begriff im alltäglichen Sprachgebrauch verwendet wird und zu einer 
Schlagzeile verkommt. Sofort fällt einem hierbei das omnipräsente Wort 
»Integration« ein. So oft es genannt wird, so oft fehlt eine genaue Erklärung, was 
damit nun genau gemeint ist. Der Begriff ist daher diffus und differiert in manchen 
Punkten bei verschiedenen politischen Gruppierungen enorm. Es wird zum Beispiel 
manchmal aus taktischen Gründen von Integration gesprochen, wo eigentlich 
Assimilation gemeint ist. 
Noch einmal schwieriger wird es, wenn mit dem gleichen Begriff von derselben 
Sache gesprochen werden soll, wenn sich ein Konzept in zwei unterschiedlichen 
Sprachräumen mit unterschiedlicher Zuwanderungsgeschichte und Terminologie 
befindet, wie dem englischen und dem österreichischen. Vergleicht man zum Beispiel 
Immigration in die beiden Länder, muss man berücksichtigen, dass es das 
GastarbeiterInnenkonzept in Großbritannien nie gegeben hat, und im Gegensatz dazu 
Österreich das Phänomen der postkolonialen Zuwanderung nie erfahren hat. Ist man 
in Großbritannien bereits nach einem Kalenderjahr, das man im Inland verbracht hat, 
ein/e Einwanderer/in, wird in Österreich erst nach fünf Jahren von »verfestigtem 
Aufenthalt« gesprochen, der Zugang zu bisher verschlossenen Türen ermöglicht. 
Solche Unschärfen und Unterschiede in der Begriffsdefinition führen oft zu 
signifikant unterschiedlichen statistischen Werten, weil unter demselben Begriff 
unterschiedliche Dinge gemessen werden bzw. gemeint sind. Es ist daher 
unumgänglich zunächst die für diese Arbeit relevanten Begriffe zu definieren. 
2.1. Zum Begriff der »internationalen Migration«
Internationale Migration ist keine Erfindung unserer modernen Welt, sondern ein 
Phänomen, das existiert, seit es Menschen gibt. Sie ist ein so integraler Bestandteil der 
Geschichte der Menschheit, dass Klaus Bade, Vorstand des Instituts für 
Migrationsforschung und Interkulturelle Studien der Universität Osnarbrück, vom 
8„Homo migrans“9 spricht. Migration ist oft die Antwort auf ökonomische, 
ökologische, soziale und/oder kulturelle Rahmenbedingungen; daher ist Migration 
immer im Zusammenhang mit der allgemeinen Geschichte zu verstehen und zu 
interpretieren. Heute wie in der Vergangenheit ist internationale Migration ein 
wichtiger demographischer, sozialer, wirtschaftlicher und kultureller Prozess und als 
solcher von entscheidendem Einfluss auf eine Gesellschaft. Heute noch stärker, da im 
Rahmen der industriellen Revolution und den Veränderungen, die sie mit sich brachte, 
zum Beispiel die Massenverkehrsmittel, Migration zu einem Massenphänomen 
wurde. Den Schätzungen der Vereinten Nationen zufolge hat die Zahl der inter-
nationalen MigrantInnen im Jahr 2000 175 Millionen Menschen betragen.10 Das 
bedeutet, dass in der Realität des beginnenden 21. Jahrhunderts internationale 
Migration praktisch jede/n betrifft, egal, ob eine Person selbst migriert oder an einem 
Ort verweilt. Trotzdem werden die Auswirkungen von Migration oft unterschätzt 
bzw. auf einzelne Punkte beschränkt. Das hat dazu geführt, dass Migration häufig 
wenig dokumentiert ist. Ein Grund dafür könnte sein, dass Migration schwer zu 
definieren ist. Das Konzept »Migration« ist eine ungenaue Variable, die alles 
umfassen kann; von einer Bewegung über sehr kurze Distanz innerhalb einer 
Gemeinschaft bis zu transatlantischer Auswanderung. Auch der Zeitpunkt ab wann 
ein Mensch als MigrantIn gilt, ist nicht einheitlich und von Land zu Land verschieden. 
In Deutschland werden zum Beispiel auch Menschen als MigrantInnen erfasst, die 
lediglich drei Monate im Land sind, während man in der Schweiz und Großbritannien 
erst nach 12 Monaten zu einer/m ImmigrantIn wird.11 In Österreich versteht man unter 
»Migration« im Allgemeinen »Arbeitsmigration«, die in Österreich durch das 
Gastarbeiter-System in den frühen 60er Jahren des 20. Jahrhunderts einsetzte. 
Auf einer abstrakteren Ebene definiert sich der Begriff »Migration« normal durch die 
zurückgelegte Distanz, die die Wanderung auslösenden Motive sowie die 
Aufenthaltsdauer. Gemein ist fast allen Definitionen, dass „die meisten Definitionen 
9 Klaus J. Bade, Europa in Bewegung. Migration vom späten 18. Jahrhundert bis zur Gegenwart 
(München 2000) 11.
10 ONHCR (Hg.), Migration (o.O. 2008), online unter 
<http://www2.ohchr.org/english/issues/migration/taskforce/index.htm> (26. Mai 2008).
11 Rainer Münz, Internationale Migration. Eine Begriffsübersicht zum Thema Migration. Vortrag beim 
Forum Seniorenarbeit NRW (Köln 2003) 1, ein Auszug ist online zu finden unter <http://www.forum-
seniorenarbeit.de/output/La1/tx/373.127/_/tx%7C373.496.1/_/_.html> (23. Mai 2008).
9ein Wegziehen von daheim annehmen [meine Übersetzung]“12. Was allerdings 
»daheim« ist, variiert schon wieder.
Sieht man unter dem Eintrag »Migration« im Duden nach, findet man folgenden 
Eintrag: 
Mi|gra|ti|on, die; -, -en [lat. migratio??? ???????????????? ???? ?????????? ?????????
wegziehen]: a) (Biol., Soziol.) Wanderung od. Bewegung bestimmter Gruppen von 
Tieren od. Menschen; b) (Soziol.) Abwanderung von jmdm. in ein anderes Land, in 
eine andere Gegend, an einen anderen Ort; Auswanderung.13
Diese Definition lässt einen sehr breiten Interpretationsspielraum zu. Auf der einen 
Seite steht eine sehr weite Interpretation, wie zum Beispiel Migration „ist jede 
Ortsveränderung von Personen“14, die also jede/n Waldviertler StudentIn in Wien 
nicht zu einer/m WochenpendlerIn, sondern MigrantIn machen würde. Auf der 
anderen Seite gibt es sehr enge Definitionen wie Migration „ist der Übergang eines 
Individuums oder einer Gruppe von einer Gesellschaft zu einer anderen.“15 Nach 
dieser Definition wären Menschen, die in einer so genannten »Parallelgesellschaft« 
leben, keine MigrantInnen, da sie nicht in eine andere Gesellschaft »übergegangen« 
sind, also nicht nach den kulturellen Gepflogenheiten der Mehrheitsgesellschaft leben, 
sondern ihren Kulturkreis sozusagen in eine andere Region bzw. in ein anderes Land 
mitgenommen haben. 
Die Vereinten Nationen verwenden eine enge Definition von Migration. Laut Artikel 
II der »International Convention on the Protection of the Rights of All Migrant 
Workers and Members of Their Families« unterscheidet sich ein/e »(Arbeits)-
migrantIn« (migrant worker) von anderen Wanderungsformen dadurch, dass mit dem
Begriff »ArbeitsmigrantIn« eine Person bezeichnet wird, die „in einer entlohnten 
Aktivität in einem Staat, dessen Nationalität er oder sie nicht hat, beschäftigt ist, war 
oder sein wird [meine Übersetzung].“16 Dezidiert nicht gemeint mit dieser Definition 
sind Menschen, die im Ausland als Investor auftreten, im Auftrag des Staates oder 
12 Janet Dobson, Khalid Koser, Gail Maclaughlan, John Salt, International Migration and the United 
Kingdom: Recent Patterns and Trends. Final report to the Home Office (London 2001) 11f.
13 Duden, Deutsches Universalwörterbuch [CD-ROM] (Mannheim 42001).
14 Paloma Fernándes De La Hoz, Soziale Grund(un)rechte? ArbeitsmigrantInnen in Österreich. In: 
Margit Appel, Markus Blümel (Hg.), Soziale Grundrechte – Kriterien der Politik (Thaur 1998) 56-123, 
hier 93.
15 Fernándes De La Hoz, Soziale Grund(un)rechte? ArbeitsmigrantInnen in Österreich, 19.
16 ONHCR (Hg.), International Convention on the Protection of the Rights of All Migrant Workers and 
Members of Their Families (o.O. 1990) 2, online unter 
<http://www2.ohchr.org/english/law/pdf/cmw.pdf> (26. Mai 2008).
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internationaler Organisationen im Ausland sind, Menschen in Ausbildung, Flüchtlinge 
und staatenlose Personen sowie Seeleute und Menschen, die auf Anlagen vor der 
Küste arbeiten.17 Das bedeutet, dass diese Definition auf den Großteil der in 
Österreich und Großbritannien lebenden Menschen mit muslimischem Glauben 
zutrifft, da die meisten als ArbeitsmigrantInnen bzw. als Angehörige einer/s 
ArbeitsmitgrantIn in die beiden Länder gekommen sind. In die gleiche Richtung geht 
Münz bei seiner Definition von internationaler Migration:
[Es] gelten nur jene Personen als internationale Migranten, die ihren Wohnsitz für 
eine bestimmte Mindestdauer oder für unbestimmte Zeit – eventuell für immer – ins 
Ausland verlegen.18
Diese Definition von internationaler Migration setzt nicht nur erwerbs-, sondern auch 
familien-, politisch-, oder biographisch bedingte Wanderungsmotive voraus, sowie 
einen relativ dauerhaften Aufenthalt in der neuen Gesellschaft oder Region. Laut 
dieser Definition sind Kurzaufenthalte, wie sie zum Beispiel bei Touristen 
vorkommen, keine Migration, ebenso wenig fallen PendlerInnen, auch wenn sie ihren 
Arbeitsplatz im Ausland haben, unter die Rubrik internationale MigrantInnen. 
Die vorliegende Arbeit orientiert sich an den Definitionen der Vereinten Nationen und 
jener von Münz: Entscheidend als internationale/r MigrantIn zu gelten ist das 
Überschreiten einer Staatsgrenze, da das ein wichtiges Kriterium in der 
Rechtssprechung ist und auch von der Öffentlichkeit als relevant empfunden wird. 
Auch in dieser Arbeit sind mit ImmigrantInnen nicht jene Menschen gemeint, die im 
Auftrag ihres Staates in Österreich oder Großbritannien arbeiten oder im Rahmen von 
Austauschprogrammen in einem der beiden Länder studieren, auch wenn diese Fälle 
auf Grund der Datenlage nicht immer aus den Berechnungen herausgefiltert werden 
können. Die Datenlage verunmöglicht es punktuell auch zwischen Arbeitsmigran-
tInnen und Menschen mit anderen Wanderungsmotiven zu unterscheiden. Das 
bedeutet, dass in dieser Arbeit mit ImmigrantInnen nicht nur ArbeitsmigrantInnen 
gemeint sind, sondern alle Personen, die ihren Wohnsitz in ein anderes Land verlegt 
haben. 
17 ONHCR (Hg.), International Convention on the Protection of the Rights of All Migrant Workers, 3.
18 Münz, Internationale Migration, 1.
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2.2. »Assimilation« vs. »Integration«. Eine Begriffsent-/ver-wirrung
Der Begriff »Assimilation« wird in Europa in weiten Kreisen als politisch unkorrekt 
empfunden. Er erinnere an die Nationalstaatsbildung im 19. und 20. Jahrhundert und 
an die damit in Verbindung stehende gewaltsame Assimilation von Minderheiten. 
Außerdem fordere das Konzept die einseitige Aufgabe der kulturellen/sprachlichen 
Identität der MigrantInnen und damit in letzter Konsequenz ein Verleugnen ihrer 
Herkunft.19 Bei genauerer Betrachtung zeigt sich jedoch, dass der Begriff 
Schichtungen hat, was zumindest im wissenschaftlichen Diskurs im deutschen 
Sprachraum zu einer Wiederbelebung des lange Zeit im Hintergrund stehenden 
Terminus geführt hat. 
2.2.1. Der Assimilationsbegriff in Großbritannien
Der Begriff »Assimilation« ist in Großbritannien sehr stark negativ besetzt und tabu. 
Die Definition des Begriffs wurde, wie jene vieler Begriffe in diesem Bereich, sehr 
stark von der Definition durch die Commission for Racial Equality (CRE)20 geprägt, 
eine öffentlich finanzierte, unabhängige Organisation, die gegen Diskriminierung und 
für die Förderung von Gleichberechtigung arbeitete und die die nationalen Standards 
in diesen Fragen vorgab.21 Die CRE definiert Assimilation folgendermaßen: 
„Assimilation ist das Aufsaugen der Minderheiten in die Gepflogenheiten der 
Mehrheit. Es wird von ihnen verlangt, die Sprache, Bräuche und Werte der Mehrheit 
zu übernehmen [meine Übersetzung].“22 Die Assimilation wird der Integration 
diametral entgegengesetzt. Als Hauptnachteile der Assimilation werden empfunden, 
dass es keine homogene Mehrheit gibt, an die sich die Minderheiten angleichen 
könnten, das leichte Umschlagen in Nationalismus sowie das weitgehende Ignorieren 
der Wünsche und Bedürfnisse einzelner. Daher hat Assimilation in Großbritannien 
19 Vgl. Klaus J. Bade, Michael Bommes, Einleitung. In: Klaus J. Bade, Michael Bommes (Hg.) 
Themenheft: Migration – Integration – Bildung. Grundfragen und Problembereiche. (IMIS-Beiträge 
Heft 23 Juni 2004) (Osnarbrück 2004) 7-20, hier 7f.
20 Die CRE wurde mit 1. Oktober 2007 in die Equality and Human Rights Commission umgewandelt, 
über die sämtliche hier zitierte Dokumente und Seiten der CRE weiterhin zugänglich sind.
21 Vgl. die Selbstbeschreibung von CRE: Commission for Racial Equality, Good Practice (London 
o.J.), online unter < http://83.137.212.42/sitearchive/cre/gdpract/index.html > (23. Mai 2008).
22 Commission for Racial Equality, Words and Meanings. Segregation, Assimilation, Integration and 
Multiculturalism (London 2007), online unter 
<http://83.137.212.42/sitearchive/cre/diversity/wordsandmeanings/essay9.html> (22. Mai 2008).
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„generell eine negative Bedeutung von erzwungener Uniformität und Gering-
schätzung der Minderheiten [meine Übersetzung].“23
2.2.2. Der Assimilationsbegriff im deutschen Sprachraum
Auch im deutschsprachigen Raum ist im öffentlichen Diskurs mit dem Begriff 
»Assimilation« das Abwerfen aller Kennzeichen, durch die sich ethnische 
Minderheiten von der Mehrheit unterscheiden, gemeint. Die Minderheiten werden so 
„zu einer Art Kopie der ethnischen Mehrheit.“24 Die österreichische Anti-Rassismus-
Organisation »ZARA« definiert »Assimilation« folgendermaßen: „[Assimilation ist 
der] Vorgang der umfassenden Übernahme von Sprache, kulturellen Traditionen, 
Wert- und Verhaltensmustern der aufnehmenden Gesellschaft durch zuwandernde 
Personen.“25 Im Einklang zu obigen Beispielen stellt auch die Magistratsabteilung 17 
in Wien, zuständig für Integrations- und Diversitätsangelegenheiten, dem Wort 
»Anpassung« das Wort »Integration« in ihrem Internetauftritt als Antithese gegenüber 
und lehnt „[...] Assimilation im Sinne der Aufgabe der [...] kulturellen und 
sprachlichen Identität(en) [...]“26 ab.
Abb. 1) Grafik der MA 17 zum Thema Anpassung und Integration27
Quelle: Goran Novakovic (MA 17), Die MA 17 – wer wir sind und was wir bieten
23 CRE, Words and Meanings. Segregation, Assimilation, Integration and Multiculturalism.
24 Richard Alba, Victor Nee, Assimilation und Einwanderung in den USA. In: Klaus J. Bade, Michael 
Bommes (Hg.) Themenheft: Migration – Integration – Bildung. Grundfragen und Problembereiche. 
(IMIS-Beiträge Heft 23 Juni 2004) (Osnarbrück 2004) 21-40, hier 25.
25 Jasmine Böhm, Katrin Wladasch, Begriffsdefinitionen des Anti-Diskriminierungstrainings (Wien 
o.J.), online unter <http://zara.or.at/materialien/gleiche-chancen/elearning/bd/e_assimilation.htm> (23. 
Mai 2008).
26 Schriftliche Antwort von Mag. Kemal Boztepe, stellvertretender Leiter der Magistratsabteilung für 
Integrations- und Diversitätsangelegenheiten, MA 17, Wien, 16. Mai 2007.
27 Goran Novakovic (Magistratsabteilung 17), Die MA17 – wer wir sind und was wir bieten (o.O. o.J.), 
online unter <http://www.wien.gv.at/integration/arbeits.html> (13. April 2007).
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Wie in Großbritannien wird der Begriff in Österreich also als Gegensatz zu 
kulturellem und ethnischem Pluralismus und als einseitige Anpassungsleistung der 
zugewanderten Menschen verstanden. 
Im wissenschaftlichen Diskurs stellt sich die Definition hingegen als nicht so klar dar 
und das Konzept der »Assimilation« tritt wieder zunehmend in den Vordergrund: 
Hartmut Esser, dessen Migrationstheorie zu den wichtigsten Arbeiten in der 
deutschsprachigen Migrationsforschung gehört, beschreibt den Terminus 
»Assimilation« so: „Assimilation bedeutet im Zusammenhang interethnischer 
Beziehungen zunächst ganz allgemein die »Angleichung« der Akteure bzw. Gruppen 
an einen »Standard«.“28 Esser meint damit allerdings keine einseitige 
Anpassungsleistung der Minderheiten an die Aufnahmegesellschaft, sondern laut ihm 
geht es um die gleiche Verteilung in verschiedenen Bereichen – zum Beispiel, ob die 
Kinder von einer Bevölkerungsgruppe im Vergleich zur Allgemeinheit durch-
schnittlich eine bessere/schlechtere/gleiche schulische Leistung aufweisen. Dieses 
Vergleichen mit einem Standard betrifft natürlich nicht nur den Teil der Bevölkerung 
mit Migrationshintergrund, sondern ist allgemein gültig. Die bei den anderen 
genannten Beispielen im Zentrum der Definition stehende Homogenisierung der 
Bevölkerung unter Aufgabe der speziellen Merkmale der ethnischen Gruppe taxiert 
Esser als „naives Verständnis“29 des Begriffs. Esser geht davon aus, dass es 
„(mindestens) zur strukturellen Assimilation der Migranten, speziell im 
Bildungssystem und auf den primären Arbeitsmärkten, keine sinnvolle Alternative 
[gibt].“30 In die gleiche Kerbe schlagen Bade und Bommes, die „die unverzichtbare 
Ausrichtung der Lebensführung von Migranten an den sozial gültigen Erwartungen 
des jeweiligen Einwanderungskontexts als Bedingung für eine gelingende 
Lebensführung“31 sehen, und geben als Beispiel folgende Kausalkette: Das Erlernen 
der institutionalisierten Schrift- und Verkehrssprache ist notwendig, um erfolgreich an 
den Bildungseinrichtungen bestehen zu können, was wiederum zentrale 
Voraussetzung für ein erfolgreiches Partizipieren am Arbeitsmarkt ist.32 Das Erlangen 
28 Hartmut Esser, Welche Alternativen zur Assimilation gibt es eigentlich? In: Klaus J. Bade, Michael 
Bommes (Hg.) Themenheft: Migration – Integration – Bildung. Grundfragen und Problembereiche. 
(IMIS-Beiträge Heft 23 Juni 2004) (Osnarbrück 2004) 41-60, hier 45.
29 Esser, Welche Alternativen zur Assimilation gibt es eigentlich? 45.
30 Esser, Welche Alternativen zur Assimilation gibt es eigentlich? 45f.
31 Vgl. Bade, Bommes, Einleitung zum Themenheft Migration – Integration – Bildung, 8.
32 Vgl. Bade, Bommes, Einleitung zum Themenheft Migration – Integration – Bildung, 8f.
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einer gut bezahlten Stelle hat in Folge Auswirkungen auf die Möglichkeiten am 
Wohnungsmarkt und somit auf die Wohnsituation, die wieder einen großen Einfluss 
darauf hat, welche Schule man besucht, was besonders in Großbritannien eine große 
Auswirkung auf die Bildungschancen der SchülerInnen hat; damit hätte sich der Kreis 
wieder geschlossen. Mit anderen Worten: Es ist unverzichtbar, sich mit zentralen 
Institutionen und Erwartungen des jeweiligen Gastlandes auseinanderzusetzen. Das 
soll allerdings nicht implizieren, dass diese Institutionen sich nicht weiter um 
interkulturelle Transformationsprozesse zu kümmern brauchen. Im Gegenteil, der 
Staatsapparat ist dazu da, allen BürgerInnen zu dienen und hat die Verpflichtung zu
überprüfen, ob er dieser Anforderung gerecht wird und in welchen Situationen 
Anpassungen erforderlich sind. Womit der Begriff »Assimilation« keine Einbahn 
mehr wäre, sondern eine Interaktion von allen Seiten impliziert.
2.3. »Integration«: Die Eingliederung in ein größeres Ganzes
Der Begriff »Integration« wird, wie schon in der Einleitung zu diesem Kapitel 
bemerkt, oft strapaziert und ist dadurch ein diffuses Schlagwort ohne klare Definition 
geworden. Die Wurzeln des Wortes liegen im Lateinischen: »Integration« leitet sich 
vom lateinischen Wort »integratio« ab und bedeutet „Einbeziehung, Eingliederung in 
ein größeres Ganzes; Verbindung einer Vielheit von einzelnen Personen oder 
Gruppen zu einer gesellschaftlichen und kulturellen Einheit; (Wieder)herstellung 
einer Einheit (aus Differenziertem).“33 Diese Definition sagt allerdings nichts darüber 
aus, ob ein Mensch einen Migrationshintergrund hat oder wie und wie stark er sich in 
ein System eingliedern muss, um ein größeres Ganzes zu erreichen, also als integriert 
zu gelten. Aber sie zeigt sehr schön auf, was das Wort »Integration« ist: ein 
Dachbegriff für unterschiedliche Eingliederungskonzepte. Dieser Spielraum hat dazu 
geführt, dass das Wort »Integration«, hinter dem sich kein fixes Konzept befindet, 
unterschiedlich interpretiert wird und in Folge sehr schwammig geworden ist.34
Zusätzliche Verwirrung stiftet die Tatsache, dass manche Integrationsstrategien in der 
Öffentlichkeit völlig anderes dargestellt werden, als sie wirklich sind. So wird das 
auch in Österreich oft zitierte »Niederländische Modell« von Politik und Medien in 
33 Duden, Deutsches Universalwörterbuch [CD-ROM].
34 Heinz Fassmann, Der Integrationsbegriff: missverständlich und allgegenwärtig – eine Erläuterung. 
In: Manfred Oberlechner (Hg.), Die missglückte Integration? Wege und Irrwege in Europa (Wien 
2006) 225-238, hier 225.
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vielen europäischen Ländern als Beispiel für ein liberales und großzügiges Programm 
präsentiert. Einseitig werden die Vorzüge des Programms gepriesen, und es wird als 
Privileg dargestellt, dass MigrantInnen das Recht haben, daran teilnehmen zu dürfen. 
Was man meist vergeblich in Berichten und Aussagen von Politikern zu diesem 
Modell sucht, ist die Tatsache, dass die Teilnahme eine Verpflichtung ist, mit der der 
Erhalt der Staatsbürgerschaft verknüpft ist. Trotzdem hatten vielleicht gerade diese 
Darstellung, sowie der liberale Ruf der Niederlande einen positiven Effekt auf die 
Integrationsdebatte in Europa. Beide haben nämlich sehr stark dazu beigetragen, dass 
Integrationsprogramme in der EU en vogue geworden sind, was zu vor ein paar 
Jahren noch undenkbaren Harmonisierungstendenzen unter den Mitgliedsländern 
geführt hat.35 Zu einer genaueren Definition des Begriffs hat das bislang allerdings 
nicht geführt. Das »Handbuch der Integration«, in dem verschiedene Optimallösungen 
einzelner EU-Mitgliedsländer gebündelt wurden, befindet, „eine einzige, exakte 
Definition von Integration könnte sich als zu eng erweisen [meine Übersetzung]“36
und verweist stattdessen auf „die Identifikation von Kernintegrationsdimensionen, die 
als funktionierende Definition dienen können [meine Übersetzung].“37
Es verwundert nicht, dass angesichts des breiten Assoziationsfelds, auf das das 
Stichwort »Integration« verweist, von Seiten der Wissenschaft immer vehementer 
eine genaue Definition des Begriffs verlangt wird: 
Ganz allgemein lässt sich Integration laut Esser als „Zusammenhalt von Teilen in 
einem systemischen Ganzen“38 verstehen. Das »systemische Ganze« wäre in diesem 
Fall die Gesellschaft und den »Teilen« würden Personen bzw. Personengruppen 
entsprechen. Ein Zusammenhalt ist nur dann möglich, wenn die Teile miteinander 
interagieren oder eine bestimmte gemeinsame Grundlage haben, auch wenn das nur 
die Abgrenzung gegenüber Dritten ist. „Die Integration eines Systems ist somit über 
die Existenz von bestimmten Relationen der wechselseitigen Abhängigkeit zwischen 
den Einheiten und der Abgrenzung zur jeweiligen Umwelt definiert, durch ihre 
35 Vgl. Ines Michalowski, Integration Programmes for Newcomers – a Dutch Model for Europe? In: 
Klaus J. Bade, Michael Bommes, Jochen Oltmer (Hg.), IMIS-Beiträge Heft 24/2004 (Osnarbrück 2004) 
163-175.
36 Jan Niessen, Yongmi Schibel, on behalf of the European Commission, Handbook on Integration for 
Policy-Makers and Practitioners (o.O. 2004), online unter <http://www.migration-
boell.de/pics/handbook_en.pdf> (04. Mai 2007) 8.
37 Niessen, Schibel, on behalf of the European Commission, Handbook on Integration, 8.
38 Hartmut Esser, Integration und ethnische Schichtung. Arbeitspapiere des Mannheimer Zentrums für 
Europäische Sozialforschung (Mannheim 2001) 40. Zitiert nach Fassmann, Der Integrationsbegriff, 
226.
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Interdependenz.“39 Diese Definition ist für alle Teile einer Gesellschaft gültig. Bei 
MigrantInnen kommt eine weitere Dimension hinzu, nämlich die doppelte 
Perspektive, denn ImmigrantInnen sind auf Grund der Verlagerung ihres Wohnsitzes 
immer Teil einer aufnehmenden Gesellschaft; gleichzeitig sind sie aber auch noch, 
oder noch immer, Teil der Herkunftsgesellschaft. Beim Wanderungsprozess sind also 
nicht nur die Wandernden selbst, sondern auch immer zwei Gesellschaft betroffen. 
„Bei Zuwanderung geht es daher nicht mehr nur um die Relation von Personen zu 
einer Gesellschaft als dem systemischen Ganzen, sondern um die Beziehung zu zwei 
unterschiedlichen gesellschaftlichen Subeinheiten“40 Es geht also um das Interagieren 
zwischen einer ethnischen Minderheit mit einer anderen, und/oder der Mehrheits-
gesellschaft. Nur wenn solche Interaktionen auf der horizontalen Ebene, also unter 
den einzelnen Teilen der Gesellschaft, und auf der vertikalen Ebene, also mit den 
staatlichen Institutionen funktionieren, kann man von integrierten Menschen 
sprechen. Dabei nehmen weder die Mehrheitsgesellschaft oder ein anderer Teil einer 
Gesellschaft, noch die staatlichen Institutionen starre, unbewegliche Haltungen ein, 
sondern tun was möglich ist, um Relationen zu ermöglichen und, wenn nötig, aktiv zu 
fördern. Rainer Bauböck beschreibt Integration daher auch als „Prozess der 
wechselseitigen Anpassung und Veränderung zwischen einer aufnehmenden und einer 
aufzunehmenden Gruppe.“41
2.3.1. Der Integrationsbegriff in Österreich
Dem Vorbild anderer Staaten folgend hat die österreichische Regierung unter 
Bundeskanzler Schüssel die so genannte »Integrationsvereinbarung« ins Leben 
gerufen. Bemerkenswert an der Vereinbarung ist, dass sie sich ausschließlich mit dem 
Sprachenlernen befasst.42 Laut Integrationsvereinbarung bedeutet Integration 
lediglich, rudimentäre Kenntnisse der deutschen Sprache zu erwerben. Je besser man 
also Deutsch spricht, desto besser ist man laut diesem Ansatz integriert. Selbst wenn 
man diese »Integrationsvereinbarung« nur als Startpunkt betrachtet, ist das ein mehr 
39 Esser, Integration und ethnische Schichtung. Zitiert nach Fassmann, Der Integrationsbegriff, 226.
40 Fassmann, Der Integrationsbegriff, 227.
41 Rainer Bauböck, Gleichheit, Vielfalt und Zusammenhalt – Grundsätze für die Integration von 
Einwanderern. In: Patrik Volf, Rainer Bauböck, Wege zur Integration. Was man gegen 
Fremdenfeindlichkeit tun kann. (Klagenfurt 2001) 11-41, hier 14.
42 Vgl. Bundesministerium für Inneres (Hg.), Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz, 




als dürftiger Ansatz, da das Partizipieren an einer Gesellschaft sicherlich nicht nur von 
sprachlichen Fähigkeiten abhängt; ganz abgesehen davon, dass das angestrebte 
Niveau von A1/A2 des gemeinsamen europäischen Referenzrahmens43 wohl kaum 
geeignet ist, um am öffentlichen Leben teilhaben zu können.
Ein weiteres in Österreich oft strapaziertes Motto ist jenes von der »Integration vor 
Neuzuzug«. Was damit genau gemeint ist, bleibt allerdings im Verborgenen. Vielen 
wird so suggeriert, dass Österreich kein Einwanderungsland ist, dass die 
Zuwanderung gestoppt ist, und eine weitere erst dann erfolgen wird, wenn sich die 
bereits im Land Anwesenden integriert haben. Die Immigrationsleistung wird damit 
zu 100% den ImmigrantInnen übertragen. Nur – wann ist man völlig integriert? 
Welche Integrationsleistungen muss man erbringen, um sich dieses Mäntelchen 
umhängen zu können? Und woran soll man sich orientieren? Österreich ist kein 
homogener Staat, sondern weist signifikante kulturelle Unterschiede auf. Man denke 
nur an den ewigen Konflikt zwischen der Metropole Wien und den ländlichen 
Gebieten Österreichs. Diese Fragen warten weiterhin beharrlich auf Beantwortung, 
denn viele Stellen in Österreich – im Gegensatz zu jenen in Großbritannien – geben 
sich bedeckt, welches Konzept sich nun genau hinter dem Dachbegriff der 
»Integration« versteckt. 
Anders als in der Bundespolitik ist die Integration von MigrantInnen in der 
Stadtpolitik der Stadt Wien seit geraumer Zeit verankert; so gibt es zum Beispiel eine 
amtsführende Stadträtin für Integrationsfragen, und die schon erwähnte, für 
Integrations- und Diversitätsangelegenheiten zuständige MA17. Letztere definiert das 
Wort »Integration« folgendermaßen: 
Integration ist die Herstellung von Chancengleichheit und Gleichberechtigung, die 
Ermöglichung der Teilhabe an gesellschaftlichen und politischen Entscheidungs-
prozessen, die Sicherung von Zugängen zu gesellschaftlichen Ressourcen wie Arbeit, 
Bildung und Wohnen, die Erweiterung individueller und kollektiver Spielräume und 
Kompetenzen, mit dem Ziel, die gegenseitige Anerkennung und kulturelle Vielfalt zu 
fördern. Integration richtet sich nicht allein an die zugewanderte Bevölkerung, d.h. sie 
ist keine Einbahnstrasse [sic!], sondern bezieht sich – letztendlich – auf jeden 
Einzelnen in der Gesellschaft. [...] Der Mehrheitsgesellschaft kommt im Integrations-
prozess eine besondere Verantwortung für die Gestaltung integrationsfördernder 
43 Der Gemeinsame Europäische Referenzrahmen gibt drei Niveaus (von A bis C) vor, wobei jedes 
zwei Mal unterteilt ist (z.B. A1/A2). Laut dem Referenzrahmen sollte man sich auf dem Niveau A2 
über einfache, routinemäßige Dinge verständigen können und geläufige Sätze und Wörter verstehen. 
Den gesamten Referenzrahmen findet man unter 
<http://www.wien.gv.at/integration/pdf/europaeischer-referenzrahmen.pdf> (04. Mai 2007).
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Rahmenbedingungen (Aufenthalt, Beschäftigung, soziale Rechte, Bekämpfung von 
Diskriminierung usw.) zu.44
Laut dieser Definition liegt es nicht nur an den ImmigrantInnen, sich an die 
Gesellschaft des Einwanderungslandes anzupassen, sondern es erfordert auch ein 
Entgegengehen der Mehrheitsbevölkerung, die ihre politischen, rechtlichen und 
kulturellen Institutionen so gestalten muss, dass Chancengleichheit möglich wird. 
Dadurch soll sichergestellt werden, dass ethnische Minderheiten, die sehr oft in den 
unteren Bereichen des sozialen Spektrums zu finden sind, dieses erfolgreich verlassen 
können.
Zusammenfassend lässt sich also feststellen, dass das Bild in Österreich uneinheitlich 
ist. Während es in der Diskussion auf der Ebene der Bundespolitik in den letzten 
Jahren vorwiegend um die Verhinderung von Zuwanderung ging, einhergehend mit 
beleidigenden und diskriminierenden Wahlkämpfen der zunächst in der Regierung 
sitzenden, sich seit 2005 wieder in Opposition befindlichen FPÖ45, gibt es in Wien 
Schritte in Richtung einer Diversitätspolitik, deren Grundannahme es ist, dass Städte 
unter dem Eindruck heterogener Zuwanderung „als politisches Gemeinwesen und 
Administration gefordert sind, sich auf den Wandel in der Stadt einzustellen und zu 
verändern“46, und in der alle ethnischen Gruppen in erster Linie als BürgerInnen und 
damit selbstverständlicher Teil der Bevölkerung gesehen und berücksichtigt werden.
2.3.2. Der Integrationsbegriff in Großbritannien
Im Unterschied zu Österreich lässt die Definition des Begriffs »Integration« in 
Großbritannien an Deutlichkeit nichts zu wünschen übrig und ist über Partei- und 
Institutionsgrenzen hinweg gleich. Dabei erlebte der Begriff »Integration« erst in den 
letzten Jahren als Antithese zum Begriff »Assimilation« eine Wiederkehr.47 Noch 
2005 sprach Trevor Phillips, damals Vorsitzender der CRE, im Rahmen seiner 
Eröffnungsrede48 auf einer von der CRE organisierten Konferenz die Frage an, ob 
44 Antwort Kemal Boztepe.
45 Vgl. FPÖ-Büro HC Strache (Hg.), Wir Österreicher. Das Bürgermagazin. Postwurfsendung (Wien 
2006). 
46 Eugen Antalovsky, Alexander Wolffhardt, Migration Integration Diversitätspolitik (Wien 2002) 15.
47 Commission for Racial Equality (CRE), Integration, Multiculturalism and the CRE (London 2007), 
online unter <http://83.137.212.42/sitearchive/cre/diversity/integration/index.html> (23. Mai 2008).
48 Trevor Phillips, The Debate about how We Create Our Path to Integration Starts here. Trevor 
Phillips’ speech at the launch of the CRE’s good race relation guide (o.O. 12. Juli 2005), Transkription 
online unter <http://83.137.212.42/sitearchive/cre/Default.aspx.LocID-0hgnew075.RefLocID-
0hg00900c002.Lang-EN.htm> (23. Mai 2008).
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man den Begriff überhaupt verwenden sollte. In Ungnade gefallen war der Begriff in 
den 80er und 90er Jahren des 20. Jahrhunderts, da speziell in den vorhergehenden 
zwei Jahrzehnten ein Konzept als Integration bezeichnet wurde, das eigentlich 
Assimilation im Sinne von totaler Anpassung an die Mehrheitsbevölkerung war. 
Während Assimilation als Einbahnstraße gesehen wird – das Anpassen hat 
ausschließlich von der Seite der Zuwanderer zu erfolgen – verlangt Integration nicht 
die Auslöschung von allen kulturellen Unterschieden.49 Trevor Phillips definiert den 
Integrationsprozess wie folgt:
Das ist es, was wir meinen, wenn wir von Integration sprechen – kein Prozess, wo 
neue MigrantInnen aufgefordert werden ihre Identitäten zurück zu lassen, um zu 
werden wie jedeR andere, wer immer das sein mag. Nein, wir meinen einen Prozess, 
in dem jedeR, der/die in diesem Land lebt, das Recht hat, Zugang zu allen 
Möglichkeiten, die es bietet, zu haben, und die Pflicht, jeden Beitrag, den er/sie fähig 
ist beizusteuern, zu leisten [meine Übersetzung].50
Im Zentrum dieser Definition von Integration steht also der gleichberechtigte Zugang 
zu materiellen und immateriellen Ressourcen für alle. Weiters liegt der Fokus darauf, 
dass die MigrantInnen die alteingesessene Bevölkerung beeinflussen und vice versa, 
es also keine Veränderungseinbahn in eine Richtung existiert. Es verändern sich durch 
die wechselseitigen Einflüsse sowohl die MigrantInnen als auch die aufnehmende 
Gesellschaft. Dadurch kann es zu einer Annährung und im Endeffekt integrierten 
Gesellschaft kommen. Diese Annährung soll durch die Interaktion zwischen den 
einzelnen ethnischen Gruppen zustande kommen. Damit ergeben sich drei essenzielle 
Komponenten der Integration für die CRE:
Gleichberechtigung für alle Segmente der Gesellschaft; Partizipation von allen 
Segmenten der Gesellschaft in den Prozessen und Entscheidungen, die die Zukunft 
des Landes modellieren; und Interaktion zwischen allen Segmenten der Gesellschaft 
[meine Übersetzung].51
In die gleiche Richtung stoßen die Forderungen vom Abgeordneten des britischen 
Parlaments Sadiq Khan (Labour), einem der wichtigsten jungen Muslime in 
Großbritannien und aufstrebenden Politiker. Um das Ziel – ein Großbritannien, in 
dem sich alle Menschen als Teil des Landes fühlen, zu erreichen, fordert er ein Ende 
der Laissez-faire-Integrationspolitik und positive Schritte. Sadiq Khan schlägt einen 
49 Vgl. CRE, Integration, Multiculturalism and the CRE.
50 Phillips, Debate about how We Create Our Path to Integration Starts here.
51 CRE, Integration, Multiculturalism and the CRE.
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horizontalen Vertrag zwischen den BürgerInnen untereinander und einen vertikalen 
Vertrag zwischen den BürgerInnen und dem Staat vor. Der horizontale Vertrag soll 
sicherstellen, dass jedeR miteinander interagiert und sich so als Teil der Gesellschaft 
fühlt. Der vertikale Vertrag soll gewährleisten, dass Gleichberechtigung eine Realität 
ist, und dass alle Menschen, egal mit welchem familiären, religiösen oder ethnischen 
Hintergrund, die gleichen Lebenschancen haben.52
In dieser Arbeit impliziert der Begriff »Integration« den gleichberechtigten Zugang zu 
materiellen und immateriellen Ressourcen der Aufnahmegsesellschaft, und dass 
sowohl vertikale als auch horizontale Interaktion existiert. Das schließt mit ein, dass 
die Institutionen so gestaltet werden, dass ein gleichberechtigtes Miteinander möglich 
wird und dass sowohl die Mehrheitsgesellschaft als auch die ethnische Minderheit 
durch ihr Verhalten Interaktion nicht verunmöglichen. 
2.4. Über »Ethnie« und »ethnische Minderheit«
Während in Großbritannien nicht nur in den Medien und in der Öffentlichkeit, 
sondern auch in der Politik und in wissenschaftlichen Publikationen sehr oft von 
»Race«, also »Rasse«, gesprochen wird, wurde dieser Terminus in Österreich auf 
Grund der Forderung vieler NGOs unter anderem wegen seiner negativen 
Konnotationen durch »ethnische Zugehörigkeit«, oder »ethnische Minderheit« 
ersetzt.53 Anders als im deutschsprachigen Raum hat der Begriff »race« in der 
Soziologie im anglikanischen Raum überlebt und ist, trotz wachsender Kritik, nach 
wie vor ein legitimes Konzept für soziologische Analysen, da es der Wirklichkeit und 
Praktiken der sozialen Akteure entspricht.54 In der vorliegenden Arbeit wird diese 
Ansicht nicht geteilt, sondern der Kritik, dass es sich bei dem Ausdruck um ein 
ideologisches Konstrukt handelt, zugestimmt. Es soll also hier nicht der Begriff 
»Rasse« verwendet werden, sondern »ethnische Minderheit«. Das Wort »Ethnie« hat 
altgriechische Wurzeln: »Ethnos« scheint eine ganze Reihe Situationen, in denen 
52 Sadiq Khan, Being a British Muslim. Speech at a Fabian Conference on Britishness, one year from 
7th July (London 3. Juli 2006), Transkription online unter 
<blogs.bbc.co.uk/nickrobinson/sadiqkhanspeech.doc> (21. Jänner 2007).
53 Europäische Kommission gegen Rassismus und Intoleranz (ECRI) (Hg.), Dritter Bericht über 
Österreich (Straßburg 2005) 45.
54 David Mason, Race and Ethnicity in modern Britain (Oxford 22000) 7f.
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Menschen miteinander gelebt und interagiert haben, beschrieben zu haben.55 Je 
stärker der Begriff »Rasse« nach 1945 in Misskredit geriet, desto häufiger füllte 
»Ethnie« die entstehende Lücke aus. Eine Entwicklung, die derzeit ihren Höhepunkt 
erfährt: kaum ein Diskurs, sei er politischer oder wissenschaftlicher Natur, kommt 
ohne die Begriffe rund um »Ethnie« aus. Dass die Definition des Begriffs »Ethnie« 
bei weitem nicht einheitlich, sondern erstaunlich breit gefächert ist, zeigt die 
Auseinandersetzung von Sandra Walkman mit dem Thema. Sie schreibt:
Zwei Gruppen Menschen mit gemeinsamen kulturellen Wurzeln, in ähnlichen 
Minderheitspositionen werden nicht zwangsläufig die gleichen Elemente von ihrer 
traditionellen Kultur verwenden, um sich selbst von anderen abzugrenzen. Was sie 
verwenden, wird von den Möglichkeiten abhängen, die sie haben, was sie (wissentlich 
oder unwissentlich) zu erreichen hoffen und von der Auswahl der Optionen, die ihnen 
zu der Zeit zur Verfügung stehen [meine Übersetzung]56
Nach dieser Definition wäre die Ethnie nicht mehr ausschließlich durch die Zwänge 
der Geburt vorgegeben, sondern es gibt eine Grenze, die situationsabhängig 
Verschiebungen erfahren kann. Je nachdem in welchem Umfeld man sich befindet, 
und was man erreichen will, wäre man dann z.B. ÖsterreicherIn oder EuropäerIn bzw. 
EngländerIn, BritIn oder EuropäerIn. Eine weitere Schichtung erfährt dieses Konzept 
bei MigrantInnen, die möglicherweise gleichzeitig JugoslawInnen, KroatInnen, 
ÖsterreicherInnen und EuropäerInnen sind, wobei man hier natürlich bedenken muss, 
dass diese Wahlmöglichkeit oft nur begrenzt oder gar nicht möglich ist, da die 
menschliche Wahrnehmung natürlich auch von der Umgebung, die einen einordnet 
und zuordnet, abhängt.57 Jenkins beschreibt die grundlegenden Punkte des Konzepts 
»Ethnie« wie folgt:
• Ethnie hat mit kultureller Abgrenzung zu tun [...]
• Der Fokus des Konzepts ist Kultur, aber es ist auch in sozialer Interaktion verwurzelt 
und in einem erheblichen Ausmaß das Ergebnis von jener.
• Ethnie ist genauso veränderbar wie die Kultur, von welcher sie ein Bauteil ist oder 
den Situationen, in welchen sie produziert und reproduziert wird.
• Ethnie als soziale Identität ist gleichzeitig kollektiv und individuell, offen gelegt in 
sozialer Interaktion und internalisiert in persönlicher Selbst-Identifikation [meine 
Übersetzung].58
55 Richard Jenkins, Rethinking Ethnicity: Arguments and Explorations (London 1997) 9f.
56 Sandra Wallman, Introduction: The Scope for Ethnicity. In: Sandra Wallman (ed.), Ethnicity at work 
(London 1979) 5f.
57 Eine umfassende Diskussion zu diesem Modell bietet Richard Jenkins, Rethinking Ethnicity: 
Arguments and Explorations (London 1997) 3-16 und 40-51.
58 Jenkins, Rethinking Ethnicity, 13f.
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In Einklang mit den grundlegenden Konzepten Jenkins beschreibt Bulmer den Begriff 
»ethnische Gruppe« wie folgt:
Eine ethnische Gruppe ist ein Kollektiv innerhalb einer größeren Bevölkerung, das 
eine wirkliche oder mutmaßliche gemeinsame Abstammung, Erinnerungen an eine 
gemeinsame Vergangenheit und einen kulturellen Fokus auf eine oder mehrere 
symbolische Elemente, die die Identität, wie Verwandtschaft, Religion, Sprache, 
gemeinsames Territorium, Nationalität oder physischen Aussehen hat, hat. Mitglieder 
einer ethnischen Gruppe sind sich dessen bewusst, einer ethnischen Gruppe anzuge-
hören [meine Übersetzung].59
Das Verständnis des Begriffs »ethnic minority« in Großbritannien stimmt mit dieser 
Definition überein. Bei dem Begriff »ethnic minority« wird im öffentlichen Diskurs 
vorwiegend auf Menschen Bezug genommen, die aus dem Neuen Commonwealth und 
Pakistan immigriert sind, also Menschen, deren Hautfarbe normaler Weise nicht mit 
»weiß« beschrieben werden würde. Es ist also der augenscheinliche Unterschied, der 
prominent ist, was folgerichtig bedeutet, dass andere Minderheiten wie zum Beispiel 
jene aus Polen, Irland oder Deutschland, nicht gemeint sind, oder nur höchst selten, 
wenn von »ethnic minorities« gesprochen wird. Damit wird eine wesentliche 
Schwachstelle dieses Konzepts aufgezeigt: Eine Gruppe muss einen gewissen Grad an 
prominenten Unterschieden aufweisen, während Ähnlichkeiten außer Acht gelassen 
werden. Der große Vorteil dieses Begriffs ist, dass er biologische Assoziationen 
vermeidet und stattdessen auf kulturelle Unterschiede anspielt.60
In den letzten Jahren, genauer seit dem im Zensus 2001 die Kategorie »White« in die 
Unterkategorien »White British«, »White Irish« und »White Other« unterteilt wurde, 
hat sich die Verwendung des Begriffs »ethnic minority« zumindest in der 
Fachliteratur etwas geändert. Seither fallen auch »White Irish« und »White Other«
unter ethnische Minderheiten – anders als vor dem Jahr 2001 werden also 
ImmigrantInnen aus dem EU-Raum auf einer Ebene mit ImmigrantInnen von anderen 
Teilen der Welt behandelt. Der Unterschied ist damit nicht mehr zwischen »weiß« 
und »schwarz« ausgedrückt, sondern »weiß britisch« und allen anderen in 
Großbritannien wohnhaften Menschen, die sich nicht dieser Gruppe zugehörig fühlen.
Das Konzept der »Minderheit« bzw. »minority« ist sowohl in Österreich als auch in 
Großbritannien, wo der Begriff sehr selten alleine vorkommt sondern praktisch immer
59 Martin Bulmer, The Ethnic Group Question in the 1991 Census of Population. In: David Coleman, 
John Salt, Ceri Peach, Ethnicity in the 1991 Census of Population (London 1997) 35.
60 Mason, Race and Ethnicity in modern Britain, 15f.
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in Zusammenhang mit ethnic minority, relativ leicht zu definieren; es handelt sich 
dabei um Gruppen, die im Gegensatz zur absoluten Bevölkerung numerisch relativ 
klein sind. Schwieriger ist die Definition zum Beispiel in den Vereinigten Staaten, wo 
Minderheiten in manchen relativ großen Teilen des Landes die Mehrheit stellen. Hier 
definiert man den Ausdruck »Minderheit« im Sinne von Macht. Minderheiten sind 
demnach jene Gruppen, die einer oder mehreren Gruppen untergeordnet sind, 
unabhängig von der Größe dieser Gruppe. Das Problem bei dieser Definition ist 
freilich, dass ihr zu Folge die große Mehrheit der Schwarzen in Südafrika plötzlich 
zur Minderheit werden würde.61
2.5. »Multikulturelle Gesellschaft« versus »multiethnische Gesellschaft«
Der Begriff der »multicultural society« war in Großbritannien seit Herbst des Jahres 
2006 omnipräsent. Es werden laufend Werbungen über die Vorzüge von 
»multicultural Scotland« unter dem Motto »One Scotland, many cultures« geschalten, 
im Oktober fand in Edinburgh ein Festival unter dem Titel »Rock against Racism. 
Celebrating a multicultural Scotland« statt. Erstaunlich ist bei der häufigen 
Verwendung des Begriffs, dass sich nirgends eine genaue Definition des Begriffs 
findet. Für die CRE ist der Begriff »multiculturalism« so diffus, dass sie keine 
Definition dafür anbietet, sondern nur Beispiele für politische und ideologische 
Auslegungen nennt, die der Meinung der CRE nicht entsprechen. Die CRE hinterfragt 
zum Beispiel kritisch die Annahme, dass eine Gesellschaft verschiedene Kulturen 
beherbergen soll, die nicht miteinander kommunizieren und daher auch keine 
Wechselwirkungen aufeinander haben.62
Der Ursprung des Begriffs »multicultural society« ist nicht genau geklärt, manche 
sehen seinen Geburtsort in Kanada, andere in den Vereinigten Staaten.63 Eine 
zentrale, oft wiederholte Forderung des Multikulturalismus ist die „wechselseitige 
Anerkennung der Besonderheiten und Gegensätzlichkeiten, [und die] angemessene 
Repräsentation der Identitäten und Gruppen als gleichermaßen achtungswürdig [...]“64
Es wird also keine Anpassung erwartet, oder gar in diese Richtung Druck ausgeübt, 
61 Mason, Race and Ethnicity in modern Britain 14f.
62 CRE, Integration, Multiculturalism and the CRE.
63 Peer Egtved, Multikulturell oder liberal? Die Politik und die Zuwanderung im deutsch-britischen 
Vergleich (Opladen 2002) 27.
64 Egtved, Multikulturell oder liberal? 47.
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sondern das gleichberechtigte Nebeneinander von kulturell unterschiedlichen 
Bevölerkungsgruppen akzeptiert. 
Der Begriff der »multikulturellen Gesellschaft« wird im öffentlichen Diskurs sehr 
unterschiedlich bewertet und es ist keineswegs klar, „ob es sich dabei um ein Ziel, 
eine Gefahr oder gar um eine urbane Selbstverständlichkeit handelt.“65 Speziell im 
Alltagsgebrauch wird der Begriff häufig von Negativbildern geprägt und begleitet. 
Teilweise geschieht dies nicht ganz zu Unrecht, denn Parallelgesellschaften, Tariq 
Modood nennt sie „life-style enclaves“66, die durch gesellschaftliche, politische und 
ökonomische Segregation entstehen, sind natürlich auch multikulturelle Gesell-
schaften und werden auch von der Propagierung der multikulturellen Gesellschaft 
gefördert. Das kann allerdings nicht im Sinne einer Gesellschaft sein, da das 
gegenseitige Ignorieren, also das Nicht-Stattfinden von Interaktion zwischen 
Gesellschaftsmitgliedern, keine funktionierende Gesellschaft zulässt. Multikulturalität 
stößt auch dort an seine Grenzen, wo Illiberalität auf einen liberalen Staat trifft, wie 
das bei manchen muslimischen Gruppierungen in Großbritannien der Fall ist, die im 
Zuge der Rushdie-Affaire und den Kriegen im Irak und Bosnien eine Radikalisierung 
erfahren haben.67 So lehnt die Islamic Academy London, die SchülerInnen 
„Gegenstände aus einer islamischen Perspektive [meine Übersetzung]“68 beibringt 
und sie auf die Matura vorbereitet, den multikulturellen Ansatz69 für britische Schulen 
ab, da er zu säkular sei und muslimischen SchülerInnen „[…] Bildungsideale, wie 
Autonomie und eine kritische Annährung an ihre eigene Kultur und Religion 
vermittelt. […] Die muslimische Gemeinschaft kann die säkulare, philosophische 
Basis [...] nicht akzeptieren [meine Übersetzung].“70 Die in einigen arabischen und 
zentralasiatischen Ländern verbotene radikale Hizb ut Tahrir (Islamische 
Befreiungspartei), die in Großbritannien sehr aktiv ist und speziell in muslimischen 
65 Erol Yildiz, Multikulturalität und Demokratie im Zeitalter der Globalisierung. In: Christoph 
Butterwegge, Gudrun Hentges (Hg.), Zuwandern im Zeichen der Globalisierung. Migrations-, 
Integrations- und Minderheitenpolitik (Opladen 22003) 253-270, hier 253.
66 Tariq Modood, Multicultural Politics. Racism, Ethnicity and Muslims in Britain (Minnesota 2005) 
137.
67 Vgl. Christian Joppke, Immigration and the Nation-State: the United States, Germany and Great 
Britain (Oxford 1999) 252-258.
68 London East Academy, online unter <http://www.islamicforumeurope.com/live/ife.php?doc=lea> 
(22. Mai 2008).
69 Konkret bezieht sich die Kritik auf das für die damalige Regierung erstellte »Swann Gutachten«, in 
welchem 1985 die Idee der multikulturellen Schule aufgegriffen wurde.
70 Zitiert nach Gilles Kepel, Allah in the West: Islamic Movements in America and Europe (Cambridge 
1997) 120.
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Studenten-Gesellschaften in London dominiert, ruft mit Hilfe von Flugblättern zu 
Abschottung und dem Kampf gegen die Demokratie auf:
Der Islam verbietet dir und jedem anderen Muslim Amerika, Russland, 
Großbritannien oder Frankreich oder irgendeinem anderen ungläubigen Land 
gegenüber Loyalität zu geloben. [...] Allah hat es den Glaubenden auch verboten sich 
mit Ungläubigen anzufreunden oder ihnen Geheimnisse zu verraten, da diese 
Ungläubigen nur danach trachten den Glaubenden Schaden zuzufügen. [...] Die Idee 
einer demokratischen Gesellschaft ist betrügerisch, gefährlich und undurchführbar.71
Endstation solcher Radikalisierungstendenzen stellen Morde wie jene am 
holländischen Filmemacher Theo van Gogh im November 2004 in Amsterdam und 
die Anschläge von London im Juli 2005 dar. Spätestens hier begann das Ideal des 
multikulturellen Staates zu bröckeln, in den Niederlanden stärker als in 
Großbritannien.
Natürlich ist Multikulturalität nicht a priori negativ, sondern kann unter gewissen 
Voraussetzungen sehr befruchtend sein; hier ist allerdings peinlichst darauf zu achten, 
dass nicht nur solche Differenzen, die die eigene Kultur bereichern können, akzeptiert 
werden und jene, die nicht attraktiv scheinen, als vormoderne Traditionen abgetan 
werden.72 Der Rahmen könnte sein, dass die fundamentalen Werte und Normen eines 
säkularen Rechtsstaates und der Demokratie anerkannt und akzeptiert werden. Dieter 
Oberndörfer schlägt in einem IMIS-Beitrag, in dem er den multiethnischen Staat 
leidenschaftlich verteidigt, in Bezug auf Deutschland folgendes vor: „Was allen 
Bürgern der Republik [Deutschland] abverlangt werden kann, ist Verfassungs-
patriotismus [...] als Bejahung der Werte, Ordnungen und Institutionen der 
Republik.“73 Das ist natürlich nicht nur für Deutschland gültig, sondern auch für 
Österreich und teilweise auch für Großbritannien, auch wenn in Großbritannien auf 
Grund eines anderen juristischen Systems keine Verfassung existiert. Die Definition, 
was die »politischen Grundwerte« genau sind, bleibt mit der Erwähnung der 
politischen Freiheit, der Rechts- und Sozialstaatlichkeit freilich vage.74 Obwohl so 
71 Kathy Evans, Radical Time-Bomb under British Islam – ‘Purify every Inch’. In: The Guardian 
(07.02.1994) 6.
72 Vgl. Mark Terkessidis, Wir sind die Anderen. Globalisierung, multikulturelle Gesellschaft und 
Neorassismus. In: Christoph Butterwegge, Gudrun Hentges (Hg.), Zuwandern im Zeichen der 
Globalisierung. Migrations-, Integrations- und Minderheitenpolitik (Opladen 22003) 231-252, hier 
242f.
73 Dieter Oberndörfer, Nation, Multikulturalismus und Migration – auf dem Weg in die postnationale 
Republik? In: Vorstand des Instituts für Migrationsforschung und Interkulturelle Studien der 
Universität Osnarbrück (Hg.), IMIS-Beiträge Heft 30/2006 (Osnarbrück 2006) 7-22, hier 17.
74 Oberndörfer, Nation, Multikulturalismus und Migration, 18.
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eine Definition schwierig zu finden wäre, denn weder Deutschland, noch Österreich 
oder Großbritannien sind kulturell homogene Staaten, wäre sie dennoch 
wünschenswert, denn ein gemeinsamer Rahmen würde sicherstellen, dass im 
westeuropäischen Kulturkreis gemeinhin als positiv empfundene Errungenschaften 
wie zum Beispiel die freie Meinungsäußerung oder die Gleichberechtigung zwischen 
Frauen und Männern weder reversiert noch schlicht ignoriert werden könnten. 
Innerhalb dieser genau zu definierenden Säulen, die selbstverständlich für alle Teile 
der Gesellschaft Geltung hätten, könnten sich die Religionen bzw. die 
unterschiedlichen ethnischen Gruppen frei bewegen und ihren Traditionen und 
Vorstellungen treu bleiben.
Wegen oben genannter Probleme wird in dieser Arbeit nicht der Begriff der 
»multikulturellen Gesellschaft«, sondern »multiethnische Gesellschaft« verwendet. 
Das geschieht vor dem Hintergrund, dass gewisse Eigenheiten der westlichen 
Gesellschaft, wie zum Beispiel Menschenrechte, das Prinzip der säkularen 
Demokratie und die schon oben angesprochene freie Meinungsäußerung von allen 
Teilen einer multiethnischen Gesellschaft akzeptiert werden sollten. Des Weiteren 
wird die »multiethnische Gesellschaft« von der »Parallelgesellschaft« insofern 
abgegrenzt, als in einer multiethnischen Gesellschaft die Ethnien horizontal und 
vertikal interagieren.
2.6. Eine kleine Farbenlehre: »Schwarz«, »weiß« und »nicht-weiß«
Die Bezeichnungen für ImmigrantInnen aus dem Neuen Commonwealth haben 
gemeinsam, dass sie praktisch alle auf die Hautfarbe abzielen. In der Fachliteratur 
findet man die Begriffe »non-White people«, »people of colour«, oder – der mit 
Abstand am öftesten verwendete Begriff –, »Black«75. Während der Begriff »people 
of colour« in den USA sehr populär geworden ist, wird in Großbritannien vorwiegend 
der Ausdruck »Black« verwendet76, ein Ausdruck, der sich vor dem Hintergrund der 
race-relation Gesetzgebung der 1970er und 80er Jahre entwickelt hat, laut derer man 
unterschiedliche ethnische Minderheiten nicht explizit nennen soll. Folgerichtig war 
laut CRE die Bezeichnung »schwarz« „der konventionelle Weg, wie man auf all jene 
75 Vgl. Verwendung des Begriffs »black« in Colin Holmes Standardwerk über Zuwanderung in das 
Vereinigte Königreich; Colin Holmes, John Bull’s Island – Immigration and British Society, 1871 –
1971 (London 1988).
76 Andrew Pilkington, Racial Disadvantage and Ethnic Diversity in Britain (Basingstoke/New York 
2003) 37f.
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Bezug nehmen soll, die wegen ihrer Hautfarbe unter Diskriminierung leiden [meine 
Übersetzung]“77 Die »Schwarzen« sind also nicht wirklich »schwarz«, sondern stellen 
eine heterogene Masse dar, die eine Beeinträchtigung ihrer Lebensqualität bzw. ihres 
Fortkommens auf Grund von Diskriminierung gemein hat. Die Unzulänglichkeit des 
verallgemeinernden Begriffs »schwarz« wird klar, wenn man inter-ethnische 
Unterschiede betrachtet und wenn man in Statistiken sieht, wie wenige Menschen aus 
Südasien sich mit »schwarz« angesprochen fühlen. Eine Einschätzung, zu der auch 
Modood kommt: „[...]viele [Menschen mit asiatischem Migrationshintergrund] 
bewerben sich nicht für Jobs, wo Anzeigen speziell an »schwarze« Menschen 
gerichtet sind [meine Übersetzung].“78 Der Sammelbegriff »schwarz« wurde 
schließlich nach andauernden Protesten der asiatischen Gemeinschaft im Jahr 1988 
abgeschafft79 und durch eine Mischung aus rassischen und ethnischen Begriffen 
ersetzt.80
In der vorliegenden Arbeit wurde danach getrachtet, Vereinheitlichungen zu ver-
meiden und die Ethnien so oft als sinnvoll möglich bei ihren Namen zu nennen. Bei 
Immigration in Zusammenhang mit Großbritannien wird in der Arbeit der Begriff 
»Neuer Commonwealth« bzw. »Neuer Commonwealth und Pakistan« an Stelle von 
»schwarz« verwendet, in dem Bewusstsein, dass es dadurch punktuell zu Ungenau-
igkeiten kommen kann; diese werden vom Autor allerdings wegen der ungenauen 
Datenlage und den Schwankungen, die in der Fachliteratur oft etliche 10.000 
Menschen ausmachen, als vernachlässigbar empfunden. Wenn der Begriff »schwarz« 
verwendet wird, sind auch wirklich Menschen mit afrikanischen Wurzeln gemeint, 
nicht aber Menschen aus Asien. Der Begriff »nicht-weiß« bezieht sich auf die aus 
dem Neuen Commonwealth zugewanderten Menschen, die ethnisch different sind. 
Als »weiß« werden jene BritInnen bezeichnet, die die Mehrheitsbevölkerung darstel-
len und sich nicht durch Nationalität, Ethnie oder Hautfarbe von dieser unterscheiden.
2.7. Zum Begriff der »Segregation«
Segregation, abgeleitet vom lateinischen Wort »segregare«, bedeutet die „Trennung 
von Personen(gruppen) mit gleichen sozialen (religiösen, ethnischen, schichtspe-
77 Zitiert nach Joppke, Immigration and the Nation-State, 247.
78 Tariq Modood, Politics of Blackness and Asian Identity. In: Nasreen Ali, Virinder Kalra, S Sayyid, A 
Postcolonial People. South Asians in Britain (London 2006) 64-71, hier 70.
79 Joppke, Immigration and the Nation-State, 248.
80 Siehe Tabelle 3, Seite 69.
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zifischen u.a.) Merkmalen von Personen(gruppen) mit anderen Merkmalen [...]“81
Segregation ist weder ein neues Phänomen, noch auf bestimmte Städte und/oder 
Kulturkreise beschränkt, sondern „kommt in allen Städten vor und stellt ein generelles 
und kulturübergreifendes Phänomen dar.“82 Man denke nur an entsprechende 
Wohngebiete für Arme und Reiche, weiße und schwarze Menschen in 
südafrikanischen Städten, Stadtteile für Katholiken und Protestanten in nordirischen 
Städten und Stadtteile, in denen vermehrt Einheimische und AusländerInnen leben. 
Im Kontext von ethnischen Minderheiten lässt sich feststellen, dass ethnische 
Gruppen im Vergleich zur Mehrheitsbevölkerung meist stärker segregiert leben, als 
dies auf Grund des sozioökonomischen Status zu erwarten wäre. Das bedeutet, dass 
auch andere Faktoren als die im Vergleich zur Aufnahmebevölkerung meist 
niedrigere Position am Arbeitsmarkt eine Rolle spielen83, und dass Segregation nicht 
einfach als »räumliche Übersetzung« sozialer Ungleichheit gesehen werden kann. 
Segregation ist viel mehr ein Element der sozialen Ungleichheit. Wer in einem 
»guten« Viertel wohnt, hat oft auch den Vorteil einer guten Verkehrsanbindung, einer 
intakten Infrastruktur, einer freundlichen Umgebung, usw. Menschen in 
benachteiligten Wohngebieten haben zusätzlich die Nachteile des räumlichen 
Kontextes, zum Beispiel höhere Kriminalität, schlechte technische und/oder soziale 
Infrastruktur, eine Unterversorgung mit Grünraum, usw.84 Als Extrembeispiel kann 
man hier die Situation im Pariser Bezirk Clichy-sous-Bois nennen, dessen Postleitzahl 
auf einem Bewerbungsbogen manchmal ausreicht, dass dieser ungesehen im 
Papierkorb landet.85
Die Wahrnehmung großer Teile der Öffentlichkeiten ist auch in Österreich und 
Großbritannien Stadtteilen gegenüber, in denen sich vermehrt muslimische 
ImmigrantInnen ansiedeln, negativ: In den britischen Medien wurde nach den 
Unruhen in Oldham, Burnley und Bradford des Jahres 2001 breit über 
Parallelgesellschaften und selbst gewählte Segregation berichtet, und oft als zu 
81 Duden, Deutsches Universalwörterbuch [CD-ROM].
82 Heinz Fassmann, Zuwanderung und Segregation. In: Heinz Fassmann, Josef Kohlbacher, Ursula 
Reeger (Hg.), Zuwanderung und Segregation. Europäische Metropolen im Vergleich (Klagenfurt 2002) 
13-24, hier 13f.
83 Rudolf Giffinger, Hannes Wimmer, Kleinräumige Segregation und Integration. In: Heinz Fassmann, 
Irene Stacher (Hg.) Österreichischer Migrations- und Integrationsbericht. Demographische 
Entwicklungen – sozioökonomische Strukturen – rechtliche Rahmenbedingungen (Wien 2003) 109-
119, hier 109.
84 Fassmann, Zuwanderung und Segregation, 14.
85 Ash, Despair turns to fury, but it's not too late to end France's war with itself.
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Grunde liegende Ursache ausgemacht.86 Trevor Philips, damaliger Vorsitzender der 
Commission for Racial Equality meinte in einer Rede im September 2005, also zwei 
Monate nach den Anschlägen von London, „Die Wohngegend betreffend, sind 
manche Stadtviertel auf dem Weg vollständige Ghettos zu werden – schwarze Löcher, 
in die niemand ohne Angst und Beklemmung gehen kann, und von wo niemand 
unbeschadet entkommen kann [meine Übersetzung].“87 Auch in Wien dürfen jene 
Gebiete, in denen vermehrt muslimische ImmigrantInnen wohnen, selten auf 
wohlwollende Presse und Kommentare hoffen. Es ist häufig von »Ghettos« und 
»Ausländer-Vierteln« die Rede, beides Begriffe mit klar negativer Konnotation. Im 
Volksmund heißt es nicht selten, »man brauche einen Pass um nach Ottakring zu 
fahren« weil das ja nicht mehr Österreich sei.88 Mit anderen Worten bedeutet das, dass 
pointierte residentielle Segregation als problematisch gesehen wird und oft als 
Resultat verfehlter Integrationspolitik der politischen Parteien oder Kommunen 
interpretiert wird.
Im Gegensatz zur eindeutig negativen Wahrnehmung durch große Teile der 
Öffentlichkeit, ist die Bewertung der Wissenschaft nicht eindeutig negativ oder 
positiv. Räumliche Segregation kann sowohl eine Chance darstellen, als auch eine 
Barriere sein. Es gibt daher auch keine »gute« oder »schlechte« Segregation. Diese 
Bewertung obliegt der Gesellschaft und Politik und kann höchst unterschiedlich 
ausfallen, denn es ist völlig unklar, wer sich bei welchem Grad der Segregation wohl 
fühlt. Untersuchungen in Deutschland zeigen, dass viele Deutsche den kritischen 
Punkt, ab wann sie sich ob der vielen MigrantInnen in ihrer Umgebung nicht mehr 
wohl fühlen, erreichen, bevor sich TürkInnen beginnen wohl zu fühlen. Es ist daher 
auch nur sehr schwer möglich bzw. bisher nicht gelungen »kritische Punkte« 
prognostisch zu bestimmen oder ein »ideales Mischverhältnis« der Bevölkerung zu 
ermitteln.89 Was allerdings klar ist, ist dass die einfache Schlussfolgerung „je weniger 
86 Vgl. Ludi Simpson, New Study Shows Racial Mixing, Not Segregation, in the UK (o.O. 2005) 2, 
Presseaussendung.
87 Trevor Phillips, After 7/7: Sleepwalking into Segregation (Manchester 2005) Rede, gehalten vor dem 
Manchester Council for Community Relations, online unter 
<http://83.137.212.42/sitearchive/cre/Default.aspx.LocID-0hgnew07s.RefLocID-0hg00900c002.Lang-
EN.htm#drift> (03. Juni 2008).
88 Obwohl ich in den letzten Jahren nur sporadisch in Wien war, habe ich diese Aussage mehrfach, von 
unterschiedlichen Personen, gehört.
89 Jens Dangschat, Residentielle Segregation – die andauernde Herausforderung an die Stadtforschung. 
In: Heinz Fassmann, Josef Kohlbacher, Ursula Reeger (Hg.), Zuwanderung und Segregation. 
Europäische Metropolen im Vergleich (Klagenfurt 2002) 25-36, hier 27f.
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segregiert, desto besser integriert“90, nicht ohne weiteres angenommen werden kann. 
Das zeigen Studien, die zu dem Schluss kommen, dass es nicht allein der 
AusländerInnenanteil in der Wohnumgebung ist, der entscheidend für die Einstellung
der ausländischen Bevölkerung gegenüber ist, sondern dass von wesentlich 
entscheidenderer Wichtigkeit ist, ob interethnische Kontakte bestehen. Das sieht man 
auch daran, dass der Anteil an ausländerfeindlich eingestellten Personen unter jenen 
Menschen am höchsten ist, die weder in ihrer Nachbarschaft, noch an ihrem 
Arbeitsplatz oder in ihrem Freundes-, Bekannten- oder Familienkreis Kontakte mit 
AusländerInnen haben.91 Die Frage ist nun, welche Auswirkungen die Segregation auf 
die Integration hat. Mögliche Vor- und Nachteile von räumlicher Segregation sollen 
daher hier kurz dargestellt werden:
2.7.1. Die Auswirkungen räumlicher Segregation auf die 
Integration
Ein Vorteil der räumlichen Segregation von ImmigrantInnen ist die Funktion ihres 
Grätzels als »sicherer Hafen«. Es ist am Beginn oft schwer sich in einer neuen 
Umgebung, unter umständen einer völlig neuen Kultur, zurechtzufinden. Es ist in so 
einem Fall von Vorteil, Menschen kennen zu lernen, die diese Fremdheitserfahrung 
ebenfalls gemacht haben, die helfen können, Informationsdefizite auszugleichen. 
Giffinger und Wimmer beschreiben die ethnische Gemeinschaft als sozialen Puffer, 
der es einerseits ermöglicht sich in die geschützten, bekannten Riten der Herkunfts-
länder zurückzuziehen, andererseits durch diese Sicherheit die Möglichkeit eröffnet, 
sich der neuen Kultur und den anderen ethnischen Gruppen der Stadt zu nähren und in 
Kontakt zu treten.92 Anders formuliert kann die Segregation dazu beitragen, dass sich 
MigrantInnengruppen stabilisieren und in einer fremden Umwelt behaupten können 
und somit eine Ausgangsbasis haben, von der sie mit der Mehrheitsbevölkerung in 
90 Rudolf Giffinger, Hannes Wimmer, Segregation von ausländischer Wohnbevölkerung als Barriere der 
sozialen Integration? In: Heinz Fassmann, Josef Kohlbacher, Ursula Regger (Hg.), Zuwanderung und 
Segregation. Europäische Metropolen im Vergleich (Klagenfort 2002) 209-232, hier 209.
91 Gustav Lebhart, Rainer Münz, Die Österreicher und ihre »Fremden«. Meinungen und Einstellungen 
zu Migration, ausländischer Bevölkerung und Ausländerpolitik. In: Heinz Fassmann, Helga 
Matuschek, Elisabeth Menasse (Hg.), abgrenzen, ausgrenzen, aufnehmen. Empirische Befunde zu 
Fremdenfeindlichkeit und Integration (Klagenfurt 1999) 15-32, hier 28.
92 Giffinger, Wimmer, Segregation von ausländischer Wohnbevölkerung als Barriere der sozialen 
Integration? 211.
31
Kontakt treten können und vice versa.93 Ein weiterer Vorteil ist, dass das Knüpfen von 
ersten Netzwerken und der Aufbau von Freundschaften leichter ist. Freundschafts-
beziehungen bauen vor allem auf emotionalem Austausch auf und gründen sich oft 
auf ähnlichen Erfahrungen und Empfindungen, die man gemacht hat.94 Im Falle von 
muslimischen ImmigrantInnen sind hier die Migrationserfahrung und anschließend 
die Fremdheitserfahrung in London und Wien zu nennen. Der Aufbau von Freund-
schaften und Netzwerken innerhalb der Gemeinschaft verbessert bzw. ermöglicht den 
Informationsfluss, wenn auch vorwiegend entlang ethnischer Informationswege. Ein 
konkretes Beispiel dafür ist das Restaurant »Kent« auf dem Wiener Brunnenmarkt, 
das neben seiner Aufgabe als Restaurant einen Treffpunkt und eine Art informelle 
Informationsdrehscheibe darstellt, die von einem muslimischen Frisör bis hin zu 
Wohnungen und Arbeitsplätzen alles vermittelt.95 Des Weiteren ist räumliche 
Segregation auch für die Etablierung von ethnischen Ökonomien und den damit 
verbundenen Aufstiegschancen wichtig. Die Gründung eigener Unternehmen, mit 
denen gezielt Menschen der eigenen Gemeinschaft angesprochen werden, zum 
Beispiel (ex-)jugoslawische Restaurants oder türkische Bäckereien, ist für viele der 
ImmigrantInnen der ersten Generation die einzige Möglichkeit dem Dasein als 
Hilfsarbeitskraft zu entkommen. Ethnischen Ressourcen, seien das Bekannte, 
Verwandte oder die direkte Familie in Wien oder London, beziehungsweise Kontakte 
in das Herkunftsland stellen oft ein wichtiges Kapital dar, das für die Geschäfts-
tätigkeit genutzt wird. 96 Ein weiterer Vorteil des Vorhandenseins einer bestimmten 
kritischen Masse ist, dass nicht nur ethnische Ökonomien ermöglicht werden, sondern 
auch andere infrastrukturelle Einrichtungen wie Gebetsräume oder Moscheen.
Die eben beschriebenen Netzwerke und eigenethnischen Freundschaften können aber 
nicht nur die Funktion einer Plattform oder eines Sprungbrettes haben, sondern auch 
dazu führen, dass es zu wenig oder im Extremfall gar keinem Kontakt zur Mehrheits-
93 Michael Krummbacher, Zusammenleben und interkulturelle Konflikte in Stadtteilen mit hohem 
Zuwandereranteil. In: Heinz Fassmann, Josef Kohlbacher, Ursula Reeger (Hg.), Zuwanderung und 
Segregation. Europäische Metropolen im Vergleich (Klagenfurt 2002) 37-48, hier 41f
94 Hilde Weiss, Wege zur Integration? Theoretischer Rahmen und Konzepte der empirischen 
Untersuchung. In: Hilde Weiss (Hg.), Leben in zwei Welten. Zur sozialen Integration ausländischer 
Jugendlicher der zweiten Generation (Wiesbaden 2007) 13-32, hier 19.
95 Oral History Interview mit Frau Mag.a Maria Vassilakou, Gemeinderätin der Wiener Grünen (Wien 
22.11.1999) 5.
96 Vgl. Regina Haberfellner, Martina Böse, Ethnische Ökonomien. Integration versus Segregation im 
Kontext der wirtschaftlichen Selbständigkeit von MigrantInnen. In: Heinz Fassmann, Helga 
Matuschek, Elisabeth Menasse (Hg.), abgrenzen, ausgrenzen, aufnehmen. Empirische Befunde zu 
Fremdenfeindlichkeit und Integration (Klagenfurt 22000) 75-94.
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bevölkerung kommt, weil man im eigenen Grätzel alles Nötige vorfindet. Die 
räumliche Segregation kann in so einem Fall dazu führen, dass die horizontale 
Interaktion mit der Mehrheitsbevölkerung nur sehr schwach ausgeprägt ist, womit die 
Wahrscheinlichkeit sinkt, dass man sich notwendiges kulturelles Wissen aneignet, 
was wiederum zur Folge haben kann, dass ImmigrantInnen trotz langer Anwesenheit 
am Rand der Gesellschaft feststecken. Eine Folge dieser fehlenden Kulturation kann 
auch sein, dass Traditionen und Wertehaltungen, die nicht mit jenen der Mehrheits-
bevölkerung vereinbar sind, aufrechterhalten werden. Als Beispiele seien hier 
Zwangsehen und das Ablehnen von Gesetzen, die von Menschen gemacht wurden, 
angeführt.97 Im Zuge eines relativ geschlossenen Lebensraumes kann es auch 
passieren, dass alte Traditionen durch starke soziale Kontrolle von Seiten der Gemein-
schaft gegen den Willen von Angehörigen durchgesetzt werden; Alev Korun sieht die 
entsprechenden Mechanismen der sozialen Kontrolle punktuell in Wien gegeben. 
Diese Kontrolle arbeitet im Falle muslimischer ImmigrantInnen vorwiegend gegen 
Frauen und Mädchen. Als Beispiel wird in diesem Zusammenhang immer wieder das 
Tragen von Kopftüchern genannt.98 Des Weiteren hat, wie in der Einleitung dieser 
Arbeit schon angesprochen wurde, räumliche Segregation auch eine hohe Konzentra-
tion einer Minderheit im Schulbereich zur Folge, was tendenziell negative 
Auswirkungen auf den Bildungserfolg der Kinder hat.99 In diesem Zusammenhang 
steht der Sprachlernprozess immer wieder im Mittelpunkt der Diskussion. Aktuell
wird das rasche und akzentfreie Erlernen der Sprache als Schlüssel zur Integration 
gesehen.100 Maßnahmen in diese Richtung umfassen den Ausbau von 
Deutschförderkursen101 sowie das im Regierungsprogramm der Bundesregierung 
unter Bundeskanzler Faymann festgeschriebenen Vorhaben, österreichweit ein 
verpflichtendes und kostenloses letztes Kindergartenjahr einzuführen.102 Auch wenn 
horizontale Interaktion mit der Mehrheitsgesellschaft oder das Besuchen eines 
97 Giffinger, Wimmer, Segregation von ausländischer Wohnbevölkerung als Barriere der sozialen 
Integration? 211-214.
98 Vgl. Oral History Interview mit Mag.a Alev Korun, Gemeinderäten der Wiener Grünen (Wien 
18.12.2007) 5.
99 Hilde Weiss, Sozialstrukturelle Integration der zweiten Generation, 57f
100 Vgl. Oral History Interview mit Frau Veronika Matiasek, Landtagsabgeordnete der Wiener FPÖ 
(Wien. 20.12.2007) 3; Oral History Interview mit Frau Mag.a Sirvan Ekici, Gemeinderätin der ÖVP 
Wien (Wien 08.03.2008) 2.
101 Bundesministerin Dr.in Claudia Schmied, Jedes Kind in Österreich muss die deutsche Sprache gut 
beherrschen, online unter <http://www.spoe.at/page.php?P=103819> (05. April 2009).
102 Regierungsprogramm für die XXIV. Gesetzgebungsperiode 2008-2013 der beiden 
Koalitionsparteien SPÖ und ÖVP, Gemeinsam für Österreich, online unter 
<http://www.bka.gv.at/DocView.axd?CobID=32965>(05. April 2009) 12.
33
Kindergartens natürlich nicht die einzigen Gründe sind, warum der Sprachlernprozess 
gelingt oder misslingt, hat der regelmäßige Kontakt mit und die regelmäßige 
Verwendung der Zweitsprache zweifelsohne einen positiven Effekt. Zum Abschluss 
sollen die Vor- und Nachteile der räumlichen Segregation noch einmal in 
Überblicksform dargestellt werden:
Tab. 1) Vor- und Nachteile einer räumlichen Segregation
Vorteile räumlicher Segregation Nachteile räumlicher Segregation
Das Wohnviertel als »sicherer Hafen«, von 
dem aus man sich an die neue Kultur heran-
tasten kann.
Tendenziell schlechtere Bildungschancen in 
Schulen mit hoher MigrantInnenkonzen-
tration.
Aufbau eines sozialen Netzes leichter 
möglich.
Wenig ausgeprägte oder nicht vorhandene 
horizontale Interaktion mit anderen Ethnien.
Aufbau einer ethnischen Wirtschaft als Auf-
stiegschance.
Nur langsame Aneignung von notwendigem 
kulturellen Wissen.




Starke Kontrolle durch die Gemeinschaft 
möglich.
Bildung von so genannten »Parallelgesell-
schaften« wird ermöglicht
Quelle: Eigene Zusammenstellung
Zusammenfassend kann man also feststellen, dass es, wie bereits früher in diesem 
Abschnitt gesagt, keine »gute« oder »schlechte« Segregation gibt und dass es bisher 
nicht gelungen ist, Grenzen zu finden, ab wann eine räumliche Getrenntheit 
problematisch ist. Im Grunde geht es um die horizontale Kommunikation mit anderen 
Bevölkerungsteilen; diese muss existieren, um eine völlige Abkapselung zu 
vermeiden. Räumliche Segregation hat also sowohl Vorteile, die als Sprungbrett für 
den Einstieg oder den sozialen Aufstieg genutzt werden können als auch das Potenzial 
die Erlernung wichtiger kultureller Fertigkeiten zu verlangsamen, also mit anderen 
Worten die Kulturation zu behindern oder erst gar nicht in Gang kommen zu lassen. 
Es ist unumgänglich, freiwillige Segregation zum Vorteil der ImmigrantInnen
zuzulassen; gleichzeitig muss aber durch gezielte Maßnahmen sichergestellt werden, 
dass die Zugewanderten die Möglichkeit eines sozialen Aufstiegs haben, der ihnen 
erlaubt, das Ethnoviertel – so gewünscht – verlassen zu können. Außerdem muss 
danach getrachtet werden, dass die Ungleichwertigkeit der Lebensverhältnisse in 
Stadtteilen nicht wächst. Andernfalls wird die ethnische Segregation nicht 
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verschwinden, sondern zur »Ethnofalle« und von Generation zu Generation 
weitergegeben werden, also eine hohe Persistenz zeigen.
2.8. Leben im »Ghetto«?
Im Zuge einer Arbeit, die sich unter anderem mit ethnischer Segregation auf 
Wohnungsmärkten beschäftigt, stößt man unweigerlich auf den Begriff »Ghetto«. Das 
Wort »Ghetto« ist sehr emotionsbeladen und seine Verwendung ist im Zusammen-
hang mit der Segregation von ethnischen Minderheiten in London und Wien proble-
matisch. In Europa wurde der Begriff früher für jene Viertel verwendet, in denen 
Juden abgetrennt von der übrigen Bevölkerung leben mussten; in Amerika stand der 
Begriff »Ghetto« vor allem für schwarze Viertel der 1930er Jahre.103 Heutzutage wird 
im ungenauen Alltagsgebrauch mit dem Begriff »Ghetto« ein (Stadt-)Gebiet gemeint, 
in dem differente ethnische Minderheiten überdurchschnittlich stark vertreten sind. 
Der Duden definiert Ghetto als „[...] (meist abwertend) Stadtviertel, in dem 
diskriminierte Minderheiten, Ausländer od. auch privilegierte Bevölkerungsschichten 
zusammenleben [...]“104 Diese Definition trifft den Alltagsgebrauch gut, wird doch 
generell in negativen Zusammenhängen von einem »Ghetto« gesprochen bzw. vor der 
»Ghettobildung« gewarnt, und es schwingen eine ganze Reihe negativer 
Konnotationen mit; es ist Symbol für hohe Kriminalitätsraten, schlechte Wohnungen 
in schlechten Lagen, schlechte Schulen, Lärm, Verschmutzung usw.
Für den wissenschaftlichen Diskurs ist obige Definition freilich unzulänglich, hier 
hilft das Wörterbuch der Humangeographie weiter. Demnach ist ein Ghetto „eine 
extreme Form von residenzieller Konzentration; eine kulturelle, religiöse oder 
ethnische Gruppe ist ghettoisiert wenn (a) ein hoher Prozentsatz der Gruppe in einer 
einzigen Gegend wohnt, und (b) wenn diese Gruppe die Mehrheit der Bevölkerung in 
dieser Gegend ausmacht [meine Übersetzung].”105 Auch dieser Definition fehlt 
allerdings eine Komponente, denn im Kontext der amerikanischen Definition des 
Wortes muss, um von einem »Ghetto« sprechen zu können, ein Stadtteil zwei 
Hauptcharakteristika erfüllen: Erstens, dass eine einzelne ethnische Minderheit in dem 
Stadtteil die Mehrheit der Bevölkerung stellt und zweitens, dass die Mehrheit dieser 
103 Ceri Peach, Does Britain have Ghettos? In: Institute of British Geographers, Volume 21, Number 1 
(March 1996) 216-235, hier 217.
104 Duden, Deutsches Universalwörterbuch [CD-ROM].
105 R.J. Johnston, Derek Gregory, Geraldine Pratt, Michael Watts (Hg.), The Dictionary of Human 
Geography (Oxford 42000) 312.
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ethnischen Minderheit in solchen Gebieten oder diesem einen Stadtviertel lebt. 
Pilkington beschreibt ein Ghetto folgendermaßen: Ghettos sind „Wohngebiete, in 
welchen eine ethnische Gruppe die überwältigende Mehrheit der Bevölkerung stellt 
und wo die überwiegende Mehrheit der ethnischen Gruppe gefunden werden kann 
[meine Übersetzung].“106 Peach und Rossiter gehen in ihrer Definition noch weiter; 
laut ihnen formt „[...] eine einzelne ethnische oder ‚rassische’ Gruppe die gesamte 
Bevölkerung eines Wohnbezirks [meine Übersetzung]“107, und „alle [Mitglieder] 
dieser Gruppe sind in solchen Gegenden zu finden [meine Übersetzung].“108 Sie 
unterscheiden nach Philpott zwischen »echten Ghettos [meine Übersetzung]« (true 
ghettos), wie jene der Afro-Amerikaner in Chicago in der Mitte des 20. Jahrhunderts, 
wo 80% des Ghettos von Schwarzen besiedelt war und über 90% aller Schwarzen in 
solchen Ghettos wohnten und »ethnischen Dörfern [meine Übersetzung]« (ethnic 
villages) bzw. »ethnischen Enklaven [meine Übersetzung]« (ethnic enclaves), in 
denen nur eine Minderheit einer ethnischen Gruppe wohnt und wo diese Gruppe nur 
selten die Mehrheit der Bevölkerung stellt.109 Die Grenzen, ab wann man von einer 
»überwiegenden Mehrheit« usw. spricht, sind naturgemäß willkürlich gewählt 
(abgesehen natürlich von der Unterscheidung Mehrheit/Minderheit), daher ist es zu 
hinterfragen, inwieweit die Definition von Peach und Rossiter wegen der 
unterschiedlichen historischen Situation in Westeuropa als Maßstab geeignet ist; 
richtet man sich nach ihrer Definition, existieren weder in London noch in Wien 
Wohngebiete, die man als »Ghettos« bezeichnen könnte. Johnston et al. schlagen für 
London vor, dass die Grenze, bei der man von einem »Ghetto« sprechen kann, 
erreicht ist, wenn zumindest 60% der Bevölkerung eines Gebietes von einer einzigen 
ethnischen Minderheit bewohnt wird und mindestens 30% dieser Gruppe in solchen 
Ghettos lebt.110 Da diese Grenzziehung der westeuropäischen Wirklichkeit wesentlich 
näher ist, als die Grenzen von Peach und Rossiter, werden in dieser Arbeit jene von 
Johnston et al. verwendet.
106 Pilkington, Racial Disadvantage and Ethnic Diversity in Britain, 104.
107 Ceri Peach, David Rossiter, Level and Nature of Spatial Concentration and Segregation of Minority 
Ethnic Populations in Great Britain, 1991. In: Peter Ratcliffe (Ed.), Ethnicity in the 1991 Census, 
Volume 3 (London 1996) 111-135, hier 115.
108 Peach, Rossiter, Spatial Concentration and Segregation of Minority Ethnic Populations in Great 
Britain, 1991, 115.
109 Vgl. Thomas Lee Philpott, The Slum and the Ghetto: Neighborhood Deterioration and Middle Class 
Reform, Chicago, 1880-1930 (New York 1978) 137-145.
110 Roy Johnston, James Forrest, Michael Poulsen, The Ethnic Geography of EthniCities: The 
‘American Model’ and Residential Concentration in London. In: Ethnicities (2002) 2, 209-235, hier 
224.
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Abgesehen von obigen Definitionsunterschieden bei der Verwendung des Wortes 
»Ghetto« gibt es noch einen weiteren wichtigen Faktor, den es zu berücksichtigen gilt: 
Zu Segregation kommt es nicht nur auf Grund von negativen Faktoren von außen, wie 
zum Beispiel Rassismus, sondern es gibt auch positive Gründe für ein 
Zusammenleben in einem Viertel; für zumindest einen Teil der ethnischen 
Minderheiten sind diese ethnischen Nachbarschaften deshalb wichtig, weil sie die 
Möglichkeit bieten, ihre kulturellen und moralischen Werte sowie das gewohnte 
Gemeinwesen aufrecht zu erhalten. Außerdem dämpft es den Migrationsschock – es
ist angenehm, so viel Vertrautes als möglich vorzufinden, um an einem fremden Ort 
mit ungewohnten gesellschaftlichen Regeln einen Ausgangspunkt zu haben, an dem 
man sich sicher fühlen kann, um das Neue erkunden zu können. Ein weiterer 
Unterschied zu den jüdischen Ghettos der Vergangenheit und auch ein Kontrast zu 
den Schwarzen in Amerika der 30er Jahre, die auf Grund ihrer Hautfarbe nicht 
einfach unbemerkt in ein weißes Viertel ziehen konnten, ist, dass Menschen mit 
Migrationshintergrund weder in London noch in Wien in ihren Wohngegenden 
eingesperrt sind.
Zusammenfassend kann man also feststellen, dass der Umgang mit dem Begriff 
»Ghetto« behutsam erfolgen sollte, um nicht der in vielen Diskursen vorherrschenden 
»Jagd nach Ghettos« anheim zu fallen. In dieser Arbeit wird unter »Ghetto« ein 
Stadtviertel verstanden, in dem eine einzelne ethnische Minderheit 60% der 
Bevölkerung stellt und 30% dieser Minderheit in solchen Gebieten leben. Neben 
dieser hohen disproportionalen Verteilung dieser Minderheit findet auch die 
horizontale und/oder vertikale interethnische Interaktion nicht oder nur sehr 
eingeschränkt statt; das heißt, dass ein fortgeschrittener Grad an Isolation gegeben ist. 
Da auf Grund der Enge dieser Definition das Wort »Ghetto« auf viele Wohngebiete in
London und Wien, wo es zwar signifikante Unterschiede beim Grad der Segregation 
gibt, diese aber nicht der obigen Definition entsprechen, nicht anwendbar ist, wird in 
dieser Arbeit zusätzlich der Begriff »Ethnoviertel« verwendet. Ein »Ethnoviertel« ist 
ein Stadtviertel, in dem überdurchschnittlich viele Mitglieder einer einzigen 
ethnischen Minderheit leben, sie aber nicht die überwiegende Mehrheit der 
Bevölkerung stellen. Außerdem sind hier die vertikalen und horizontalen 
Interaktionen intakt. Die ethnische Konzentration, ab der von einem »Ethnoviertel« 
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gesprochen wird, startet in Anlehnung an Peach bei 30%111 und reicht bis 60%. 
Zwischen 20% und 30% wird von einer »erheblichen Minderheit« gesprochen.
2.9. Großbritannien ist nicht England ist nicht das Vereinigte Königreich
Die Häufigkeit, mit der sich die Bezeichnungen Großbritannien, Britische Inseln und 
Vereinigtes Königreich in Arbeiten und Büchern willkürlich abwechseln, manchmal 
um Wortwiederholungen zu vermeiden, ohne dass sich der/die AutorIn über den 
Bedeutungsunterschied im Klaren zu sein scheint, impliziert, dass auch diese Begriffe 
einer Vorabklarstellung bedürfen. Entgegen der umgangssprachlichen Tendenz unter 
»Britannien«, »Großbritannien«, »Vereinigtes Königreich« und »Britische Inseln« 
England, Schottland, Wales und Nordirland oder gar nur England zu meinen, gibt es 
Bedeutungsunterschiede, die in der vorliegenden Arbeit schon auf Grund der 
Quellenlage nicht unberücksichtigt bleiben können.
»Großbritannien« ist die größte Insel der »Britischen Inseln«. Folgerichtig sind mit 
dem Begriff England, Schottland und Wales gemeint, nicht aber Nordirland. 
Allgemeine Aussagen und vor allem Statistiken, die für einen Teil Großbritanniens 
stimmen, treffen nicht unbedingt auf die anderen Teile zu – immerhin hat Schottland 
ein eigenes Bildungssystem sowie ein eigenes juristisches System; und auch Wales 
unterscheidet sich von England durch ein eigenes Bildungssystem. Da seit 1999 
wieder ein schottisches Parlament existiert, werden viele Untersuchungen nur mehr 
für England und Wales durchgeführt, nicht aber für Schottland. So erklärt sich der 
Wechsel von Daten für Großbritannien zu Daten, die nur die Situation in England und 
Wales oder in Schottland beschreiben.
Mit »Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nordirland«, das normaler 
Weise kurz »Vereinigtes Königreich« genannt wird, sind England, Schottland, Wales 
und Nordirland gemeint.112
Die »Britischen Inseln« sind eine Inselgruppe vor der Nordwestküste Europas und 
umfassen die Hauptinseln Großbritannien und Irland sowie eine Anzahl kleinerer 
Inseln.113
111 Vgl. Peach, Does Britain have Ghettos? 231.
112 Vgl. Encyclopaedia Britannica, Volume X (Chicago 1974) 264f.; Encyclopaedia Britannica, 
Volume II (Chicago 1974) 277 & 284; Brockhaus, Volume 7 (Wiesbaden 1969) 669f.; Encyclopaedia 
Britannica online, online unter <http://www.britannica.com/ebc/article-9366029> (27. April 2007).
113 Encyclopaedia Britannica online, online unter < http://www.britannica.com/eb/article-
9016524/British-Isles> (01. Mai 2007).
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»Britannien« bzw. »Britain« stammt von der lateinischen Form »Britannia« und wird 
vor allem verwendet, wenn von der römischen Periode und der frühen anglo-
sächsischen Periode die Rede ist.114
114 Encyclopaedia Britannica online, online unter <http://www.britannica.com/ebc/article-9358042>
(01. Mai 2007).
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3. Die Zuwanderung nach London und Wien
3.1. Londons und Großbritanniens ethnische Minderheiten – eine 
Zuwanderungsgeschichte
„[...] everyone who lives in Britain 
today is either an immigrant or the 
descendant of an immigrant“115
Im Laufe der Jahrhunderte sind viele ImmigrantInnengruppen an den Küsten 
Großbritanniens gelandet, weshalb „die Briten eindeutig zu den ethnisch 
gemischtesten Europäern zählen [meine Übersetzung]“116. Die Zuwanderung nach 
Großbritannien erzählt gleichzeitig die Geschichte der Zuwanderung nach London. 
Denn der Tatsache zum Trotz, dass viele ImmigrantInnen in ihren Herkunftsländern 
in ländlichen Regionen gelebt haben, zogen sie in Großbritannien in überwiegendem 
Maße in die Ballungszentren und wiesen bzw. weisen einen höheren Grad an 
Urbanisierung als die alteingesessene Bevölkerung auf.117
Im folgenden Kapitel wird der Fokus der Zuwanderung nach London auf den für diese 
Arbeit entscheidenden Zeitraum nach 1945 gelegt, die Beschreibung der vor dem 
Zweiten Weltkrieg stattgefunden Zuwanderung dient der Darstellung, dass London 
seit seiner Gründung eine sehr heterogene Gesellschaft beherbergt hat und 
Handelstreibende aus der ganzen (bekannten) Welt angezogen hat. Des Weiteren 
haben einige zeitgenössische Entwicklungen ihre Wurzeln weit in der Vergangenheit, 
wie das Beispiel des starken Wachsens der polnischen Minderheit in den letzten 
Jahren, das an frühere Wanderungen anschließt, zeigt. Ein Grund für die 
Schwerpunktlegung nach dem Zweiten Weltkrieg liegt in der Zäsur, die in der 
Zuwanderung nach Großbritannien um und nach 1945 stattgefunden hat. So gab es 
vor dem 20. Jahrhundert keine Zuwanderergruppe, die sich über einen langen 
Zeitraum hinweg eine deutlich unterscheidbare Form der Sprache, Religion oder des 
Lebensstils bewahrt hat. Die Migrationsströme waren vergleichsweise gering und 
kamen mit überwiegender Mehrheit aus Europa, womit die Neuankömmlinge rein 
115 Mayerlene Frow, Roots of the Future. Ethnic Diversity in the Making of Britain. In: Commission of 
Racial Equality (Hg.), Roots of the Future. Ethnic Diversity in the Making of Britain (London 1996) 1.
116 John Geipel, The Europeans. An Ethnohistorical Survey (London 1969) 163f.
117 Trevor Lee, Race and Residence. The Concentration and Dispersal of Immigrants in London 
(Oxford 1977) 14.
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äußerlich nicht von der Masse der Bevölkerung zu unterscheiden waren.118 Nach 1940 
hingegen kam der Großteil der ImmigrantInnen aus Ländern mit BewohnerInnen, die 
sich sowohl in Aussehen als auch in Sprache und Religion stark von der Mehrheit der 
in Großbritannien lebenden Bevölkerung unterschied. Diese Unterschiede, die relative 
Armut der neuen ImmigrantInnen und die Feindseligkeit, die ihnen entgegen schlug, 
haben dafür gesorgt, dass sie leicht zu identifizieren waren und sind und zumindest 
Teile bis heute segregiert von der einheimischen Bevölkerung leben.119 Der 
Grundstein des multiethnischen Großbritanniens wurde zwar schon früher gelegt, zur 
Ausbildung dieser Gesellschaft kam es aber erst mit den großen Zuwanderungswellen 
nach dem Zweiten Weltkrieg.
3.1.1. Die Zuwanderung nach London vor dem 20. Jahrhundert
Die durchgehende Besiedelungsgeschichte der Region, die heute weltweit als 
„London“ bekannt ist, beginnt bald nach der Ankunft der römischen Armeen von 
Kaiser Claudius im Jahre 43 n. Chr., und damit erst spät, speziell wenn man sich vor 
Augen führt, wie ideal die Stadt gelegen ist: Londinium entstand an einem Ort, wo ein 
großes Flussmündungsgebiet, das sich gegenüber dem Rhein und damit einem 
wichtigen Zugang zu Kontinentaleuropa befindet, in eine Schifffahrtsstraße in das 
Landesinnere übergeht. Damit ist schon allein durch die Lage Londons Funktion als 
Tor zum Kontinent definiert. Gleichzeitig – aus kontinentaleuropäischer Sicht – war 
London das Eingangstor zu den fruchtbaren Gebieten Essex, Hampshire und Kent, 
dem die Flüsse Themse und Walbrook geschützte Plätze für Hafenanlagen boten.120
London hatte also alle Voraussetzungen, um als strategisch und wirtschaftlich 
wichtige Stadt zu wachsen. Allerdings lässt sich durch die Geographie allein nicht der 
ungeheure Erfolg, den London schon in den ersten Jahrzehnten seiner Existenz hatte, 
erklären. Ein weiterer wichtiger Faktor waren wohl die EinwohnerInnen der Stadt, die 
London zu einem offenen, dynamischen und von HändlerInnen dem älteren Zentrum 
Colchester bevorzugten Gebiet machten121, und bereits im 2. Jahrhundert war das 
vergleichsweise junge London dank des Hafens und der für den Handel guten Lage 
118 David Coleman, John Salt, The British Population. Patterns, Trends, and Processes (Oxford 1992) 
473.
119 Coleman, Salt, The British Population, 475.
120 Gordon Home, Roman London A.D. 43-457 (London 31948) 13-17.
121 John Wacher, The Towns of Roman Britain, (London 21995) 82f.
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die größte und wichtigste Stadt auf den britischen Inseln geworden.122 Schon der 
Beginn Londons war also geprägt von seiner Lage als Hafen- und Handelsstadt und 
seiner Funktion als Tor zu Großbritannien. Nach einer schwierigen Phase, in der eine 
durchgehende Besiedelung der Stadt nicht nachzuweisen ist123, ausgelöst durch den 
Niedergang des Römischen Reiches, wird London im Jahre 800 als „dicht 
besiedelt“124, mit einer Einwohnerzahl zwischen 5.000 und 10.000 Menschen 
beschrieben. Die Stadt war wieder das Herzstück des nordwesteuropäischen 
Kommunikationssystems geworden; der nach der Römerzeit stark reduzierte Handel 
war zwar noch weit von seiner früheren Hochblüte entfernt, nahm aber wieder Fahrt 
auf und an Wichtigkeit zu.125
Das neunte, zehnte und elfte Jahrhundert brachten schließlich wieder neue Armeen 
mit neuer Gefolgschaft nach London, nämlich die Wikinger. In jenen Jahrzehnten 
dieser Jahrhunderte, in denen London von Kriegen und Belagerungen verschont blieb, 
konnte es sich zu einem kosmopolitischen Zentrum wandeln.126 Spätestens im elften 
Jahrhundert war London der wichtigste Hafen und das unumstrittene handels- und 
politische Zentrum Englands. Es war der wichtige Schlüssel, sowohl für die 
politischen, als auch die geschäftlichen Verbindungen mit dem Kontinent. Es ist nicht 
verwunderlich, dass in einer Stadt, deren Hauptlebensnerv der Seehandel war, viele 
Menschen aus den unterschiedlichsten Ländern ihren Geschäften nachgingen.127
Im elften Jahrhundert landeten die bislang letzten Invasoren auf den Britischen Inseln, 
die Normannen, die im Dezember 1066, ungefähr zwei Monate nach der berühmten 
Schlacht von Hastings, London ohne oder nur mit sehr wenig Blutvergießen 
besetzten.128 Ganz England, vor allem aber London, wurde durch den intensiven 
Kontakt mit dem Kontinent „europäisiert“.129
122 Esmonde Cleary, The Ending of Roman Britain (London 1989) 82.
123 Archäologische Funde deuten darauf hin, dass große Teile der Stadt ab dem frühen 4. Jahrhundert 
nicht mehr bewohnt wurden. Einiger der Häuser scheinen noch bis zur Mitte des 5. Jahrhunderts 
bewohnt gewesen zu sein, bis auch diese verlassen und dem Verfall preisgegeben wurden. Vgl. The 
Board of Governors of the Museum of London (Hg.), Roman London 14-16; Wacher, The Towns of 
Roman Britain, 109f.
124 David Griffiths, Exchange, Trade and Urbanization. In: Wendy Davis (ed.), From the Vikings to the 
Normans (The Short Oxford History of the British Isles, New York 2003) 73-107, hier 83.
125 Christopher Brooke, London 800-1216: The Shaping of a City (London 1975) 17.
126 Brooke, London 800-1216, 19f.
127 Vgl. Brooke, London 800-1216, 23; Griffiths, Exchange, Trade and Urbanization, 104.
128 Timothy Baker, Medieval London (London 1970) 15.
129 John Gillingham, Britain, Ireland, and the South. In: Wendy Davis (ed.), From the Vikings to the 
Normans (The Short Oxford History of the British Isles, New York 2003) 203-230, hier 203.
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Ab dem Jahr 1066 war Immigration eine friedliche Angelegenheit; individuelle 
Personen oder Gruppen mussten Wege finden, um sich in einer mehr oder weniger 
geordneten Gesellschaft zurechtzufinden und zu integrieren.130 Durch die 
Anwesenheit von Händlern unterschiedlichster Herkunft, zum Beispiel deutscher, 
französischer, flämischer und dänischer, um nur die wichtigsten zu nennen, wird klar, 
dass London zur normannischen Zeit nicht nur ein regionales, sondern überregionales 
Zentrum war. London war ein Knotenpunkt der Handelsrouten von Konstantinopel, 
die über die Donau und Regensburg zum Rhein und dem Ärmelkanal führte, und der 
nördlichen Handelsroute über Russland in den Osten. Die Folge war, dass die 
Bevölkerung Londons „immer gemischter als andere Engländer gewesen sein muss. 
[meine Übersetzung]“131 Genaue Zahlen über den Anteil von nicht-EngländerInnen an 
der Gesamtbevölkerung gibt für diese Zeit allerdings nicht.
Am Ende des Mittelalters hatte die Stadt die alte römische Stadtgrenze, die lange 
nicht überschritten wurde, weit hinter sich gelassen, war in alle Richtungen 
gewachsen und hatte – auch was die EinwohnerInnenzahl betrifft – das römische 
Londinium weit hinter sich gelassen. Im Jahr 1501 war London mit ungefähr 75.000 
EinwohnerInnen die mit Abstand größte Stadt in England. Zwischen dem späten 16. 
Jahrhundert und frühen 18. Jahrhundert setzte ein massives Wachstum der Stadt ein, 
das um das Jahr 1750 dazu führte, dass London die größte europäische Metropole vor 
Konstantinopel wurde. London wuchs in dieser Zeit von geschätzten 120.000 
EinwohnerInnen im Jahre 1550 auf 675.000 im Jahr 1750, was der Hälfte des 
gesamten Städtewachstums Englands zu dieser Zeit entsprach.132 Dieses hohe 
Wachstum wurde nicht durch natürliches Bevölkerungswachstum erzielt, das 
Gegenteil war der Fall. Die Sterblichkeit in London war wesentlich höher als in 
anderen Teilen des Landes, was bedeutet, dass das Bevölkerungsplus Ergebnis 
massiver Zuwanderung war. Es ist schwierig, eine genaue Zahl zu präsentieren: 
Schätzungen gehen in die Richtung, dass pro Jahr zumindest 8.000 Menschen mehr 
nach London gekommen sein müssen, als es verlassen haben. London hatte also eine 
starke Anziehungskraft auf Menschen aus den ländlichen Gebieten, aber auch aus 
130 Victor Gordon Kiernan, Britons Old and New. In: Colin Holmes (Hg.), Immigrants and Minorities 
in British Society (London 1978) 23-62, hier 25.
131 Baker, Medieval London, 40.
132 Roger Finlay, A.L. Beier (ed.), London 1500-1700. The Making of the Metropolis (New York 1986) 
2-4.
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dem Ausland gehabt.133 Es ist schwer zu sagen, wie viele dieser MigrantInnen so 
genannte »aliens« von außerhalb Englands waren. Es lässt sich nur allgemein 
feststellen, dass „viele Einwanderer vom Kontinent [meine Übersetzung]“134 kamen. 
Gesichert ist, dass »aliens« vorwiegend in zwei Perioden im späten 16. und im 17. 
Jahrhundert nach London gekommen sind135 und dass sich ab dem 16. Jahrhundert 
neue Herkunftsländer und Regionen zu den klassischen hinzugesellten. Als Beispiel 
kann man hier Afrika nennen, von wo 1555 die ersten Schwarzen als Sklaven nach 
England kamen.136 AfrikanerInnen machten zu dieser Zeit allerdings nie mehr als ein 
paar hundert Menschen aus. Andere Neuankömmlinge waren ItalienerInnen, 
ZigeunerInnen, die angaben aus Ägypten abzustammen, HugenottInnen, die aus 
Frankreich flohen und ProtestantInnen aus den spanischen Niederlanden, die vor 
katholischer Unterdrückung Befreiung in England suchten. Die Mehrheit dieser 
MigrantInnen siedelte sich in den urbanen Zentren, allen voran London, an.137 Die 
vielleicht bedeutendste Entwicklung war die Wiederzulassung von Juden in den 
1650er und 1660er Jahren, die ab diesem Zeitpunkt einen der wichtigsten 
Einwandererströme nach England bildeten.138
Die Zeit vom Ende des 17. Jahrhunderts bis ins frühe 19. Jahrhundert brachte zwar 
keine MigrantInnen oder Flüchtlinge aus neuen Ursprungsländern nach England, 
bewirkte aber eine zahlenmäßige Stärkung und Etablierung einer Reihe von 
Zuwanderergruppen. Insofern ist dies „eine fundamentale Phase in der Geschichte der 
Zuwanderung nach Großbritannien, ab der der Strom der Neuankömmlinge konstant 
geblieben ist [meine Übersetzung].“139 Speziell die Gruppe der dunkelhäutigen 
Menschen, deren Zahl im 18. Jahrhundert zwischen 10.000 und 15.000 geschätzt wird 
und deren Hauptansiedlungsgebiete London sowie die Sklavenhäfen Bristol und 
Liverpool waren, wuchs auf Grund des Sklavenhandels und der Verwendung von 
Sklaven in den britischen Kolonien der Westindischen Inseln so stark wie bis zu den 
Nachkriegsjahren des 20. Jahrhunderts nicht mehr.140
133 Finlay, Beier (ed.), London 1500-1700, 9f.
134 Malcolm Kitch, Capital and Kingdom: Migration to Later Stuart London. In: Roger Finlay, A.L. 
Beier (ed.), London 1500-1700. The Making of the Metropolis (New York 1986) 224-251, hier 224.
135 Finlay, Beier (ed.), London 1500-1700, 51.
136 Panikos Panayi, Immigration, Ethnicity and Racism in Britain, 1815-1945 (Manchester 1994) 16.
137 Holmes, John Bull’s Island, 6f.
138 Panayi, Immigration, Ethnicity and Racism in Britain, 19.
139 Panayi, Immigration, Ethnicity and Racism in Britain, 16.
140 Panayi, Immigration, Ethnicity and Racism in Britain, 16f.
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3.1.2. Das 19. und frühe 20. Jahrhundert – das Bild wird exakter, 
die Tür geschlossener
Die absolute Zahl an MigrantInnen, die vom frühen 19. Jahrhundert bis zum Ende des 
Zweiten Weltkrieges nach Großbritannien kam, überstieg bei weitem die Zahl derer, 
die seit der Invasion der Normannen 1066 eingewandert waren.141 Möglich wurde 
dies einerseits durch die „Politik der offenen Tür“142 Englands, die bis 1905 keinerlei 
Restriktionen kannte, und andererseits durch die dramatisch verbesserten 
Transportmöglichkeiten durch die Entwicklung von Dampfschiffen, die Überfahrten 
schnell und billig machten, sowie die rasant wachsenden Schienenverbindungen, die 
ermöglichten, viele Menschen zu den Häfen zu transportieren.143 Wegen der 
wachsenden Bevölkerung und Zuwanderung beunruhigt, beschloss das englische 
Parlament, im Jahre 1801 eine Volkszählung, den »Census«, einzuführen. Waren 
Versuche, die genauen Zahlen von einzelnen Minderheiten vor der Mitte des 19. 
Jahrhunderts anzugeben, fast unmöglich, zumindest aber gewagt und zum Großteil 
auf Schätzungen beruhend, so ermöglichten die zunehmend umfassenderen und 
genaueren Erhebungen ab Mitte des 19. Jahrhunderts den Behörden, für die meisten 
Bevölkerungsgruppen144 in England und Wales sehr genaue Größenangaben zu 
machen.145
In den letzten beiden Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts kam es zu einer starken 
Zuwanderung von Menschen aus dem von Russland besetzten Polen, zum 
allergrößten Teil Juden, die vor Verfolgung flohen. Ihre Zahl erhöhte sich von 51.250 
im Jahre 1875 über 82.844 im Jahr 1901 auf 95.541 im Jahr 1911. Die Zuwanderer 
siedelten sich fast ausschließlich in London, und hier wiederum in den schlechten 
Arbeitervierteln East End und Stepney, an. Im Jahr 1901 lebten 64,4% aller russischen 
Polen in London, und von diesen wiederum 80% in Stepney.146 Die Ankunft der 
relativ großen Zahl an russischen Polen, sowie Berichte über AusländerInnen-
kriminalität führte zu Diskussionen über den unreglementierten Zugang nach 
141 Panayi, Immigration, Ethnicity and Racism in Britain, 23.
142 Holmes, John Bull’s Island, 12.
143 Panayi, Immigration, Ethnicity and Racism in Britain, 33-36.
144 Die Zahl der in England und Wales lebenden Juden konnte z.B. bis zum Jahr 2001 durch den Zensus 
nicht erhoben werden, da die Frage nach der Religion erst in diesem Jahr, und auch nur auf freiwilliger 
Basis, zum ersten Mal gestellt wurde.
145 Office for National Statistics, 200 Years of the Census (London 2001) 1-4. Online unter 
<http://www.statistics.gov.uk/census2001/bicentenary/pdfs/200years.pdf> (15. September 2006).
146 Holmes, John Bull’s Island, 25f.
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Großbritannien und wie man unerwünschte AusländerInnen daran hindern könne, ins 
Land zu kommen. Die Folge dieser Diskussion, die in manchen Bereichen des Lebens 
wie dem Wohnungsmarkt teilweise in blanken Judenhass mit Aufschriften wie „Juden 
brauchen sich nicht bewerben [meine Übersetzung]“147 umschlug, war der »Aliens Act 
1905«, der staatliche Kontrolle über so genannte »Immigrationsschiffe« erlaubte. 
Immigrationsschiffe sind Schiffe, die 20 oder mehr ausländische Zwischendeck-
passagiere148 beförderten.149 Bis 1914 war der »Aliens Act 1905« in Kraft und in 
seiner Signalwirkung von so großer Bedeutung, dass er von Panikos Panayi als „erster 
Nagel im Sarg des ungehinderten Zugangs nach Großbritannien [meine Über-
setzung]“150 bezeichnet wird. Dieses Gesetz sollte von nun an die Zuwanderung von 
vielen MigrantInnengruppen erschweren. 
Bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts kamen praktisch alle Zuwanderer aus europäischen 
Ländern. Ein Bild, das sich in den Volkszählungen der Jahre 1901 und 1931 
widerspiegeln sollte. Selbst die beiden Aufzeichnungen des 20. Jahrhunderts bieten 
keine Informationen über Schwarze oder Menschen mit asiatischem Hintergrund –
Gruppen, die seit dem Zweiten Weltkrieg den mit Abstand größten Teil der 
Zuwanderung ausmachen – vermutlich, weil zu dieser Zeit so wenige in England und 
Wales lebten, dass sie statistisch nicht relevant waren. Aber neben den großen 
Minderheiten, die alle schon auf eine lange Anwesenheit in Großbritannien
zurückblicken konnten, lassen sich dennoch auch eine Reihe anderer, auch neuer, 
Minderheiten aufspüren, die zahlenmäßig jedoch wie gesagt (noch) sehr klein bleiben. 
Das betrifft Schwarze, Personen vom indischen Subkontinent, LettInnen 
TschechInnen, ChinesInnen und weiße AmerikanerInnen. Diese Gruppen waren trotz 
ihrer zahlenmäßigen Kleinheit nicht vor der Gesellschaft unsichtbar; manche dieser 
Gruppen zogen sogar besonders viel Aufmerksamkeit auf sich, wie zum Beispiel 
Zuwanderer mit schwarzer Hautfarbe oder Menschen vom indischen Subkontinent, 
die vorwiegend in den armen Gebieten von London, Cardiff und Liverpool lebten und 
dort für eine Reihe von Missständen verantwortlich gemacht wurden.151
147 Holmes, John Bull’s Island, 69f.
148 Das Reisen im Zwischendeck war eine billige Möglichkeit per Schiff zu reisen.
149 Holmes, John Bull’s Island, 71f.
150 Panayi, Immigration, Ethnicity and Racism in Britain, 42.
151 Vgl. Holmes, John Bull’s Island, 19-84.
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3.1.3. Die Wirren der Weltkriege verändern die Zuwanderung
Der Erste Weltkrieg, der eine signifikante Einmischung des Staates in den 
Migrationsprozess bedeutete, brachte einschneidende Veränderungen für eine Reihe 
von Minderheiten auf den Britischen Inseln, allen voran der deutschen Minderheit, 
von der 23.571 Personen, der größte Teil davon freiwillig, das Land Richtung 
Deutschland verließen.152 Auch auf die im Land befindliche lettische Minderheit hatte 
der Krieg dramatische Auswirkungen: Die Mehrheit der Männer kehrte nach Russland 
zurück, und nur jene, die beweisen konnten, dass sie in der slawisch-britischen Legion 
gegen die Bolschewiken gekämpft hatten, was nur eine Minderheit von 350 Männern 
beweisen konnte, durften nach Großbritannien zurück. In Folge wurden im Jahr 1920 
600 lettische Frauen und Kinder, deren Männer keine Rückkehrerlaubnis bekommen 
hatten, ausgewiesen.153 Für andere bedeutete der Krieg die Möglichkeit, nach 
Großbritannien zu kommen. Obwohl die Fundamente der meisten schwarzen und 
asiatischen Minderheiten bereits in der Mitte des 19. Jahrhunderts gelegt worden 
waren, stellten der Erste Weltkrieg und die Zeit kurz danach eine Periode rapiden 
Wachstums dar, da das Vereinigte Königreich alle Ressourcen benötigte, um den 
Krieg führen zu können.154 Dieses »rapide Wachstum«, abgelöst von einer Phase 
geringer Einwanderung in der Zwischenkriegszeit, darf allerdings nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass die Zuwanderung quantitativ nicht bedeutend war155 – im Jahr 
1939 wurde die asiatische und schwarze, permanent in Großbritannien lebende 
Bevölkerung von offizieller Seite mit lediglich 7.000156 angegeben. Damit bildete sie 
nur einen verschwindend kleinen Teil der Gesamtbevölkerung. 
Menschen mit schwarzer Hautfarbe verbuchten steigende Einwanderungszahlen, da 
sie, obwohl sie aus rassistischen Gründen zwar nicht an der Front eingesetzt werden 
konnten, sehr wohl als Seemänner und in der Munitions- und chemischen Industrie 
arbeiteten. Viele dieser Personen blieben in Großbritannien, als der Krieg vorbei war, 
unter anderem, weil viele in Großbritannien demobilisiert worden waren. Sie lebten 
während und nach dem Krieg auf wenige Gebiete beschränkt, meist solche, wo schon 
früher Schwarze gesiedelt hatten, also in den Häfen in der Nähe der Docks und in 
152 Holmes, John Bull’s Island, 96.
153 Holmes, John Bull’s Island, 105f.
154 Ian Spencer, British Immigration Policy Since 1939: the Making of Multi-Racial Britain (New York 
1997) 6f.
155 Peer Egtved, Multikulturell oder liberal? 52.
156 Spencer, British Immigration Policy Since 1939, 3.
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armen, heruntergekommenen städtischen Gebieten, die keine ausreichende Infra-
struktur bieten konnten.157 Im Gegensatz zu den Schwarzen waren Menschen vom 
indischen Subkontinent sehr wohl im Schützengraben zu finden. Viele wurden in 
Brighton behandelt, wenn sie verletzt wurden, wodurch am Ende des Krieges viele in 
Großbritannien demobilisiert wurden. Wie viele im Land geblieben sind, kann nicht 
genau gesagt werden; es wird davon ausgegangen, dass die Größenordnung in der 
Höhe von einigen Tausend lag.158 Auch die Zahl der chinesischen Minderheit erhöhte 
sich, die britische Regierung startete sogar ein Anwerbeprogramm, um Chinesen als 
nicht-kämpfende Arbeitskräfte an der Westfront einzusetzen, einem Ruf, dem 94.700 
Menschen folgten.159
Die Zwischenkriegszeit gestaltete sich als extrem schwierig für ImmigrantInnen. Von 
der Front zurückkehrende (weiße, britische) Männer fanden ihre Arbeitsplätze besetzt, 
dazu gab es verbreitete Furcht vor Rassenmischung und Konkurrenz auf dem 
Heiratsmarkt. Eine explosive Mischung, die in viele fremdenfeindliche Übergriffe, 
wie zum Beispiel Ausschreitungen gegen Schwarze in Liverpool im Juni 1919 oder, 
die schwersten Zusammenstöße, in Süd-Wales im Juni des gleichen Jahres 
mündete.160 Die Rassenunruhen des Jahres 1919 waren wesentlich schwerwiegender 
als alle bisher vorgekommenen. Die politische Reaktion war der »Aliens Act« aus dem 
Jahr 1919, der gemeinsam mit den Verschärfungen in den Folgejahren darauf abzielte, 
asiatische und schwarze Matrosen davon abzuhalten, auf britischen Schiffen 
anzuheuern oder nach Großbritannien zu kommen. Zusätzlich wurden Arbeitsgruppen 
geschaffen, deren alleiniges Ziel die Rückführung von Schwarzen und Asiaten in ihre 
Heimatländer war. Als Anreiz wurden fünf Pfund Umsiedelungszuschuss bezahlt; der 
Erfolg war allerdings bescheiden. Trotzdem wurden diese Kampagnen in den Jahren 
1920 und 1921 wiederholt. Die Mischung aus Zuwanderungspolitik, die dahingehend 
ausgelegt war, den Zugang von Farbigen nach Großbritannien möglichst zu 
verhindern, sowie die schlechte Behandlung und hohe Arbeitslosenrate dieser 
Bevölkerungsgruppe im Land erklärt, warum nach der verstärkten Zuwanderung 
während und kurz nach dem Krieg diese sich wesentlich verlangsamte.161 Aber nicht 
nur farbige Menschen, auch Flüchtlinge vor dem Nationalsozialismus, die größte 
157 Holmes, John Bull’s Island, 88-93.
158 Holmes, John Bull’s Island, 88-90.
159 Panayi, Immigration, Ethnicity and Racism in Britain, 40.
160 Holmes, John Bull’s Island, 107-110.
161 Spencer, British Immigration Policy Since 1939, 8-13.
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Zuwanderergruppe der Zwischenkriegszeit, mussten erleben, dass es auf Grund der 
Restriktionen nicht einfach war, nach Großbritannien zu kommen, wodurch die Zahl 
der Flüchtlinge Ende 1939 mit 50.000 relativ gering war. Um einer Flüchtlingswelle 
aus Österreich vorzubeugen, wurde im Jahr 1938 ein Visasystem für österreichische 
und deutsche Flüchtlinge eingeführt. Aufgeschreckt durch die Reichskristallnacht 
wurden die Einreisebeschränkungen später allerdings wieder gelockert.162
Der Zweite Weltkrieg war eine weitere wichtige Phase in der Entwicklung der 
farbigen Zuwanderung, vor allem deshalb, weil asiatische und schwarze Untertanen 
plötzlich wieder gebraucht wurden, um das Britische Empire zu verteidigen. Vier der 
heute existierenden großen ethnischen Minderheitsgruppen erfuhren in dieser Zeit 
eine Verfestigung ihres Aufenthalts. Es sind dies Menschen von den Westindischen 
Inseln, Westafrika, MuslimInnen von den nordwestindischen Provinzen Kashmir und 
Punjab und Menschen aus Sylhet163, eine vorwiegend von Muslimen bewohnte 
Provinz, die zur Zeit der britischen Herrschaft als Teil von Bengalen verwaltet wurde, 
heute aber teilweise in Bangladesch und teilweise in Indien liegt.164 Wie schon 20 
Jahre zuvor kam es zu keinem groß angelegten Arbeitskräfteimport während der Jahre 
1939-1945, wohl aber zu einigen kleineren Anwerbungen. So wurden in den Jahren 
1940-43 wenige hundert qualifizierte Arbeitskräfte von den Westindischen Inseln 
direkt nach England gebracht.165 Die Zuwanderung von Männern vom indischen 
Subkontinent verlief via dem Umweg Handelsmarine: Zunächst wurden sie für die 
Handelsmarine angeworben, später versuchten die Matrosen in Großbritannien direkt 
besser bezahlte Arbeit zu finden. Die Folge war eine zahlenmäßige Zunahme dieser 
Minderheit in den städtischen Zentren. In Birmingham, zum Beispiel, nahm die Zahl 
von ungefähr 100 im Jahr 1939 auf 1.050 im Jahr 1945 zu. Militärpersonal wurde 
natürlich auch von den Kolonien und Indien rekrutiert.166 Zweifellos waren diese in 
das Landesinnere wandernden Matrosen die Basis für die Entwicklung in den 1950er 
und 1960er Jahren, als sich große pakistanische und bangladeschische Minderheiten 
bildeten. Der Prozess der Kettenmigration war so stark, dass eine 2.000 Menschen 
umfassende pakistanische Gemeinde in Oxford auf lediglich zwei Ketten zurückzu-
162 Holmes, John Bull’s Island, 145-147.
163 Spencer, British Immigration Policy Since 1939, 14.
164 Sylhet Times, Did you know? (Oldham Jänner 2008), online unter 
<http://sylhettimes.co.uk/sei/s/3977/online%20issue%201%20page%206.pdf> (14. April 2009).
165 Holmes, John Bull’s Island, 166-206.
166 Holmes, John Bull’s Island, 167f.
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führen war, wobei eine mit einem Mann begann, der sich während des Zweiten 
Weltkriegs in Glasgow ansiedelte.167
Auch die polnische Minderheit sollte während und kurz nach dem Zweiten Weltkrieg 
stark zunehmen, was im Zusammenhang mit der starken Wanderungsbewegung von 
polnischen Arbeitskräften nach Großbritannien nach dem Beitritt Polens zur EU im 
Mai 2004 heute wieder von speziellem Interesse ist. Die Hauptgründe waren, dass die 
polnische Exilregierung in London war, sowie der Umstand, dass 249.000 Angehörige 
polnischer Einheiten nach dem Krieg nicht in das nunmehr kommunistische Polen 
zurückkehren wollten. Allein 147.037 ehemalige Soldaten siedelten sich in 
Großbritannien an, zusätzlich kamen schon während des Krieges Flüchtlinge aus den 
von der Sowjetunion und Deutschland besetzten polnischen Gebieten. Insgesamt 
führte diese Zuwanderung zu einem Anstieg an Menschen mit polnischem 
Geburtstort168 von 44.462 im Jahre 1931 auf 162.339 im Jahre 1951.169
3.1.4. Zuwanderung nach 1945 – von neuen Ufern, in neuen 
Dimensionen
Trotz der verstärkten Zuwanderung von Menschen aus außereuropäischen Ländern 
vor allem während der beiden Weltkriege, die allerdings quantitativ nicht bedeutend 
war, kann man feststellen, dass die Zuwanderung bis in die 50er Jahre des 19. 
Jahrhunderts, obwohl sie ein weites Spektrum an Gruppen umfasste, weiß und 
europäisch war. Dieses Bild änderte sich grundlegend nach dem Ende des Zweiten 
Weltkriegs. Die meisten Menschen kamen nach 1945 nicht mehr aus Europa, sondern 
aus der Karibik und Südasien. Daher, wie schon an früherer Stelle erwähnt, sind die 
Wurzeln des multiethnischen Großbritanniens im 20. Jahrhundert zu suchen, da hier 
in quantitativ viel größerem Umfang ethnisch differente ImmigrantInnen nach 
Großbritannien kamen. Lebten um 1945 ungefähr 30.000170 nicht-weiße Menschen in 
Großbritannien, wuchs diese Zahl bis zum Ende des Jahrhunderts auf über 3 
Millionen, wobei die Herkunftsländer von Afrika über pazifische Randgebiete und die 
167 Spencer, British Immigration Policy Since 1939, 16.
168 Die Zahlen variieren stark, da es auf Grund der vielen Grenzverschiebungen unterschiedliche 
Auffassungen gibt, wer als Polin bzw. Pole gilt. 
169 Holmes, John Bull’s Island, 168-171 & 211-247.
170 Auf Grund der ungenauen Quellenlage variieren diese Zahlen erheblich. Marylene Frow geht zum 
Beispiel von lediglich 5 bis 10.000 nicht-weißen Menschen in Großbritannien vor 1950 aus. Vgl. 
Mayerlene Frow, Roots of the Future. Ethnic Diversity in the Making of Britain, 32.
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Karibik bis hin zum indischen Subkontinent reichen.171 Diese Zahl ist bis 2003 laut 
dem Office for National Statistics auf 4,635.296 Menschen gestiegen, die als Ethnie 
nicht „weiß“ angeben; dies entspricht 7,9% der Gesamtbevölkerung.172
Die Zuwanderung nach 1945 wird im Folgenden in drei Abschnitte unterteilt:
• Die Einwanderung von 1945 bis 1962, als – zumindest auf dem Papier – das 
Staatsangehörigkeitsgesetz von 1948 keine Einschränkung der Einwanderung 
aus dem Empire kannte und Einwanderung quantitativ nicht geregelt war.173 In 
diesem Zeitraum war die Zuwanderung von den Westindischen Inseln 
besonders prominent.
• Ab 1962 versuchte die britische Regierung die Einwanderung aus den Ländern 
des Neuen Commonwealth und Pakistan immer stärker zu beschränken und 
erließ daher eine Reihe an Gesetzen, die den Einwanderungsstrom begrenzen 
und lenken sollten. Das waren vor allem die »Commonwealth Immigration 
Acts« der Jahre 1962, 1968, 1971 und 1981. All diese Maßnahmen waren 
jedoch nicht geeignet, um eine substantielle Zuwanderung vor allem aus 
Indien, Pakistan und Bangladesch zu verhindern. Während die 
Erstzuwanderung entscheidend gebremst wurde, wurde die 
Familienzuwanderung quantitativ immer wichtiger.
• Die Zuwanderung ab den frühen 1980er Jahren bis heute. Im ausgehenden 20. 
Jahrhundert drehte sich der Migrationssaldo ins Positive, was eine Folge der 
weiter steigenden Einwanderung nach Großbritannien war. Asylsuchende 
wurden eine immer prominentere ImmigrantInnengruppe. Gleiches lässt sich 
für Menschen aus den Erweiterungsländern der europäischen Union, die 2004 
der Union beitraten, sagen.
171 Randall Hansen, Citizenship and Immigration in Post-war Britain. The Institutional Origins of a 
Multicultural Nation (New York 2000) 3.
172 Office for National Statistics, Population Size (London, Februar 2003), online unter 
<http://www.statistics.gov.uk/cci/nugget.asp?id=273> (22. August 2006).
173 Panikos Panayi, Großbritannien: Multikulturalismus und Rassismus. In: Klaus J. Bade (Hg.), 
Einwanderungskontinent Europa: Migration und Integration am Beginn des 21. Jahrhunderts 
(Osnarbrück 2001) 83.
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3.1.4.1. Die Einwanderung von 1945 bis 1962
Neben der weiterhin bestehenden Zuwanderung aus Europa, speziell aus Polen174 und 
Italien175, kamen immer mehr Menschen aus Ländern außerhalb Europas nach 
Großbritannien. Bei den angesprochenen Ländern handelt es sich um Staaten des 
Neuen Commonwealth176. Der Ausdruck »Neuer Commonwealth« ist ein Euphe-
mismus und meint jene Staaten des britischen Empires, die von Menschen bewohnt 
werden, deren Hautfarbe nicht weiß ist und die nach dem Zweiten Weltkrieg 
unabhängig wurden, wodurch sich der Zusatz „neu“ erklärt. Der Ausdruck steht dem 
des „Alten Commonwealth“ gegenüber, womit Australien, Kanada und Neuseeland 
gemeint sind, also Länder mit vorwiegend weißer Bevölkerung, die schon wesentlich 
früher in die Selbstständigkeit entlassen worden waren.177 Der Neue Commonwealth 
beinhaltet die Restbestände des Commonwealth, inklusive der für die Einwanderung 
nach Großbritannien besonders wichtigen Gebiete der Westindischen Inseln, Indien, 
Pakistan, Bangladesch und einige afrikanische Länder, wo die Mehrheit der 
Bevölkerung schwarz ist. Andere Gebiete wie Hong Kong, Singapur, Zypern, Malta 
und Gibraltar sind ebenfalls im Neuen Commonwealth enthalten.178 Da Pakistan 1972 
aus dem Commonwealth austrat (um 1989 wieder einzutreten), war es notwendig den 
Ausdruck auf „Neuer Commonwealth und Pakistan“, abgekürzt mit NCWP, zu 
erweitern.179
Trotz der von britischer Seite errichteten Migrationshürden, die noch etwas später in 
diesem Kapitel genauer besprochen werden, erhöhte sich die Zahl der MigrantInnen 
vor allem von den Westindischen Inseln, speziell Jamaika, in den 50er Jahren bis zum 
in Kraft treten des »Commonwealth Immigration Act 1962« dramatisch. Der 
symbolische Startschuss zu dieser Entwicklung war die Ankunft der »SS Empire 
Windrush« am 21. Juni 1948 in den Docks von Tilbury, Essex. Von Kingston in 
Jamaika kommend, hatte sie 492 Passagiere, von denen viele im Krieg in der 
britischen Armee gedient hatten, an Bord, deren gemeinsames Ziel ein neues Leben in 
174 Vgl. Tim Smith, Michelle Winslow, Keeping the Faith. The Polish Community in Britain (Bradford 
2000) 95.
175 Vgl. Holmes, John Bulls’ Island, 192 & 214-216.
176 Mitglieder des New Commonwealth of Nations siehe Anhang; eine genauere Definition ist später in 
diesem Kapitel zu finden.
177 David Mason, Race and Ethnicity in Modern Britain, 148.
178 Heather Booth, The Migration Process in Britain and West Germany. Two Demographic Studies of 
Migrant Populations (Aldershot 21996) 13.
179 Mason, Race and Ethnicity in Modern Britain, 148.
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England war.180 Symbolisch deshalb, weil bereits eine kleine Zahl an 
WegbereiterInnen in Großbritannien lebte und auch schon vor der Empire Windrush
MigrantInnen aus der Karibik per Schiff kamen; diese wurden jedoch mit weit 
weniger beziehungsweise keiner öffentlichen Aufmerksamkeit bedacht. 
Abb. 2) Die Ankunft der SS Empire Windrush181
Diese MigrantInnen bereiteten den Weg für viele, die in den nächsten Jahrzehnten folgen sollten. 
Quelle: The Connections Exhibition 
Die Einwanderung aus der Karibik begann langsam, darin sind sich alle Quellen einig. 
Auf Grund des nur begrenzt vorhandenen Datenmaterials differieren die Zahlen über 
die Quantität der Einwanderung bisweilen allerdings erheblich. So bezifferte ein 
Unterausschuss des britischen Parlaments die Zahl an »farbigen britischen 
Untertanen«, die sich 1950 in Großbritannien befand, mit 30.000.182 Der Zensus ein 
Jahr später wusste von nur 16.188 Menschen von den Westindischen Inseln zu 
180 The National Archives (Crown Copyright Material), Windrush settlers arrive in Britain 1948, online 
unter <http://www.nationalarchives.gov.uk/museum/item.asp?item_id=50> (21. September 2006).
181 The Connections Exhibition, Connections: Hidden British Histories (London o.J.), online unter 
<http://www.connections-exhibition.org/index.php?xml=histories/black/ww2after.xml> (28. September 
2006)
182 Paul Rich, The Politics of ‘Surplus Colonial Labour’: Black Immigration to Britain and 
Governmental Responses, 1940-1962. In: Colin Brock (ed.), The Caribbean in Europe. Aspects of the 
West Indian Experience in Britain, France and The Netherlands (London 1986) 36-
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berichten. Daraus schließen Coleman und Salt (1992): „Die nicht-weiße Bevölkerung 
zu dieser Zeit kann nicht größer als 20.000 gewesen sein. [meine Übersetzung]“183
Nach neuen, strengen Einwanderungsregulierungen der USA im Jahre 1952 stieg die 
Einwanderung von den Westindischen Inseln stark an. Von geschätzten 2.000 
ImmigrantInnen pro Jahr in den Jahren 1952 und 1953 stieg die Zahl auf 30.000 im 
Jahr 1956. Die Zuwanderung erreichte 1961 mit 66.000 Menschen ihren Höhepunkt. 
Man muss hier allerdings auch die Einwanderungsbeschränkung einrechnen, die ein 
Jahr später wirksam wurde und einen Ansturm an Menschen auslöste, die dem Verbot 
zuvorkommen wollten. Als Folge der erhöhten Zuwanderung wies der Zensus des 
Jahres 1961 172.379 ImmigrantInnen von den Westindischen Inseln aus.184
Die Wurzeln der „Massenmigration“185 vom indischen Subkontinent lagen in 
Kontakten, die während der Kriege geknüpft wurden. Die Einwanderungszahlen 
blieben bis zum In-Kraft-Treten des »Commonwealth Immigration Act 1962« hinter 
jenen der Westindischen Inseln zurück, da Indien und Pakistan186 1954 auf Druck 
Londons Auswanderungsbeschränkungen erließen.187 So ist es zu erklären, dass nur 
15% aller PakistanerInnen und 25% aller InderInnen, die sich 1971 in Großbritannien 
befanden, vor 1961 einwanderten. Im Vergleich dazu waren 43% der Menschen von 
den Westindischen Inseln vor 1961 in das Land gekommen.188
Diese Wanderungsbeschränkungen standen im Gegensatz zum oft strapazierten und 
zumindest auf dem Papier richtigen Mythos »civis britannicum sum«, dass ein/e 
britische/r StaatsbürgerIn, ungeachtet des Lebensortes, der Hautfarbe oder der 
Religion, laut des »British Nationality Acts« von 1948 ohne Restriktionen 
Großbritannien betreten könne. In der Realität gab es aber zumindest für farbige 
MigrantInnen sehr wohl Hürden zu bewältigen. Theoretisch gesehen machte sich das 
Vereinigte Königreich tatsächlich nicht die Hände schmutzig, denn diese Arbeit 
übernahmen Kolonialverwaltungen sowie einige Verbündete des Commonwealth, 
indem nicht bei der Einreise, sondern bei der Ausreise aus dem Heimatland mit Hilfe 
von administrativen Methoden diskriminiert wurde. Diese diskriminierende Politik 
richtete sich gegen Menschen mit anderer als weißer Hautfarbe, also AsiatInnen und 
183 Coleman, Salt, The British Population, 448.
184 Coleman, Salt, The British Population, 448.
185 Coleman, Salt, The British Population, 448.
186 Inklusive Bangladesch, das erst 1972 ein unabhängiger Staat wurde und bis dahin Ost-Pakistan hieß.
187 Booth, The Migration Process in Britain and West Germany, 16.
188 Coleman, Salt, The British Population, 448.
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Schwarze sowie arme Menschen. Das zeigt auch eine Aussage der »Royal 
Commission on Population« aus dem Jahr 1949: „[ImmigrantInnen sollten] von 
gutem menschlichen Material sein und nicht durch Religion oder Rasse von 
interethnischen Ehen und der Verschmelzung mit der Gastbevölkerung abgehalten 
werden. [meine Übersetzung]“189 Diese Politik spiegelte die Einstellung der 
Bevölkerung wider, die in den ersten dreißig Jahren nach dem Krieg der 
Zuwanderung aus dem Neuen Commonwealth, die zum überwiegenden Teil nicht 
weiß war, negativ gegenüber stand.190 Obwohl schwer abzuschätzen ist, wie effektiv 
die getroffenen Maßnahmen im Endeffekt waren, könnte das der Grund sein, warum 
die Zuwanderung aus der Karibik, wo nicht alle Gebiete kollaborierten, ihren Höhe-
punkt zwischen 1955 und 1964 hatte, und damit etliche Jahre vor dem Höchstwert 
jener aus Pakistan und Indien, deren Regierungen mit London zusammenarbeiteten. 
Bei diesen Ländern liegt der Einwanderungshöhepunkt zwischen 1965 und 1974.191
Abbildung 3 zeigt einen Überblick dieser Hauptzuwanderungszeiten. Man sieht 
deutlich den früheren Höhepunkt der Zuwanderung von den Westindischen Inseln:
Abb. 3) Ankunftsdaten in Großbritannien von MigrantInnen von den 
Westindischen Inseln, Indien, Pakistan und Bangladesch192
Quelle: Ceri Peach (ed.) Ethnicity in the 1991 Census, 9
189 Zitiert nach Heather Booth, The Migration Process in Britain and West Germany, 15.
190 Hansen, Citizenship and Immigration in Post-war Britain, 4.
191 Spencer, British Immigration Policy Since 1939, 21-25.
192 Ceri Peach, Introduction. In: Ceri Peach (ed.) Ethnicity in the 1991 Census. Volume Two. The 
Ethnic Minority Populations of Great Britain (London 1996) 1-24, hier 9.
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Zu einem Zeitpunkt, als die stärkste Immigration aus Bangladesch, Pakistan und 
Indien nachzuweisen war, von 1964 bis 1974, wanderten nicht einmal mehr halb so 
viele Menschen von den Westindischen Inseln ein als in der Periode davor; in den 
späten 70er Jahren kam die Zuwanderung aus diesem Gebiet praktisch zum Erliegen, 
während aus Indien, Pakistan und Bangladesch weiterhin ImmigrantInnen nach 
Großbritannien strömten.
Die Zahl der Ankünfte vom indischen Subkontinent lag in der zweiten Hälfte der 50er 
Jahre zwischen 7650 und 11.800 Menschen, mit einem Ausreißer 1959, als die Zahl 
wesentlich darunter lag. Erst 1961 erhöhte sich die Zahl stark: Im Unterschied zu den 
Westindischen Einwanderungszahlen, die nach 1961 vor allem auf Grund des 
»Commonwealth Immigration Acts« des Jahres 1962 wieder stark abfielen, pendelten 
sich die Zahlen der ImmigrantInnen vom indischen Subkontinent auf einem Niveau 
ein, das nicht um so viel niedriger war als vor dem Immigration Act.193 Das Ergebnis 
war, dass die Zahl der in Großbritannien lebenden SüdasiatInnen von 112.000 im Jahr 
1961 auf 516.000 im Jahr 1971 stark anstieg.194 Nicht nur der Abfall, auch der 
Anstieg vor den Einwanderungskontrollen war bei InderInnen und PakistanerInnen 
weniger stark ausgeprägt, als dies bei Menschen aus der Karibik der Fall war. Es gab 
allerdings Änderungen in der Zusammensetzung der ImmigrantInnen. Ausgebildete 
Arbeitskräfte nahmen die Plätze von ungelernten Hilfsarbeitern ein, und besonders 
indische Männer ließen ihre Familien nachkommen. Eine Entwicklung, die bei der 
pakistanischen Minderheit erst später und weniger ausgeprägt sichtbar wurde.195
Abbildung 4 zeigt die Immigration von den Westindischen Inseln, Pakistan und 
Indien. Die Konzentration auf gerade diese Zuwanderergruppen rührt daher, dass die 
Einwanderung aus den Westindischen Inseln, Pakistan und Indien in den Jahren 1955 
bis 1961 85% der Commonwealth Einwanderung ausmachte. Da der »Commonwealth 
Immigration Act 1962« im April in Kraft trat und somit 1961 das letzte Jahr ohne 
Zuwanderungsbeschränkung war, ist es, wie bereits bemerkt, die Grenze dieser Phase 
der Zuwanderungsgeschichte und daher als letztes in der folgenden Abbildung 
ausgewiesen. 
193 Ira Katznelson, Black Men, White Cities: Race, Politics and Migration in the United States 1900-
1930 and Britain 1948-1968 (London 1973) 34.
194 Ceri Peach, Demographics of BrAsian Settlement, 1951-2001. In: Nasreen Ali, Virinder Kalra, S 
Sayyid, A Postcolonial People. South Asians in Britain (London 2006) 168-181, hier 168.
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Abb. 4) Immigration von den Westindischen Inseln, Pakistan und Indien nach 
Großbritannien von 1955 bis 1961196
Quelle: Katznelson, Black Men, White Cities, 34f.
Dem »Immigration Act 1962« war eine jahrelange Diskussion im britischen Parlament 
vorangegangen. Schon 1948 gab es einzelne Stimmen, die vor den unerwünschten 
sozialen Folgen der Immigration von den Westindischen Inseln warnten und diese 
unterbinden wollten; so schrieb eine Gruppe Labour-Abgeordneter nach der Ankunft 
der »Empire Windrush« an Premierminister Attlee: „Ein Zustrom von farbigen 
Menschen, die sich hier niederlassen, wird mit hoher Wahrscheinlichkeit die Stärke 
und den Zusammenhalt des öffentlichen und sozialen Lebens schwächen und 
Uneinigkeit sowie Unglück unter allen Betroffenen verursachen [meine 
Übersetzung].“197 Ende der 50er Jahre führte die Einwanderung von ethnisch 
differenten ImmigrantInnen zu großen Rassenunruhen. Die jahrelange scharfe Debatte 
zwischen den Gegnern der Zuwanderung und jenen, die das Ideal der freien Ortswahl 
in einem multikulturellen Commonwealth hochhielten, dauerte bis 1962, als unter der 
konservativen Regierung ein »Gutschein-System« eingeführt wurde, das zunächst 
wesentlich moderater war als die Arbeitserlaubnisse, die von Drittstaatenangehörigen 
verlangt wurden. Diese Zweigleisigkeit dauerte bis 1971, wobei die Prozesse 
unterschiedliche waren, die Richtung der Einschränkung der Zuwanderung aber 
196 Katznelson, Black Men, White Cities, 34f.
197 Zitiert nach Joppke, Immigration and the Nation-State, 106.
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dieselbe.198 Der »Commonwealth Immigration Act 1962« tastete zwar die gemeinsame 
Staatsbürgerschaft »Citizen of the United Kingdom and Colonies«199 nicht an, aber 
das Gesetz unterschied von wem und wo die Staatsbürgerschaft ausgestellt wurde. 
Nur mehr BürgerInnen mit Pässen, die von britischen Behörden ausgestellt worden 
waren, nicht aber von der Regierung einer Kolonie, hatten die vollen Staatsbürger-
schaftsrechte und durften unkontrolliert einreisen.200 Der Familiennachzug blieb von 
dieser Änderung unberührt, wobei die Familienzusammenführung auch weiter 
gefasste verwandtschaftliche Beziehungen einschloss. Da es nicht sehr schwierig war, 
die britische Staatsangehörigkeit zu erlangen – dazu musste man nur fünf Jahre im 
Land sein, oder, durch das ius soli-Prinzip, im Vereinigten Königreich geboren 
worden sein – kamen ImmigrantInnen relativ einfach zu einer britischen Staatsbürger-
schaft, die durch eine britische Behörde ausgestellt wurde.201 Das Gesetz erfüllte 
daher nur teilweise die in es gesetzten Erwartungen: Bei dem Bemühen die 
Erstzuwanderung zu reduzieren, wurde die Möglichkeit eines zahlenmäßig großen 
Familiennachzuges außer Acht gelassen. Das Ergebnis war, dass die – im Vergleich 
zu AusländerInnen, die nicht aus dem Commonwealth stammten – relativ 
großzügigen Höchstgrenzen bei der Erstwanderung ausgenutzt wurden und zusätzlich 
Verwandte nach Großbritannien geholt wurden, und sich die Zuwanderung also weit 
weniger stark reduzierte als geplant.202
Zu Recht wird die Einführung dieses Gesetzes als Scheidepunkt gesehen: Nicht nur, 
dass der »Commonwealth Immigration Act 1962« bedeutete, dass zum ersten Mal eine 
moderate Einwanderungskontrolle für Menschen aus dem Commonwealth existierte, 
gewann mit ihm auch die Argumentation für Kontrolle. Die Frage von 1962 an sollte 
nur mehr sein, wie hoch eine angemessene Einwanderungskontrolle sein sollte, nicht 
mehr ob sie existieren sollte. Das zeigt sich auch daran, dass Harold Wilsons Labour 
Party, die gegen das Gesetz gestimmt hatte, 1964, als sie an die Macht kam, nicht 
versuchte, das Gesetz wieder aufzuheben. Das Gesetz beendete auch die Privilegien, 
die BürgerInnen des Commonwealth und der Kolonien für Jahrzehnte genossen 
hatten, und es gab zum ersten Mal einen formalen Unterschied zwischen jenen 
BewohnerInnen des Empires, die in Großbritannien geboren wurden oder auf andere 
198 David Coleman, Immigration Policy in Great Britain. In: Friedrich Heckmann, Wolfgang Bosswick, 
Migration Policies: a Comparative Perspective (Stuttgart 1995) 113-136, hier 117f.
199 Hansen, Citizenship and Immigration in Post-war Britain, 101.
200 Hansen, Citizenship and Immigration in Post-war Britain, 101.
201 Egtved, Die Politik und die Zuwanderung im deutsch-britischen Vergleich, 62.
202 Hansen, Citizenship and Immigration in Post-war Britain, 124.
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Weise eng damit verbunden waren und jenen Untertanen der britischen Krone, die in 
den Kolonien oder dem Commonwealth zur Welt kamen – eine Unterscheidung, die 
man vorher penibelst zu vermeiden bemüht gewesen war.203
3.1.4.2. Post 1962: Einwanderung trotzt dem Gegenwind
Während sämtliche Zuwanderungszahlen bis 1962 Schätzungen sind, gibt es ab April 
1962 genaue Daten, wie viele Arbeitsgutscheine an MigrantInnen aus dem 
Commonwealth vergeben wurden, sowie die Zahl des genehmigten Familien-
nachzugs. Die Einführung der Einwanderungsbeschränkung stellte vor allem für die 
Zuwanderung von den Westindischen Inseln eine Zäsur dar, sie fiel sowohl hinter die 
Zuwanderung aus Pakistan und Indien zurück und erreichte bis heute nicht mehr das 
Niveau der Zuwanderung vor 1962. In den sieben Jahren vor der Einführung der 
Beschränkung wanderten 231.950 Menschen von den Westindischen Inseln ein, 
70.050 von Indien und 65.480 von Pakistan. In den ersten sieben Jahren nach dem 
»Commonwealth Immigration Act 1962« wanderten 22.171 InderInnen ein, 21.582 
PakistanerInnen und nur 10.797 Menschen von den Westindischen Inseln.204 Ein 
Grund für die besonders starke Auswirkung bei ImmigrantInnen von den 
Westindischen Inseln ist unter anderem, dass von Anfang an der Anteil von Frauen 
und Familien, die nach Großbritannien kamen größer war, als das bei InderInnen und 
PakistanerInnen der Fall war. Der Familiennachzug, der ja von den Einschränkungen 
unberührt blieb, spielte also keine so große Rolle.205 Ein weiterer Grund ist auch, dass 
konstant weniger Arbeitsgutscheine für die Westindischen Inseln ausgegeben wurden: 
Gab es für Menschen von den Westindischen Inseln im Jahr 1963 noch 2.077 Arbeits-
gutscheine, sank diese Zahl im Jahr 1968 auf lediglich 240 Stück. Bei PakistanerInnen 
war der Rückgang noch dramatischer, von anfänglich 13.526 auf 374, InderInnen 
bekamen mit 930 Arbeitsgutscheinen 1968 die meisten zugesprochen, was aber 
ebenfalls einen starken Rückgang von 8.366 im Jahr 1963 bedeutete.206
203 Hansen, Citizenship and Immigration in Post-war Britain, 123.
204 Katznelson, Black Men, White Cities, 34f.
205 Spencer, British Immigration Policy Since 1939, 137.
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Abb. 5) Vergleich der Immigration von den Westindischen Inseln, Pakistan und 
Indien nach Großbritannien vor und nach dem »Immigration Act 1962«207
Quelle: Katznelson, Black Men, White Cities, 34f.
Abbildung 5 zeigt deutlich die Zäsur, die der »Immigration Act 1962« für die 
Einwanderung aus der Karibik darstellte. Der im Vergleich zu den Folgejahren noch 
relativ hohe Wert im Jahr 1962 ist damit zu begründen, dass die Beschränkungen erst 
Mitte des Jahres in Kraft traten. Trotz der Versuche der Beschränkung der 
Einwanderung wuchs die Zahl der ethnisch differenten Bevölkerung in 
Großbritannien an, was dazu führte, dass man sich gezwungen sah, die Regelungen zu 
verschärfen. Als es im Jahr 1967/68 zu einer Krise in Kenia kam und die dortige 
südasiatische Bevölkerung, die größtenteils einen britischen Pass hatte, im Rahmen 
der Afrikanisierungspolitik der Regierung gezwungen wurde zu emigrieren, reagierte 
die Labour-Regierung unter Wilson mit dem »Commonwealth Immigrants Act of 
1968«. In diesem wird erstmals zwischen jenen, die einen britischen Pass besitzen und 
das Recht auf unbegrenzten Aufenthalt in Großbritannien haben, und jenen mit 
britischem Pass, die dieses Recht nicht haben, unterschieden. Demnach hatte man nur 
noch Niederlassungsfreiheit, wenn der Passbesitzer im Vereinigten Königreich 
geboren, adoptiert oder eingebürgert war oder selbiges auf einen Elternteil 
beziehungsweise Großelternteil zutraf. Der Effekt war, dass Menschen aus dem Alten 
Commonwealth kaum von der neuen Regelung betroffen waren. Das Gesetz versuchte 
gezielt die farbige Zuwanderung aus dem Neuen Commonwealth zu minimieren.208
207 Katznelson, Black Men, White Cities, 34f.
208 Mason, Race and Ethnicity in Modern Britain, 27.
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Insgesamt Im Ausland geboren In Großbritannien geboren
Das veranlasste Alderman vom „am deutlichsten rassistisch motivierten Gesetz, das je 
von einer britischen Regierung verabschiedet wurde“209, zu sprechen. Eine Ansicht, 
die auch die Europäische Kommission teilte; wegen der ihrer Meinung nach 
rassischen Motive des Gesetzes reichte sie die erste große Klage der Kommission
gegen die Immigrationspolitik von Großbritannien ein.210
Trotz all der Barrieren gab es beim Zensus des Jahres 1971, dem ersten Zensus, der 
die Frage nach dem Geburtsort des Vaters stellte, womit zum ersten Mal der Existenz 
einer im Land geborenen zweiten Generation Rechnung getragen wurde, einen 
Höchststand an ethnisch differenten Personen im Vereinigten Königreich. Die 
Minderheit aus Ländern des Neuen Commonwealth und Pakistan (NCWP) war auf 
1,371.000 Menschen angewachsen.211 Abbildung 6 gibt eine Übersicht über die 
Größenordnung der ethnischen Minderheit aus einzelnen NCWP-Ländern in 
Großbritannien und inkludiert auch die zweite Generation.
Abb. 6) Die NCWP Minderheit in Großritannien im Jahr 1971, aufgeschlüsselt 
nach ethnischer Zugehörigkeit sowie Geburt in NCWP-Ländern oder GB212
Quelle: Booth, The Migration Process in Britain and West Germany, 97
209 Zitiert nach Karen Schönwälder, Abgrenzung und Integration: Die Politik der Labour-Regierungen 
zwischen 1964 und 1970. In: Karen Schönwälder, Imke Sturm-Martin (Hg.), Die britische Gesellschaft 
zwischen Offenheit und Abgrenzung: Einwanderung und Integration vom 18. bis zum 20. Jahrhundert 
(Berlin 2001) 133-153, hier 133.
210 Joppke, Immigration and the Nation-State, 109f.
211 Coleman, Salt, The British Population, 484.
212 Booth, The Migration Process in Britain and West Germany, 97.
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Die Abbildung unterstreicht deutlich die Notwendigkeit der Beschäftigung mit der 
zweiten Generation – bereits im Jahr 1971 waren 45,1% aller in Großbritannien
lebenden, der ethnischen Minderheit von den Westindischen Inseln zurechenbaren 
Menschen in Großbritannien geboren. Damit hatte diese Bevölkerungsgruppe im Jahr 
1971 die größte zweite Generation, gefolgt von InderInnen mit 31,9% sowie 
PakistanerInnen mit 23,1%. Zurückzuführen ist dieser deutliche Vorsprung auf die 
früher einsetzende Zuwanderung von den Westindischen Inseln sowie die Tatsache, 
dass diese Zuwanderung von Anfang an geschlechtsmäßig ausgeglichener war als 
jene speziell von Pakistan, wo vor allem junge Männer auswanderten und Frauen erst 
wesentlich später nach Großbritannien geholt wurden.
Bei der räumlichen Verteilung der ethnisch differenten Minderheit bestätigt sich auch 
1971 das alte Muster, dass die große Mehrheit dieser Menschen in London und 
Umgebung wohnt. 57% aller »Schwarzen«, wie der Sammelbegriff für ethnisch 
differente Menschen zu dieser Zeit lautete, lebten im Südosten von England. Dann 
folgten die West Midlands mit 16,1% und der Nordwesten Englands mit 7,1%. Damit 
machte die ethnisch differente Minderheit in oben genannten Gebieten 4,6%, 4,3% 
beziehungsweise 1,5% der Gesamtbevölkerung aus.213
Die Politik reagierte auf die ungebrochene Zuwanderung, die bis zu 90.000 Personen 
pro Jahr betrug und zu einer Zeit stattfand, als die Lage der Wirtschaft sehr schlecht 
war, mit dem Versuch einer neuerlichen Einschränkung und Steuerung der 
Einwanderung, dem »Commonwealth Immigrant Act 1971«.214 Dieser neuerliche 
Immigration Act stellte die Kontrolle der Einwanderung aus NCWP-Staaten auf 
dieselbe strengere Stufe wie jene aus Drittstaaten. Das heißt, dass all jene, die keine 
unbegrenzte Aufenthaltserlaubnis laut dem »Immigration Act 1968« im Vereinigten 
Königreich hatten, um eine Arbeitserlaubnis ansuchen mussten, egal ob sie 
Angehörige eines Commonwealth Landes oder eines Drittstaates waren. Solche 
Arbeitserlaubnisse waren an einen bestimmten Arbeitgeber gebunden, jeder 
Arbeitgeberwechsel musste vorher von den Behörden genehmigt werden. Darüber 
hinaus musste eine Arbeitserlaubnis jedes Jahr erneuert werden. Verstieß die/der 
ArbeitnehmerIn gegen vertragliche Verpflichtungen oder erschien sie/er auf Grund 
anderer Umstände als nicht mehr benötigt, konnte sie/er jederzeit deportiert werden. 
In der Praxis bedeutete diese neuerliche Verschärfung, dass an der Unterscheidung 
213 Zahlen nach Booth, The Migration Process in Britain and West Germany, 96, eigene Berechnung. 
214 Egtved, Die Politik und die Zuwanderung im deutsch-britischen Vergleich, 64f.
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zwischen erwünschten, also weißen, und unerwünschten, also farbigen, 
ImmigrantInnen nicht nur festgehalten wurde, sondern diese noch verschärft wurde. 
In der Folge kam die Erstzuwanderung aus dem Neuen Commonwealth praktisch zum 
Erliegen, und die Familienzusammenführung wurde zum Haupteinwanderungs-
grund.215 Eine Ausnahme machte man widerwillig aber doch aus humanitären 
Gründen im Jahr 1972, als Großbritannien 27.000 AsiatInnen, die aus Idi Amins 
Uganda ausgewiesen wurden, aufnahm. Viele dieser Flüchtlinge waren BürgerInnen 
des Vereinigten Königreichs und der Kolonien.216
3.1.4.3. Das ausgehende 20. Jahrhundert: Der Migrationssaldo 
ändert sich
Der »Immigration Act 1971« änderte nichts daran, dass Familienzusammenführung 
weiter in großem Rahmen erfolgte. Es sei daran erinnert, dass Personen nach 
fünfjährigem Aufenthalt die britische Staatsangehörigkeit bekommen konnten, was 
die Möglichkeit der Nachholung der Familie inkludierte. Daher versuchte man in den 
70er und 80er Jahren den Familienzuzug zu erschweren, indem man das 1969 
eingeführte »entry-clearance system« quasi in ein inoffizielles Quotensystem, das die 
Familienzusammenführung drastisch verringerte, umwandelte. Ursprünglich war das 
»entry-clearance system« eine rein administrative Maßnahme gewesen, die effektiv 
verhindern sollte, dass ImmigrantInnen in den Häfen von Großbritannien strandeten. 
Daher mussten potenzielle MigrantInnen bereits in den Heimatländern die nötigen 
Papiere beantragen, und erst nach einer positiven Erledigung durften sie nach 
Großbritannien ausreisen. Zunächst wurden die AntragstellerInnen und ihre Anliegen 
neutral behandelte. In den 70er und 80er Jahren waren die Beamten der »clearance 
offices« jedoch vorwiegend damit beschäftigt, unberechtigte Anträge aufzuspüren, 
wie zum Beispiel Hochzeiten, die einzig und allein dem Zweck dienten, als 
Ehepartner nach Großbritannien geholt werden zu dürfen, und die Zahl der positiven 
Anträge möglichst gering zu halten. Da es in Großbritannien keine Verfassung gibt, 
gibt es auch kein verfassungsrechtlich geschütztes Recht auf Familienschutz, was eine 
im Vergleich zu Österreich wesentlich restriktivere Politik zuließ. Da die Büros in den 
jeweiligen Ländern waren, ermöglichte das die Verweigerung der Familien-
zusammenführung weit weg von der britischen Öffentlichkeit und half so die Tatsache 
215 Mason, Race and Ethnicity in Modern Britain, 27f.
216 Michael Dummett, On Migration and Refugees (London, New York 2001) 106f.
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Insgesam t Im  Aus land geboren In Groß britannien geboren
zu verdrängen. Mit Hilfe einer gewollten und systematischen Unterbesetzung der 
Büros betrug die durchschnittliche Wartezeit für ein Interview im ersten Quartal des 
Jahres 1985 in Delhi 14 Monate, in Islamabad 11,5 Monate und in Dhaka 23 Monate. 
In den Jahren zwischen 1977 und 1983 wurde 21,1% der Frauen und 38,5% der 
Kinder die Einreise nach Großbritannien verwehrt.217
Trotz all dieser Maßnahmen versiegte die Einwanderung aus NCWP-Staaten nach 
1971 nicht, sondern betrug in den zehn Jahren bis zum nächsten Zensus durch-
schnittlich 36.300 Menschen pro Jahr. Gemeinsam mit einem deutlichen Geburten-
überschuss erhöhte sich die Zahl der ethnischen Minderheit aus dem NCWP von 
1,371.000 Menschen im Jahr 1971 auf 2,104.000 oder 4,0% der Gesamtbevölkerung 
im Jahr 1981.218 Einen Überblick über die Größe der ethnischen Minderheiten in 
Großbritannien zur Zeit des Zensus des Jahres 1981 gibt Abbildung 7:
Abb. 7) Minderheiten in Großbritannien 1981, aufgeschlüsselt nach ethnischer 
Zugehörigkeit sowie Geburt innerhalb oder außerhalb von Großbritannien219
Quelle: Booth, The Migration Process in Britain and West Germany, 98
Abbildung 7 zeigt, dass die indische Minderheit im Jahr 1981 die deutlich stärkste in 
Großbritannien geworden war. Die Zahl der InderInnen hat sich von 307.100 im Jahr 
1971 auf 719.000 Menschen im Jahr 1981 erhöht. Dabei sind allerdings ursprünglich 
aus Asien stammende Flüchtlinge aus Afrika inkludiert, die im Jahr 1971 extra 
217 Joppke, Immigration and the Nation-State, 116f.
218 Coleman, Salt, The British Population, 486.
219 Booth, The Migration Process in Britain and West Germany, 98.
64
ausgewiesen wurden (siehe Abbildung 6). Auffallend ist weiters, dass im Vergleich zu 
den ImmigrantInnen aus der Karibik und Pakistan/Bangladesch überdurchschnittlich 
viele Personen im Ausland geboren worden waren, nämlich 69,4%. Das entsprach 
einer Steigerung von 1,3% im Vergleich zum Jahr 1971. Im gleichen Zeitraum wiesen 
die Zahlen bei der Minderheit aus der Karibik in diesem Bereich einen Rückgang von 
1,9% aus und jene von Menschen aus Pakistan/Bangladesch einen Rückgang von 
13,4%.
Bei der räumlichen Verteilung gab es anteilsmäßig kaum Unterschiede zwischen 1971 
und 1981. Im Jahr 1981 lebten 55,6% aller ethnischen Minderheiten im Südosten des 
Landes, was einem Rückgang von 1,7% entspricht. Die nach dem Südosten 
anteilsmäßig beliebtesten Ansiedlungsgebiete waren wie 1971 die West Midlands mit 
14,8% und der Nordwesten Englands mit 7,6%. Deutlich gestiegen war naturgemäß 
der Anteil an der Gesamtbevölkerung: Der lag im Südosten 1981 bei 7,6%, was eine 
Steigerung von 3% bedeutete, in den West Midlands bei 6,5% (+2,2%) und im 
Nordwesten bei 2,7% (+1,2%).220
Im Jahr 1981 kam schließlich ein neues Gesetz, das die Frage der Nationalität neu 
regelte und das den veränderten Einwanderungsgesetzen Rechnung trug. Im Rahmen 
dieses »1981 Nationality Acts« wurden unter der konservativen Regierung von 
Margaret Thatcher drei Kategorien von Staatsbürgerschaft geschaffen: Jene, die sich 
laut den Gesetzen von 1968 und 1971 für eine dauerhafte Ansiedelung im Vereinigten 
Königreich qualifizierten, wurden »British Citizens«. Daneben wurden noch die 
Kategorien »British Dependent Territories Citizenship« und »British Overseas 
Citizenship« geschaffen, die beide nicht zur Einreise oder Niederlassung im 
Vereinigten Königreich berechtigten. Außerdem wurde das ius soli-Prinzip durch das 
des ius sanguinis ersetzt. Das heißt, dass die Geburt in Großbritannien im Gegensatz 
zu früher ab sofort nicht mehr ausreichte, um die britische Staatsbürgerschaft zu 
erlangen.221 Dieser »Nationality Act« verfestigte das Muster der »Immigration Acts«. 
Er gab etlichen Millionen Menschen, die fast alle weiß waren, die gleichen Rechte 
wie Menschen, die im Vereinigten Königreich geboren wurden. Die gleichen Rechte 
und Möglichkeiten wurden Menschen aus Ländern, wo die Mehrheit der Bevölkerung 
farbig war, verwehrt. Bezeichnend für die Wirkung war die fremdenfeindliche 
Rhetorik, mit welcher Diskussionen über das Gesetz begleitet wurden. Während einer 
220 Zahlen nach Booth, The Migration Process in Britain and West Germany, 96, eigene Berechnung. 
221 Mason, Race and Ethnicity in Modern Britain, 28.
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ihrer Wahlveranstaltungen steuerte die zukünftige Premierministerin Thatcher 
folgende Sorge bei: „[...] that this country may be rather swamped by people with a 
different culture.“222
Die neu gewählte Tory-Regierung widmete sich dem Schließen von einem 
Schlupfloch, das ihrer Meinung nach Zuwanderung weiterhin ermöglichte: Dem 
Nachholen von Ehepartnern. Als erste Maßnahme gab es eine Umkehr der Beweislast, 
was bedeutete, dass männliche Ehepartner und Verlobte beweisen mussten, dass der 
Zweck ihrer Heirat nicht die Immigration nach Großbritannien war. Im Jahr 1984 
wurden 87% von allen negativ beurteilten Ansuchen auf Grund dieser Regelung 
abgelehnt. Dieses explizit gegen das Nachholen von Männern gerichtete Gesetz 
verstieß gegen die Europäische Menschenrechtskonvention und musste daher 
geändert werden, was zu einer weiteren Verschärfung der Regelungen führte und 
dazu, dass alle BritInnen, nicht nur jene mit Migrationshintergrund, unter diese 
Regelung fielen. Im Jahr 1988 kam es zu der ersten Gesetzesänderung im Bereich der 
Immigrationsgesetze seit 17 Jahren: Der einzige gesetzliche Schutz für Familien, 
nämlich dass ImmigrantInnen aus den Neuen Commonwealth Staaten, die vor 1973 
nach Großbritannien gekommen waren, ihre Frauen und Kinder nachholen durften, 
wurde ersatzlos gestrichen. Diese Gesetzesänderung hatte besonders starke Folgen für 
die letzte Einwanderergruppe aus dem Neuen Commonwealth, den 
BangladescherInnen, die ärmer als andere Minderheiten und daher bisher am 
zögerlichsten waren, ihre Familien nachzuholen.223 Die strengen Regelungen haben 
dazu geführt, dass britische StaatsbürgerInnen, die nach Arbeitsaufenthalten in 
Drittstaaten in das EU-Ausland gehen, laut europäischem Recht ihre/n EhepartnerIn, 
egal welche Nationalität sie/er besitzt, mitnehmen dürfen, während ihnen dieses Recht 
verwehrt wird, wenn sie nach Großbritannien zurückkehren wollen. Das heißt, dass 
BritInnen unter EU-Recht mehr Familienrechte haben als unter heimischem Recht. 
Joppke bemerkt dazu: „Großbritannien hat die Familienzusammenführung mit solch 
eiserner Hand geführt, dass die Familienrechte heute signifikant unter dem 
europäischen Standard liegen [meine Übersetzung].“224
Trotz dieser energischen Versuche, die Einwanderung zu beschränken, wurde 
Großbritannien in den 80er Jahren des 20. Jahrhunderts zu einem Land, in dem die 
222 Zitiert nach Kathleen Paul, Whitewashing Britain. Race and Citizenship in the Postwar Era 
(Ithaca/London 1997) 182.
223 Joppke, Immigration and the Nation-State, 113-124.
224 Joppke, Immigration and the Nation-State, 127.
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Einwanderung die Auswanderung überstieg, wie Abbildung 8 zeigt. Seit dem Jahr 
1983 kamen konstant mehr Menschen nach Großbritannien als umgekehrt. Diese 
Entwicklung ging weniger auf verringerte Auswanderung zurück – diese hatte sich zu 
dieser Zeit quantitativ wenig verändert und lag bei ca. 200.000 bis 300.000 Menschen 
pro Jahr –, sondern, den strengen Richtlinien zum Trotz, auf eine Zunahme der 
Immigration.225
Abb. 8) Zuwanderungssaldo Großbritannien, 1975-2007226
Quelle: Office for National Statistics, Series MN no.27
Der positive Zuwanderungssaldo war nicht die einzige Veränderung, die in den 80er 
Jahren stattfand. Unter dem Eindruck der größten Rassenunruhen Großbritanniens im 
Südlondoner Bezirk Brixton im April 1981, bemühte man sich um eine Verbesserung 
der Situation der im Land befindlichen ethnisch differenten Minderheiten, sowie um 
eine genauere Beschreibung der Lebensumstände und zahlenmäßigen Größe, sowie 
um eine Diskriminierung vermeidende, den unterschiedlichen Gruppen entsprechende 
Bezeichnung. Bereits vor dem Zensus von 1981 gab es in Großbritannien, im 
Einklang mit einem insgesamt gesteigerten Interesse an kollektiver Identität, eine 
Diskussion um eine offizielle korrekte Namensgebung für Minderheiten. Überbegriffe 
wie »Farbige« oder »Weiße« schienen der heterogenen Bevölkerungslandschaft 
225 David Coleman, Großbritannien und die internationale Migration: Die Bilanz hat sich geändert. In: 
Heinz Fassmann, Rainer Münz (Hg.), Migration in Europa. Historische Entwicklung, aktuelle Trends, 
politische Reaktionen, (Frankfurt/Main 1996) 53-88, hier 65f.
226 Office for National Statistics, International Migration. Migrants Entering or Leaving the United 
Kingdom and England and Wales, 2000, Series MN no.27 (London, 2002) x.
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Großbritanniens nicht mehr angemessen, außerdem machte sich im Klima stetig 
größer werdender politischer Korrektheit zunehmend Unbehagen diesen rassischen 
Begriffen gegenüber breit, und man versuchte, sie durch ethnische Begriffe wie 
»English«, »Welsh«, »Other European« usw. zu ersetzen. Das waren allerdings nicht 
die einzigen Gründe, eine Frage nach der ethnischen Zugehörigkeit im Zensus stellen 
zu wollen. Um erfolgreich gegen indirekte Diskriminierung vorgehen zu können, 
benötigt man genaue Daten. Man muss daher in Ethnien unterteilen, um zu sehen, ob 
eine Ethnie in einem Teilbereich oder insgesamt schlechter gestellt ist als der 
Durchschnitt der Bevölkerung, um gegensteuern zu können. Um indirekte 
Diskriminierung verhindern zu können, musste der Staat also herauszufinden, wo und 
wie einzelne Minderheiten diskriminiert wurden. Alle Versuche von der rassischen 
Unterscheidung vor dem Zensus 1981 wegzukommen, scheiterten allerdings, da alle 
Vorschläge von Minderheitengruppen abgelehnt wurden. Sie fürchteten sich vor 
einem Missbrauch der erhobenen Daten zur Immigrationskontrolle; außerdem gab es 
natürlich Bedenken, dass so eine Erfassung in sich rassistisch sei und den Grundsatz 
von liberalen Demokratien, dass alle Menschen vor dem Gesetz gleich seien, 
untergrabe. Schlussendlich verzichtete man beim Zensus 1981 darauf, eine Frage nach 
der ethnischen Zugehörigkeit zu stellen.227
Man gab das Projekt aber nicht auf, und so gab es beim Zensus des Jahres 1991 
erstmals die Frage nach der ethnischen Zugehörigkeit, und damit zum ersten Mal 
konkrete Fakten über die Verteilung, Haushaltsgröße, Wohnsituation und die sozialen 
Lebensumstände dieser Menschen. Ein Vertreter von der CRE charakterisierte die 
Diskussion um die Abfrage der Ethnie als „große Schlacht der 1980er [meine 
Übersetzung]“228, die man gewonnen habe. Man kam überein, sowohl rassische als 
auch ethnische Begriffe zu verwenden. Die Unterteilung repräsentierte nur eine sehr 
begrenzte Auswahl der ethnischen Identitäten, die in Großbritannien permanent 
lebten. Die Tendenz, dass die Aufmerksamkeit auf der erst relativ jungen nicht-
europäischen Zuwanderergruppe liegt, hält auch hier an. Die große Minderheit der 
IrInnen wurde nicht erwähnt, geschweige denn andere weiße Minderheiten aus 
227 David Kertzer, Dominique Arel (ed.), Census and Identity. The Politics of Race, Ethnicity and 
Language in National Censuses (Cambridge 2002) 5-14.
228 Zitiert nach Joppke, Immigration and the Nation-State, 232.
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Ländern wie zum Beispiel Polen oder Deutschland.229 Im Detail sah die Unterteilung 
folgendermaßen aus:
Tab. 2) Ethnische Klassifizierung im Zensus 1991230
* White * Pakistani
* Black Caribbean * Bangladeshi
* Black African * Chinese
* Black Other * Other Asian
* Indian * Other Other
Quelle: Philip Rees, International Migration and Ethnic Diversity in Britain
Der Zensus des Jahres 1991 zeigte, dass Großbritannien heterogener denn je 
geworden war. 6,2% der Bevölkerung Englands bekannte sich zu einer der oben 
spezifizierten ethnischen Minderheiten. Wie schon 1991 waren InderInnen die größte 
ethnische Minderheit, gefolgt von Menschen von den Westindischen Inseln und 
PakistanerInnen. Auch bei der ungleichen geographischen Verteilung änderte sich an 
dem Muster, dass ImmigrantInnen in den Ballungsräumen konzentriert leben, kaum 
etwas. Im Südosten lebten 56,2% der ethnischen Minderheiten, wobei sich allein in 
der Region Greater London 44,6% niedergelassen hatten. Den nächsthöchsten Anteil 
hatten die West Midlands, wo 14,1% lebten und der Nordwesten mit 8,1%. Der 
Zensus des Jahres 1991 untermauerte mit dem bisher umfangreichsten und genauesten 
Zahlenmaterial die bisherigen Annahmen, dass sich der Großteil der ImmigrantInnen 
im Großraum London niederließ. Eine Einschätzung, die auch in dieser Arbeit immer 
wieder unterstrichen wurde.231
Die Tendenz der steigenden Immigration war auch im ausgehenden 20. und 
beginnenden 21. Jahrhundert ungebrochen. Die Migration nach Großbritannien stieg 
über 513.000 Menschen im Jahr 2002232 auf den Rekordwert von 591.000 im Jahr 
229 Peach, Ethnicity in the 1991 Census, 1-6.
230 Philip Rees, International Migration and Ethnic Diversity in Britain. Paper presented at the 
Workshop on Strangers in a Strange Land? Migration, Multi-Ethnic Societies and Social Stability in 
Europe (Wien, 19.11.2001).
231 Mason, Race and Ethnicity in Modern Britain, 33f.
232 Office for National Statistics, International Migration Rose in Last Decade (London, 24. Juni 2004), 
online unter <http://www.statistics.gov.uk/CCI/nugget.asp?ID=766&Pos=1&ColRank=1&Rank=374> 
(27. April 2009).
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2006.233 Die Emigration erfuhr eine noch stärkere Erhöhung, auf geschätzte 400.000 
Menschen im Jahr 2006,234 ein Wert, der bisher noch nie erreicht worden war; damit 
bleibt der Saldo des Jahres 2004 von ungefähr 223.000 Menschen weiterhin der 
höchste in der Geschichte Großbritanniens, wie auch in Abbildung 9 zu sehen ist.235
Abb. 9) Internationale Migration und das Vereinigte Königreich 1991-2006236
Quelle: Office for National Statistics, Migration
Generell hat das Vereinigte Königreich in den Jahren seit 1991 einen negativen 
Migrationssaldo bei BritInnen und einen positiven bei nicht-britischen Staats-
bürgerInnen. Die Zusammensetzung der Einwanderung zeigte eine ungefähr gleich 
bleibende Zahl an ImmigrantInnen aus dem Neuen Commonwealth. 22% aller 
ImmigrantInnen des Jahres 2000 kamen aus diesen Ländern. Das ist auf den ersten 
Blick nicht wesentlich mehr als aus anderen Teilen der Welt, so kamen 18% aus dem 
Alten Commonwealth und 20% aus der Europäischen Union. Stellt man diese Zahlen 
allerdings der Auswanderung gegenüber, zeigt sich, dass der Migrationssaldo bei 
Menschen aus der EU und dem Alten Commonwealth in den letzten Jahren geringer 
oder negativ wurde, während der von Menschen aus dem Neuen Commonwealth um 
ca. 20.000 Menschen zunahm.237 In anderen Worten tendieren ImmigrantInnen aus 
233 Office for National Statistics, Migration. (London, 20. Mai 2008), online unter 
<http://www.statistics.gov.uk/cci/nugget.asp?id=260> (29. April 2009).
234 National Statistics, Migration.
235 National Statistics, Migration.
236 National Statistics, Migration.
237 Office for National Statistics, International Migration. Migrants Entering of Leaving the United 
Kingdom and England and Wales, 2000, Series MN no.27 (London 2002) ix-xii.
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der EU und dem Alten Commonwealth dazu, wieder in ihre Herkunftsländer 
zurückzukehren, während sich Menschen aus dem Neuen Commonwealth wesentlich 
öfter dauerhaft in Großbritannien ansiedeln. Im Jahr 2002 schlug sich das konkret so 
nieder, dass der Migrationssaldo mit der EU um 36.000 Menschen negativ war, 
während er mit dem Neuen Commonwealth ein Plus von 69.000 aufzuweisen hatte; 
bei Drittstaaten war der Migrationssaldo mit 120.000 noch wesentlich klarer 
positiv.238 Das bedeutet, dass der Anteil der Menschen aus dem Neuen 
Commonwealth an der Gesamtbevölkerung kontinuierlich steigt, da, wie schon 
bemerkt, die Rückwanderung in wesentlich geringerem Ausmaß vorhanden ist als bei 
anderen Minderheitengruppen.
Die insgesamt steigenden Immigrationszahlen spiegelten sich auch im bisher letzten 
Zensus, dem von 2001, wider. 8,7% der Bevölkerung von England und Wales 
bekannte sich zu einer Minderheit, der Wert für England allein lag bei 9%.239
Tab. 3) Ethnische Klassifizierung im Zensus 2001240
* White * Black or Black British
- British - Caribbean
- Irish - African
- Other White - Other Black
* Mixed * Chinese or Other Ethnic Group
- White & Black Caribbean - Chinese
- White & Black African - Other Ethnic Group
- Other Mixed





Quelle: Philip Rees, International Migration and Ethnic Diversity in Britain
Der Vergleich mit den im Zensus des Jahres 1991 verwendeten ethnischen 
Klassifizierungen zeigt eine weitere Diversifizierung der Kategorien. So werden 
238 National Statistics, International Migration Rose in Last Decade.
239 David Gardener, Helen Connolly, Who Are the ‘Other’ Ethnic Groups? In: Office for National 
Statistics (Hg.), Who Are the ‘Other’ Ethnic Groups? (London 2005) 5, online unter 
<http://www.statistics.gov.uk/articles/nojournal/other_ethnicgroups.pdf> (27. April 2009).
240 Philip Rees, International Migration and Ethnic Diversity in Britain.
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»Weiße« in »British«, »Irish« und »other white« unterteilt. Erstmals wird die 
Kategorie »Mixed« eingeführt, wobei hier zwischen »White & Black Carribean«, 
»White & Black African« und »Other Mixed« unterschieden wird. Des Weiteren wird 
den im Inland geborenen Menschen mit Migrationshintergrund insofern Rechnung 
getragen, als die übergeordneten Kategorien für AsiatInnen und schwarze Menschen 
»Asian or Asian British« und »Black or Black British« genannt werden. Tabelle 4 
zeigt die genaue Zusammensetzung der Bevölkerung in England und Wales zum 
Zeitpunkt des Zensus im Jahr 2001:
Tab. 4) Bevölkerung nach ethnischer Zugehörigkeit in England und Wales 
2001241




White 47,520.866 91,3 100
British 45,533.741 87,5 95,8
Irish 641.804 1,2 1,2
Other White 1,345.321 2,6 2,8
Mixed 661.034 1,3 100
White and Black Caribbean 237.420 0,5 35,9
White and Black African 78.911 0,2 11,9
White and Asian 189.015 0,4 28,6
Other Mixed 155.688 0,3 23,6
Asian or Asian British 2,273.737 4,4 100
Indian 1,036.807 2 45,6
Pakistani 714.826 1,4 31,4
Bangladeshi 280.830 0,5 12,4
Other Asian 241.274 0,5 10,6
Black or Black British 1,139.577 2,2 100
Black Caribbean 563.843 1,1 49,5
Black African 49.665 0,9 42,1
Other Black 96.069 0,2 8,4
Chinese or other ethnic groups 446.702 0,9 100
Chinese 226.948 0,4 50,8
Other ethnic group 219.754 0,4 49,2
All ethnic groups 52,041.916 100 100
Quelle: Office for National Statistics, Census 2001
241 Gardener, Connolly, Who Are the ‘Other’ Ethnic Groups? 5.
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Tabelle 4 zeigt, dass Menschen aus der Karibik im Jahr 2001 nur mehr die drittgrößte 
Minderheit aus dem Neuen Commonwealth waren. Die größte Gruppe war weiterhin 
jene, die sich zur indischen Ethnie bekannte, vor PakistanerInnen, der Minderheiten-
gruppe von den Westindischen Inseln und jener aus Bangladesch. Insgesamt fühlen 
sich 4,4% der Menschen in England und Wales der asiatischen Ethnie zugehörig. 
Diese ist damit die mit Abstand größte Minderheitengruppe, vor 2,2%, die sich als 
Teil der schwarzen Ethnie fühlen.
Auch die geographische Verteilung in England und Wales entsprach im Jahr 2001 
dem Muster der vorangegangenen Befragungen. 48% der nicht-weißen Einwoh-
nerInnen lebten in London, wo diese 29% der Gesamtbevölkerung ausmachten. Zum 
Vergleich wieder die Gebiete mit den nächsthöchsten Anteilen: 13% lebten in den 
West Midlands, gefolgt vom Nordwesten mit 8% und dem Südwesten mit 7%. Der 
Nordosten hatte mit unter 2% den niedrigsten prozentualen Anteil.242 Abbildung 10 
verdeutlicht noch einmal die dominante Stellung Londons als Zielgebiet der ethnisch 
differenten Minderheiten.
Abb. 10) Geographische Verteilung der nicht-weißen Minderheit in England 
2001243
Quelle: Office for National Statistics, Ethnicity 2002
Um das Bild des babylonischen Londons abzurunden, soll an dieser Stelle kurz auf 
eine Auffälligkeit in der Zuwanderungsgeschichte nach Großbritannien hingewiesen 
242 Amanda White (ed.), Social Focus in Brief: Ethnicity 2002. In: Office for National Statistics (Hg.), 
Social Focus in Brief: Ethnicity 2002 (London 2002) 7, online unter 
<http://www.statistics.gov.uk/downloads/theme_social/social_focus_in_brief/ethnicity/ethnicity.pdf> 
(22. April 2009).
243 Amanda White (ed.), Social Focus in Brief: Ethnicity 2002, 7.
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werden, die zwar nicht direkt mit der Immigration von muslimischen Minderheiten zu 
tun hat, aber die Stellung Großbritanniens als Einwanderungsland unterstreicht. 
Seit der Erweiterung der Europäischen Union im Mai des Jahres 2004 um die Staaten 
Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Slowakei, Slowenien, Tschechien, Ungarn 
und Zypern kam es zu einer vorher in diesem Ausmaß nicht erwarteten Zuwanderung 
aus diesen Staaten. Möglich wurde dies, da sich die britische Regierung unter Tony 
Blair als einzige neben Irland und Schweden dazu entschloss, keine Einreisebe-
schränkungen für Menschen aus den Erweiterungsländern zu erlassen.244 Von Mai 
2004 bis Sommer 2006 genehmigte das »Home Office« 264.560 Ansuchen um 
Arbeitserlaubnis in Großbritannien für Menschen aus Polen245, wobei die Zahl der 
Selbstständigen hier nicht inkludiert ist. Polinnen und Polen stellen damit mit 62% 
von insgesamt 427.095 AntragstellerInnen den mit Abstand größten Teil der 
Zuwanderung aus den neuen osteuropäischen EU-Ländern, wie Abbildung 11 
eindrucksvoll zeigt.246 In einem Interview meinte David Coleman, Professor für 
Demographie an der Universität Oxford: „Von einem Land, in einer sehr kurzen 
Zeitspanne, muss es der stärkste Zustrom sein, den wir [Großbritannien] je gesehen 
haben. [meine Übersetzung]“247
244 Staatsangehörigen von Zypern und Malta wurde von Beginn an das Recht auf freien 
Personenverkehr in der gesamten EU zugestanden, etwas, das Menschen aus den anderen 
Beitrittsländern mittels Übergangsvereinbarungen verwehrt wurde.
245 Laut einer Studie vom »Centre for Research on Nationalsim, Ethnicity and Multiculturalism« an der 
Universität Surrey, bei der 505 Polinnen und Polen in Großbritannien über ihren Migrationshintergrund 
befragt wurden, gaben nur 64% an sich beim »Workers Registration Scheme« gemeldet zu haben. 
Selbst wenn man berücksichtigt, dass diese Studie PolInnen inkludiert, die bereits ein Jahr vor dem 
EU-Beitritt nach Großbritannien gekommen sind und sich daher in Folge nicht mehr registrieren 
müssen, muss die tatsächliche Zahl der Polinnen und Polen, die nach Großbritannien eingereist sind um 
zu arbeiten, als wesentlich höher eingestuft werden. Vgl., Centre for Research on Nationalism, 
University of Surrey, Ethnicity and Multiculturalism, Polish Migrants Survey Results (Guildford o.J.) 
7, online unter 
<http://www.surrey.ac.uk/Arts/CRONEM/CRONEM_BBC_Polish_survey%20_results.pdf#search=%2
2polish%20migration%20to%20edinburgh%22> (22. September 2006).
246 Home Office, Department for Work and Pensions, HM Revenue & Customs and Department for 
Communities and Local Government (Crown Copyright Material), Accession Monitoring Report May 
2004 – June 2006 (o.O., 22. August 2006) 8f., online unter 
<http://news.bbc.co.uk/1/shared/bsp/hi/pdfs/22_08_06_migrantworkers.pdf> (21. September 2006).
247 Lianne Gutcher, Influx Sets Poles Apart in Migration Stakes. In: The Scotsman, 15.05.2006, online 
unter <http://thescotsman.scotsman.com/uk.cfm?id=721872006> (22. September 2006).
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Abb. 11) Registrierte ArbeiterInnen aus den osteuropäischen EU-Erweiterungs-
ländern Juni 2006248
Quelle: Home Office, Accession Monitoring Report, August 2006
Wie schon bei früheren Zuwanderungswellen ist London, jedoch viel knapper, unter 
den Städten das prominenteste Wanderungsziel. 58.580 Menschen, das sind 14%, zog 
es bisher in die Metropole an der Themse. Auffällig dabei ist, dass London am Beginn 
dieser Wanderungsbewegung an der Spitze lag, als 25% aller registrierten 
ArbeiterInnen auf die Hauptstadt entfielen, ein Wert, der aber stetig weniger wurde, 
bis im zweiten Quartal 2006 mit 9% der niedrigste Wert gemessen wurde und London 
als Folge von der Region Anglia249 bei der gesamten Zahl übertroffen wurde. Derzeit
sind in Anglia mit 15% geringfügig mehr ArbeiterInnen aus den Erweiterungsländern 
registriert.250 Damit knüpft die Einwanderung aus Polen an alte Traditionen an, waren 
doch schon während des Zweiten Weltkrieges signifikante polnische Minderheiten in 
und um London und Edinburgh251 – ein weiteres Zentrum der derzeitigen 
Zuwanderung – aufhältig und hatten eine Gemeindestruktur entwickelt.252
248 Home Office, DWP, HM Revenue & Customs and Department for Communities and Local 
Government, Accession Monitoring Report May 2004 – June 2006, 8f.
249 East Anglia liegt nordwestlich von London und besteht aus den Bezirken Essex, Hertfordshire, die 
beide direkt an London angrenzen, Beds, Cambridgeshire, Sufolk und Norfolk.
250 Home Office, DWP, HM Revenue & Customs and Department for Communities and Local 
Government, Accession Monitoring Report May 2004 – June 2006, 1 und 20f.
251 Vgl. Gutcher, Influx Sets Poles Apart in Migration Stakes.
252 Holmes, John Bull’s Island, 168.
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3.1.5. Zusammenfassung
Ethnische Diversität ist also absolut kein neues Phänomen in London und Groß-
britannien. Seit der Gründung Londons sind Menschen mit unterschiedlichen 
Ansichten, Glaubensrichtungen, Sprachen usw. in die Stadt gekommen und haben sie 
wissentlich oder unwissentlich, manchmal stärker, manchmal weniger stark, 
beeinflusst und so auch zu ihrer Stadt gemacht. Die Gründe, warum Menschen nach 
London gekommen sind, sind vielfältig: Waren es zunächst noch feindliche 
Eroberungen durch die Römer, Angeln und Sachsen, Invasionen von Skandinavien 
und schließlich – die wichtigste und auch letzte Eroberung – durch die Normannen, 
die maßgebliche Minderheiten von außerhalb der Britischen Inseln nach London 
brachten, wurde die Zuwanderung ab dem 11. Jahrhundert friedlich. Im Mittelalter 
verschlug es viele europäische Händler nach Großbritannien, vor allem aus den 
Niederlanden, Deutschland und der Lombardei. Die Religionskriege sorgten dafür, 
dass auf dem Kontinent verfolgte ProtestantInnen in Großbritannien Schutz und 
Bleibe fanden. Im 16. Jahrhundert kamen die ersten Schwarzen, zunächst noch als 
Sklaven, nach Britannien. Im 19. Jahrhundert flohen schließlich tausende Iren vor der 
großen Hungersnot nach England, Schottland und Wales, bevor Ende des 
Jahrhunderts über hunderttausend Juden vor Pogromen aus dem damals russisch 
besetzten Polen Schutz suchten. Im 20. Jahrhundert kamen durch die Weltkriege 
entwurzelte Menschen nach Großbritannien, später zog es viele Menschen aus dem 
gesamten Empire in das »Mutterland«. Die heute prominentesten Gruppen stammen 
aus Bangladesch, Pakistan, Indien und den Westindischen Inseln. 
Diese Zuwanderungsgeschichte führte dazu, dass Großbritannien und speziell London 
eine große Bandbreite an national, kulturell, ethnisch und religiös unterschiedlichen 
Bevölkerungsgruppen beheimaten. Bei dieser Fülle an ethnischen Minderheiten – im 
Jahr 2001 waren 30% der Bevölkerung Londons oder 2,2 Millionen Menschen 
außerhalb Englands geboren – ist man geneigt dem Guardian zu glauben, der schreibt: 
„London des Jahres 2005 kann den Anspruch erheben, die heterogenste Stadt, die es 
je gegeben hat, zu sein. So gut wie jede Ethnie, Nation, Kultur und Religion der Welt 
kann zumindest eine Hand voll Londoner für sich beanspruchen. [meine 
Übersetzung]“ 253
253 Leo Benedictus, London: The World in One City. A Special Celebration of the Most Cosmopolitan 
Place on Earth. In: The Guardian, 21.01.2005, online unter 
<http://www.guardian.co.uk/britain/article/0,,1395534,00.html> (19. April 2009).
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3.2. Zuwanderung nach Wien und Österreich nach 1945 – ein Abriss
„Wir haben Arbeitskräfte geholt, 
aber Menschen sind gekommen.“ 
Max Frisch
Zuwanderung in die Region, die heute als Österreich bekannt ist, generell und nach 
Wien im Besonderen, hat eine lange Tradition und ist keinesfalls eine 
Nachkriegserscheinung, wie der Titel dieses Kapitels vielleicht – fälschlicher Weise –
suggeriert. Im Gegenteil, die Zuwanderung nach Wien war in der neueren Zeit schon 
im 19. Jahrhundert beachtlich und schloss einen großen Teil der damaligen
habsburgischen Kronländer mit ein. Mit dem Ende des Ersten Weltkriegs und der 
Zäsur des Zerfalls der Donaumonarchie brach diese Phase der starken Zuwanderung 
allerdings abrupt ab, und Wien spielte viele Jahre nur eine marginale Rolle in der 
europäischen Wanderungsbewegung254, bis ab spätestens den frühen 1960er Jahren 
wieder vermehrt Zuwanderer in die Bundeshauptstadt kamen, dieses Mal allerdings 
zunächst aus größtenteils anderen Gebieten als zur Zeit der Monarchie. Im Jahr 1961, 
dem Jahr vor dem Einsetzen der aktiven Anwerbepolitik von so genannten 
»GastarbeiterInnen«, betrug der Anteil der AusländerInnen in Wien lediglich 
1,45%255 der Wohnbevölkerung. Die Voraussetzungen für die 1962 beginnende aktive 
Anwerbepolitik von ausländischen Arbeitskräften waren ein in den späten 1950er 
Jahren einsetzender Arbeitskräftemangel, verursacht durch eine gute Konjunkturlage, 
die eine starke Nachfrage nach IndustriearbeiterInnen zur Folge hatte, verknüpft mit 
den Spätfolgen der Kriegsverluste des Zweiten Weltkrieges und eine auf Grund der 
hohen Geburtenrate bei gleichzeitig schwach ausgebauter Kinderbetreuung sinkende 
weibliche Erwerbsbeteiligung. Sowohl die Abwanderung österreichischer Arbeit-
nehmerInnen in die USA und ab Mitte der 1950er Jahre verstärkt nach Deutschland 
und die Schweiz, die dazu führte, dass der Wanderungssaldo zwischen 1951 und 1961 
mit -129.000 Personen deutlich negativ war, als auch die Tatsache, dass Anfang der 
1960er Jahre geburtenschwache Jahrgänge in den Arbeitsmarkt eintraten, vergrö-
ßerten die Lücke an inländischen Arbeitskräften signifikant. Die österreichische 
Regierung reagierte mit dem so genannten »Raab-Olah-Abkommen«, das die aktive 
254 Vgl. Josef Kohlbacher, Ursula Reeger, Zuwanderung und Segregation in Wien. In: Heinz 
Fassmann, Josef Kohlbacher, Ursula Reeger (Hg.), Zuwanderung und Segregation. Europäische 
Metropolen im Vergleich (Klagenfurt 2002) 181-196, hier 181.
255 Kohlbacher, Reeger, Zuwanderung und Segregation in Wien, 181.
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Anwerbung von ausländischen Arbeitskräften vorsah. In Folge wurden Anwerbe-
abkommen mit Spanien (1962), der Türkei (1964) und Jugoslawien (1966) 
abgeschlossen.256 Während es zu keiner quantitativ bedeutsamen Arbeitskräftezu-
wanderung aus Spanien kam, 2005 lebten mit 1.270 vergleichsweise wenige 
spanische StaatsbürgerInnen in Wien, wurden (Ex-)Jugoslawien und die Türkei zu 
den Hauptrekrutierungsgebieten, was sich heute deutlich in der Zusammensetzung der 
Bevölkerung Wiens mit Migrationshintergrund widerspiegelt. Um eine dauerhafte 
Niederlassung der ausländischen Arbeitskräfte zu verhindern und so die Kosten der 
Integration so niedrig wie möglich zu halten, wurde das GastarbeiterInnensystem ins 
Leben gerufen, das den jährlichen Austausch der Arbeitskräfte vorsah. Der Beginn der 
Migrationspolitik nach dem Zweiten Weltkrieg war also im eigentlichen Sinne 
Arbeitsmarktpolitik, bei der der Auswahlfokus auf der körperlichen Eignung zur 
Befriedigung der unbesetzten, unqualifizierten Hilfsarbeitsstellen und angelernten 
Arbeiten lag. Weder die Integration dieser Arbeitskräfte, noch der dauerhafte 
Aufenthalt in Österreich waren in diesem Konzept vorgesehen.
Die Zuwanderung blieb zunächst jedoch unter der allgemeinen Erwartung und dem 
Bedarf und gewann erst Mitte der 60er Jahre, speziell aber in der Zeit zwischen 1968 
und 1973, als man vom schlecht funktionierenden Prinzip der Rotation bereits auf das 
ursprünglich nicht intendierte Prinzip der Kettenmigration mit verlängerter Auf-
enthaltsperspektive mit Familiennachzug umgestiegen war, an Dynamik.257 Betrug 
der geschätzte Zuwanderungssaldo an ArbeitsmigrantInnen im Jahr 1965 17.000 
Personen, war die Zahl mit 22.000 ein Jahr später deutlich höher. Während sich die 
Anzahl der ausländischen Arbeitskräfte zwischen 1963 und 1968 um rund 314% 
erhöhte, stieg die Anzahl der ausländischen Wohnbevölkerung österreichweit 
lediglich um rund 149% (in Wien ist dieser Wert mit rund 163% etwas größer, aber 
die Zunahme der ausländischen Arbeitskräfte ist immer noch signifikant höher als 
jene der ausländischen Wohnbevölkerung), was darauf zurückzuführen ist, dass in 
dieser Phase vorwiegend männliche Arbeitskräfte, nicht aber ihre Familien, nach 
256 Vgl. Heinz Fassmann, Rainer Münz, Haushaltsentwicklung und Wohnungsbedarf in Österreich 
1996-2021 (Wien 1998) 13; Rainer Münz, Peter Zuser, Josef Kytir, Grenzüberschreitende 
Wanderungen und ausländische Wohnbevölkerung: Struktur und Entwicklung. In: Heinz Fassmann, 
Irene Stacher (Hg.), Österreichischer Migrations- und Integrationsbericht. Demographische 
Entwicklungen – sozioökonomische Strukturen – rechtliche Rahmenbedingungen (Wien 2003) 20-61, 
hier 20f.
257 Münz, Zuser, Kytir, Grenzüberschreitende Wanderungen und ausländische Wohnbevölkerung, 22.
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Österreich kamen. 258 Erst 1972 überstieg der Zuwachs der AusländerInnen insgesamt 
die Zuwanderung an Arbeitskräften; ein Hinweis darauf, dass der Familiennachzug 
eingesetzt hatte.
Im Zeitraum zwischen 1968 und 1973, als sich die Aufenthaltsperspektive der 
GastarbeiterInnen deutlich verlängert hatte, kamen jährlich zwischen rund 20.000 und 
45.000 AusländerInnen nach Österreich, womit diese Phase als erste Hauptphase der 
Zuwanderung bezeichnet werden kann.259
Tab. 5) Ausländische Arbeitskräfte, ausländische Wohnbevölkerung in Öster-
















































































Quellen: Fassmann, Funktion und Bedeutung der Arbeitsmigration nach Österreich seit 1963, 101; 
Statistik Austria, Jahresdurchschnittsbevölkerung (Ausländer) seit 1961 nach Bundesländern; Statistik 
Austria, Bevölkerung nach dem Religionsbekenntnis und Bundesländern 1951 bis 2001; eigene 
Berechnung.
Das Jahr 1973 stellte mit 226.081 ausländischen Arbeitskräften den vorläufigen 
Höhepunkt der AusländerInnenbeschäftigung dar. In zehn Jahren hatte sich damit die 
Zahl an nicht-österreichischen Arbeitskräften mehr als verzehnfacht. Bei der 
gesamten AusländerInnenanzahl kam der vorläufige Höhepunkt mit 311.689 
258 Quellen: Heinz Fassmann, Funktion und Bedeutung der Arbeitsmigration nach Österreich seit 1963. 
In: Karl Althaler, Andrea Hohenwarter (Hg.), Torschluß. Wanderungsbewegungen und Politik in 
Europa (Wien 1993), 100-113, hier 101 & Statistik Austria, Jahresdurchschnittsbevölkerung 
(Ausländer) seit 1961 nach Bundesländern (Wien 23.05.2007), online unter 
<http://www.statistik.at/web_de/static/jahresdurchschnittsbevoelkerung_auslaender_seit_1961_nach_b
undeslaendern_022314.pdf> (26. Juni 2007), eigene Berechnung.
259 Vgl. Heinz Fassmann, Funktion und Bedeutung der Arbeitsmigration nach Österreich seit 1963, 
101f.
260 Fassmann, Funktion und Bedeutung der Arbeitsmigration nach Österreich seit 1963, 101.
261 Statistik Austria, Jahresdurchschnittsbevölkerung (Ausländer) seit 1961 nach Bundesländern.
262 Statistik Austria, Jahresdurchschnittsbevölkerung (Ausländer) seit 1961 nach Bundesländern.
263 Statistik Austria, Bevölkerung nach dem Religionsbekenntnis und Bundesländern 1951 bis 2001 
(Wien o.J.), online unter 
<http://www.statistik.at/web_de/static/bevoelkerung_nach_dem_religionsbekenntnis_und_bundeslaend
ern_1951_bis_2001_022885.pdf> (09. Juli 2007).
Anmerkung: Bis zum Jahr 1971 wurden Menschen mit muslimischem Glauben in der Gruppe 
»sonstiges« geführt und nicht eigenständig ausgewiesen.
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Menschen, was einem prozentualen Anteil von 4,1 an der Gesamtbevölkerung 
entsprach, mit dem Jahr 1974 ein Jahr später. In den darauf folgenden Jahren setzte 
ein Rückgang ein, und erst 13 Jahre später, nämlich 1987, wurden die Höchstzahlen 
der frühen 70er Jahre wieder erreicht und überschritten. In Wien wurde zwar auch im
Jahr 1974 ein vorläufiger Höhepunkt der ausländischen Wohnbevölkerung gemessen, 
aber im Unterschied zu Gesamtösterreich fiel der Rückgang wesentlich geringer aus, 
und bereits im Jahr 1978, und damit neun Jahre vor Gesamtösterreich, wurde die Zahl 
des Jahres 1974 nicht nur wieder erreicht, sondern übertroffen. Der Grund für den 
Rückgang der Immigration nach Österreich war der erste Ölpreisschock des Jahres 
1973 und die damit einhergehende wirtschaftliche Rezession, die eine zurückgehende 
Aufnahmekapazität des Arbeitsmarktes zur Folge hatte. Im Zuge dieser wirtschaftl-
ichen Probleme kam es zu einer Zäsur der Arbeitswanderung nach Westeuropa. 
Einige westeuropäische Länder verfügten einen Anwerbestopp für ausländische 
Arbeitskräfte. Nach der Schweiz im Jahr 1972 und Deutschland ein Jahr später, kam 
es in Österreich im Jahr 1974 ebenfalls zu einem Anwerbestopp und in Folge zu 
einem schrittweisen Abbau der in Österreich arbeitenden AusländerInnen. Erreicht 
wurde der Abbau durch den Ausschluss der AusländerInnen von bestimmten 
wohlfahrtsstaatlichen Leistungen sowie des im Ausländerbeschäftigungsgesetz des 
Jahres 1975 festgeschriebenen Vorrangs von inländischen ArbeitnehmerInnen 
gegenüber jenen ohne österreichischen Pass. Das führte zu einem Rückgang von 
226.800 ausländischen Arbeitskräften im Jahr 1973 auf 138.700 im Jahr 1984, was 
eine Verringerung von rund 39% bedeutete.264 Die Verringerung der Arbeitskräfte 
war unter den ethnischen Minderheiten nicht gleich verteilt: Während sich die Zahl 
der TürkInnen auf dem österreichischen Arbeitsmarkt nicht verringerte, ging jene der 
jugoslawischen Arbeitskräfte stark zurück. Auf Grund der vergleichsweise wenigen 
Einbürgerungen in den 1970er Jahren – in diesem Jahrzehnt lag die Zahl der 
Einbürgerungen zwischen 7.754 im Jahr 1979 und 5.521 im Jahr 1971265 – ist davon 
264 Vgl. Heinz Fassmann, Rainer Münz, Europäische Migration – ein Überblick. In: Heinz Fassmann, 
Rainer Münz (Hg.), Migration in Europa. Historische Entwicklung, aktuelle Trends, politische 
Reaktionen (Frankfurt/Main 1996) 13-52, hier 22; Münz, Zuser, Kytir, Grenzüberschreitende 
Wanderungen und ausländische Wohnbevölkerung, 23.




auszugehen, dass der Großteil der abgebauten Arbeitskräfte wieder in seine 
Herkunftsländer zurückgekehrt ist.266
Tab. 6) Ausländische Arbeitskräfte, ausländische Wohnbevölkerung in Öster-
















































































































Quellen: Fassmann, Funktion und Bedeutung der Arbeitsmigration nach Österreich seit 1963, 101; 
Statistik Austria, Jahresdurchschnittsbevölkerung (Ausländer) seit 1961 nach Bundesländern; Statistik 
Austria, Bevölkerung nach dem Religionsbekenntnis und Bundesländern 1951 bis 2001; eigene 
Berechnung.
Der Anwerbestopp und damit verbundene Rückgang der ausländischen Arbeitskräfte 
in Österreich war aber nicht gleichbedeutend mit einem Rückgang der Zahl der 
ausländischen Wohnbevölkerung. Der Zuwanderungsstopp führte unbeabsichtigter 
Weise dazu, dass jene GastarbeiterInnen, die bereits in Österreich waren, in 
wesentlich geringerem Ausmaß in ihre Herkunftsländer zurückkehrten als bisher, da 
ja eine spätere Rückwanderung nach Österreich nicht mehr möglich war. Zusätzlich 
holten die meist männlichen Migranten immer stärker ihre Familien nach, wodurch 
der Anteil an Frauen und Jugendlichen unter den AusländerInnen anstieg.271 Das und 
der Umstand der steigenden Geburtenzahlen unter der ausländischen Wohnbevöl-
kerung glich den Anwerbestopp praktisch aus. Die Anzahl der in Österreich lebenden 
AusländerInnen ging zwischen 1974 und 1984, einem Zeitraum, in dem sich die 
ausländische Erwerbsbevölkerung um ca. 39% verringerte, mit rund 5,1% wesentlich 
266 Münz, Zuser, Kytir, Grenzüberschreitende Wanderungen und ausländische Wohnbevölkerung, 23.
267 Fassmann, Funktion und Bedeutung der Arbeitsmigration nach Österreich seit 1963, 101.
268 Statistik Austria, Jahresdurchschnittsbevölkerung (Ausländer) seit 1961 nach Bundesländern.
269 Statistik Austria, Jahresdurchschnittsbevölkerung (Ausländer) seit 1961 nach Bundesländern.
270 Statistik Austria, Bevölkerung nach dem Religionsbekenntnis und Bundesländern 1951 bis 2001.
271 Münz, Zuser, Kytir, Grenzüberschreitende Wanderungen und ausländische Wohnbevölkerung, 23.
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langsamer zurück. In Wien kam es im selben Zeitraum sogar zu einem 12%igen 
Zuwachs der ausländischen Wohnbevölkerung.
Es ist also eine zunehmende Entkoppelung der Größe der in Österreich lebenden aus-
ländischen Wohnbevölkerung von der Höhe der Zuwanderung ausländischer 
Arbeitskräfte zu beobachten. Die Gründe dafür sind, wie schon erwähnt, der 
zunehmende Familiennachzug und die damit gleichzeitig steigende Geburtenrate 
unter den ImmigrantInnen. Ein weiterer Grund ist die Verlagerung der Zuwanderung 
in Zeiten immer restriktiver werdender Zuwanderungsbeschränkungen auf andere 
Kanäle, allen voran Asyl.272 Gab es in Österreich 1986 noch 8.639 Ansuchen um 
Asyl, stieg diese Zahl kontinuierlich, bis 1991 ein vorläufiger Spitzenwert von 27.306 
Asylanträgen gestellt wurde. In den Jahren 1993 bis 1997 fiel die Zahl der 
Asylansuchen wieder unter 10.000, um dann wieder an Fahrt zu gewinnen und 2002 
mit 39.354 den bisherigen Höhepunkt zu erreichen.273 Aber nicht nur die Zahl der 
Asylsuchenden stieg an, auch die Zahl der Flüchtlinge, die nach Österreich kamen, 
stieg durch den Konflikt im ehemaligen Jugoslawien in den Jahren nach 1985 
sprunghaft an. In den Jahren von 1991 bis 1995 waren schätzungsweise 4,6 Millionen 
Menschen auf dem Gebiet des ehemaligen Jugoslawiens auf der Flucht. Von den 
700.000, denen die Emigration nach Europa gelang, nahm Österreich 80.000 auf.274
Ab der Mitte der 1980er Jahre führte die gute Konjunkturlage dazu, dass wieder 
vermehrt MigrantInnen nach Österreich kamen. Der Zuwachs war in den Jahren von 
1985 bis 1988 noch bescheiden, stieg aber mit dem Zerfall des Ostblocks, der am 9. 
November 1989 mit der Öffnung der Berliner Mauer einen dramatischen Höhepunkt 
erfuhr und zu einer Ost-West Wanderung in bisher unbekanntem Ausmaß führte, für 
fünf Jahre rasant an. Der Fall des Eisernen Vorhangs verfrachtete Wien nicht nur vom 
»Rand Europas« wieder in die Mitte des Kontinents, sondern ermöglichte auch die 
Renaissance historischer Migrationsmuster der k.u.k. Monarchie. „Wien besaß wieder 
ein migratorisches Hinterland, womit seine Jahrzehnte lange Randständigkeit ein 
Ende fand. Die Zuwanderung aus Tschechien, der Slowakei, Ungarn und Polen [...] 
272 Vgl. die Entwicklung der Asylanträge in Österreich: Verein von AusländerInnen- und 
Flüchtlingshilfsorganisationen und -betreuerInnen -
asylkoordination österreich, Asyl in Österreich. Asylanträge 1981-2004 (Wien o.J.), online unter 
<http://www.asyl.at/fakten_8/asylstat_81_04.pdf> (09. Juli 2007). Weitere Informationen und Daten 
findet man beim Bundesministerium für Inneres, online unter <http://www.bmi.gv.at/publikationen/>. 
273 asylkoordination österreich, Asyl in Österreich. Asylanträge 1981-2004.
274 Misha Glenny, The Fall of Yugoslavia (London 31996) 182.
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war wieder möglich.“275 Wie später in dem Kapitel noch gezeigt werden wird, begann 
sich damit die ausländische Wohnbevölkerung weiter zu diversifizieren, und auch ihre 
Zusammensetzung begann sich zu ändern. Zunächst langsam, aber seit Beginn des 21. 
Jahrhunderts mit wachsender Geschwindigkeit.
Tab. 7) Ausländische Wohnbevölkerung in Österreich und Wien und Men-


































































Quellen: Statistik Austria, Jahresdurchschnittsbevölkerung (Ausländer) seit 1961 nach Bundesländern; 
Statistik Austria, Jahresdurchschnittsbevölkerung (Ausländer) seit 1961 nach Bundesländern; Statistik 
Austria, Bevölkerung nach dem Religionsbekenntnis und Bundesländern 1951 bis 2001; eigene 
Berechnung.
Nach dem Jahr 1993 stieg die Zahl der in Wien lebenden AusländerInnen bis 2001 
nur noch langsam an, nach 2001 wurde die Zuwanderung wieder stärker. Die Gründe 
für die zeitweise nur noch sehr schwache Steigerung der ausländischen 
Wohnbevölkerung sind rigide Zuwanderungsbeschränkungen einerseits279 sowie 
vermehrte Einbürgerungen andererseits.280
275 Kohlbacher, Reeger, Zuwanderung und Segregation in Wien, 183f.
276 Statistik Austria, Jahresdurchschnittsbevölkerung (Ausländer) seit 1961 nach Bundesländern.
277 Statistik Austria, Jahresdurchschnittsbevölkerung (Ausländer) seit 1961 nach Bundesländern.
278 Statistik Austria, Bevölkerung nach dem Religionsbekenntnis und Bundesländern 1951 bis 2001.
279 Kohlbacher, Reeger, Zuwanderung und Segregation in Wien, 181.




































































Tab. 8) Ausländische Wohnbevölkerung in Österreich und Wien, und Men-


























































































Quellen: Statistik Austria, Jahresdurchschnittsbevölkerung (Ausländer) seit 1961 nach Bundesländern; 
Statistik Austria, Jahresdurchschnittsbevölkerung (Ausländer) seit 1961 nach Bundesländern; Statistik 
Austria, Bevölkerung nach dem Religionsbekenntnis und Bundesländern 1951 bis 2001; eigene 
Berechnung.
Um die oben in einzelne Phasen aufgesplitteten Zahlen noch einmal kompakt zu prä-
sentieren, hier eine Grafik der Anzahl der AusländerInnen in Wien von 1963 bis 2005.
Abb. 12) AusländerInnenanzahl in Wien von 1963 bis 2005284
Quelle: Statistik Austria, Jahresdurchschnittsbevölkerung (Ausländer) seit 1961 nach Bundesländern; 
meine Grafik
281 Statistik Austria, Jahresdurchschnittsbevölkerung (Ausländer) seit 1961 nach Bundesländern.
282 Statistik Austria, Jahresdurchschnittsbevölkerung (Ausländer) seit 1961 nach Bundesländern.
283 Statistik Austria, Bevölkerung nach dem Religionsbekenntnis und Bundesländern 1951 bis 2001.
284 Quelle: Statistik Austria, Jahresdurchschnittsbevölkerung (Ausländer) seit 1961 nach 
Bundesländern; meine Grafik.
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Abbildung 12 zeigt schön die Phasen verstärkter Zuwanderung sowie jene, als es 
kaum Änderungen bei der Zahl der ausländischen Wohnbevölkerung in Wien gab. 
Die erste Hauptphase verstärkter Zuwanderung fand in den späten 60er Jahren und 
frühen 70er Jahren statt, in einer Zeit, in der sich die ausländische Wohnbevölkerung 
vervielfachte. In den folgenden Jahren kam es auf Grund des Anwerbestopps zu 
einem Stagnieren bzw. leichten Rückgang der ausländischen Wohnbevölkerung, bis 
Ende der 80er Jahre erneut eine erhöhte Zuwanderung nach Österreich und Wien 
einsetzte, dieses Mal bedingt durch die Umwälzungen in Osteuropa sowie durch eine 
erhöhte Zahl an Flüchtlingen aus nahe gelegenen Krisengebieten. Ab 1993 zeigten 
strengere Zuwanderungsbeschränkungen ihre Wirkung, und die ausländische Wohn-
bevölkerung stieg bis zum Anfang des neuen Jahrtausends nur noch langsam an. Im 
neuen Jahrtausend gewann die Zuwanderung wieder an Fahrt, allerdings nicht wie 
bisher durch verstärkte Zuwanderung aus den klassischen österreichischen 
Rekrutierungsgebieten Türkei und ehemaliges Jugoslawien, sondern aus Osteuropa 
und Deutschland. 
3.2.1. Die Zuwanderung aus der Türkei und dem ehemaligen 
Jugoslawien nach Wien
Da es auf Grund der Datenlage oft nicht möglich ist, verschiedene Dimensionen, die 
im Rahmen dieser Arbeit untersucht werden, mit dem Faktor »Religion« zu 
verknüpfen, muss manchmal der Umweg über die Ethnie genommen werden. Da 
Menschen mit türkischem und bosnisch-herzegowinischem Migrationshintergrund 
den Großteil der in Wien lebenden MuslimInnen ausmachen (siehe Kapitel 4.3), soll 
an dieser Stelle kurz die Wanderungsbewegung dieser beiden Gruppen nach Wien 
dargestellt werden. Da Bosnien-Herzegowina vor dem Zerfall Jugoslawiens nicht 
getrennt ausgewiesen wurde, werden in Tabelle 9 die Zahlen von (Ex-) Jugoslawien 
genommen.
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Tab. 9) Zunahme der türkischen und jugoslawischen Wohnbevölkerung in 
Wien285
Jahr Türkei Jugoslawien
Absolut Differenz zum 
Vorjahr
% der ausl. 
Wohnbev.
Absolut Differenz zum 
Vorjahr
% der ausl. 
Wohnbev.
1971 2.435 --- 4,3% 25.090 --- 44,4%
1981 19.710 17.275 17,4% 58.587 33.497 51,6%
1991 43.876 24.166 22,4% 87.358 28.771 44,4%
Quelle: Elisabeth Lichtenberger, Schmelztiegel Wien 
Tabelle 9 zeigt, dass im Jahr 1971 kaum TürkInnen in Wien lebten, während die Zahl 
der Menschen aus Jugoslawien immerhin schon jenseits der 20.000 lag, was diese 
Gruppe mit 44% auch zur größten unter den in Wien lebenden AusländerInnen 
machte. Im Jahrzehnt bis 1981 verdoppelte sich die Zahl der jugoslawischen 
StaatsbürgerInnen, jene der türkischen ImmigrantInnen verachtfachte sich auf knapp 
unter 20.000. Im folgenden Jahrzehnt war ein Rückgang bei der Zuwanderung aus 
Jugoslawien zu bemerken, während die Zuwanderung aus der Türkei weiter anstieg. 
Damit erhöhte sich auch der Anteil der TürkInnen unter den ImmigrantInnen der 
Wiener Wohnbevölkerung von 4,3% im Jahre 1971 auf 22,4% im Jahre 1991. Diese 
Zahlen bedeuten nicht nur eine Verschiebung der Zusammensetzung der 
ausländischen Zuwanderung in Richtung Türkei, sondern zeigen auch, dass die (ex-) 
jugoslawische Zuwanderung vor der türkischen eingesetzt hat.
3.2.2. Der Internationale Wanderungssaldo – die aktuelle Situation
Die aktuelle Situation gestaltet sich so, dass, wie aus Tabelle 10 ersichtlich wird, seit 
2002 die ausländische Wohnbevölkerung in Wien konstant über 10.000 Menschen pro 
Jahr anstieg, wobei dieser Anstieg vom Jahr 2005 zum Jahr 2006 wesentlich geringer 
ausgefallen ist als im Jahr davor. Das spiegelt sich auch im aktuellen internationalen 
Wanderungssaldo Österreichs wider, der im Jahr 2006 mit 27.477 Personen den 
niedrigsten Wert seit der Jahrtausendwende ausweist. Bei genauerer Betrachtung der 
Zahlen lässt sich feststellen, dass die Wanderungsgewinne mit der Türkei und dem 
ehemaligen Jugoslawien im Jahr 2006 stark zurückgegangen sind, während jene mit 
den EU-Erweiterungsstaaten ansteigen, was die wirtschaftliche Verflechtung 
285 Zitiert nach Elisabeth Lichtenberger, Schmelztiegel Wien. Das Problem der „neuen Zuwanderung“ 
von Ausländern. In: Geographische Rundschau 47, 1 (1995) 10-17.
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Österreichs nach der Erweiterung der Europäischen Union widerspiegelt, wobei 
Menschen mit polnischer Staatsbürgerschaft konstant die höchsten Zuwanderungs-
salden aufweisen. Den größten Wanderungsgewinn verzeichnete Österreich allerdings 
bei deutschen StaatsbürgerInnen, ein Umstand, der auch schon vor dem Jahr 2003 zu 
beobachten war. Wie auch schon in den vorhergehenden Jahren war das dominante 
Wanderungsziel im Jahr 2006 Wien, wohin 44,3% aller MigrantInnen zogen, gefolgt 
von Oberösterreich mit 15,5%.286
Tab. 10) Internationaler Wanderungssaldo 2003 bis 2006 nach Staatsangehö-
rigkeit287
Staatsangehörigkeit Saldo
2006 2005 2004 2003
Gesamt 27.477 49.172 50.582 36.297
Österreich -5.003 -4.803 -10.039 -14.802
Deutschland 9.076 9.402 7.598 6.040
Türkei 1.949 5.004 5.270 7.091
Ex-Jugoslawien 4.100 11.299 11.089 9.391
Polen 3.136 4.562 4.997 1.071
EU-24 17.745 20.431 18.376 11.222
Quelle: Statistik Austria, Internationale Zuwanderung rückläufig
3.2.3. Die »Wiener Melange«. Herkunftsländer der ausländischen 
Wohnbevölkerung
Von den rund 1,66 Millionen Menschen, die zum Jahresende des Jahres 2006 die 
Wohnbevölkerung von Wien ausmachten, hatten 317.991 nicht die österreichische 
Staatsbürgerschaft288, was einem prozentualen Wert von 19,08% entspricht. Nimmt 
man nicht nur den Anteil an Menschen mit ausländischer Staatsbürgerschaft, sondern 
jenen Teil der Bevölkerung mit Migrationshintergrund, erhöht sich der Anteil auf 
286 Statistik Austria, Internationale Zuwanderung rückläufig. Wanderungssaldo 2006 mit +27.000 
Personen nur mehr rund halb so hoch wie 2005 (Wien 28.06.2007), online unter 
<http://www.statistik.at/web_de/presse/024363> (09. Juli 2007).
287 Statistik Austria, Internationale Zuwanderung rückläufig.
288 Magistrat der Stadt Wien (MA 5) (Hg.), Wohnbevölkerung nach Staatsangehörigkeit und Bezirken 
2002-2006 (Wien, o.J.) 64, online unter <http://www.wien.gv.at/statistik/daten/pdf/ausland-bezirk.pdf> 
(09. Juli 2007).
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31,4% der Wohnbevölkerung.289 Die Herkunftsregionen der ImmigrantInnen sind 
dabei in den letzten beiden Jahrzehnten zunehmend heterogen geworden; das 
statistische Jahrbuch der Stadt Wien unterscheidet insgesamt unter 51 Herkunfts-
staaten. Dieses heterogene Bild ist das Ergebnis der in diesem Kapitel kurz 
dargestellten, fast 50-jährigen Zuwanderungsgeschichte, die in Österreich spätestens 
Anfang der 1960er Jahre einsetzte. Die prominenteste Herkunftsregion ist aber 
weiterhin auf Grund des großen Vorsprungs Ost- und Südosteuropa.
Die größten Minderheiten außerhalb der Länder der Europäischen Union stammten zu 
Jahresende des Jahres 2006 aus Serbien und Montenegro mit 75.895 Menschen, der 
Türkei mit 39.153 Menschen, Bosnien und Herzegowina mit 17.742 und Kroatien mit 
16.606.290 Bei der Zuwanderung aus dem arabisch-islamischen Raum stellten im Jahr 
2005 ImmigrantInnen aus dem Iran und Ägypten mit 4.026 beziehungsweise 3.240 
Zuwanderern die deutlich stärksten Gruppen, wobei in beiden Fällen die Anzahl der 
Personen seit dem Jahr 2001 praktisch gleich geblieben ist. Zahlenmäßig wesentlich 
schwächer und ebenfalls auf gleich bleibendem Niveau sind die Gemeinschaften aus 
Bangladesch und Pakistan; die beiden Gruppen umfassen lediglich 1.253 respektive 
1.231 Menschen.291 Die größte Gruppe der ImmigrantInnen aus Staaten der 
Europäischen Union in Wien war jene aus Polen mit 24.111 Menschen, gefolgt von 
Deutschen mit 22.766. Alle anderen Gruppen waren zahlenmäßig unter der 10.000er 
Marke.292
In Prozenten ausgedrückt setzte sich mit 49,2% praktisch die Hälfte der ausländischen 
Wohnbevölkerung Wiens des Jahres 2006 aus Staatsangehörigen der Türkei und 
einem der Nachfolgestaaten Jugoslawiens zusammen. Das bedeutet einen 
signifikanten Rückgang im Vergleich zur letzten Volkszählung des Jahres 2001, als 
dieser Wert noch 61,1%293 betrug. Zum Vergleich: Zum Zeitpunkt der Volkszählung 
289 Magistrat der Stadt Wien (MA 5) (Hg.), Statistisches Jahrbuch der Stadt Wien (Ausgabe 2007), 
online unter <http://www.wien.gv.at/statistik/pdf/jahrbuch07.pdf> (27. Mai 2008).
290 Magistrat der Stadt Wien (Hg.), Wohnbevölkerung nach Staatsangehörigkeit und Bezirken 2002-
2006.
291 Magistrat der Stadt Wien (MA 5) (Hg.), Statistisches Jahrbuch der Stadt Wien (Ausgabe 2006), 
online unter <http://www.wien.gv.at/statistik/pdf/jahrbuch06.pdf> (01. Juni 2007) 32.
292 Magistrat der Stadt Wien (Hg.), Wohnbevölkerung nach Staatsangehörigkeit und Bezirken 2002-
2006.
293 Magistrat der Stadt Wien (MA 5) (Hg.), Wohnbevölkerung nach ausgewählter Staatsangehörigkeit 
und Bezirken 2001 (Wien o.J.), online unter
<http://www.wien.gv.at/statistik/daten/pdf/vz2001staatsang.pdf> (10. Juli 2007); eigene Berechnung.
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des Jahres 1991 machten diese Volksgruppen mit 58,3%294 einen ähnlich hohen 
Anteil der ausländischen Wohnbevölkerung wie im Jahr 2001 aus. Dieser Rückgang 
ist einerseits das Ergebnis restriktiver Zuwanderungs- und Asylgesetze, die die 
Zuwanderung aus Drittstaaten erschweren, und andererseits durch die zunehmende 
Verflechtung der österreichischen Wirtschaft mit den Staaten Mittel- und Osteuropas 
nach deren Beitritt zur EU zu erklären, die vermehrt Menschen aus diesen Ländern 
nach Wien führt (2001: 23.873; 2005: 37.050)295. Einen weiteren Beitrag leistete die 
Wirtschaftskrise in Deutschland in den letzten Jahren, die eine sprunghafte Steigerung 
der in Wien wohnhaften deutschen StaatsbürgerInnen mit sich brachte (1991: 9.651; 
2001: 12.729; 2006: 22.766)296. Ein weiterer Grund für diese Entwicklung ist die 
Tatsache, dass viele TürkInnen und Menschen aus dem ehemaligen Jugoslawien 
mittlerweile in einer späten Phase der Niederlassung in Österreich sind, was die 
Bleibeabsicht und den Wunsch nach Einbürgerung erhöht297, und außerdem die 
Kriterien für eine Einbürgerung erfüllen und daher von der Möglichkeit, 
österreichische StaatsbürgerInnen zu werden, zunehmend Gebrauch machen.298
Abbildung 13 zeigt die Verschiebungen bei den größten ausländischen 
Gemeinschaften Wiens. Besonders auffällig ist dabei der schon beschriebene starke 
prozentuale Rückgang bei den Menschen aus Ex-Jugoslawien und der Türkei 
zugunsten von StaatsbürgerInnen aus vor allem Polen, Deutschland, Rumänien und 
der Slowakei.
294 Karin König, Dieter Schwab, Peter Zuser (Pojektteam); Wiener Integrationsfond (Hg.), 
MigrantInnen in Wien 2000. Daten&Fakten&Recht Report 2000, Teil II (Wien 2001).
295 Es gibt keine Daten für 1991, da ein Teil der Länder (Polen, Estland, Lettland, Litauen, Tschechien, 
Slowakei, Ungarn, Slowenien, Malta, Zypern) noch nicht einzeln ausgewiesen ist. Quelle: Magistrat 
der Stadt Wien (MA 5) (Hg.), Statistisches Jahrbuch der Stadt Wien 2006, 32.
296 Quellen: Wiener Integrationsfond (Hg.), MigrantInnen in Wien 2000; Magistrat der Stadt Wien 
(MA 5) (Hg.), Wohnbevölkerung nach ausgewählter Staatsangehörigkeit und Bezirken 2001; Magistrat 
der Stadt Wien (Hg.), Wohnbevölkerung nach Staatsangehörigkeit und Bezirken 2002-2006; 
297 Vgl. Rossalina Latcheva, Judith Obermann, Johann Kerschbaum, Bernhard Saupe (Projektteam); 
Zentrum für Soziale Innovation (Hg.), Between Equal Opportunity and Marginalisation. A 
Longitudinal Perspective on the Social Integration of Migrants. Endbericht (Wien 2006) 164-177.
298 Vgl. die vergleichsweise hohen Einbürgerungszahlen in Wien seit 2001; Statistik Austria, 





























Abb. 13) Anteil an ausgesuchten Minderheiten an der gesamten ausländischen 
Wohnbevölkerung Wiens 2001 und 2006299
Quellen: Magistrat der Stadt Wien (MA 5); meine Grafik
3.3. Die Zuwanderung nach Großbritannien/London und 
Österreich/Wien – eine kurze Gegenüberstellung
In diesem Kapitel wurde dargestellt, dass sowohl Wien als auch London eine lange 
Zuwanderungsgeschichte aufweisen. Der prominenteste Unterschied bei der für diese 
Arbeit interessanten Zuwanderung der muslimischen Minderheiten ist der Typus der 
Zuwanderung, der eng mit historischen Entwicklungen zusammenhängt. Speziell das 
Vereinigte Königreich aber auch Österreich verbindet eine gemeinsame Geschichte 
mit den Hauptherkunftsgebieten der muslimischen Einwanderer.
Der Ursprung der muslimischen Gemeinschaft in London geht zwar in das 19. Jahr-
hundert zurück, aber erst durch die beiden Weltkriege im 20. Jahrhundert begann ihre
Zahl signifikant zu steigen. Die Zuwanderer dieser Zeit, meist abgerüstete Soldaten 
und Matrosen von Kriegs- bzw. Handelsschiffen, ebneten zweifellos den Weg für die 
nach dem Zweiten Weltkrieg einsetzende Immigration, die ihren symbolischen 
Beginn mit der Ankunft der »SS Empire Windrush« im Jahr 1948 hatte. Die 
zahlenmäßig stärksten muslimischen ImmigrantInnengruppen Londons kommen, wie 
im nächsten Kapitel ausführlich zu sehen sein wird, aus Pakistan, Bangladesch und 
299 Quellen: Magistrat der Stadt Wien (MA 5) (Hg.), Wohnbevölkerung nach ausgewählter 
Staatsangehörigkeit und Bezirken 2001; Magistrat der Stadt Wien (Hg.), Wohnbevölkerung nach 
Staatsangehörigkeit und Bezirken 2002-2006; meine Grafik.
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dem indischen Subkontinent – also aus Gebieten, die entweder zum Zeitpunkt der 
Zuwanderung zum Empire gehörten, oder früher Teil des Empires waren. Das 
bedeutet, dass es sich bei der Zuwanderung nach London hauptsächlich um den 
Zuwanderungstypus „Koloniale und postkoloniale Wanderer“300 handelt. 
Die Zuwanderung von muslimischen ImmigrantInnen nach Wien hingegen begann 
nicht nur später als jene nach London, sondern war auch anders organisiert. Im 
Vereinigten Königreich gab es nur zahlenmäßig kleine, unbedeutende Anwerbungen 
von AusländerInnen für den Kriegsdienst, und nach dem Ende des Zweiten 
Weltkriegs kam es zu keiner gezielten Anwerbung von Arbeitskräften mehr. Die 
Anwerbungen, die es im Vereinigten Königreich gegeben hat, sind weder mit den 
Verträgen, die Österreich mit verschiedenen Ländern geschlossen hat, zu vergleichen, 
noch mit dem Umfang. Österreich führte gezielt Anwerbungen von ausländischen 
Arbeitskräften durch, wobei mit den Hauptherkunftsgebieten der heute in Wien 
lebenden muslimischen Minderheit, der Türkei und dem damaligen Jugoslawien, in 
den Jahren 1964 respektive 1966 Verträge abgeschlossen wurden. Das bedeutet, dass 
es sich im Falle Österreichs nicht um koloniale oder postkoloniale Wanderer handelte, 
die immigrierten, sondern um den Wanderungstypus „Arbeitsemigranten und deren
Angehörige“.301
Wie gesagt differiert nicht nur der Typus der Zuwanderung, sondern auch der 
Zeitpunkt der Zuwanderung. Als die erste Haupteinwanderungsphase nach Österreich 
erreicht wurde, was zwischen 1968 und 1973 der Fall war, war die Zuwanderung nach 
Großbritannien, die im Jahr 1961 deutlich an Fahrt gewonnen hatte, schon länger in 
vollem Gange. Sowohl in Österreich als auch in Großbritannien wurde die 
Immigration von ausländischen Arbeitskräften im Zuge der wirtschaftlichen Probleme 
zu Beginn der 1970er Jahre eingebremst beziehungsweise gestoppt, was in beiden 
Ländern dazu führte, dass verstärkt Familien nachgeholt wurden. Hier liegen die 
Wurzeln der zweiten Generation, wobei natürlich der spätere Zuwanderungsbeginn im 
Falle Österreichs eine Rolle spielt, da viele muslimische ImmigrantInnen in 
Großbritannien bereits früher ihre Familien nachgeholt hatten, und daher die Größe 
der muslimischen Minderheit von der Zuwanderung von Arbeitskräften entkoppelt 
war, was man unter anderem daran sehen kann, dass die ausländische Wohn-
bevölkerung in Großbritannien im Gegensatz zu Österreich in dieser Zeit nicht zurück 
300 Fassmann, Münz, Europäische Migration – ein Überblick, 18.
301 Fassmann, Münz, Europäische Migration – ein Überblick, 18.
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ging. Mitte der 1980er Jahre begann die Immigration nach Österreich wieder zu 
steigen und war besonders zwischen 1990 und 1993, vor allem durch die Umbrüche in 
Osteuropa und Jugoslawien, stark. Auch in Großbritannien kam es in den 80er Jahren 
des letzten Jahrhunderts wieder zu verstärkter Zuwanderung. Energische Versuche, 
die Familienzusammenführung zu unterbinden, konnten an der steigenden Immi-
gration nichts ändern, was sich in einem ab dem Jahr 1983 positiven Wanderungs-
saldo ausdrückt. War die Immigration nach Großbritannien zu Beginn der 90er Jahre 
nach der Steigerung der 80er auf hohem Niveau stabil, erfährt sie seit 1997 fast stetige 
Steigerungen, was zu der bisher höchsten Zahl an ImmigrantInnen im Jahr 2006 
geführt hat. Die Situation in Österreich im ausgehenden 20. und beginnenden 21. 
Jahrhundert ist ähnlich gelagert: Österreich hat einen klar positiven Wanderungssaldo,
und nach einer Zeit mit relativ niedrigen Wanderungsgewinnen ab der Mitte der 90er 
Jahre stiegen die Zahlen nach 2001 wieder deutlich an.302
Eine weitere Parallele bei der Zuwanderung der muslimischen Gruppen nach Wien 
und London ist, dass die Zuwanderung der einzelnen muslimischen Gruppen 
zeitversetzt erfolgte. In Österreich war die Hauptzuwanderungszeit aus dem 
ehemaligen Jugoslawien vor jener aus der Türkei. Im Falle Großbritanniens kamen 
die ImmigrantInnen aus Bangladesch nach jenen aus Pakistan und Indien. Die genaue 
Zusammensetzung der muslimischen Minderheiten Londons und Wiens werden im 
folgenden Kapitel behandelt.




4. Die Integration der muslimischen Minderheiten in den 
Londoner und Wiener Wohnungsmarkt
Im vorangegangenen Kapitel wurden die Zuwanderungsgeschichten der heute in 
London und Wien lebenden ethnischen Minderheiten dargestellt. Es wurde gezeigt, 
dass die heute in beiden Städten lebenden heterogenen Bevölkerungen das Ergebnis 
eines Jahrzehnte dauernden Zuwanderungsprozesses sind. Das folgende Kapitel 
behandelt die Integration der muslimischen Minderheiten in den Wohnungsmarkt von 
London und Wien. Untersucht werden neben der räumlichen Segregation auch die 
Versorgung mit Wohnraum sowie der Ausstattungsgrad der von muslimischen 
Minderheiten bewohnten Quartiere im Vergleich zur Gesamtbevölkerung. Die Lage in 
London und Wien wird dabei verglichen und es sollen die Unterschiede und 
Parallelen beim Grad der Integration in den Wohnungsmarkt sowie die Gründe dafür 
herausgearbeitet werden.
Bevor jedoch die Segregation der muslimischen Minderheiten genauer betrachtet 
wird, müssen die Voraussetzungen für einen Vergleich der beiden Städte untersucht 
werden, um zu verhindern, dass nicht miteinander vergleichbare Parameter für die 
Berechnungen genommen werden.
4.1. Über Londons Boroughs und Wiens Bezirke
Ein Problem bei einem Städtevergleich ist die Frage, welche der räumlichen Einheiten 
geeignet sind, um miteinander verglichen zu werden, da bei zu großen Unterschieden 
der zu vergleichenden Einheiten die Aussagekraft der Segregationsformeln erheblich 
leidet. 
Die Wiener Bezirke sind zwischen 1,08 Quadratkilometer (Josefstadt) und 102,29 
Quadratkilometer (Donaustadt) groß und haben zwischen 19.000 EinwohnerInnen 
(Innere Stadt) und 167.000 EinwohnerInnen (Favoriten).303 Die 32 Bezirke Londons, 
die so genannten Boroughs, sind im Vergleich wesentlich größer und bevölkerungs-
stärker. So war Croyden im Jahr 2001 mit 330.587 EinwohnerInnen einwohner-
stärkster Londoner Bezirk, während Kingston upon Thames zur gleichen Zeit mit 
»nur« 147.273 BewohnerInnen die wenigsten hatte. Auch flächenmäßig sind die 
303 Magistrat der Stadt Wien, Wiener Bezirke (Wien o.J.), online unter 
<http://www.wien.gv.at/bezirke/> (09. Mai 2007).
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Londoner Boroughs größer als ihre Wiener Pendants: Der größte Bezirk ist Bromley 
mit 150,15 Quadratkilometern, der kleinste Kensington and Chelsea mit lediglich 
12,13 km2. Einen Sonderfall stellt der Bezirk City of London dar; dieser Stadtteil wäre 
mit 2,90 km2 und 7.185 der kleinste und bevölkerungsschwächste Bezirk. Offiziell hat 
er aber keinen Borough-Status, sondern ist eine City, wird aber wie ein Bezirk 
behandelt.304
Die Bezirke Londons, die in Abbildung 14 dargestellt sind, werden von der 
Verwaltungsstelle Communities and Local Governments in Inner London und Outer 
London eingeteilt, wie in Tabelle 11 zu sehen ist. Grund dafür ist das lokale 
finanzielle System, denn den Inner London Boroughs werden auf Grund von höheren 
Kosten zusätzliche Budgetmittel zugewiesen. Um das an einem Beispiel zu 
konkretisieren: Ein/e LehrerIn, die/der in einem der Inner London Bezirke 
unterrichtet, bekommt wegen der höheren Lebenserhaltungskosten mehr Gehalt als 
ein/e LehrerIn in einem Outer London Bezirk, weshalb auch höhere Mittel für diesen 
Posten zugewiesen werden.305 An Hand von Tabelle 12 kann man sehen, dass es eine 
ähnliche Einteilung der Bezirke in innere und äußere in Wien gibt, wenn auch ohne 
Auswirkungen auf das Budget der einzelnen Bezirke. In Wien wird zwischen jenen 
Bezirken, die innerhalb des Gürtels liegen und jenen, die außerhalb des Gürtels sind, 
unterschieden. Die Bezirke der Stadt Wien werden in Abbildung 15 gezeigt.
304 Office for National Statistics (Hg.), Census 2001. Key Statistics for Local Authorities in England 
and Wales. (London 2003) 16f., online unter 
<http://www.statistics.gov.uk/downloads/census2001/KS_LA_E&W_part1.pdf> (09. Mai 2005).
305 Vgl. Newham Council 1997-2006, Why are we treated as outer London? (London o.J.), online unter 
<http://apps.newham.gov.uk/aboutus/outerlondon.htm> (09. Mai 2007).
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Abb. 14) Londons Bezirke (Boroughs)306
Quelle: London Online Website
Tab. 11) Einteilung der Londoner Bezirke in Inner London und Outer London307
Inner London Boroughs Outer London Boroughs
City of London Barking and Dagenham
Camden Bexley
Hackney Brent
Hammersmith and Fulham Barnet 
Haringey Bromley
Islington Croydon





Tower Hamlets Hillingdon 
Wandsworth Hounslow 
Westminster Kingston upon Thames 
Merton 
Redbridge
Richmond upon Thames 
Sutton 
Waltham Forest
Quelle: Mackintosh, London: The World in a City, 103
306 Grafik aus London Online Website (Hg.), The London Boroughs (London o.J.), online unter 
<http://www.londononline.co.uk/boroughs/> (02. November 2007).
307 Vgl. Marian Mackintosh, London: The World in a City. An Analysis of 2001 Census Results. In: 
Greater London Authority (Hg.), DMAG Briefing 2005/6 (London 02/2005) 103.
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Abb. 15) Die dreiundzwanzig Gemeindebezirke Wiens308
Quelle: Magistrat der Stadt Wien (MA55)
Tab. 12) Einteilung der Wiener Gemeindebezirke in innere und äußere 
Bezirke309




Innere Stadt (1) Favoriten (10)
Leopoldsstadt (2) Simmering (11)
Landstraße (3) Meidling (12)
Wieden (4) Hietzing (13)
Margareten (5) Penzing (14)
Mariahilf (6) Rudolfsheim-Fünfhaus (15)
Neubau (7) Ottakring (16)
Josefstadt (8) Hernals (17)






Quelle: Magistrat der Stadt Wien; meine Einteilung
308 Magistrat der Stadt Wien (MA 55), Bürgerdienst Wien – Bezirksstellen (Wien o.J.), online unter 
<http://www.wien.gv.at/buergerdienst/bezirksstellen.html> (10. Mai 2007). 
309 Vgl. Magistrat der Stadt Wien, Wiener Bezirke (Wien o.J,), online unter 
<http://www.wien.gv.at/bezirke/> (09.Mai 2007) Meine Einteilung.
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In beiden Städten werden Statistiken über den Hintergrund der ansässigen Wohnbe-
völkerung erhoben. Ein Vergleich auf Bezirksebene wäre also grundsätzlich möglich, 
auf Grund der unterschiedlichen Größen der Bezirke allerdings viel zu unscharf. 
Daher ist es zweckmäßig, nicht nur auf dieser Ebene, sondern auch auf einer kleineren 
räumlichen Ebene Vergleiche zu ziehen. Die Londoner Bezirke werden in so genannte 
Electoral Wards – die österreichische Entsprechung wären Kommunalwahlsprengel310
– weiter unterteilt. Diese 649311 Kommunalwahlsprengel bilden das Herzstück der 
Londoner Administration und stellen kleine Einheiten dar, was eine für diese Arbeit 
ausreichende Genauigkeit ermöglicht. Da sich die Grenzen der electoral wards immer 
wieder ändern, hat man, um Unklarheiten zu vermeiden, statistical wards eingeführt. 
Die statistical wards werden am 1. April jedes Jahres mit jenen Änderungen der 
Kommunalwahlsprengel abgestimmt, die bis 31. Dezember des Vorjahres öffentlich 
bekannt gegeben wurden, unabhängig davon, wann diese Änderungen genau in Kraft 
treten. Das heißt, dass die statistical wards des Census 2001 nicht notwendigerweise 
mit allen electoral wards des Jahres 2001 übereinstimmen. Grenzverschiebungen, die 
im Jahr 2001 schlagend wurden, aber nicht vor dem 31.12. des Vorjahres bekannt 
gegeben wurden, bleiben in den statistical wards unberücksichtigt. Es ist auch Usus, 
allzu kleine wards zusammenzufassen, um Probleme beim Datenschutz zu 
verhindern.312 Für den Zensus des Jahres 2001 wurden daher nur 633 statistische 
Einheiten veröffentlicht. 
Unterhalb dieser Ebene gibt es noch die Enumeration Districts (EDs). Das sind kleine 
Einheiten, die im Durchschnitt 200 Haushalte mit zirka 450 Menschen umfassen und 
vorwiegend zur Datenerhebung verwendet werden.313 Des Weiteren existiert noch die 
310 Während Großbritannien für die Wahlen des englischen Parlaments in Constituencies, das sind 
Einheiten von ca. 60.000 WählerInnen, eingeteilt wird, gilt bei Kommunalwahlen die kleinere 
Einteilung in Wards, die nur ca. 10.000 Wahlberechtigte umfasst. Vgl. die Erklärung auf der 
Internetseite des Londoner Bezirks Brent: Brent Council, Wards and Constituencies (London o.J.), 
online unter 
<http://www.brent.gov.uk/elections.nsf/2f123bcc3c5e238c80256ad20034644f/c5944187cc11e62a8025
721b0041c0e3!OpenDocument> (10. Mai 2007).
311 Office for National Statistics (Hg.), Numbers of Electoral Wards/Divisions in the United Kingdom 
by County and District/Unitary Authority as at 31 December 2004 (London 2004), online unter 
<http://www.statistics.gov.uk/geography/downloads/Number_Wards_UK_04.pdf> (10. Mai 2007).
312 Office for National Statistics (Hg.), Statistical Wards, CAS Wards and ST Wards. (London Oktober 
2004), online unter < http://www.statistics.gov.uk/geography/Statistical_CAS_ST_Wards.asp> (04. 
Juni 2007).
313 Office for National Statistics (Hg.), Census Geography. (London, March 2006), online unter 
<http://www.statistics.gov.uk/geography/census_geog.asp#ed> (04. Juni 2007).
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seltener verwendete Einheit der Postbezirke (postal districts), die noch kleiner als 
Wards sind.314
Auch in Wien ist die Einteilung in Bezirke nicht die unterste Ebene, sondern die 
Bezirke werden weiter in 245 Zählbezirke unterteilt. Diese sind keine willkürlich 
gewählten Räume, sondern zum überwiegenden Teil mit historisch-topographischen 
Stadtvierteln ident. Schließt man jene Zählbezirke aus, die auf Grund ihrer speziellen 
Nutzung (z.B. als Betriebsgebiete) in Bezug auf die ethnische bzw. religiöse 
Zusammensetzung der BewohnerInnen nicht aussagekräftig sind, bleiben 232 
Zählbezirke übrig.315
Der Vergleich zwischen London und Wien findet in dieser Arbeit vor allem auf zwei 
Ebenen statt: Hauptsächlich werden für die Analysen die Einheiten Wards bzw. 
Zählbezirke verwendet, nur in Ausnahmefällen, wenn es zum Beispiel keine Daten für 
die kleinere Ebene gibt, und für ganz allgemeine Aussagen wird auf die ungenauere 
Einheit der Bezirke zurückgegriffen.
4.2. Die muslimische Wohnbevölkerung Londons
Es wurde in Kapitel 3 dargelegt, dass die muslimische Zuwanderung nach London 
nach dem Zweiten Weltkrieg aus Ländern des Neuen Commonwealth stark anstieg. 
Hier liegen die Wurzeln der großen muslimischen Minderheit in Großbritannien – laut 
Zensus 2001 lebten im Jahr 2001 1,6 Millionen Muslime in Großbritannien, wobei 
mehr als die Hälfte davon aus Südasien, speziell Pakistan und dem heutigen 
Bangladesch, kommt. Die Mehrheit dieser ImmigrantInnen stammt aus ländlichen 
Gebieten mit landwirtschaftlichem Hintergrund und wurde in Großbritannien 
vorwiegend als ungelernte Industriearbeiter eingesetzt. Erst ab den 1970er Jahren 
kamen vermehrt Frauen und Kinder sowie gut gebildete Muslime aus Südasien, auf 
die – wie für die vorangegangenen und nachfolgenden MigrantInnen – die Metropole 
London eine besondere Anziehungskraft ausübte.316 Die direkte Folge dieser 
Anziehungskraft ist, dass der muslimische Glaube heute der zweitverbreitetste in 
London ist. Im Jahr 2001 bekannten sich 607.083 oder 8,46% aller LondonerInnen zu 
dieser Glaubensrichtung. Damit lebten zu diesem Zeitpunkt fast 40% der 
314 Office for National Statistics (Hg.), Numbers of Electoral Wards/Divisions in the UK.
315 Vgl. Heinz Fassmann, Gerhard Hatz, Fragmentierte Stadt? Sozialräumliche Struktur und Wandel in 
Wien 1991-2001. In: Mitteilungen der österreichischen geographischen Gesellschaft (MÖGG) 146 
(2004) 61-92, hier 66.
316 Vgl. Modood, Multicultural Politics, 151.
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muslimischen Bevölkerung von England und Wales in London, während nur 14% der 
Gesamtbevölkerung in der Hauptstadt wohnten.317 Zum Christentum, als Religion mit 
den meisten Gläubigen, bekannten sich über 4 Millionen oder 58,2% der 
EinwohnerInnen Londons, die drittgrößte Religion war der Hinduismus mit 291.977 
Menschen oder 4,07%.318
Die muslimische Bevölkerung Londons ist nicht nur die größte, sondern auch die 
heterogenste Großbritanniens. Diese Heterogenität lässt sich an den vielen 
muslimischen Organisationen ablesen, die heute alle Bereiche des Lebens abdecken, 
angefangen von Jugendorganisationen über verschiedene Bildungseinrichtungen hin 
zu Organisationen, die sich um die Alten kümmern, diversen Interessensverbänden
usw., allen voran »The Muslim Council of Britain«, einer Dachorganisation, die im 
Jahr 2002 Sprachrohr für 350 verschiedene muslimische Vereine und Organisationen 
war.319
Die Zusammensetzung der muslimischen Minderheit in London wird in jene 16 
Kategorien unterteilt, die auch für die Gesamtbevölkerung im Zensus 2001 
Verwendung finden. Die Mehrheit der Londoner Muslime stammt mit 58,2% aus 
Südasien (Bangladesch, Indien, Pakistan und »Other Asian«). 19,16% der Muslime 
sehen sich als Teil der Kategorie »Weiß«, 13,19% der Kategorie »Schwarz«, 4,79% 
sehen sich der Gruppe »Chinese or other ethnic group« zugehörig und 5,66% der 
Gruppe »Mixed«.320 Tabelle 13 gibt einen Überblick über die unterschiedlichen 
muslimischen Gruppen und ihre Größe, die im Rahmen des letzten Zensus im Jahr 
2001 erhoben worden sind. 
317 Greater London Authority (Hg.), Muslims in London (London 2006) 18, online unter 
<http://www.london.gov.uk/gla/publications/equalities/muslims-in-london.pdf> (25. Mai 2007).
318 Mackintosh, London: The World in a City, 101f.
319 The Muslim Council of Britain (Hg.), The Muslim Council of Britain – it’s History, Structure and 
Workings (London 2002) 1-4, online unter 
<http://www.mcb.org.uk/downloads/MCB_acheivments.pdf> (19. September 2007).
320 Greater London Authority (Hg.), Muslims in London, 20f.
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Tab. 13) Die Zusammensetzung der MuslimInnen in London nach ethnischer 
Zugehörigkeit321





Other White 82.952 13,66
Mixed 28.310 4,66
White and Black Caribbean 530 0,09
White and Black African 6.088 1
White and Asian 11.258 1,85





Other Asian 39.231 6,46
Black or Black British 80.098 13,19
Black Caribbean 2.713 0,45
Black African 73.851 12,16
Other Black 3.534 0,58
Chinese or other ethnic groups 29.071 4,79
Chinese 324 0,05
Other ethnic group 28.747 4,74
Total 607.083 100
Quelle: Greater London Authority, Muslims in London
Die größte muslimische Gruppe Londons ist mit 23,54% jene mit bangladeschischem 
Migrationshintergrund, knapp gefolgt von jener mit pakistanischem Hintergrund, die 
21,52% der Muslime Londons ausmachen. Die Gemeinschaften aus Bangladesch und 
Pakistan sind auch jene, die mit Abstand am besten dokumentiert sind. Ein großes 
Problem bei der Erforschung der muslimischen Minderheit in London ist das nur 
321 Greater London Authority (Hg.), Muslims in London, 21.
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lückenhaft vorhandene Datenmaterial. Während über die pakistanischen und 
bangladeschischen Minderheiten die Datenlage sehr gut ist, gibt es kaum bzw. kein 
Material über die anderen muslimischen Gruppen von London. Das ist angesichts der 
Heterogenität der Muslime Londons problematisch, da sich von den beiden gut 
dokumentierten Gruppen nur schwer allgemeine Aussagen ableiten lassen. Da eine 
Erhebung dieser Daten im Rahmen dieser Arbeit nicht möglich ist, muss punktuell die 
Einschränkung auf jenen Teil der muslimischen Gesellschaft, der aus Bangladesch 
und Pakistan kommt, akzeptiert werden.
4.3. Die muslimische Wohnbevölkerung Wiens
Der Islam ist vor allem durch die Immigration von Menschen aus der Türkei und dem 
ehemaligen Jugoslawien, hier vor allem den Gebieten Bosnien und Herzegowina, die 
in den 60er-Jahren des 20. Jahrhunderts einsetzte, zur drittgrößten Religions-
gemeinschaft Österreichs aufgestiegen. Laut Volkszählung bekannten sich im Jahr 
2001 in Österreich 338.889 Menschen zum Islam, nur Menschen mit evangelischem 
(376.150) und römisch-katholischem (5,915.421) Glauben stellten größere Gruppen 
dar. In Wien liegt der Islam mit 121.149 Gläubigen an zweiter Stelle hinter dem 
römisch-katholischen Glauben, zu dem sich 762.089 Menschen bekennen.322 Das 
bedeutet, dass sich im Jahr 2001 in Wien 7,81% der Wohnbevölkerung zum 
muslimischen Glauben bekannten. Damit lebten zu diesem Zeitpunkt 35,7% aller 
MuslimInnen Österreichs in Wien, während nur 19,2% der Gesamtbevölkerung in der 
Hauptstadt wohnten. Zur größten Glaubensgemeinschaft, dem Christentum, 
bekannten sich 54,2% der EinwohnerInnen. Tabelle 14 gibt einen Überblick, welchen 
Migrationshintergrund die muslimische Wohnbevölkerung Wiens hat und über die 
Größe der jeweiligen Gruppe. Allerdings bieten die Daten der Volkszählung von 2001 
keine exakten Angaben über die Religionszugehörigkeit und die Nationalität. Daher 
kann man auch nicht statistisch erheben, ob zum Beispiel alle InderInnen der 
muslimischen Gruppe zugeordnet werden können, oder ob ein Teil dem Hinduismus 
zuzuordnen ist, was zu erwarten wäre.323 Man kann lediglich feststellen, wie viele 
MuslimInnen in einem Wiener Bezirk leben, aber nicht, ob diese einer bestimmten 
Nationalität angehören, oder ob die Nationalitäten gemischt sind. In dieser Beziehung 
ist die Datenlage in Großbritannien besser, da man hier die muslimische Minderheit in 
322 Statistik Austria, Bevölkerung nach dem Religionsbekenntnis und Bundesländern 1951 bis 2001.
323 Kroissenbrunner, Islam, Migration und Integration, 377f.
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ihre Nationalitäten unterteilen kann. Gemeinhin werden ImmigrantInnen aus Bosnien 
und Herzegowina mehrheitlich dem Islam zugerechnet, von Menschen aus der Türkei 
wird angenommen, dass sie fast zu hundert Prozent muslimisch sind. Diese beiden 
Gruppen bilden auch die mit Abstand größten muslimischen Gruppen in Österreich, 
wie Tabelle 14 zeigt:
Tab. 14) Die Zusammensetzung der MuslimInnen in Wien nach Herkunfts-
ländern324
Staat Anzahl % der muslimischen 
BewohnerInnen
Türkei 40.316 53,3











Syrien, Arabische Republik 388 0,51
Gesamt 75.626 100
Quelle: Statistik Austria, Volkszählung 2001
Mit 80,1% oder 60.620 Personen kommt die überwiegende Mehrheit der in Wien 
lebenden MuslimInnen aus der Türkei und Bosnien Herzegowina, wobei die Gruppe 
der MuslimInnen mit türkischem Migrationshintergrund mit 40.316 Personen 
ungefähr doppelt so groß ist wie jene mit bosnisch-herzegowinischem. MuslimInnen
aus anderen Ländern sind vergleichsweise kleine Gruppen von wenigen hundert bis 
ungefähr 4.200 Personen, wobei ich noch einmal ausdrücklich darauf hinweisen 
möchte, dass die Staatsbürgerschaft keine Auskunft über das Religionsbekenntnis 
324 Quelle: Statistik Austria: Volkszählung 2001. Zitiert nach Sabine Kroissenbrunner, Islam, 
Migration und Integration: soziopolitische Netzwerke und „Muslim leadership“. In: Heinz Fassmann, 
Irene Stacher (Hg.), Österreichischer Migrations- und Integrationsbericht. Demographische 
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gibt, weshalb obige Zahlen nur einen Überblick verschaffen, aber keine absoluten 
Zahlen darstellen.
4.4. Die muslimische Wohnbevölkerung in London und Wien –
Parallelen und Unterschiede
Der prozentuale Anteil der muslimischen Wohnbevölkerung an der Gesamt-
bevölkerung in London und Wien ist fast gleich. In London lag der Anteil der 
MuslimInnen im Jahr 2001 bei 8,46%, in Wien war er zum selben Zeitpunkt mit 
7,81% nur geringfügig, nämlich um 0,65%, niedriger. Für beide Städte gilt, dass der 
Anteil der muslimischen Wohnbevölkerung höher ist als in anderen Teilen des 
Landes. Während rund 40% der muslimischen Bevölkerung von England und Wales 
in London leben, findet man hier nur 14% der Gesamtbevölkerung. Das ist insofern 
erstaunlich, als es in England mit Städten wie Birmingham und Bradford weitere 
bedeutende muslimische Zentren gibt. In Wien ist die Konzentration der musli-
mischen Wohnbevölkerung im Vergleich zu Restösterreich etwas niedriger: Während 
19,2% der Gesamtbevölkerung in der Bundeshauptstadt wohnen, wohnen verglichen 
mit London mit 35,7% ein weniger großer Teil der Muslime, die in Österreich leben, 
in Wien. Beide Städte haben gemein, dass das Christentum die mit Abstand größte 
Religionsgemeinschaft ist, wobei ihr Anteil mit 58,2% in London und 54,2% in Wien 
ähnlich hoch ist. Abbildung 16 fasst die in diesem Abschnitt genannten Zahlen und 
Prozentanteile noch einmal zusammen:
Abb. 16) Kennzahlen der Wohnbevölkerung Londons und Wiens
Quelle: Meine Grafik
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Einen großen Unterschied gibt es bei den Herkunftsgebieten sowie der Heterogenität 
der muslimischen Minderheiten. Während im Falle Londons postkoloniale 
Migrationsströme vorherrschen und die muslimischen ImmigrantInnen vor allem aus 
dem Neuen Commonwealth stammen, spielt dieser Wanderungstypus im Falle Wiens 
keine Rolle. Die muslimische Minderheit in Wien kam und kommt hauptsächlich im 
Zuge von Arbeitsmigration mit Familienzusammenführung und Flüchtlings-
wanderung nach Wien. 
Die postkolonialen Migrationsströme erklären auch das Hauptherkunftsgebiet der 
muslimischen ImmigrantInnen Londons: Südasien. 58,2% der muslimischen 
Bevölkerung Londons stammt aus Südasien, wobei jene mit bangladeschischem 
Migrationshintergrund mit 23,54% leicht größer ist als die pakistanische mit 21,52%. 
Des Weiteren liegen auch noch die Gruppen »Other White« und »Black African« 
jenseits der 10%-Marke, weitere sechs ethnische Gruppen haben einen Anteil an der 
muslimischen Bevölkerung, der die 1%-Marke übersteigt.
Solch eine Heterogenität sucht man in Wien vergeblich. Die Hauptherkunftsgebiete 
der muslimischen Minderheit in Wien sind die Türkei und der Balkan. 80,1% der 
muslimischen Wohnbevölkerung Wiens kommen aus diesen beiden Gebieten, wobei 
MuslimInnen aus der Türkei mit 53,3% den größten Teil der muslimischen 
Bevölkerung Wiens ausmachen, gefolgt von MuslimInnen aus Bosnien und 
Herzegowina mit 26,8%. Abgesehen von diesen beiden Gemeinschaften ist nur mehr 
der Anteil der MuslimInnen aus dem Iran (5,61%), Indien (4,96%), Ägypten (4%) und 
Pakistan (1,2%) höher als ein Prozent der muslimischen Bevölkerung Wiens. 
4.5. Die räumliche Segregation der muslimischen Minderheit in London 
und Wien
London und Wien haben mit allen Metropolen Westeuropas gemein, dass resi-
denzielle Segregation Realität ist. Sowohl in Wien als auch in London sind ethnische 
Minderheiten sehr ungleich über das Stadtgebiet verteilt – in London reicht die 
Spanne vom Bezirk Brent, in dem 70,8% der Bevölkerung Migrationshintergrund 
haben (inklusive ImmigrantInnen aus der EU), bis hin zu Havering, wo sich 92% der 
Bevölkerung als White British deklarieren.325 In Wien ist der Bezirk mit der größten
AusländerInnenanzahl Rudolfsheim-Fünfhaus, wo im Jahr 2005 31,5% der Wohnbe-
325 Mackintosh, London: The World in a City, 19.
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völkerung keine österreichische Staatsbürgerschaft hatten; am anderen Ende der 
Statistik findet sich Liesing mit einem MigrantInnenanteil von 8,9%.326 Segregation 
ist weder in Wien noch in London ein Phänomen, das mit der Zuwanderung nach dem 
Zweiten Weltkrieg zusammenhängt, sondern ist ebenso alt wie die Städte selbst. In 
Wien siedelten sich, um ein paar Beispiele herauszugreifen, Ende des 19. Jahr-
hunderts die so genannten »Ziegelböhmen« in Favoriten an, und die Leopoldstadt ist 
seit langer Zeit das Zentrum des jüdischen Lebens in Wien. Menschen aus höheren 
Einkommensschichten siedelten sich in den noblen Villenvororten an.327 In London 
hatten sich zu Beginn des 19. Jahrhunderts Schwarze um St. Giles angesiedelt, in der 
Mitte des Jahrhunderts siedelten sich eine große Anzahl Iren in den Arbeitergegenden 
der Stadt an und am Ende des 19. Jahrhunderts lebten 80% der rasch wachsenden 
polnisch/jüdischen Bevölkerung im Kommunalwahlsprengel Stepney.328
Um neben den absoluten Zahlen und relativen Anteilen der muslimischen Bevöl-
kerung an der Gesamtbevölkerung besser vergleichbare Daten über die räumlich 
disproportionale Verteilung zu bekommen, wird unter Verwendung des von Duncan 
und Duncan entwickelten Dissimilaritätsindex (DI) und Segregationsindex (SI) die 
ungleiche Verteilung der muslimischen Bevölkerungsgruppen über das Stadtgebiet 
von Wien und London berechnet. 
Der Dissimilaritätsindex misst die räumliche Verteilung zweier Gruppen A und B 
über alle Teile eines Gebietes. Er berechnet, wie viel Prozent der Menschen einer 
Gruppe ihren Wohnort wechseln müssten, um die gleiche räumliche Verteilung über 
ein bestimmtes Gebiet zu haben wie die Vergleichsgruppe. Die Formel dafür lautet 
folgendermaßen:
Der DI kann einen Wert zwischen 0 und 100 haben, wobei 0 völlige Gleichverteilung 
bedeutet und 100 absolute Segregation. Der DI kann direkt als Prozentzahl von
Personen, die übersiedeln müssten, um eine gleiche Verteilung zu erreichen, 
326 Magistrat der Stadt Wien (MA 5) (Hg.), Statistisches Jahrbuch der Stadt Wien 2006, 30.
327 Rudolf Giffinger, Hannes Wimmer, Kleinräumige Segregation und Integration, 109.
328 Vgl. Holmes, John Bull’s Island, 8, 11 &26.
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interpretiert werden. Vorsicht ist jedoch bei besonders großen und besonders kleinen 
ethnischen Gruppen geboten: Würde man zum Beispiel die Segregation der weißen 
Bevölkerung in Österreich von der Gesamtbevölkerung messen, würde der DI gegen 0 
gehen oder jedenfalls sehr niedrig sein, da die weiße Bevölkerung und die 
Gesamtbevölkerung großteils übereinstimmen.
Für die Berechnung der Unterschiede zwischen der Gesamtbevölkerung und einer 
Teilgruppe wird in dieser Arbeit der Segregationsindex verwendet. Der SI ist eine 
Abwandlung des DI und misst die räumliche Verteilung einer Teilgruppe gegenüber 
der Gesamtbevölkerung über alle Teile eines Gebietes minus sich selbst. Die Formel 
für den Segregationsindex lautet 
Wie der DI kann auch der SI einen Wert zwischen 0 und 100 haben, wobei 0 wieder 
einer proportionalen Verteilung der Gruppe entspricht. Analog zum DI lässt sich der 
Wert des SI als jener Prozentwert interpretieren, der umziehen müsste, um eine 
gleiche räumliche Verteilung zu erreichen.
In den meisten Fällen kann sowohl der DI als auch der SI verwendet werden. Einer 
der größten Vorteile dieser Methoden ist, dass sie nicht nur einen zufrieden stellenden 
Größenwert der Dimension der Ungleichheit zeigen, sondern auch in einer Vielzahl 
von Publikationen verwendet werden.329 Allerdings differiert die Bewertung der 
Ergebnisse in den unterschiedlichen Arbeiten zum Teil erheblich. Während Fassmann 
und Hatz bereits bei einem Segregationsindex von 0,37 von einer »hohen« 
Segregation sprechen330, gilt dieser Wert in manchen britischen Publikationen als 
niedrig. Parkinson u.a. verwenden in ihrer Forschungsarbeit »The State of English 
Cities« folgende Einteilung: „[…] ein Wert unter 40 [Anm.: gemeint ist 0,40] wird 
329 Peach, Does Britain have Ghettos, 218.
330 Fassmann, Hatz, Fragmentierte Stadt? 69.
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generell als niedrige Segregation angesehen, 40-59 als moderat, 60-69 als hoch und 
70+ als sehr hoch [meine Übersetzung].“331
4.5.1. Die räumliche Segregation der muslimischen Minderheit in 
London
Die Verteilung der muslimischen Minderheiten in London war von Beginn der 
Zuwanderung an sehr ungleich. Die Beschränktheit der ethnisch differenten 
Minderheiten auf schlecht bezahlte Stellen in nur wenigen Berufssparten, wie zum 
Beispiel der Textilindustrie, führte auch zu einer starken Einschränkung auf dem 
Wohnungsmarkt. So lebte der Großteil der ImmigrantInnen aus dem Neuen 
Commonwealth in den schlechten Vierteln der großen Städte, wo die Wohnungen 
substandard waren, möglichst in der Nähe der Arbeitsplätze, um die Fahrtkosten 
gering zu halten. Genau wie die Chance, der tristen Beschäftigungssituation zu 
entkommen, war die Möglichkeit, aus diesen Vierteln wegziehen zu können, sehr 
limitiert, wozu die Erwerbssituation und diskriminierende Praktiken am Immobilien-
markt in den 50er und 60er Jahren des letzten Jahrhunderts entscheidend beitrugen. 
Prinzipiell war das Schema bei den Arbeitsplätzen und der Wohnsituation das gleiche: 
Die zugewanderte Bevölkerung aus dem Neuen Commonwealth übernahm die 
Stellen, für die sich keine Einheimischen mehr fanden, und lebten in den Vierteln und 
Häusern, die auf Grund des niedrigen Standards an Weiße nicht mehr oder nur sehr 
schwer verkauf- bzw. vermietbar waren. Der anhaltende Zuzug aus dem Neuen 
Commonwealth in diese Teile der Stadt sowie die junge Altersstruktur dieser Gruppe
führte, verbunden mit einer hohen Fertilitätsrate, zu Überbelag und einem verstärkten 
Wegziehen des finanziell besser gestellten Teils der Anrainer. Ein Teufelskreis 
begann: Der hohe Anteil an ethnisch differenten Menschen führte zusätzlich zu einer 
Wertminderung der Wohnungen und Häuser, was in einem Land wie Großbritannien, 
wo der Immobilienmarkt einer der Hauptinvestitionsmärkte ist, dramatische 
Auswirkungen auf die finanzielle Grundlage der Menschen hat und kaufkräftigere 
Menschen davor zurückscheuen ließ, in diesen Teilen der Stadt zu investieren. Es 
331 Michael Parkinson, Tony Champion, Richard Evans, James Simmie, Ivan Turok, Martin Crookston, 
Bruce Katz, Alison Park, Alan Berube, Mike Coombes, Danny Dorling, Norman Glass, Mary 
Hutchins, Ade Kearns, Ron Martin, Peter Wood, State of the English Cities Volume 1. Ein 
Forschungsprojekt im Auftrag des Office of the Deputy Prime Minister (Hg.) (London 2006), online 
unter <http://www.communities.gov.uk/documents/citiesandregions/pdf/143999> (14. November 
2007). Vgl. auch Ludi Simpson, Ghettos of the Mind: The Empirical Behaviour of Indices of 
Segregation and Diversity. In: Royal Statistical Society 170 (2007), Part 2, 405-424, hier 406.
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entstanden viele Ethnoviertel, von denen manche dem Konzept von Ghettos sehr nahe 
kommen. Eine Untersuchung im Jahr 1976 zeigte, dass 70% der ethnisch differenten 
Bevölkerung Großbritanniens in 10% der Zensusbezirke lebten.332 Diese Situation 
war in London von beiden Seiten nicht ungewollt: Jene Teile der muslimischen 
Minderheiten, die es geschafft hatten, aus den klassischen Wohngebieten 
wegzuziehen, sahen sich in ihren neuen Wohngegenden isoliert und zunehmend 
rassistischen Angriffen ausgesetzt. In Folge zogen es viele vor, wieder in die 
»angestammten« Viertel rund um die Brick Lane in den Osten Londons zurück-
zukehren. Als Reaktion darauf stellte das damals von der Konservativen Partei 
kontrollierte Greater London Council den Antrag für einen „rassisch segregierten 
Bereich für BangladescherInnen im Bezirk Tower Hamlets [meine Übersetzung].“333
Die Einrichtung von so genannten »künstlichen Ghettos« brachte den Tories viel 
Kritik von einem Großteil der Medien und der Opposition ein, die diese Maßnahme 
als „spaltend, diskriminierend und das fundamentale Problem der Auslöschung von 
Rassismus nicht angehend [meine Übersetzung]“334 kritisierte. Die Ergebnisse der 
Untersuchung aus dem Jahr 1976 wurden durch den Zensus des Jahres 1991 bestätigt, 
was insofern relevant ist, da in diesem Zensus zum ersten Mal eine Frage nach der 
ethnischen Identität inkludiert war, was eine bislang nicht zur Verfügung stehende 
Qualität und Quantität der Daten zur Folge hatte. Der Zensus 1991 zeigte, dass über 
70% der ethnischen Minderheiten in nur zwei Regionen von Großbritannien lebten –
den West Midlands und dem Südosten. Innerhalb dieser Regionen konzentrierten sie 
sich wiederum auf die größten urbanen Zentren, wo sie wiederum vorwiegend in 
bestimmten Wards lebten, in denen sie teilweise sogar die Mehrheit der Bevölkerung 
stellten.335 Ein Beispiel dafür ist der Ward Spitalfield in Tower Hamlets, wo sich im 
Jahr 1991 60,7% der Wohnbevölkerung der Gruppe der BangladescherInnen 
zugehörig fühlten. Dieser Ward hatte gleichzeitig die höchste Konzentration an 
BangladescherInnen großbritannienweit.336
Der Zensus des Jahres 2001 zeigte, dass sich nicht nur die ethnischen Minderheiten, 
sondern damit naturgemäß auch die Religionen nicht gleichmäßig über die Fläche 
Londons verteilen, sondern in manchen Bezirken gehäuft vorkommen. So leben 
332 Ellis Cashmore, Barry Troyna, Introduction to Race Relation (London 1983) 99-106.
333 Cashmore, Troyna, Introduction to Race Relation 124.
334 Cashmore, Troyna, Introduction to Race Relation 124.
335 Pilkington, Racial Disadvantage and Ethnic Diversity in Britain, 102-104.
336 Peach, Does Britain have Ghettos? 220.
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besonders viele Hindus im Bezirk Harrow (zirka 20%), die mit Abstand meisten 
Menschen mit jüdischem Glauben leben im Bezirk Barnet (zirka 15%), während die 
Sikhs in den Bezirken Hounslow und Ealing überdurchschnittlich stark vertreten 
sind.337 In Tabelle 15 sind alle Bezirke Londons aufgelistet, mit der Angabe, wie viel 
Prozent der Wohnbevölkerung MuslimInnen sind.












Tower Hamlets 36,4 71.389 Waltham Forest 15,1 32.902
Newham 24,3 59.293 Brent 12,3 32.290
Hackney 13,8 27.908 Redbridge 11,9 28.487
Westminster 11,8 21.346 Ealing 10,3 31.033
Camden 11,7 22.906 Enfield 9,6 26.306
Haringey 11,3 24.371 Hounslow 9,1 19.378
Kensington&Chelsea 8,4 13.364 Harrow 7,2 14.915
Islington 8,1 14.259 Barnet 6,2 19.373
Southwark 6,9 16.774 Merton 5,8 10.899
Hammersmith&Fulham 6,8 11.314 Croydon 5,3 17.642
City of London 5,7 403 Hillingdon 4,6 11.258
Lambeth 5,4 14.344 Barking&Dagenham 4,4 7.148
Wandsworth 5,2 13.529 Greenwich 4,3 9.199
Lewisham 4,6 11.491 Kingston upon Thames 3,9 5.777
Inner London 11,7 322.691 Sutton 2,3 4.103




Outer London 6,5 294.392
Quelle: Mackintosh, London: The World in a City, 103
Die Konzentration der muslimischen Minderheit in den inneren Bezirken Londons, 
wo sie zum Zeitpunkt der Erhebung 11,7% der Bevölkerung ausmachte, ist wesentlich 
höher als in den äußeren Bezirken, wo sich nur 6,5% der BewohnerInnen zum Islam 
337 Mackintosh, London: The World in a City, 105-108.
338 Mackintosh, London: The World in a City, 103 und Greater London Authority (Hg.), Muslims in 
London, 19.
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bekannten. In absoluten Zahlen lebten im Jahr 2001 322.691 MuslimInnen in Inner 
London und 294.392 in Outer London. Dieser Unterschied ist auf den ersten Blick 
nicht besonders groß, man muss aber berücksichtigen, dass Inner London mit 
insgesamt 2,766.114 BewohnerInnen wesentlich einwohnerschwächer als Outer 
London mit 4,405.977 war. Die acht Bezirke mit dem niedrigsten prozentualen Anteil 
an MuslimInnen lagen allesamt in Outer London – erst Hillington auf Rang neun 
durchbrach als erster Bezirk von Inner London diese Phalanx. Auf der anderen Seite 
der Statistik kam mit Waltham Forest bereits auf Rang drei der erste Bezirk von Outer 
London; mit einem Anteil von 15,1% ist hier der Anteil der muslimischen Minderheit 
allerdings um mehr als die Hälfte kleiner als die 36,4% von Tower Hamlets, dem 
Bezirk mit dem größten Prozentsatz an muslimischen BewohnerInnen – gemessen an 
der Gesamtwohnbevölkerung. Damit ist der Bezirk auch gleichzeitig jener mit dem 
höchsten Anteil von muslimischen BewohnerInnen im Vereinigten Königreich.339
Gefolgt wird Tower Hamlets von Newham mit 24,3% und Waltham Forest mit 
15,1%. Weiters haben Hackney, Westminster, Camden, Haringey (alle Inner London), 
sowie Brent, Redbridge und Ealing von Outer London über 10% muslimische 
Wohnbevölkerung. Die Bezirke mit den wenigsten MuslimInnen sind Havering mit 
0,8%, Bexley mit 1,4% und Bromley mit 1,7%, alle drei in Outer London gelegen.
Aber nicht nur die Bezirke Londons weisen eine sehr unterschiedlich starke 
Verteilung der muslimischen Wohnbevölkerung auf, auch innerhalb der Bezirke 
existieren große Unterschiede, wie Abbildung 17 zeigt:
339 Greater London Authority (Hg.), Muslims in London, 18.
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Abb. 17) Verteilung der Menschen in Londons Wards, die als Religion 
muslimisch angeben340
Quelle: Greater London Authority, Muslims in London
Die fetten Linien zeigen die Bezirksgrenzen an, die dünnen und weniger intensiv 
eingezeichneten Grenzen sind jene der einzelnen Wards. Die beim Zensus gewählte 
Einteilung unterscheidet in Wards, in denen die muslimische Minderheit 0 bis 5% der 
Gesamtbevölkerung ausmacht, 5% bis 10%, 10% bis 25% und 25% bis 62%. Speziell 
die letzte Einheit ist sehr groß, was dazu führt, dass die in Frage kommenden Wards
entweder eine »erhebliche Minderheit« haben, ein »Ethnoviertel« oder ein »Ghetto«
sein können. Auf den ersten Blick sieht man die relative räumliche Beschränktheit 
jener Wards, die einen muslimischen Anteil der Wohnbevölkerung zwischen 25% und 
62% haben. Lediglich in 5 von 33 Bezirken befinden sich solche Wards. In der City of 
340 Greater London Authority (Hg.), Muslims in London, 20.
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Westminster und Waltham Forest befinden sich nur je ein Ward, nämlich Church 
Street bzw. Markhouse. In Redbridge sind es drei, nämlich Valentines, Clementswood 
und Loxford, in Newham sind es mit Forest Gate South, Green Street West, Plaistow 
North, Boleyn, East Ham Central, Wall End, East Ham North, Manor Park und Little 
Ilford 10. In Tower Hamlets gibt es mit 13, nämlich St. Katherine’s and Wapping, 
Shadwell, Whitechapel, Weavers, Spitalfields and Banglatwon, Bethnal Green South, 
Bethnal Green North, Mile End and Globe Town, St. Dustan’s and Stepney Green, 
Limehouse, Bromley by Bow und East India and Lansbury, die meisten. Des Weiteren 
ist Tower Hamlets auch der einzige Bezirk, in dem der muslimische Anteil in den 
Wards immer mindestens 10% beträgt. Die Kategorien 0-5% und 5-10% fehlen völlig. 
24 der Wards mit einer muslimischen Minderheit zwischen 25% und 62% liegen in 
Inner London und nur vier in Outer London. Alle in Outer London gelegenen Wards
befinden sich in unmittelbarer Nähe zu Inner London, wobei die zwei der drei 
Redbridge Wards direkt an Inner London grenzen und der dritte direkt neben den 
beiden an Inner London grenzenden Wards liegt. Somit hat lediglich der Ward
Markhouse in Waltham Forest keine direkte Verbindung zu Inner London. Weiters 
sieht man deutlich, dass Wards mit einem hohen Anteil an muslimischer 
Wohnbevölkerung in nur wenigen Bezirken in Ostlondon massiert sind und 
aneinander grenzen. Somit ergeben diese Wards größere Regionen, in denen eine 
hohe Anzahl an Menschen mit muslimischem Glauben lebt. Die einzigen Ausnahmen 
sind Church Street in der City of Westminster, ein Ward, der relativ isoliert ist und als 
einziger im Westen der Stadt liegt, und mit Abstrichen Markhouse in Waltham Forest. 
Während letzterer in der Mitte eines Gebietes von Wards liegt, die einen 
muslimischen Anteil von 10-25% haben, befinden sich in der Umgebung von Church 
Street auch viele Wards mit einem muslimischen Anteil an der Wohnbevölkerung von 
unter 10%. Insgesamt hat die Hälfte der Wards der City of Westminster einen Anteil 
an muslimischer Wohnbevölkerung von unter 10%.
Unterteilt man auf der Ebene der Wards die größte Einheit, 25% bis 62%, in kleinere 
Einheiten, die sich an der in dieser Arbeit verwendeten Definition für Ghettos und 
Ethnoviertel orientieren, zeigt sich folgendes Bild: In lediglich einem Ward, nämlich 
Spitalfields and Banglatown, ist der prozentuelle Anteil der muslimischen 
Bevölkerung mit 61,68% höher als die 60%, die notwendig sind, um von einem 
Ghetto sprechen zu können. Die zweite Voraussetzung, um von einem Ghetto 
sprechen zu können, dass nämlich mindestens 30% der Minderheit in solchen Vierteln 
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wohnen, wird aber nicht erfüllt. In Spitalfields und Banglatown leben nur 0,85% aller 
MuslimInnen Londons. Es gibt 19 Wards, die wegen des prozentuellen Anteils der 
muslimischen Minderheit als Ethnoviertel bezeichnet werden können. 15,25% aller 
MuslimInnen leben demnach auf Ward-Ebene in Ethnovierteln; berechnet man hier 
den Ward Spitalfields and Banglatown mit ein, erhöht sich der Anteil auf 16,1%. 
Wenn man die Verteilung der muslimischen Minderheit auf der Ward-Ebene 
hinsichtlich jener Viertel untersucht, bei denen man von einer »erheblichen 
Minderheit«, also einem prozentuellen Anteil zwischen 20% und 30% sprechen kann,
kann man feststellen, dass rund 9,4% der MuslimInnen in jenen 22 Wards leben, auf 
die diese Beschreibung zutrifft. Die Anzahl der Wards, die einen geringeren 
prozentuellen Anteil an MuslimInnen an der Wohnbevölkerung als 20% haben, 
beträgt 591 und sie beherbergen mit 74,5% ungefähr zwei Drittel dieser Minderheit. 
Am unteren Ende der Skala finden sich 272 Wards, deren Wohnbevölkerung zu 
weniger als 5% aus MuslimInnen besteht. 13,9% der muslimischen Minderheit leben 
in solchen Wards. Das bedeutet, dass ungefähr ebenso viele MuslimInnen in Viertel 
wohnen, wo der Anteil der muslimischen Minderheit unter 5% liegt wie in Ethno-
vierteln, also Wards, bei denen der Anteil über 30% beträgt.
Zusammengefasst zeigen diese Zahlen, dass es zwar eine hohe Segregation gibt, dass 
man aber nicht von Ghettos in London sprechen kann.
Misst man nun den Segregationsindex zwischen der muslimischen Minderheit und 
dem Rest der Bevölkerung, zeigt sich, dass dieser mit 29,7 eine hohe Segregation 
ausweist. Berechnet man Dissimilaritätsindex zwischen der größten Glaubens-
gemeinschaft, der christlichen, und der muslimischen Gemeinschaft in Londons 
Bezirken des Jahres 2001, zeigt sich, dass dieser mit 32,3341 noch einmal höher liegt. 
Das bedeutet, dass, wie schon die Verteilung der muslimischen Minderheit in 
manchen Bezirken vermuten ließ, ein großer Unterschied hinsichtlich des Wohnortes 
innerhalb Londons zwischen den beiden Gruppen existiert.
Da in diesem Kapitel bereits gezeigt wurde, dass die muslimische Bevölkerung 
Londons keineswegs homogen ist, und der Trend, sich nicht mehr als 
BangladescherIn oder PakistanerIn zu sehen, sondern als MuslimIn erst im Rahmen 
der Ereignisse rund um die Rushdi-Affäre und den Kriegen gegen den Irak manifest 
341 Zahlenquelle für sämtliche DIs und SIs für London: Census 2001; eigene Berechnung.
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geworden ist und zum Zeitpunkt der Hauptzuwanderungswellen der beiden Gruppen 
noch nicht existierte, soll die muslimische Wohnbevölkerung nun auch nach 
ethnischer Herkunft aufgeteilt werden, um etwaige Unterschiede beim Grad der 
Segregation zu erkennen. Für die Berechnung fließen also zwei Merkmale ein: die 
Religion und die ethnische Herkunft. Da 96% der pakistanischen und 
bangladeschischen Gemeinschaft muslimisch342 sind, wird angenommen, dass alle 
BangladescherInnen und PakistanerInnen muslimischen Glaubens seien. Ein 
Vergleich der Segregation zeigt, dass die BangladescherInnen die mit Abstand 
höchste Segregation aufweisen – der SI ergibt einen Wert von 59 und zeigt eine sehr 
hohe Segregation an. Im Vergleich dazu weisen PakistanerInnen mit einem SI-Wert 
von 40 einen deutlich niedrigeren Segregationswert auf, der aber immer noch auf 
hohem Niveau ist und signifikant über dem Wert der gesamtmuslimischen 
Gemeinschaft liegt. Dass die Segregationswerte sowohl der PakistanerInnen als auch 
der BangladescherInnen über dem gesamtmuslimischen Schnitt liegen, bedeutet, dass 
die restlichen 55% der muslimischen Gemeinschaft wesentlich weniger segregiert sein 
müssen. Eine Untersuchung von Peach für den Zensus 1991 kommt zu den gleichen 
Ergebnissen. Demnach waren BangladescherInnen im Jahr 1991 gegenüber Weißen 
die Gruppe mit dem mit Abstand höchsten Segregationswert, gefolgt von Pakista-
nerInnen. Im Vergleich dazu war der SI für InderInnen, für die Gruppe der Other 
Asian und für schwarze Gruppen wesentlich geringer.343 Vergleicht man nun die 
räumliche Verteilung der beiden größten muslimischen Gruppen direkt miteinander, 
stellt man fest, dass der DI mit 51 sehr hoch ist. Die muslimische Bevölkerung ist also 
nicht nur von der nicht-muslimischen hochgradig segregiert, sondern weist auch 
innerhalb der Glaubensgemeinschaft eine hohe Segregation auf.
Die Segregation des muslimischen Bevölkerungsteils ist also schon auf der Ebene der 
Bezirke in London erheblich. Es ist anzunehmen, dass die Segregation bei der 
kleineren Einheit der Wards noch deutlicher wird. Der Ward mit dem größten Anteil 
an Menschen mit muslimischem Glauben ist mit 61,86% Spitalfields and Banglatown 
im Bezirk Tower Hamlets, der mit dem niedrigsten Darwin im Bezirk Bromley mit 
0,32%. Berechnet man nun den SI, zeigt sich, dass er mit 36 wie vermutet höher ist 
als auf Bezirksniveau, und zwar um den Wert 6,3. Vergleicht man die Verteilung von 
342 Marian Storkey, Rob Lewis, London: a True Cosmopolis. In: Peter Ratcliffe (Hg.), Ethnicity in the 
1991 Census. Volume 3, Social Geography and Ethnicity in Britain: Geographical Spread, Spatial 
Concentration and Internal Migration (London, o.J.) 201-226, hier 212.
343 Peach, Does Britain have Ghettos, 222 & 224.
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Menschen mit christlichem und muslimischem Glauben, stellt man fest, dass hier ein 
DI-Wert von 39,3 erreicht wird. Der Unterschied im Vergleich zur Bezirksebene ist 7. 
Wenn man nun eine ethnische Komponente hinzufügt, zeigt sich, dass Menschen, die 
sich der bangladeschischen Minderheit zugehörig fühlen, den mit Abstand höchsten 
SI-Wert haben, nämlich 62,2. Der SI-Wert für Menschen, die sich der pakistanischen 
Minderheit zugehörig fühlen, ist mit 47,2 um den Faktor 15 niedriger. Beide Werte 
liegen über den SI-Werten der Bezirksebenen. Vergleicht man die beiden Gruppen 
direkt miteinander, stellt man fest, dass der DI mit 62,7 sehr hoch ist. Das bedeutet, 
dass sich PakistanerInnen und BangladescherInnen nicht denselben städtischen Raum 
teilen. Das bestätigen auch die Abbildungen 18 und 19, die deutlich die ungleiche 
Verteilung der pakistanischen und bangladeschischen Minderheiten in London zeigen. 
Während 42,5% von allen BangladescherInnen in nur einem Bezirk leben, nämlich 
Tower Hamlets, lebt im selben Bezirk lediglich 1% der pakistanischen Minderheit. 
Ein weiteres Zentrum bangladeschischen Lebens existiert im Bezirk Newham, wo 
32,7% aller BangladescherInnen leben. Das heißt, dass 75% dieser Minderheit auf nur 
zwei Innenstadtbezirke konzentriert sind, was den hohen SI für diese Gruppe erklärt.
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Abb. 18) Verteilung der bangladeschischen Minderheit in London 2001344
Quelle: Zensus 2001; Grafik aus Mackintosh, London: The World in a City, 40
344 Mackintosh, London: The World in a City, 40.
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Abb. 19) Verteilung der pakistanischen Minderheit in London 2001345
Quelle: Zensus 2001; Grafik aus Mackintosh, London: The World in a City, 39
Die pakistanische Minderheit lebt, wie man in Abbildung 19 sehen kann, nicht so 
geschlossen in einem Bezirk wie die bangladeschische, sondern ist auf mehrere 
Gebiete der Stadt verteilt. Ihre größten Akkumulationen sind auf Newham, Waldham 
Forest und Redbridge, wo sie überall über 10% der Wohnbevölkerung ausmachen, 
aufgeteilt. Wenn man sich diese Bezirke auf der Ebene der Wards ansieht, leben 17% 
der pakistanischen Minderheit in Wards, wo mehr als 1% der pakistanischen 
Minderheit – gemessen an der gesamten pakistanischen Minderheit Londons – lebt. 
Vergleicht man diese Zentren der pakistanischen Gemeinschaft mit der banglade-
schischen Minderheit, so leben in denselben Wards nur 5,9% dieser Bevölke-
345 Mackintosh, London: The World in a City, 39.
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rungsgruppe. Dass dieser Unterschied nicht noch viel klarer ausfällt, ist dem Umstand 
zuzuschreiben, dass es im Bezirk Newham einige Wards gibt, in welchen sowohl die 
bangladeschische als auch die pakistanische Minderheit zwischen 10% und 20% der 
Wohnbevölkerung ausmachen.
Zusammenfassend lässt sich also sagen, dass die muslimische Minderheit in London 
höchst ungleich verteilt ist. Sowohl im Vergleich zur restlichen Bevölkerung als auch 
untereinander weisen die muslimischen Gemeinschaften einen hohen Segregations-
grad auf. Schaut man sich die Segregation nach ethnischen Kriterien an, ist jene der 
bangladeschischen Minderheit, die im Vergleich zur pakistanischen ihre Hauptein-
wanderungszeit später hatte, klar die höchste. Die Hauptwohngebiete der musli-
mischen Minderheiten liegen in den billigen Gebieten der Innenstadt, während sie in 
den meist teureren Randgebieten Londons kaum zu finden sind.
Die öffentliche Wahrnehmung dieser  räumlichen Segregation ist gemischt. Einerseits 
werden manche Teile Londons, die ethnisch geprägt sind, wie »Chinatown« oder 
mittlerweile auch »Banglatown«, touristisch vermarktet. Im Rahmen dieser 
Vermarktung und in der Wahrnehmung der meisten öffentlichen Stellen werden diese 
Gebiete als sehr positiv empfunden; als etwas, das als Beiweis für Londons 
Heterogenität und Attraktivität gefeiert wird. Andererseits mehren sich speziell seit 
den Anschlägen in London die besorgten Stimmen, dass die teilweise starke 
Segregation von bestimmten ethnischen Minderheiten zu Parallelgesellschaften führen 
könnten. In der politischen Diskussion spiegelt sich diese Diskussion ebenfalls wider:
Jamil Sherif vom Muslim Council of Britain bestreitet, dass es so etwas wie Parallel-
gesellschaften gibt. Bis auf einige wenige extreme Fälle sei das auch nicht möglich, 
da die Mehrheit der MuslimInnen in der Arbeitswelt und der Schule mit Menschen 
anderer Ethnien zusammentreffe und so ein gewisses Niveau von Integration gegeben 
sei. Außerdem gebe es Beweise, dass die zweite und dritte Generation aus den 
angestammten Stadtteilen wegziehen, sobald sie eine Stelle gefunden haben. Den 
Grad an Segregation, der in London existiert, hält er für positiv, da die Segregation 
nicht aus rassistischen Gründen wie in den Vereinigten Staaten der 1950er und 60er 
Jahre zustande komme, sondern aus freiem Willen der Handelnden. Als Gründe gibt 
er die bessere Infrastruktur mit ethnischen Gütern und Organisationen wie Moscheen 
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und Solidarität unter den ethnischen muslimischen Minderheiten sowie stärkere 
Familienbande als in der Mehrheitsbevölkerung an.346
Ähnlich argumentiert Mike Tuffrey, Vorsitzender der Liberal Democrats der Greater 
London Assembly: MuslimInnen seien vor allem in jenen Gebieten überdurch-
schnittlich präsent, wo Moscheen und andere ethnische Einrichtungen vorhanden 
seien. Daneben spielen Migrationsmuster und soziale Netzwerke eine starke Rolle. Er 
sieht aber nicht nur positive Gründe für die räumlichen Segregation muslimischer 
Minderheiten, sondern auch negative. Tuffrey meint, dass sturkturelle Barrieren und 
institutionalisierte Diskriminierung am Londoner Hausmarkt aktiv dazu beigetragen 
haben, dass MuslimInnen einen eingeschränkten Handlungsspielraum haben und 
daher in den weniger attraktiven Teilen Londons leben. Dazu komme die Angst vor 
rassistischen Übergriffen, wodurch sich MuslimInnen in der eigenen Gemeinschaft 
wesentlich sicherer fühlten. Tuffrey spricht sich für das Recht aller BürgerInnen aus, 
ihren Wohnort selbst zu wählen, und lehnt daher Maßnahmen, die muslimische 
Minderheit gleichmäßiger über das Stadgebiet Londons zu verteilen, strikt ab. Um den 
muslimischen Minderheiten mehr Entscheidungsfreiheit zu geben, treten die 
Liberaldemokraten für einen höheren Standard im sozialen Wohnbau ein; die 
Wohnungen sollen vergrößert werden, um der höheren Haushaltsgröße muslimischer 
Familien Rechnung zu tragen. Des Weiteren soll das Angebot an sozialem Wohnraum 
und der Scharia entsprechenden Finanzierungsmöglichkeiten ausgeweitet und 
überprüft werden, ob MuslimInnen von gemeinnützigen Wohnungsgenossenschaften 
benachteiligt werden, wie eine deutlich höhere Unzufriedenheit unter MuslimInnen 
mit der Arbeit der Genossenschaften schließen lässt. Die Anhebung der Zufriedenheit 
mit Wohnbaugenossenschaften hält Tuffrey für besonders wichtig, da er der 
Etablierung von rein muslimischen Wohnbaugenossenschaften, die derzeit von der 
Regierung zumindest verbal unterstützt wird, kritisch gegenüber steht. Seiner 
Meinung nach könnte solch eine institutionalisierte Diversität den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt untergraben und den Trend zur Selbstsegregation bei speziell 
südasiatischen Haushalten stärken.347
346 Oral History Interview mit Dr. Jamil Sherif, The Muslim Council of Britain (London 22.11.2007) 
4f.
347 Vgl. Schriftliche Beantwortung eines Fragenkataloges von Herrn Mike Tuffrey, Vorsitzender der 
Liberal Democrat Group der London Assembly, London, 27. Juni 2008, 1f.
119
Im Gegensatz zu Tuffrey sieht Mohammed Amin, Vizepräsident des Conservative 
Muslim Forum, keine Diskriminierung der muslimischen Minderheiten in London. Er 
ist der Meinung, dass die räumliche Segregation auf rein freiwilliger Basis zustande 
kommt, und das Ergebnis praktischer Erwägungen, aber auch des Wunsches, in 
segregierten Gemeinschaften zu leben, ist. Für Amin stellt die Segregation in London 
ein Problem dar; er schätzt die Lage so ein, dass sich in den stark segregierten 
Gemeinschaften Parallelgesellschaften gebildet haben. Trotzdem ist es für Amin nicht 
vorstellbar, aktiv Maßnahmen zur gleichmäßigeren Verteilung von ethnischen 
Minderheiten über das Stadtgebiet von London zu treffen; auch eine Änderung der 
Vergabepolitik von Sozialwohnungen zu Gunsten einer besseren Durchmischung der 
Bevölkerung ist für ihn kein Thema, da die Menschen das Recht haben, ihren 
Wohnort frei zu wählen. Als Folge der hohen räumlichen Segregation hält Amin vor 
allem die mangelnde Sprachbeherrschung der Landessprache für ein großes Problem. 
Für manche Jugendliche sei Englisch lediglich Schulsprache, sonst spiele es in ihren 
Leben keine Rolle, da in der Familie, unter Freunden, beim Einkaufen und oft auch 
später im Beruf nur die Sprache der ethnischen Minderheit gesprochen werde. Um 
dem gegenzusteuern, möchte Amin die Praxis, alle Veröffentlichungen der 
Stadtverwaltung von London in die Sprachen der Minderheiten zu übersetzen, stoppen 
und das Geld in von der Stadt gestützte Englischkurse investieren. Konkrete Ideen, 
wie man die laut Amin problematische Konzentration von bestimmten ethnischen 
Minderheiten auf bestimmte Teile der Stadt ändern könnte, äußerte er mit dem 
Hinweis, dass eine Parteistrategie gerade in Ausarbeitung sei, nicht. Auf einer 
allgemeinen Ebene sollte gute Integrationspolitik die Möglichkeiten der ethnischen 
Minderheiten sich selbst zu helfen, stärken, und eine Gesellschaft schaffen, in der es 
jedeR als sinnvoll erachtet, in gemischten Gemeinschaften und Stadtteilen zu leben.348
4.5.2. Die räumliche Segregation der muslimischen Bevölkerung in 
Wien
Die Verteilung der 121.149 MuslimInnen in Wien ist ungleichmäßig, was allerdings 
nicht ungewöhnlich ist, sondern, wie bereits bemerkt, schon bei Minderheiten in 
früheren Jahrhunderten zu beobachten war. Die Segregation der ausländischen und 
348 Vgl. Telefoninterview mit Mohammed Amin MA FCA AMCT CTA, Vice Chairman des 
Conservative Muslim Forum, am 01.07.2008, 1-3.
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damit auch muslimischen ImmigrantInnen, die nach dem Zweiten Weltkrieg zunächst 
noch als GastarbeiterInnen nach Wien kamen, war zu Beginn extrem hoch, weil viele 
dieser GastarbeiterInnen zunächst in ArbeiterInnenwohnheimen und betriebseigenen 
Gemeinschaftsunterkünften lebten. Später schwächte sich diese totale Segregation mit 
den verlängerten Aufenthaltsperspektiven und vor allem durch den Familiennachzug 
in den 70er Jahren des 20. Jahrhunderts erheblich ab. Die Arbeiter verließen die 
Wohnheime, um Wohnungen zu beziehen, die groß genug waren, um Ehefrau, Kinder 
und Verwandte aufzunehmen.349 Bei der Wohnungssuche stießen die Familien 
allerdings auf eine ganze Reihe von Problemen: Da die Miete auf Grund der im 
Vergleich zur einheimischen Bevölkerung niedrigeren Zahlungsfähigkeit billig sein 
musste und diskriminierende Zutrittsbarrieren zu Wohnungen, Förderungen und 
Beihilfen existierten, beschränkte sich der Handlungsspielraum von vielen ausländ-
ischen Wohnungssuchenden auf gründerzeitliche Klein- und Substandardwohnungen. 
Daher kam und kommt bis heute, wie noch zu sehen sein wird, minderwertig ausge-
statteten, vor 1919 errichteten Altbauwohnungen im dicht bebauten Stadtgebiet eine 
hervorstechende Rolle zu.350 Trotzdem sank die Segregation zunächst, weil sich die 
MuslimInnen über die gesamte gründerzeitliche Stadt verteilten. Die Sanierungs-
offensive in diesem Teilsegment in den 1980er Jahren führte jedoch dazu, dass ein 
Teil des Segments wegbrach und für MigrantInnen unerschwinglich wurde, was in 
Folge zu verstärkter Segregation führte. 
Wenn man den Zensus 2001 auf die räumliche Verteilung der muslimischen 
Minderheit in Wien auf Bezirksebene untersucht, kommt ein sehr unterschiedliches 
Bild zu Tage: Auf dem einen Ende der Skala steht der Bezirk Hietzing mit lediglich 
1,7% muslimischer Wohnbevölkerung, auf dem anderen Rudolfsheim-Fünfhaus mit 
14,7%. wienweit ergibt sich auf Bezirksebene folgende Verteilung der muslimischen 
Minderheit:
349 Kohlbacher, Reeger, Zuwanderung und Segregation in Wien, 186.
350 Rudolf Giffinger, Wohnungsmarktbarrieren und Stadtentwicklung. Ein regionalwissenschaftlicher 
Beitrag zur Ausländerdiskriminierung am Beispiel von Wien (Basel 1999) 146f.
121













Margareten (5) 11,9 5.862 Rudolfsheim-Fünfhaus 14,7 9.534
Leopoldsstadt (2) 9,4 8.590 Brigittenau (20) 14,1 10.760
Landstraße (3) 7,5 6.085 Ottakring (16) 12,7 10.924
Neubau (7) 7,1 2.009 Favoriten (10) 11,2 16.828
Mariahilf (6) 6,4 1.793 Meidling (12) 9,5 7.418
Alsergrund (9) 6,2 2.341 Hernals (17) 9,4 4.488
Wieden (4) 4,6 1.315 Simmering (11) 8,4 6.473
Josefstadt (8) 4,6 1.033 Währing (18) 5,9 2.681
Innere Stadt (1) 1,99 339 Penzing (14) 5,6 4.385
Innenstadtbezirke 7,7 29.367 Floridsdorf (21) 4,9 6.313
Donaustadt (22) 4,2 5.804
Döbling (19) 4,1 2.618
Liesing (23) 3,2 2.709
Hietzing (13) 1,7 847
Außenbezirke 7,9 91.782
Quelle: Statistik Austria, Volkszählung 2001
Im Gegensatz zu London, wo die muslimische Minderheit in den Innenstadtbezirken
überdurchschnittlich stark vertreten ist, kann man eine ähnliche Verteilungsstruktur in 
Wien nicht feststellen. Die Verteilung der muslimischen Wohnbevölkerung zwischen 
Innen- und Außenbezirken ist mit 7,7% beziehungsweise 7,9% annährend gleich. 
Zwar liegen von fünf Bezirken in Wien, die eine muslimische Wohnbevölkerung von 
über 10% haben, vier – nämlich Rudolfsheim-Fünfhaus, Brigittenau, Ottakring und 
Favoriten – außerhalb des Gürtels, dafür befindet sich hier mit Hietzing auch der 
Bezirk mit der kleinsten muslimischen Minderheit. Der Bezirk mit dem höchsten 
Anteil an MuslimInnen ist Rudolfsheim-Fünfhaus mit 14,7%, gefolgt von Brigittenau 
mit 14,1%, Ottakring mit 12,7% und dem ersten Innenstadtbezirk, Margareten, wo der
Anteil mit 11,9% nicht wesentlich hinter jenem von Rudolfsheim-Fünfhaus liegt. Die 
Bezirke mit dem geringsten Anteil an MuslimInnen an der Wohnbevölkerung sind der 
Außenbezirk Hietzing mit 1,7%, gefolgt vom Innenstadtbezirk Innere Stadt mit 
351 Datenquelle: Statistik Austria (Hg.), Volkszählung 2001. 
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1,99%, dann folgen mit Liesing (3,2%), Döbling (4,1%) und Donaustadt (4,2%) 
wieder drei Außenstadtbezirke, bevor mit Josefstadt und Wieden (beide 4,6%) wieder 
zwei Innenstadtbezirke folgen. 
Das Ausmaß der räumlichen Segregation der muslimischen Bevölkerung wird auch 
daran sichtbar, dass in nur sechs Bezirken, nämlich Leopoldstadt, Landstraße, 
Favoriten, Rudolfsheim-Fünfhaus, Ottakring und Brigittenau, mit 51,7% mehr als die 
Hälfte der muslimischen Wohnbevölkerung Wiens lebt, während nur 35% der 
Gesamtbevölkerung in diesen Bezirken residieren. Wenn man die Ebene der Bezirke 
verlässt, kann man feststellen, dass die muslimische Minderheit nicht nur auf 
Bezirksniveau unterschiedlich verteilt ist, sondern dass es auch innerhalb der Bezirke 
massive Unterschiede gibt. Eine Massierung der muslimischen Minderheit ist überall 
dort festzustellen, wo der Anteil an schlecht ausgestatteten Wohnungen hoch ist. Das 
gilt speziell für die innenstadtnahen westlichen Außenbezirke rund um die 
Gürtelstraße B221, die im Volksmund kurz »Gürtel«genannt wird. 352 Wenn man sich 
zum Beispiel im Bezirk Rudolfsheim-Fünfhaus die Verteilung der muslimischen 
Minderheit auf der Ebene der Zählbezirke ansieht, stellt man fest, dass 
überdurchschnittlich viele MuslimInnen in den Zählbezirken Fünfhaus-Westbahnhof, 
Sechshaus und Reithofferplatz leben, allesamt Bezirksteile in unmittelbarer 
Umgebung des Gürtels, während in den weiter stadtauswärts gelegenen Gebieten 
Schmelz und Rudolfsheim-Braunhirschen unterdurchschnittlich viele MuslimInnen 
wohnen. Dasselbe Muster lässt sich für die anderen Bezirke entlang der Gürtelstraße
feststellen.
Die Hauptwohngebiete der muslimischen Minderheit in Wien gruppieren sich also 
weniger um ein Zentrum, sondern haben eher die Form eines Bandes, wie man auch 
in Abbildung 20 auf der nächsten Seite sehen kann. Das Rückrat dieses Bandes bildet 
der 6-spurige Gürtel, eine der meistbefahrenen Straßen Europas. Einer der Gründe 
dafür ist, dass es rund um den Gürtel besonders viele Gründerzeithäuser mit qualitativ 
schlechten, dafür aber billigen Wohnungen gibt. Der Grund für diese Massierung der 
Gründerzeithäuser rund um den Gürtel ist, dass der Gürtel um 1900 entstand, als eine 
an dieser Stelle verlaufende Stadtbefestigung, der so genannte »Linienwall«, 
geschliffen wurde.353 Da der Gürtel die Grenze zwischen den Innenstadtbezirken und 
352 Vgl. Fassmann, Hatz, Fragmentierte Stadt? 69.
353 Madeleine Petrovic, Der Wiener Gürtel – Wiederentdeckung einer lebendigen Prachtstraße (Wien 
1998) 49-52.
123
den Außenstadtbezirken ist, also eine Straßenseite den inneren Bezirken zuzurechnen 
ist, die anderen den äußeren, liegt hier die Erklärung, warum die Verteilung der 
muslimischen Minderheit – im Vergleich zu London – zwischen Innen- und Außen-
stadtbezirken ausgeglichener ist.
Abb. 20) Verteilung der muslimischen Minderheit in Wien auf Zählbezirkebene
Daten: Statistik Austria, Volkszählung 2001; Bearbeitung: ISR; meine Berechnung
Abbildung 20 zeigt deutlich die unterschiedliche Verteilung der muslimischen 
Minderheit auf der Ebene der Zählbezirke. Auch innerhalb der einzelnen Wiener 
Bezirke kommt es zu signifikanten Unterschieden bei der Verteilung. Vergleicht man 
diese Abbildung mit Abbildung 29 (Seite 164), stellt man fest, dass die Gebiete mit 
einem hohen Anteil an gründerzeitlichen Substandardwohnungen praktisch ident mit 
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jenen Gebieten sind, die eine erhöhte Zahl an muslimischer Wohnbevölkerung 
aufweisen.
Es gibt wienweit sechs Zählbezirke mit einer muslimischen Wohnbevölkerung von 
über 20%, wobei der Zählbezirk mit dem höchsten Anteil Industriegel.-Bahndreieck 
im Bezirk Floridsdorf mit 24,1% ist. Laut der für diese Arbeit relevanten Definition 
fällt dieser Zählbezirk bei weitem nicht unter die Kategorie »Ghetto« und auch nicht 
»Ethnoviertel«, sondern in jene darunter, »erhebliche Minderheit«. Die sechs 
Zählbezirke, die eine erhebliche muslimische Minderheit aufweisen, sind Südbahnhof 
und Erlachplatz im Bezirk Favoriten, Kaiser-Ebersdorf, Ludo-Hartmann-Platz und 
Richard Wagner-Platz in Ottakring und Industriegel.-Bahndreieck in Floridsdorf. In 
diesen Zählbezirken, die sich alle in Außenbezirken befinden, leben 5,7% aller 
MuslimInnen. Da allerdings anzunehmen ist, dass Menschen mit muslimischem 
Glauben auch in den Zählbezirken nicht gleich verteilt sind, ist es wahrscheinlich, 
dass bei einer Untersuchung auf noch niedrigerer Ebene das eine oder andere Grätzel 
dieser Zählbezirke unter die Kategorie »Ethnoviertel« fallen würde. 20 der Wiener 
Zählbezirke weisen einen Anteil von über 15% muslimischer Wohnbevölkerung auf; 
in der Kategorie 10-15% befinden sich 30 Zählbezirke, in der Kategorie 5-10% sind 
70 Zählbezirke, und in die kleinste Einheit, der zwischen 0 und 10%, fallen 195 
Zählbezirke und damit knapp mehr als die Hälfte.
In den sechs Zählbezirken mit dem höchsten Anteil an MuslimInnen leben wie bereits 
gesagt nur 5,7% der muslimischen Minderheit Wiens. Weitet man diese Spanne aus 
und untersucht, wie viel Prozent der muslimischen Minderheit in Zählbezirken leben, 
wo sie mehr als 15% der Wohnbevölkerung ausmachen, kann man feststellen, dass 
27,6% in solchen Gebieten Wiens leben. Auf der anderen Seite der Skala leben 11,8% 
der MuslimInnen in Zählbezirken, wo sie weniger als 5% der Wohnbevölkerung 
stellen. 
Berechnet man nun die DIs und SIs354 nach Duncan und Duncan, zeigt sich folgendes 
Bild: Auf Bezirksebene hat der SI zwischen der muslimischen Bevölkerung und dem 
Rest der Bevölkerung einen Wert von 21,9. Vergleicht man diesen Wert mit dem SI 
der türkischen und bosnisch-herzegowinischen Minderheiten, die den Großteil der 
354 Zahlenquelle für sämtliche DIs und SIs für Wien: Statistik Austria (Hg.), 2001 Volkszählung 
Hauptergebnisse I – Wien; Tabelle 4: Bevölkerung nach Religion (Wien 2003) 82-85; eigene 
Berechnung.
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muslimischen Bevölkerung Wiens ausmachen, zeigt sich, dass der Wert mit 26,9 um 5 
höher ist. Dieses Ergebnis bedeutet, dass jene MuslimInnen mit anderen als türkischen 
und bosnisch-herzegowinischen Migrationshintergründen regelmäßiger über Wien 
verteilt sein müssen. Inkludiert man eine ethnische Dimension in die Untersuchung, 
zeigt sich, dass TürkInnen mit einem SI von 28,9 im Vergleich zur Gesamt-
bevölkerung räumlich segregierter wohnen als die Minderheit aus Bosnien-
Herzegowina, die einen SI von 23,3 aufweist. Wenn man die beiden größten 
muslimischen Gruppen direkt miteinander vergleicht, kann man einen relativ
niedrigen DI von 8,1 feststellen. Das bedeutet, dass sich TürkInnen und Bosnien-
HerzegowinerInnen zumindest größtenteils den gleichen Raum in der Stadt teilen.
Verlässt man die Ebene der Bezirke und geht man auf die kleinere Einheit der 
Zählbezirke, sollten sich die SI und DI-Werte weiter erhöhen. Der Zählbezirk mit dem 
höchsten Anteil an Wohnbevölkerung mit islamischem Glauben ist, wie bereits 
bemerkt wurde, Industriegel.-Bahndreieck im Bezirk Floridsdorf mit 24,1%. 
Gleichzeitig gibt es einige Zählbezirke, in welchen der prozentuale Anteil an 
MuslimInnen an der Gesamtbevölkerung bei unter 1% liegt. In einem, bevölkerungs-
mäßig allerdings sehr kleinen, Zählbezirk liegt der Wert sogar bei 0. Berechnet man 
nun den SI zwischen der muslimischen Minderheit und dem Rest der Bevölkerung, 
zeigt sich, dass dieser mit 28,9 wie erwartet deutlich höher ist als auf Bezirksebene, 
und zwar um den Faktor 7. Beleuchtet man den SI der Minderheiten aus der Türkei 
und aus Bosnien-Herzegowina, zeigt sich, dass auch, wie nicht anders zu erwarten 
war, auf der Ebene der Zählbezirke TürkInnen eine höhere Segregation aufweisen. 
Der SI-Wert für TürkInnen beträgt 39,3, während er für Bosnien-HerzegowinerInnen 
mit 34,6 um 5,3 niedriger ist. Beide Werte liegen stark über dem Niveau der Werte 
auf der Ebene der Bezirke: Bei der türkischen Minderheit ist der SI auf Ebene der 
Zählbezirke um 10,4 höher, bei jener aus Bosnien-Herzegowina um 11,3. Berechnet 
man den SI der beiden größten muslimischen Gruppen gemeinsam, kommt man auf 
einen Wert von 37,4. 
Vergleicht man die beiden größten muslimischen Gruppen direkt auf der Ebene der 
Zählbezirke miteinander, stellt man fest, dass der DI mit 15,2 zwar mit 7,1 über jenem 
der Bezirksebene liegt, aber immer noch verhältnismäßig gering ist. Der DI zwischen 
der größten religiösen Gruppe Wiens, der römisch-katholischen, und der 
muslimischen ist mit 31,8 ein bisschen mehr als doppelt so hoch. 
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Dieses Ergebnis auf Zählbezirks-Ebene ist die Bestätigung des Ergebnisses auf 
Bezirks-Ebene, nämlich, dass die beiden größten Ethnien unter der muslimischen 
Minderheit über weite Strecken die gleichen Räume der Stadt bewohnen. Der höhere 
DI-Wert der muslimischen Wohnbevölkerung und der römisch-katholischen weist 
hingegen darauf hin, dass diese beiden Gruppen weniger Stadtraum miteinander 
teilen.
In der öffentlichen Wahrnehmung in Österreich wird räumliche Segregation oft per se 
als negativ bewertet und hat einen ausdrücklich negativen Beigeschmack; die 
Diskussion über die so genannte »Ghettobildung« und »Ausländerviertel« wird 
teilweise sehr emotionsgeladen geführt. Die Einschätzung, ob räumliche Segregation 
»gut« oder »schlecht« ist, variiert je nach betroffener Minderheit, Grad und 
Beschaffenheit der Segregation, der Gesellschaft allgemein. Diese Umstände und die 
öffentliche Diskussion haben natürlich auch Auswirkungen auf Stellungnahmen und 
politische Strategien von Parteien. In Wien wird der Grad der Segregation von 
VertreterInnen der politischen Parteien differenziert beurteilt.
Bernhard Bouzek von der MA17 meint, dass Wien auf Grund der Gemeindebauten, 
die früher als Werkzeug zur sozialen Durschmischung der Stadt funktionierten und 
heute als Steuerungsinstrument für die Mischung verschiedener Ethnien dienen sollen, 
keine Ghettos hat. Die MA17 ist sich der »Cluster«, wie Bouzek sie nennt, bewusst, 
meint aber, dass Wien im Vergleich zu London auf dem Wohnungssektor eine viel 
bessere Ausgangslage hat. Seiner Meinung nach sind die Einkommenslage und der 
Lokalpatriotismus, also der Wunsch in einem bestimmten Teil der Stadt zu leben, 
zumindest bei der zweiten und dritten Generation weitaus wichtigere Faktoren bei der 
Wahl des Wohnbezirkes als ethnische Gründe. Daher ist Bouzek auch der Meinung, 
dass es keine durchgängige, bewusste Selbstsegregation in Wien gibt, vor allem nicht 
bei jüngeren Leuten.355 Sehr ähnlich argumentiert Nurten Yilmaz von der SPÖ. Auch 
sie sieht weder Ghettos noch Selbstsegregation und ist der Meinung, dass sich die 
Segregation durch soziale Durschmischung und die Tatsache, dass sich muslimische 
MigrantInnen zunehmend für Gemeindewohnungen bewerben können, verringern 
355 Oral History Interview mit Mag. Bernhard Bouzek von der Wiener Magistratsabteilung 17 (Wien 
18.12.2007) 5-7.
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wird. Ihr Hauptanliegen ist die Verbesserung der Partizipation der ImmigrantInnen 
auf allen Ebenen in Wien.356
Für Sirvan Ekici von der ÖVP ist die Frage des Wohnstandortes im Gegensatz dazu 
absolut ein Problem. Sie sieht durch die räumliche Segregation eine Sprachenklaven-
entwicklung in bestimmten Teilen Wiens. Durch die Konzentration ethnischer 
Minderheiten auf bestimmte Grätzel sprechen die Leute untereinander die Mutter-
sprache und nicht Deutsch, was einerseits den Sprachlernprozess und die Schul-
karriere der Kinder beeinträchtigt und andererseits Nachbarn, die dieser Sprache nicht
mächtig sind, ausgrenzt. Die Fokussierung eines Teiles der türkischen Minderheit auf 
die türkische Gemeinschaft ist dermaßen ausgeprägt, dass Ekici von »Parallel-
gesellschaften« spricht; zwar nicht im wissenschaftlichen Sinn, da es keine geteilte 
Gerichtsbarkeit gibt, aber im alltäglichen. Als Begründung gibt sie an, dass es für 
TürkInnen möglich sei, sich in Österreich ohne ein Wort Deutsch durchzuschlagen, 
und dass die Interaktion mit der Mehrheitsbevölkerung bei manchen Menschen nicht 
vorhanden ist. Daher tritt sie für eine gleichmäßige(re) Verteilung von SchülerInnen 
mit Migrationshintergrund auf die Wiener Schulen ein, um den Sprachlernprozess und 
die Akkulturalisierung zu fördern bzw. zu ermöglichen. Laut Ekici sind die 
entscheidenden Fehler in der Vergangenheit gemacht worden, als man verabsäumt 
hat, mit Hilfe von Sozialwohnungen steuernd in die Verteilung von ImmigrantInnen 
über das Stadtgebiet einzugreifen. Mit anderen Worten hat das Wohnungsvergabe-
management im Sozialwohnbau nicht gut funktioniert. Jetzt steuernd einzugreifen sei 
natürlich sehr schwierig, daher bleibe der Stadtverwaltung die letzte Hoffnung, dass 
sich die ImmigrantInnen im Zuge des sozialen Aufstiegs sozusagen selbst über das 
Stadtgebiet verteilen.357
Alev Korun von den Grünen empfindet die räumliche Konzentration einer Gemein-
schaft nicht per se als problematisch, meint aber einschränkend, dass die Frage der 
sozialen Kontrolle, wie bereits im Abschnitt über die Auswirkungen der Segregation 
bemerkt, eine ist, die man genau im Auge behalten müsse. Sie findet es aber sehr 
wohl problematisch, dass es auf Grund der im Durchschnitt niedrigeren Einkommen 
von MigrantInnenhaushalten zu einer Konzentration sowohl von Armut als auch 
Ethnien in betimmten Grätzeln und Bezirken kommt. Eine künstliche Verteilung von 
356 Vgl. Oral History Interview mit Nurten Yilmaz, Gemeinderäten der SPÖ Wien (Wien 08.04.2008) 
4.
357 Oral History Interview mit Sirvan Ekici, 1-3.
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ethnischen Minderheiten lehnen die Grünen aber kategorisch ab. Um eine freiere 
Wohnraumwahl zu ermöglichen, werden Armutsbekämpfung, begleitet von 
Maßnahmen, die die Aufwärtsmobilität von Menschen mit Migrationshintergund 
fördern, gefordert. Laut Korun soll durch die Maßnahmen eine bessere soziale 
Durchmischung der ethnischen Minderheiten erreicht werden, was in Folge zu einer 
besseren räumlichen Durchmischung führen werde.358
Frau Veronika Matiasek von der Freitheitlichen Partei empfindet die derzeitige 
Segregation insofern als problematisch, als durch die eigene Geschäftsstruktur 
speziell der muslimischen ImmigrantInnen es nicht mehr notwendig sei, Deutsch zu 
lernen, und viele MuslimInnen es daher auch nicht täten. Es gäbe aber keine 
Vorschläge oder Pläne, die Verteilung der muslimischen Bevölkerung Wiens zu 
ändern; durch die Möglichkeit, nach fünf Jahren eine Gemeindewohnung beantragen 
zu können, eine Regelung, die von der FPÖ abgelehnt wird, da ihrer Meinung nach 
Gemeindebauten ausschließlich Menschen mit österreichischer Staatsbürgerschaft 
offen stehen sollten, durch den Faktor Zeit und durch die Altbausanierung werde sich 
eine bessere Durchmischung von selbst ergeben. Allerdings geht Matiasek davon aus, 
dass manche Viertel, wo der Anteil an muslimischer Bevölkerung hoch ist, auch in 
Zukunft einen hohen Anteil an MuslimInnen haben werden, was sie allerdings als 
nicht problematisch einstuft.359
Die Auswirkungen der räumliche Segregation in Wien werden von keiner Partei als so 
dramatisch angesehen, dass radikale Maßnahmen gefordert werden. Es herrscht aber 
auch bei keiner Partei die Meinung vor, dass der derzeit in Wien zu beobachtende 
Grad der räumlichen Segregation völlig unproblematisch ist. Es werden Probleme wie 
starke soziale Kontrolle und Behinderungen beim Sprachlernprozess angesprochen, 
was dazu führt, dass von allen Parteien Vorschläge kommen, wie man die räumliche 
Segregation reduzieren könnte. Diese sind
• Antidsikriminierung (z.B. Zugang zu Gemeindewohnungen und 
Förderungen).
• Unterstützung der sozioökonomischen Aufwärtsmobilität von Immi-
grantInnen (z.B. durch verstärkte Bildungsangebote sowohl in Schulen 
als auch im Bereich der Erwachsenenbildung).
358 Oral History Interview mit Alev Korun, 5f.
359 Oral History Interview mit Frau Veronika Matiasek, 3f.
129
• Wohnraumsanierung in abgewohnten Stadtteilen und Grätzeln, mit 
dem Ziel, besser verdienende Schichten anzusprechen und so die
soziale Mischung zu verändern.
Als weitere Faktoren, die zu einer Verringerung der räumlichen Konzentration von 
manchen Ethnien auf bestimmte Gebiete der Stadt führen werden, werden der Faktor 
Zeit und die zunehmende Akkulturalisierung und Assimilation von zukünftigen 
Generationen angegeben.
4.5.3. Räumliche Segregation der muslimischen Minderheit in 
London und Wien – Parallelen und Unterschiede
Zunächst soll noch einmal ganz allgemein festgehalten werden, dass der prozentuale 
Anteil der muslimischen Minderheiten in London fast ident zu jenem in Wien ist. 
Während die 607.083 MuslimInnen, die zum Zeitpunkt des letzten Zensus des Jahres 
2001 in London lebten, 8,46% der Bevölkerung ausmachten, entsprachen die 121.149 
MuslimInnen Wiens laut Volkszählung von 2001 7,81% der Bevölkerung.
Obwohl es für beide Städte zutrifft, dass an den Randgebieten tendenziell weniger 
BewohnerInnen mit muslimischem Glauben leben, ist die Verteilung zwischen 
Innenstadtbezirken und Außenbezirken sehr unterschiedlich. Während in London 
Menschen mit muslimischem Glauben 11,7% der Bevölkerung von Inner London
stellen, ist dieser Anteil in Outer London mit 6,5% wesentlich geringer. Die 
muslimische Bevölkerung gruppiert sich um zwei große Zentren in Tower Hamlets 
und Newham. In Wien hingegen ist die Verteilung zwischen Innen- und 
Außenbezirken praktisch gleich: MuslimInnen machen 7,7% der Bevölkerung der 
Innenstadtbezirke und 7,9% jener der Außenbezirke aus. Wien besitzt weniger ein 
sternförmiges Zentrum als ein Band, entlang dessen sich die muslimische Minderheit 
massiert. Dieses Band folgt dem Gürtel und ist praktisch deckungsgleich mit jenen 
Regionen, wo es billige Wohnungen der schlechten Ausstattungskategorie C und D 
gibt.360
Beide Städte haben allerdings eine signifikante Segregation der muslimischen 
Minderheit gemein, wobei die räumliche Getrenntheit in London wesentlich stärker 
ausgeprägt ist als in Wien. London hat sowohl den Bezirk mit dem höchsten als auch 
dem geringsten Anteil an MuslimInnen. Während in Tower Hamlets 36,4% der 





























Wohnbevölkerung den Islam als Glauben angeben, sind das in Havering nur 0,8%. In 
Wien ist der Bezirk mit dem höchsten prozentualen Anteil Rudolfsheim-Fünfhaus mit 
vergleichsweise bescheidenen 14,7%, der Bezirk mit dem geringsten Anteil ist 
Hietzing mit 1,7%. Ähnliches ist auch auf der Ebene der Wards bzw. Zählbezirke zu 
beobachten: 61,86% der Personen des Wards Spitalfields und Banglatown, gelegen in 
Tower Hamlets, bekennen sich zum Islam, während in Wien der Zählbezirk 
Industriegel.-Bahndreieck im Bezirk Floridsdorf mit 24,1% jener mit dem höchsten 
Anteil an muslimischer Bevölkerung ist. Auf der Ebene der Wards bzw. Zählbezirke 
ist allerdings der Wiener Zählbezirk Lainzer Tiergarten361, wo keine MuslimInnen 
wohnen, der mit dem kleinsten Anteil. In London ist der Ward mit dem niedrigsten 
Anteil an MuslimInnen Darwin mit 0,32%. 
Die Segregationsindizes zeigen sehr deutlich den höheren Grad der Segregation in 
London: Auf Bezirksebene macht der SI für die muslimische Minderheit Londons
29,7 aus, in Wien ist er mit 21,9 deutlich niedriger. Ebenso deutlich ist der 
Unterschied auf der Ebene der Wards bzw. Zählbezirke zu sehen: Hier beträgt der SI 
der muslimischen Minderheit in London 36, während er in Wien 28,9 ausmacht. 
Abbildung 21 fasst diese Ergebnisse noch einmal zusammen:
Abb. 21) Segregationsindizes muslimischer Minderheiten in London und Wien 
im Jahr 2001
Quelle: Statistik Austria, Volkszählung 2001; Census 2001; meine Berechnung; meine Grafik
361 Es muss jedoch bemerkt werden, dass der Zählbezirk Lainzer Tiergarten mit nur 91 EinwohnerInnen 
































Bezirksebene Ward- bzw. Zählbezirksebene
Berechnet man den SI der bangladeschischen und pakistanischen beziehungsweise 
türkischen und bosnisch-herzegowinischen Minderheiten, die beide jeweils die 
größten Ethnien unter den muslimischen Minderheiten bilden, zeigt sich folgendes 
Bild: BangladescherInnen und PakistanerInnen haben einen wesentlich höheren SI-
Wert als TürkInnen und Bosnien-HerzegowinerInnen. Auf Bezirksebene liegt er bei 
sehr hohen 59 für BangladescherInnen, was sich auf Ebene der Wards noch einmal 
auf 62,2 erhöht. PakistanerInnen haben auf Bezirksebene einen SI-Wert von 40, auf 
der Ward-Ebene 47,2. Der SI-Wert von TürkInnen auf Bezirksebene liegt bei 28,9, 
auf Zählbezirksebene erhöht er sich auf 39,3. Bei Bosnien-HerzegowinerInnen beträgt 
der SI-Wert 23,3 und 34,6 und ist damit der niedrigste der vier ethnischen Gruppen. 
Abbildung 22 fasst diese Ergebnisse noch einmal grafisch zusammen:
Abb. 22) Segregationsindizes der größten ethnischen Gruppen unter den 
muslimischen Minderheiten Londons und Wiens im Jahr 2001
Quelle: Statistik Austria, Volkszählung 2001; Census 2001; meine Berechnung; meine Grafik
Berechnet man den Dissimilaritätsindex zwischen BangladescherInnen und 
PakistanerInnen einerseits sowie TürkInnen und Bosnien-HerzegowinerInnen 
andererseits, kann man große Diskrepanzen feststellen. Während in London die 
muslimischen Minderheiten aus Pakistan und Bangladesch bis auf die Ausnahme des 
Bezirks Newham unterschiedliche Teile der Stadt bewohnen, was sich in einem sehr 
hohen DI von 51 auf Bezirksebene und 62,7 auf Ward-Ebene manifestiert, leben in 
Wien TürkInnen und Bosnien-HerzegowinerInnen größtenteils in den gleichen Teilen 
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der Stadt, was einen vergleichsweise niedrigen DI von 8,1 auf Bezirksebene und 15,2 
auf Zählbezirksebene zur Folge hat. 
Der Dissimilaritätsindex und der Segregationsindex sind, wie schon erwähnt, weit 
verbreitet und werden in der Fachliteratur häufig verwendet. Bei der Interpretation der 
Zahlen und der daraus folgenden Schlüsse ist allerdings Vorsicht angebracht, da zum 
Beispiel steigende Segregation nicht notwendigerweise mit einer Tendenz zur 
Selbstsegregation zu tun hat, sondern schlicht Ergebnis des natürlichen Wachstums 
einer Gruppe sein kann.
4.6. Zur Wohnsituation der muslimischen Minderheit in London und 
Wien
Die Untersuchung verschiedener Dimensionen des Wohnens kann wichtige 
Aufschlüsse über die strukturelle Integration von ethnischen Minderheiten bringen. 
Der Wohnsituation kommt dabei gleich zweifach Bedeutung zu: Einerseits dient sie 
als Indikator, wie weit die strukturelle Integration fortgeschritten ist, andererseits ist 
sie selbst ein wichtiges Werkzeug der Integration.362 Die im folgenden untersuchten 
Dimensionen des Wohnens sollen die aktuelle Wohnsituation der muslimischen 
Minderheiten in London und Wien darstellen sowie Besonderheiten, den 
Angleichungsgrad an die Mehrheitsbevölkerung, als auch Probleme aufzeigen und 
beschreiben. Anhand folgender Indikatoren werden die Dimensionen der Ungleichheit 
untersucht:363
• dem Zugang zu verschiedenen Segmenten des Wohnungsmarktes,
• der Rechtsstellung der/des HaushaltsrepräsentantIn,
• der Ausstattung und Qualität der Wohnungen,
• der zur Verfügung stehenden Nutzfläche pro Person.
Dem Wohnungsmarkt und dem Zugang zu verschiedenen Segmenten kommt 
allgemein eine große Bedeutung bei der räumlichen Segregation von ethnischen 
362 Vgl. Heinz Fassmann, Integration messbar machen. Power-Point Präsentation für Panel 4: Wohnen, 
Stadtteile und Zusammenleben der internationalen Fachtagung »Integration messbar machen« am 26. 
November 2007, online unter <http://www.wien.gv.at/integration/pdf/fassmann.pdf> (24. Juli 2008).
363 Vgl. den Überblick der Integrationsindikatoren beim Thema wohnen für Wien von Amesberger und 
Halbmayer. Helga Amesberger, Brigitte Halbmayer, Integrationsindikatoren. Zur Nachhaltigkeit von 
Integrationspolitik. Endbericht zu einem Forschungsprojekt im Auftrag der MA 18, MA 57 und dem 
Wiener Integrationsfonds am Institut für Konfliktforschung. (Wien 2000) 118-131.
133
Gruppen zu. Auf Grund von Diskriminierungen auf dem Wohnungsmarkt oder einer 
stark selektiven Wirkung des zur Verfügung stehenden Einkommens kann es zu einer 
Reduktion einer bestimmten Gruppe auf einen bestimmten Teil des Wohnsegments in 
einem bestimmten Teil einer Stadt kommen. Es wurde in dieser Arbeit bereits an 
mehreren Stellen darauf hingewiesen, dass bestimmte Wohngebiete auf Grund von 
Stigmatisierung ein Hindernis bei der Stellensuche oder ein Nachteil im Schulbereich 
sein können; daher ist der Zugang zu gutem Wohnraum hinsichtlich der Integration
wichtig.364 Eng verknüpft mit dem Wohnungsmarkt sind die Leistbarkeit und die 
Rechtsstellung der/des HaushaltsrepräsentantIn; bei beiden gibt es grundlegende 
Unterschiede zwischen London und Wien. Die Ausstattung und Qualität einer 
Wohnung stellt eine weitere wichtige Dimension bei der Untersuchung der 
Wohnverhältnisse dar. Um diesen Bereich vergleichen zu können, wurden erstmals 
für London Daten erhoben und verknüpft, die in etwa dem österreichischen 
Kategoriesystem entsprechen. Auch bei der zur Verfügung stehenden Nutzfläche pro 
Person gibt es Probleme bei der Vergleichbarkeit, da in London nicht die qm2 erhoben 
werden, sondern wie viele Schlafzimmer pro Person zur Verfügung stehen, wodurch 
es zu Unschärfen kommen kann.
4.6.1. Der Wohnungsmarkt in London
Die Anzahl der Haushalte steigt in London ständig an. Die Gründe hierfür liegen in 
den zunehmenden Ein-Personen-Haushalten, den Migrationsgewinnen und einer 
vergleichsweise jungen Bevölkerung mit vielen Kindern. Das bedingt auch eine stetig 
steigende Nachfrage nach Wohnungen und Häusern, die in den letzten Jahren vom 
Markt in keiner Weise befriedigt werden konnte. Die Anzahl der pro Jahr fertig 
gestellten Wohnungen stagniert bei rund einem Prozent des Gesamtbestandes und hat 
sich in den vergangenen Jahren nicht der steigenden Nachfrage angepasst. Die Folge 
ist, dass der Bedarf an Wohnraum das Angebot bei weitem übersteigt. Dieses 
Ungleichgewicht in Verbindung mit sehr leicht verfügbaren und billigen Hypotheken 
sorgte für eine Explosion der Haus- und Wohnungspreise, die die Steigerung von 
Löhnen und Gehältern um ein Vielfaches überstieg. Allein zwischen 1995 und 2002 
364 Josef Kohlbacher, Ursula Reeger, Residential Segregation, Housing Market and Immigrants. In: 
IMISCOE (Hg.), Cluster B5: Social Integration and Mobility: Education, Housing and Health (o.O. 
2005) 21-51, hier 31f., online unter 
<http://users.fmg.uva.nl/jrath/educ/@Lindo_IMISCOE_B5_2005.pdf> (24. Juli 2008).
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stiegen die Haus- und Wohnungspreise in London um sagenhafte 149%, was noch 
einmal wesentlich mehr ist als die schon sehr hohen 87% für Großbritannien 
insgesamt. Diese Situation hat in den letzten fünf Jahren dazu geführt, dass der 
Wohnungsmarkt der lukrativste Investitionsmarkt wurde, wodurch einerseits die 
Preise weiter angeheizt wurden, andererseits viele Wohnungen rein dazu gekauft 
wurden, um sie zu vermieten (buy-to-let market).365 Aber nicht nur das Eigenheim-
segment ist betroffen, auch die Mieten sind in London wesentlich höher als im 
übrigen Land. Die Folgen sind für die Stadt in den letzten Jahren zunehmend ernst 
geworden: Es fehlen immer öfter Schlüsselarbeitskräfte, wie zum Beispiel Lehrer-
Innen, Krankenschwestern und –pfleger oder PolizistInnen, weil sich diese Gruppen 
das Wohnen in London schlicht nicht mehr leisten können, aber auf Grund ihres 
Verdienstes auch keinen Zugang zu den raren Sozialwohnungen haben. Im Jahr 2002 
kostete beispielsweise eine Eigentumswohnung durchschnittlich sieben Jahresgehälter 
einer/s LehrerIn, verglichen mit nur vier vor zehn Jahren.366 Aber nicht nur die 
überhitzten Preise sind ein Manko des Wohnungsmarktes in London, es gibt auch 
noch andere schwerwiegende Unzulänglichkeiten, von denen die wichtigsten die 
Unterversorgung mit Sozialwohnungen, die im Vergleich zum Rest von 
Großbritannien hohe Anzahl an Wohnungen minderer Qualität und die schleppende 
beziehungsweise ausbleibende Anpassung des Marktes an die Nachfrage sind.367
Die wichtigsten Segmente des Londoner Wohnungsmarktes sind Eigentums-
wohnungen beziehungsweise -häuser (owner-occupation), Sozialwohnstätten (social 
housing), die entweder von der Stadt (council) oder von registrierten sozialen 
VermieterInnen (registered social landlords), die meist Genossenschaften (Housing 
Associations; Housing Co-operatives) sind, gebaut und vermietet werden, und von 
Privaten gemietete Mietwohnungen (private renting).368 Das Eigenheim stellt sowohl 
großbritannienweit als auch in London das mit Abstand wichtigste Segment dar. 
Befanden sich im Jahr 1910 noch weniger als 10% der britischen Wohnstätten im 
Eigentum und war „Großbritannien eine Nation von MieterInnen [meine Über-
365 Vgl. Greater London Authority (Hg.), Market Failure and the London Housing Market (London 
2003) 1-18.
366 Greater London Authority (Hg.), Market Failure and the London Housing Market, 42.
367 Greater London Authority (Hg.), Market Failure and the London Housing Market, 18.
368 Vgl. David Mullins, Alan Murie u.a., Housing Policy in the UK (Houndmills 2006) 2 & The City of 
London, Social Housing (London o.J.), online unter 
<http://www.cityoflondon.gov.uk/Corporation/our_services/residents_housing/housing_services/housin
g_advice_options/living_with_family_or_friends/lff_social_housing.htm> (06. August 2007).
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setzung]“369, sind die BritInnen am Beginn des 21. Jahrhunderts eine „Nation der 
EigenheimbesitzerInnen [meine Übersetzung].“370 Im Vergleich zum österreichischen 
Hausmarkt zeichnet sich der britische durch ein hohes Niveau an Eigentum aus. Im 
Jahr 1999 waren in Großbritannien 69% der Wohnstätten im Besitz der 
BewohnerInnen, in Österreich war das im selben Jahr nur zu 56% der Fall. Wesentlich 
dramatischer ist der Unterschied zwischen den Hauptstädten London und Wien: 
Während in London 58% der Immobilien im Eigentum sind371, ist das in Wien nur bei 
17,2% der Fall.372 Der hohe Anteil der Eigenheime in Großbritannien ist das Ergebnis 
der Forcierung dieses Segments durch die jeweiligen Regierungen im Laufe des 
gesamten 20. Jahrhunderts. Besonders an Fahrt gewann der Trend zum Eigenheim 
speziell unter der konservativen Regierung von Margaret Thatcher, die im Jahr 1980 
durch das so genannte »Recht auf Kauf« (Right to Buy) dem Verkauf von Wohnungen 
der öffentlichen Hand an die MieterInnen zu Preisen, die teils drastisch unter dem 
Marktwert der Wohnungen lagen, starkem Auftrieb verlieh.373 Seit der Einführung 
dieser Möglichkeit wurden in London 271.000 Wohnungen oder 31% der Objekte der 
öffentlichen Hand verkauft.374 Die seit dem Jahr 1997 regierende Labour Partei setzte 
diese Politik fort: Das Prinzip des »Rechts auf Kauf« wurde nicht nur weiter geführt, 
sondern darüber hinaus wurden auch neue Subventionen eingeführt, um den Erwerb 
von Eigenheimen weiter zu fördern.375 Dieses größte Privatisierungsprojekt, das 
jemals von einer britischen Regierung durchgeführt wurde, hatte positive 
Auswirkungen speziell finanzieller Natur auf einen großen Teil der KäuferInnen, da 
im Zuge des stark wachsenden Wohnimmobilienmarktes, der in den späten 1990er 
Jahren einsetzte, Wohnungen stark an Wert gewannen und den Eigenheim-
besitzerInnen daher eine größere Auswahl an Kaufobjekten offen stand und steht, als 
wenn sie MieterInnen geblieben wären. Die Auswirkungen auf den Sozial-
wohnungssektor waren jedoch negativ. Jene, die noch mieteten, und jene, die auf 
dieses billige Segment angewiesen waren und sind, also unter anderem Immi-
grantInnen, hatten ab sofort weniger Auswahlmöglichkeiten, da die verkauften Woh-
369 Mullins, Murie u.a., Housing Policy in the UK, 87.
370 Mullins, Murie u.a., Housing Policy in the UK, 87.
371 Mullins, Murie u.a., Housing Policy in the UK, 5.
372 Josef Kohlbacher, Ursula Reeger, Die Wohnsituation von AusländerInnen in Österreich. In: Heinz 
Fassmann, Irene Stacher (Hg.), Österreichischer Migrations- und Integrationsbericht (Wien 2003) 87-
108, hier 89.
373 Vgl. Mullins, Murie u.a., Housing Policy in the UK; Kapitel 3 & 4, 38-86.
374 Greater London Authority (Hg.), Housing in London, 40.
375 Vgl. Mullins, Murie u.a., Housing Policy in the UK; Kapitel 3 & 4, 38-86.
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nungen für sie nicht mehr zugänglich waren. Darüber hinaus wurden vorwiegend 
»gute« Wohnungen in »besseren« Lagen gekauft, was bedeutete, dass für die noch im 
Schema verbliebenen MieterInnen die qualitativ schlechteren Wohnungen in 
schlechteren Lagen übrig blieben, was im Endeffekt zu einem starken Imageverlust 
des Sozialwohnungssektors geführt hat. Das »Recht auf Kauf« hat also vorwiegend 
jenen MieterInnen geholfen, die bereits in einer bevorzugten Lage waren – jenen, die 
finanziell stark genug waren, um ihre qualitativ gute Wohnung in guter Lage kaufen 
zu können.376
Dieser jahrelange Fokus auf das Eigenheim hat dazu geführt, dass dieses heute das 
wichtigste Element des Reichtums und der Reichtumsvermehrung der Haushalte in 
Großbritannien ist. Darüber hinaus kam es zu einer Stigmatisierung sowohl des 
öffentlichen Wohnungsmarktes, also der Sozialwohnungen, als auch des privaten 
Mietmarktes. Um einer eventuellen negativen Beurteilung durch den Freundeskreis 
vorzubeugen und an den dramatischen Wertgewinnen von Wohnungen und Häusern 
teilhaben zu können, ist es in Großbritannien von immanenter Bedeutung, auf die so 
genannte »Immobilienleiter« (property ladder) zu gelangen. Ein Unterfangen, das auf 
Grund der immer weiter in die Höhe schießenden Preise zunehmend schwierig oder 
gänzlich unmöglich wird und zu immer höherer Verschuldung führt.
Obwohl in Großstädten das Segment der Eigenheime traditionell schwächer ausge-
prägt ist als in ländlichen Gebieten, ist das Eigenheim auch in London das wichtigste 
Segment des Wohnungsmarktes. Im Jahr 2005 waren 58% der Wohnstätten 
Eigentumswohnungen beziehungsweise Eigentumshäuser. 17% der LondonerInnen 
wohnten in einer von Privaten gemieteten Mietwohnung und 25% waren »social 
renters«, das heißt, dass sie in einer von der Gemeinde oder einer Genossenschaft 
gemieteten Sozialwohnung lebten.377
• Die Hauptkategorie des Londoner Wohnungsmarktes sind also mit 58% 
Eigentumswohnungen und –häuser. Diese kann man entweder auf dem freien 
Markt oder über das Programm »Recht auf Kauf« (Right to buy) erwerben. 
Letzteres, das, abhängig von der Lage der Objekte, Abschläge in der Höhe von 
bis zu 38.000 Pfund vom Marktwert gewährt, ist allerdings an gewisse 
376 Mullins, Murie u.a., Housing Policy in the UK, 100-102.
377 Office for National Statistics (Hg.), Housing in England 2004/05. A Report Principally from the 
2004/05 Survey of English Housing Carried Out by the National Centre for Social Research on Behalf 
of the Department for Communities and Local Government (London 2006), online unter 
<http://www.communities.gov.uk/pub/870/HousinginEngland200405Areportprincipallyfromthe200405
SurveyofEnglishHousing_id1503870.pdf> (01. August 2007) 16.
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Vorgaben gebunden. So muss man ein »secure tenure« sein, das heißt 
mindestens fünf Jahre in einer Wohnung des öffentlichen Sektors gewohnt 
haben, für die man bestimmte Zugangskriterien erfüllen muss.378 Zusätzlich 
darf man kein noch nicht rehabilitierter Konkursschuldner sein, einen 
Konkursantrag laufen haben oder sonstige Schulden haben. Ebenfalls 
ausgeschlossen sind jene Menschen, die ein garantiertes Mietverhältnis 
(assured tenant) mit einer/m sozialen VermieterIn haben.379 Egal, ob man 
seine Wohnstätte durch das »Recht auf Kauf«-Porgramm bezieht oder ohne 
dieses, es ist in praktisch allen Fällen notwendig, hohes Eigenkapital, 
verbunden mit einer Hypothek, deren Verfügbarkeit und Höhe von verschie-
denen Faktoren wie Aufenthaltsdauer im Land sowie Einkommensver-
hältnissen abhängen, aufzubringen
• Die Vergabe von Sozialwohnungen in London, für die es sehr lange Warte-
listen gibt, erfolgt durch die einzelnen Bezirke, die die mehr als 500.000 
Wohnungen und Häuser, was rund einem Sechstel des Gesamtbestandes von 
rund 3.1 Millionen Einheiten entspricht380, nach einem komplizierten Prinzip 
vergeben. Um sich überhaupt auf der Warteliste, dem so genannten Housing 
Register, eintragen zu können, muss man folgende Voraussetzungen erfüllen: 
man muss mindestens 18 Jahre alt sein, StaatsbürgerIn eines Staates der 
europäischen Gemeinschaft sein oder eine unbefristete Aufenthalts-
genehmigung mit Zugang zu öffentlichen Mitteln in Großbritannien haben.381
Ein Ausschließungsgrund von der Aufnahme auf die Vormerkliste ist 
»inakzeptables Verhalten« (unacceptable behaviour), das folgende Vergehen 
beinhaltet:382 das Nichtzahlen der Miete; Verletzungen des Mietvertrages; 
Belästigung von Nachbarn; eine Verurteilung für ein Vergehen, im Rahmen 
378 Für die Zugangskriterien siehe nächster Punkt in diesem Kapitel.
379 Vgl. The Communities and Local Government (Hg.), Your Right to Buy Your Home. A Guide for 
Tenants and Councils, New Towns and Registered Social Landlords Including Housing Associations 
(London 2005), online unter 
<http://www.communities.gov.uk/pub/286/YourRighttoBuyYourHome_id1151286.pdf> (09. August 
2007) 6-8.
380 Greater London Authority (Hg.), Housing – Who does What (London o.J.), online unter 
<http://www.london.gov.uk/london-life/housing/main-agencies.jsp> (07. August 2007).
381 The City of London, Housing Application Checklist (London o.J.), online unter 
<http://213.86.34.248/NR/rdonlyres/942B268C-3DE8-4B4E-9DB1-
1717FBBB1CF9/0/RH_ApplicationChecklist.pdf> (06. August 2007).
382 The City of London, Allocation Policy Statement 2006 (London 2006), online unter 
<http://213.86.34.248/NR/rdonlyres/319A44FF-1255-4CA1-9BB6-
E97C18232F21/0/RH_AllocationsState06.pdf> (06. August 2007) 2.
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dessen man seine Wohnung für unmoralische oder illegale Aktivitäten benutzt 
hat; eine Verurteilung für ein Vergehen, auf das Gefängnisstrafe steht und das 
in oder in der Umgebung der Wohnung verübt wurde; wenn man die 
Wohnung durch vorsätzliche Handlungen oder Vernachlässigung verkommen 
lässt; wenn man falsche Angaben macht, um einen Mietvertrag zu bekommen. 
Erfüllt man alle bisher genannten Vorgaben, wird der Antrag auf eine 
Sozialwohnung in eine der Prioritätsstufen des »Access Route Tables«
eingeteilt. Die Prioritätsstufen sehen wie folgt aus:
Tab. 17) Prioritätsstufen für den Erhalt einer Sozialwohnung in London383
Oberste 
Prioritätsstufe
Management Überweisung (management transfers)
(Top Priority 
Route)
Diese Stufe wird vergeben, wenn der Transfer in eine andere Woh-
nung für die reibungslose Verwaltung des Wohnungsbestandes 
notwendig ist; zum Beispiel, wenn Menschen in Gefahr sind, weil 
sie bei einem Prozess gegen einen Nachbarn aussagen.
Vorrangige medizinische Überweisung (over-riding medical 
transfer)
Management 
Überweisungen In diese Stufe wird man eingereiht, wenn ein/e AntragstellerIn 
wegen schwerer gesundheitlicher Probleme übersiedeln muss. 
Zum Beispiel, wenn jemand auf einen Rollstuhl angewiesen ist 
und nicht in einer Erdgeschosswohnung wohnt.
Kinder, die aus der Fürsorge kommen (Children coming out of 
corporation care)
Das betrifft Kinder, die in Heimen gelebt haben, nun aber auf sich 





Spezielle Gruppen (Special Groups)
Der Ausdruck »Spezielle Gruppen« zielt auf Menschen in 
prekären Lagen ab, denen im Rahmen von Initiativen geholfen 
wird, bei denen die Stadt London die Verpflichtung eingegangen 
ist, einen Wohnungswechsel zu gewährleisten. Es gibt rund 300 
solcher Projektplätze für junge Menschen, die Gefahr laufen, 
obdachlos zu werden; allein stehende Obdachlose; Menschen mit 
geistigen Behinderungen; Menschen mit sensorischen oder 
körperlichen Behinderungen; und ältere Menschen in betreuter 
Unterkunft.384
383 The City of London, Allocation Policy Statement 2006, 3-6.




Neue/pensionierte Stadtbedienstete (new/retiring corporation 
staff)
Stadtbedienstete, die zur besseren Ausübung ihrer Aufgaben-
bereiche spezielle Wohnungen brauchen, werden bevorzugt be-
handelt, damit sie eine passende Unterkunft zum Zeitpunkt der 
Pensionierung oder der Anstellung zur Verfügung haben. 
Gesetzmäßig obdachlose Haushalte (statutory homeless 
households)
Das betrifft nur jene anerkannten Obdachlosen, die länger als ein 






Übersiedelung in gleichwertige Wohnungen (transfers like to like)
Gemeint ist der Wechsel in eine Wohnung, die über die gleiche 
Anzahl Schlafzimmer verfügt wie die aktuelle.
Übersiedelung in eine kleinere Unterkunft (transfer to smaller 
accommodation)
Übersiedelungen Übersiedelung in eine größere Unterkunft (transfer to larger 
accommodation)
Die Übersiedelung in eine Wohnung mit mehr Schlafzimmern 
hängt von der Familiengröße ab. Für ein Paar ohne Kinder ist z.B. 
eine Wohnung mit einem Schlafzimmer vorgesehen. Für jede 
Person über 10 Jahre ist ein weiteres Schlafzimmer das Minimum. 
Falls jemand in einer Wohnung mit Überbelag lebt, wird sie/er in 





BewohnerInnen [des jeweiligen Bezirks] (City residents)
Menschen mit Arbeitsplatz in London (City workers)
Dabei muss man entweder im jeweiligen Bezirk mindestens 16 
Stunden bezahlter Arbeit nachgehen oder DienstnehmerIn der 
Stadt London sein, egal ob direkt im Bezirk oder anderswo.
Betreutes Wohnen (sheltered housing)
Betreutes Wohnen steht Menschen zur Verfügung, die 60 Jahre alt 
oder älter sind. Wenn man jünger ist, wird man nur unter 
bestimmten Voraussetzungen zugelassen.
Söhne und Töchter (Sons and daughters)
Die Voraussetzungen sind, dass die Eltern in einer Gemeinde-
immobilie wohnen und die Kinder bei ihren Eltern leben.
Obdachlose (Homeless)
Sozialfürsorge (Social Services)
AntragstellerInnen müssen über 16 Jahre alt und von der Londoner 
Sozialfürsorge nominiert worden sein. Ist die/der AntragstellerIn 
unter 18 Jahre alt, benötig diese/r eine/n Bürgin/en, bevor ein 
Mietverhältnis eingegangen werden kann. 
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Ausnahmefälle (exceptional cases)
BewerberInnen können auf Grund besonderer Umstände oder 
besonderer Bedürfnisse akzeptiert werden. Jeder Fall wird indivi-
duell bearbeitet.
Des Weiteren kann jede/r BewerberIn in eine vorrangige Kate-
gorie eingereiht werden, wenn besondere Umstände oder Bedürf-
nisse vorliegen. Auch hier wird jeder Fall individuell bearbeitet.
Allgemeine 
Fälle
AntragstellerInnen, welchen die Stadt die Unterbringung in einer 
neuen Wohnung schuldet (Applicants to whom the Corporation 
owes a rehousing responsibility)
LangzeitmieterInnen (long lessees)
LangzeitmieterInnen, deren Heim von der Stadt London unter dem 
»buy back scheme« zurückgekauft wird. Betroffene werden in der 
Regel unkündbare MieterInnen ihrer aktuellen Wohnstätten.
AntragstellerInnen, die den Mietvertrag nach dem Tod einer/s 
aktuellen Mieterin/s übernehmen (Applicants who succeed to an 
existing tenancy on the death of a tenant)
In Ausnahmefällen wird es nach dem Tod der/s Mieterin/s 
Familienmitgliedern gestattet, den Mietvertrag der aktuellen Woh-
nung zu übernehmen oder eine andere Sozialwohnung zu be-
kommen. In Einzelfällen kann der zuständige Direktor das auch 
gewähren, wenn das Haushaltsmitglied die gesetzlichen Voraus-
setzungen nicht erfüllt.
Anträge von Militärangehörigen (Armed Forces applicants)
Wenn ein/e AntragstellerIn direkt vor dem Einrücken BewohnerIn 
der Stadt London war, kann sie/er sich sechs Monate vor dem 
Abrüsten registrieren lassen.
Haftentlassene (Prison discharge)
AntragstellerInnen, die vor ihrer Verhaftung in London gelebt 
haben, dürfen sich sechs Monate vor ihrem Haftentlassungstermin 
registrieren lassen. 
Unter das Zentralkontingent von HOMES fallende und zu jenem 
Zeitpunkt vorgeschlagene Personen, die nicht MieterIn von einem 
anderen, zum Zentralkontingent gehörenden Programm sind 
(HOMES Central Quota and nominees who are currently not 
tenants of other scheme members)
Das betrifft alle AntragstellerInnen, die vom Housing 
Organisations’ Mobility and Exchange Service vermittelt werden 
oder Teil einer Zentralquote für einen Wohnungswechsel einer 
zentralen Londoner Überweisungsbehörde sind.
Allgemeine AntragstellerInnen (General applicants)
JedeR, die/der will, kann sich in das Housing Register eintragen 
lassen, auch wenn sie/er mit dieser Gegend keine Verbindung hat.
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Innerhalb dieser Prioritätsstufen werden die BewerberInnen nach Punkten 
gereiht, wobei bei Punktegleichheit jene Person bevorzugt wird, die schon 
länger auf der Warteliste steht. Punkte werden für folgende Dinge vergeben:385
- Bei ungesunden Wohnungen, Überbelag oder nicht zufrieden 
stellender Wohnsituation.
- Bei Unterkunft in einer Notwohnung, wenn diese von der Stadt 
London im Rahmen der Obdachlosengesetzgebung bereitgestellt 
wird.
- Für die erste Schwangerschaft.
- Medizinische- oder Fürsorgenotwendigkeit.
- Für Menschen, die in eine bestimmte Gegend ziehen müssen, um 
jemanden zu unterstützen oder selbst unterstützt zu werden.
- Finanzielle Härtefälle. 
- Wie lange man schon in einer Wohnnotlage ist.
- Es wird jenen Priorität eingeräumt, die mit einer Gegend Londons 
bereits fest verbunden sind.
- Punkte werden reduziert, wenn die Erziehungsverpflichtungen ge-
teilt sind.
Wie schnell man eine Sozialwohnung bekommt, hängt weiter von der 
Flexibilität der AntragstellerInnen ab, zum Beispiel, ob man eine 
Wohnung im Bezirk generell oder in einem bestimmten Grätzel sucht. 
Wenn man an der Reihe ist, werden einem zwei angemessene Woh-
nungen vorgeschlagen. Lehnt man beide ab, wird man für sechs 
Monate aus dem Register gestrichen, nach Ablauf dieser sechs Monate 
muss man sich wieder neu bewerben.386
• Der private Mietmarkt ist in London mit rund 432.000 Objekten etwas kleiner 
als jener der Sozialwohnungen. Machte dieses Segment im Jahr 1961 noch 
385 The City of London, Allocation Policy Statement 2006, 8. Für eine genaue Auflistung, wofür wie 
viele Punkte vergeben werden, siehe ebd., 8-10.
386 The City of London, Applying for Housing (London o.J.), online unter 
<http://213.86.34.248/NR/rdonlyres/78C92749-8D1F-4ACB-84FB-
1B545EBB736A/0/HousingGuide3Onceyouareregistered.pdf> (07. August 2007) 3.
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45% des Wohnungsmarktes aus, ging der Anteil auf 14% im Jahr 1991 zurück. 
Seither ist wieder eine Steigerung zu bemerken, und im Jahr 2001 lebten 17% 
der LondonerInnen in privaten Mietwohnungen.387 Diese Steigerung ist
vorwiegend durch die Tatsache bedingt, dass sich speziell junge Menschen 
immer seltener den Sprung auf die Immobilienleiter leisten können und eine 
Sozialwohnung auf Grund der sehr langen Wartezeiten keine Option ist, 
weniger durch ein größeres Angebot an Wohmöglichkeiten. Auch der private 
Mietmarkt, der ohne Zugangsbarrieren zugänglich ist, leidet unter der generell 
viel zu geringen Wohnbautätigkeit in London. Das hat zu einer faktischen 
Zweiteilung des privaten Mietmarktes geführt. Auf der einen Seite des 
Segments bekommt man zu teuren Preisen schöne Wohnungen in anspre-
chender, hoher Qualität, die oft ausdrücklich nicht an WohngeldbezieherInnen 
(Housing Benefit) vermietet werden. Auf der anderen Seite existieren viele 
Mietwohnungen für MieterInnen, die auf Grund von sehr geringem Ein-
kommen oder Arbeitslosigkeit auf Wohngeld (Housing Benefit) angewiesen 
sind.388 Letztere sind oft in erschreckend schlechtem Zustand und vorwiegend 
in schlechten Lagen zu finden.
Generell ist der Wohnungsmarkt in London stark marktwirtschaftlich geprägt mit 
wenig Förderungen und viel zu wenig sozialen Wohnungen. Das bedeutet, dass für 
LondonerInnen die Verfügbarkeit von finanziellen Mitteln von entscheidender
Bedeutung in der Wohnungsfrage ist. Hier gibt es entscheidende Nachteile für die 
muslimische Gemeinschaft: Der Beschäftigtenanteil ist unter MuslimInnen in London 
signifikant niedriger als unter allen anderen religiösen bzw. nicht-religiösen Gruppen. 
Während im Jahr 2005 74,5% der LondonerInnen ökonomisch aktiv waren, war das 
nur bei 50,3% der PakistanerInnen und BangladescherInnen der Fall. Damit waren 
diese beiden ethnischen Gruppen auch die ökonomisch inaktivsten Londons. Die 
Gründe hierfür liegen einerseits an der im Vergleich zu anderen Gruppen höheren 
Arbeitslosenrate – während die Arbeitslosigkeit in London insgesamt nur 4,8% 
beträgt, sind 13,1% aller PakistanerInnen und BangladescherInnen ohne Stelle –, 
andererseits an dem mit 72% sehr hohen prozentualen Anteil an Frauen, die zu Hause 
387 Greater London Authority (Hg.), Housing in London, 32.
388 Greater London Authority (Hg.), Muslims in London, 66.
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bleiben, um sich um die Familie und/oder die Wohnstätte zu kümmern.389 Auf Grund 
dieser Umstände haben muslimische Haushalte im Durchschnitt ein geringeres 
Haushaltseinkommen als andere Bevölkerungsgruppen. Zusätzlich negativ auf das 
Pro-Kopf-Einkommen wirkt sich die größere Haushaltsgröße bei muslimischen 
Haushalten aus. Im Jahr 2001 lebten im Schnitt 3,8 Personen in einem muslimischen 
Haushalt, während nur 2,3 Personen in weißen Haushalten lebten. Bei muslimischen 
Haushalten ist auch die Wahrscheinlichkeit, dass Minderjährige zu versorgen sind, am 
größten. 2001 lebte in 63% der muslimischen Haushalte zumindest ein zu 
versorgendes Kind, während das in nur 27% der christlichen Haushalte der Fall 
war.390 Das bedeutet, dass MuslimInnen finanziell anderen Gruppen gegenüber 
schlechter gestellt sind, was sich direkt auf die Höhe einer für den Wohnungs-
beziehungsweise Hauskauf praktisch immer notwendigen Hypothek auswirkt. Ein 
weiterer Nachteil existiert zumindest für streng gläubige MuslimInnen: Das 
Islamische Recht erlaubt es nicht, konventionelle Hypotheken aufzunehmen, weil 
»riba«, was so viel heißt wie »Wucher« und »Zinszahlung«, verboten ist.391 Das 
bedeutet, dass muslimische Haushalte, die die Scharia nicht brechen wollen, keine 
Möglichkeit haben, an speziellen Maßnahmen, die darauf abzielen, auch finanziell 
schlechter gestellten Menschen ein Eigenheim zu ermöglichen, teilzunehmen. Das 
bedeutendste durch die aktuelle Situation verunmöglichte Programm ist das »Recht 
auf Kauf«. Durch die derzeit geltenden gesetzlichen Regelungen ist es nicht möglich, 
seine Sozialwohnung Scharia-konform zu erwerben, obwohl es in Großbritannien mit 
»Murabaha« und »Ijara« mittlerweile zwei Schariah-konforme Finanzierungs-
möglichkeiten gäbe, die auf dem freien Wohnungsmarkt bereits erfolgreich zum 
Einsatz kommen. Aktuell wird von öffentlicher Seite daran gearbeitet, das zu 
ändern.392 Als Folge der oben beschriebenen Probleme ist das Kriterium der 
finanziellen Leistbarkeit für viele MuslimInnen ein Ausschließungskriterium von
weiten Teilen des Londoner Wohnungsmarktes. Damit ist für diese Minderheit mit 
389 Office for National Statistics, Focus on London 2007 (London 2007) 44f.
390 Office for National Statistics (Hg.), Focus on Religion. Households. (London 2004), online unter 
<http://www.statistics.gov.uk/cci/nugget.asp?id=961> (09. August 2007).
391 Für umfassende Informationen über das islamische Bankwesen siehe The Institute of Islamic 
Banking and Insurance (Hg.), What is Islamic Banking? (London, o.J.), online unter 
<http://www.islamic-banking.com/ibanking/whatib.php> (09. August 2007).
392 Department for Communities and Local Government, Non-standard Mortgages for Purchasing 
Social Dwelling. A consultation Document (London 2005) 6-8, online unter 
<http://www.communities.gov.uk/pub/7/Nonstandardmortgagesforpurchasingsocialdwellings_id15080
07.pdf> (10. August 2007).
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dem Eigentumsmarkt das wichtigste Marktsegment des Wohnungsmarktes nicht oder 
nur eingeschränkt zugänglich, wobei jene MuslimInnen, die das Islamische Recht
befolgen, am schlechtesten gestellt sind. In Tower Hamlets, dem Bezirk mit der 
größten muslimischen Wohnbevölkerung, hatten im Jahr 2006 87,72% der 
Bevölkerung auf Grund ihres Einkommens nicht die Möglichkeit, ein Eigenheim zu 
kaufen.393 Diesen Umstand kann man auch an Hand der Verteilung von Eigenheimen 
in London sehen: Wenn man auf Bezirksebene die prozentuale Anzahl der 
Eigenheime mit der Dimension »Religion« verknüpft, findet man überspitzt formu-
liert folgende Situation vor: Je höher der Anteil der muslimischen Wohnbevölkerung 
in einem Bezirk ist, desto niedriger ist die Anzahl der EigenheimbesitzerInnen. 
Während in Bexley und Havering, also jenen Bezirken, wo prozentuell die wenigsten 
MuslimInnen leben, jeweils 79% der HaushaltsvorständInnen ihre Wohnstätte 
besitzen, ist das in Tower Hamlets, jenem Bezirk mit dem höchsten Anteil an 
MuslimInnen, nur zu 29% der Fall. Damit ist Tower Hamlets auch londonweit 
Schlusslicht, während Bexley und Havering an der Spitze stehen.394
Jene MuslimInnen, für die ein Eigenheim unerreichbar bleibt, sind also auf den 
privaten Mietmarkt und den sozialen Wohnungsmarkt angewiesen. Letzterer stellt auf 
Grund der andauernden Verkäufe und der äußerst geringen Bautätigkeit in diesem 
Segment einen rückläufigen Markt dar. Der Grund hierfür liegt in der 
Prioritätsänderung der Stadtplanung, die unter Premierministerin Margaret Thatcher 
eingetreten ist: Fielen im Jahr 1968, dem Jahr mit der höchsten Anzahl an fertig 
gestellten Wohnstätten nach dem Zweiten Weltkrieg, noch 43% der Fertigstellungen 
auf den Gemeindebausektor, sank dieser Wert auf 0,3% im Jahr 2001. Dieser 
Rückgang konnte durch den lediglich marginalen Anstieg der Bautätigkeit durch die 
Privatwirtschaft in keinster Weise wett gemacht werden, und auch die sozialen 
VermieterInnen, die ihre Bautätigkeit ebenfalls nur marginal erhöhten, schafften es 
nicht, in die Bresche zu springen.395 So entstanden zwischen 1984 und 2005 188.000 
Sozialwohnungen, im gleichen Zeitraum gingen diesem Segment allerdings 298.000 
393 Department for Communities and Local Government, Difficulty of Access to Owner-Occupation 
Indicator. Zitiert nach Neighbourhood Statistics, Difficulty of Access to Owner-Occupation Indicator 
(London 2006), online unter 
<http://neighbourhood.statistics.gov.uk/dissemination/LeadTableView.do?a=3&b=276772&c=tower+h
amlet&d=13&e=10&g=346968&i=1001x1003x1004&m=0&enc=1&dsFamilyId=1125> (20. August 
2007).
394 Zahlenquelle: Census 2001, Table S156; eigene Berechnung.
395 Greater London Authority (Hg.), Market Failure and the London Housing Market, 29.
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durch Verkäufe verloren.396 Diese Situation ist vor allem für die Nachkommen von 
einkommensschwachen Menschen ein Problem, da die Wartezeiten auf eine Sozial-
wohnung in allen Bezirken Londons sehr lange sind. Für viele junge MuslimInnen 
bleibt auf Grund ihrer Finanzschwäche ein eigenes Heim daher ein unerfüllbarer 
Traum. Diese Tatsache wirkt sich unter anderen auf den Belag der muslimischen 
Haushalte aus, wie später noch zu sehen sein wird. 
Zusammenfassend zeigt sich ein für die muslimische Minderheit düsteres Bild: 
Eigentumswohnstätten sind für sie oft nicht leistbar; dasselbe trifft auf viele 
Mietwohnungen zu. Auf das Sozialsegment angewiesen leiden MuslimInnen unter der 
extrem niedrigen Bautätigkeit in diesem Bereich, die zu extrem langen Wartelisten 
geführt hat. Diese ungünstigen Umstände führen dazu, dass muslimische Haushalte 
wesentlich öfter in prekären Verhältnissen leben (müssen) als Haushalte anderer
ethnischer und religiöser Gruppen.
4.6.2. Der Wohnungsmarkt in Wien
Wie in Kapitel 4.5.2. dargelegt wurde, ist die muslimische Wohnbevölkerung Wiens 
stark segregiert und lebt  vor allem im dicht verbauten Gebiet Wiens, das einen hohen 
Anteil an Substandardwohnungen aufweist, die sich überwiegend in Altbauhäusern 
aus der Gründerzeit befinden. Aber nicht nur beim Wohnort gibt es signifikante 
Unterschiede zwischen der Mehrheitsbevölkerung und der muslimischen Minderheit, 
auch die Wohnsituation weist erhebliche Unterschiede auf. 
Ein Grund, warum die muslimische Minderheit so stark in bestimmten Teilen der 
Stadt konzentriert ist, ist der stark segmentierte Wohnungsmarkt in Wien, der unter-
schiedlichen Zugangsbedingungen unterliegt.
• Die Hauptbestandskategorie des Wiener Wohnungsmarktes sind »private 
Mietwohnungen«, die vor allem im Altbaubestand dominieren und zumeist 
von privaten Hausherren oder Kapitalgesellschaften besessen werden. Die 
Qualität der Wohnungen sowie die Mietzinsbildung hängt von der Lage, dem 
Baualter und den Investitionen ab, die die/der EigentümerIn im Laufe der 
Jahre gemacht hat. Generell kann bemerkt werden, dass der Erhaltungszustand 
dieser Gründerzeithäuser oft nicht der beste ist und die Wohnungen häufig 
396 Greater London Authority (Hg.), Housing in London, 31.
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eine unzureichende Ausstattungsqualität aufweisen.397 Im Jahr 2001 machten 
die rund 280.000 Gründerzeitwohnungen Wiens398 noch 36,5% der Woh-
nungen aus, womit dieses Wohnungssegment quantitativ eine erhebliche 
Dimension auf dem Wiener Wohnungsmarkt darstellt. Der Anteil an Grün-
derzeitwohnungen sinkt allerdings naturgemäß stetig, da ja keine Gründerzeit-
bauten mehr hinzukommen können.399 Es bestehen in diesem Segment 
keinerlei legistische Zugangsbarrieren für die ausländische Wohnbevölkerung 
Wiens.
• Eine Besonderheit Wiens sind die rund 217.000 »Gemeindewohnungen«, die 
von der Stadt Wien errichtet worden sind und die die Stadt zur größten 
Wohnungseigentümerin Österreichs machen. Gemeindewohnungen sind 
günstiger als private Mietwohnungen400 und werden zentral von »Wiener 
Wohnen« über Vormerkscheine vergeben. Bei der Vergabe der Wohnungen 
liegt der Fokus auf verschiedenen Faktoren sozialer Bedürftigkeit, von denen 
zumindest einer erfüllt sein muss. Des Weiteren müssen, um für eine 
Gemeindewohnung in Frage zu kommen, eine Reihe anderer Grundvoraus-
setzungen erfüllt sein. Bei der Einreichung muss die/der AntragstellerIn 
mindestens 17 Jahre alt sein und bereits zwei Jahre ihren/seinen Hauptwohn-
sitz in Wien haben; dasselbe gilt für jene Menschen, die miteinziehen 
wollen.401 Seit dem 1. Jänner 2006 sind Gemeindewohnungen auch für 
Drittstaatenangehörige402, das heißt für BürgerInnen zugänglich, die keine 
österreichische-, schweizerische-, EU- oder EWR-Staatsbürgerschaft haben 
oder anerkannte Flüchtlinge sind. Für Drittstaatenangehörige gilt, dass sie 
nach dem Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG) »langfristig 
Aufenthaltsberechtigte« sein müssen. Langfristig aufenthaltsberechtigt sind 
Menschen, die einen unbefristeten Niederlassungsnachweis oder einen 
397 Josef Kohlbacher, Dieter Schwab, Ausländer auf dem Wiener Wohnungsmarkt – Strukturen, 
Probleme und aktuelle Entwicklungen. In: Heinz Fassmann, Josef Kohlbacher, Ursula Reeger (Hg.) 
Zuwanderung und Segregation. Europäische Metropolen im Vergleich (Klagenfurt 2002) 197-208, hier 
197f.
398 Magistrat der Stadt Wien (MA 18) (Hg.), Wohnqualität der Gründerzeitviertel (Wien 1999) online 
unter <http://www.wien.gv.at/stadtentwicklung/04/01/04/01.htm> (23. Juli 2007).
399 Fassmann, Hatz, Fragmentierte Stadt? 72.
400 Kohlbacher, Schwab, Ausländer auf dem Wiener Wohnungsmarkt, 198.
401 Magistrat der Stadt Wien (Hg.), Gemeindewohnung – Anmeldung (Wien o.J.), online unter 
<http://www.wien.gv.at/amtshelfer/wienerwohnen/gemeindewohnung.html> (26. Juli 2007).
402 Sonja Fercher, Gemeindebau-Öffnung: „Verdammt hohe Kriterien für MigrantInnen“ In: 
derStandard.at (18.01.2007), online unter <http://derstandard.at/druck/?id+2309153> (19. Jänner
2006).
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anderen unbefristeten Aufenthaltstitel tragen.403 Gemeinsame Grundbedingung 
der langfristigen Aufenthaltsberechtigung ist eine bereits fünfjährige, 
durchgehende Anwesenheit in Österreich.404
• Des Weiteren gibt es in Wien rund 121.000 »geförderte Miet- und Genossen-
schaftswohnungen«, die in der Regel von gemeinnützigen Wohnbauträgern 
errichtet werden. Zugangsvoraussetzungen sind das vollendete 18. Lebensjahr, 
wobei man einen Antrag bereits ab dem vollendeten 17. Lebensjahr stellen 
kann, bestimmte Netto-Einkommensgrenzen, die je nach Art der Förderung 
unterschiedlich sein können, sowie eine gültige Aufenthaltsbewilligung.405
• Schließlich existieren in Wien auch noch rund 200.000 »Eigentumswoh-
nungen und Eigenheime«, die auf Grund der in den allermeisten Fällen hohen 
Eigenkapitalsaufbringung dem Hochpreissegment zuzuordnen sind und daher 
schon allein aus diesem Grund für muslimische ImmigrantInnen praktisch 
nicht zugänglich sind. Legistisch unterliegen Förderungen denselben Rege-
lungen wie bei geförderten Mietwohnungen.406
Auch wenn sich die Zugangsbarrieren in den letzten Jahren für sämtliche Segmente 
des Wiener Wohnungsmarktes verringert haben407, gibt es immer noch eine Reihe von
Problemen für MigrantInnen aus Drittstaaten – eine Gruppe, unter die praktisch alle 
muslimischen Zuwanderer fallen. Ganz allgemein gibt es bei allen Segmenten das 
Kriterium »Zahlungsfähigkeit«. Der Handlungsspielraum auf dem Wohnungsmarkt ist 
untrennbar mit der Stellung auf dem Arbeitsmarkt und damit dem Durchschnitts-
einkommen verbunden. Derzeit gibt es große Einkommensunterschiede zwischen 
MigrantInnen aus der Türkei und Bosnien-Herzegowina und der Mehrheits-
bevölkerung: Das monatlich zur Verfügung stehende Pro-Kopf-Einkommen ist bei 
den Bevölkerungsgruppen aus der Türkei und aus Bosnien-Herzegowina wesentlich 
403 Magistrat der Stadt Wien (Hg.), Gemeindewohnung – Anmeldung.
404 Fercher, Gemeindebau-Öffnung: „Verdammt hohe Kriterien für MigrantInnen“.
405 Vgl. Magistrat der Stadt Wien (MA 50), Miet- und Genossenschaftswohnungen (Wien o.J.), online 
unter <http://www.wien.gv.at/ma50st/vormwp14.htm> (26. Juli 2007) & Kohlbacher, Schwab, 
Ausländer auf dem Wiener Wohnungsmarkt, 198.
406 Vgl. Magistrat der Stadt Wien (MA 50), Eigentumswohnung gefördert nach §12, §14, §15 WWFSG 
1989 (Wien, o.J.), online unter <http://www.wien.gv.at/ma50st/gef.htm> (26. Juli 2007) & Kohlbacher, 
Schwab, Ausländer auf dem Wiener Wohnungsmarkt, 198.
407 Vgl. Siegfrid Opelka, Die Wohnsituation von MigrantInnen in Wien; eine Darstellung der 
gegenwärtigen Situation unter Berücksichtigung der Positionen der im Wiener Gemeinderat vertretenen 
Parteien (Wien 2001; ungedruckte Diplomarbeit, approbiert an der Geistes- und Kulturwissenschaf-
tlichen Fakultät der Universität Wien) 41-57.
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geringer als jenes der ÖsterreicherInnen408, vor allem auch deshalb, weil Menschen 
mit türkischen und bosnisch-herzegowinischen Wurzeln im Schnitt in größeren 
Haushalten mit mehr Kindern leben, und der Beschäftigtenanteil, vor allem bei 
TürkInnen, niedriger als jener bei der Mehrheitsbevölkerung ist.409 Die Folge ist, dass 
die geringere finanzielle Potenz der meisten muslimischen Haushalte Wiens ein 
Ausschließungsgrund für den Hochpreissektor Eigentumswohnungen und Eigenheime 
ist. Zusätzlich erscheint der Erwerb von Eigentum wegen der zunächst meist nicht 
vorhandenen Bleibeabsicht für MigrantInnen unattraktiv. Aber nicht nur das 
Hochpreissegment, sondern auch Genossenschaftswohnungen sind nach einer 
Untersuchung der Wohndrehscheibe im Jahr 1998 vor allem auf Grund der benötigten 
Eigenmittel nur für 20% der von ihnen vermittelten ImmigrantInnen leistbar.410 Selbst 
wenn man in Betracht zieht, dass sich vor allem einkommensschwache MigrantInnen 
an die Wohndrehscheibe wenden, zeigt diese Zahl, dass es zumindest einen Teil 
Drittstaatenangehöriger gibt, dem der Zugang zum Segment geförderte Miet- und 
Genossenschaftswohnungen verwehrt bleibt. Bei den öffentlich geförderten, im 
Vergleich zum privaten Wohnungsmarkt günstigen Gemeindewohnungen gibt es nach 
wie vor relativ hohe Barrieren. Speziell direkt nach der Ankunft, wenn die 
Wohnbedingungen am schlechtesten sind411, sind sie für MigrantInnen aus 
Drittstaaten nicht zugänglich, da es die Vergaberichtlinien nicht gestatten. Somit 
haben MigrantInnen aus Drittstaaten praktisch keine andere Wahl, als sich eine 
Wohnung auf dem privaten Mietwohnungsmarkt zu suchen, wo sie ÖsterreicherInnen 
völlig gleich gestellt sind. Das spiegelt sich auch eindrucksvoll in der Statistik wider: 
94% der MigrantInnen aus dem ehemaligen Jugoslawien und 98% der TürkInnen 
haben Wohnungen in diesem Segment.412 Doch auch in diesem Segment gibt es 
Probleme, einerseits, weil verstärkt das Kriterium der Zahlungsfähigkeit gilt, das 
MigrantInnen auf den billigen, schlecht ausgestatteten Teil dieses Wohnungssegments 
408 Vgl. Michael Förster, Karin Heitzmann, Einkommen und Armutsgefährdung von MigrantInnen in 
Österreich. In: Heinz Fassmann, Irene Stacher (Hg.), Österreichischer Migrations- und 
Integrationsbericht. Demographische Entwicklungen – sozioökonomische Strukturen – rechtliche 
Rahmenbedingungen (Wien 2003) 78-86, hier 80-86.
409 Kohlbacher, Schwab, Ausländer auf dem Wiener Wohnungsmarkt, 200f.
410 Süleyman Ceviz u.a., Wohnungsdrehscheibe Jahresbericht 1998. Forschungsergebnisse, 
Praxiserfahrungen und Konzepte (Wien 1999) 92.
411 Latcheva, Obermann, Kerschbaum, Saupe (Projektteam); Zentrum für Soziale Innovation (Hg.), 
Between Equal Opportunity and Marginalisation, 71-79.
412 Magistrat der Stadt Wien (MA 18) (Hg.), Wohnen und Integration in europäischen Großstädten –
Integrationspolitik am Wohnungssektor (Wien o.J.), online unter 
<http://www.wien.gv.at/stadtentwicklung/wohnenintegration/index.htm> (26. Juli 2007).
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verweist. Gerade dieser hat in den letzten Jahren jedoch durch Einzelmodernisierungs-
maßnahmen und durch die flächenübergreifende Stadterneuerung quantitativ 
abgenommen.413 Andererseits existiert auch eine Benachteilung auf Grund von 
Diskriminierung. Eine Untersuchung der Wohndrehscheibe fasst dokumentierte Fälle 
von Diskriminierung folgendermaßen zusammen:
Zahlreiche Hausverwaltungen lehnen einen Mietvertragsabschluß mit »Ausländern« 
generell ab, andere nur mit bestimmten Gruppen (»Türken«, »Schwarzen«...), denen 
dann spezifische verallgemeinernde Eigenschaften zugeschrieben werden. Wiederum 
andere verweigern die Vermittlung von Wohnungen auch an jene Menschen mit 
Migrationshintergrund, die österreichische Staatsangehörige sind.414
Abgesehen von der Weigerung mancher Hausverwaltungen, Wohnungen an 
Menschen mit Migrationshintergrund zu vergeben, müssen MigrantInnen oft illegale 
Anfangszahlungen und Provisionen leisten; ein Problem sind in diesem Fall auch die 
immer wieder schlechten oder nicht vorhandenen Kenntnisse der Wohngesetze sowie 
sprachliche Probleme.415 Die Folge dieser Benachteiligung auch verschiedene Ebenen
sowie der Konzentration auf den billigsten Teil von nur einem Segment ist, dass die 
Handlungsfähigkeit der Zuwanderer aus Drittstaaten sehr eingeschränkt ist, was sich 
in der Konzentration dieser Gruppe auf die billigen Gründerzeitwohnungen mit 
niedrigem Standard zeigt.
4.6.3. Der Wohnungsmarkt in London und Wien – Parallelen und 
Unterschiede
Für London und Wien kann man ganz allgemein feststellen, dass der Wohnungsmarkt 
in London stärker marktwirtschaftlich geprägt ist als jener in Wien. Das manifestiert 
sich vor allem durch ein schrumpfendes Angebot an Sozialwohnungen und wenig 
Förderungen. Wie in diesem Kapitel noch zu sehen sein wird, gibt es in London 
praktisch ausschließlich Subjektförderungen und keine Objektförderungen. In Wien 
hingegen ist die Förderschiene wesentlich stärker ausgeprägt, mit einem Schwerpunkt 
auf Objektförderung. Des Weiteren nimmt die Stadt Wien als größte Wohnungs-
eigentümerin der Stadt auch bei der Bereitstellung von leistbarem Wohnraum eine 
wesentlich aktivere Rolle auf dem Wohnungsmarkt ein als dies London tut. Das 
413 Kohlbacher, Schwab, Ausländer auf dem Wiener Wohnungsmarkt, 198f.
414 Ceviz u.a., Wohnungsdrehscheibe Jahresbericht 1998, 23.
415 Gerhart Bständig, Karl Czasny, Raimund Hartik, Sabine Nowak, Wohnverhältnisse von sozial 
Schwachen in Wien (Wien 1996) B-37f.
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Hauptproblem am Londoner Wohnungsmarkt ist, dass sich die Bauleistung in den 
vergangenen Jahren nicht dem gestiegenen Bedarf angepasst hat. Unter anderem auch 
auf Grund von, wie bereits angesprochen, fehlenden Anreizen stagniert die Anzahl der 
pro Jahr fertig gestellten Wohnungen bei rund einem Prozent des Gesamtbestandes, 
was dazu führt, dass der Bedarf das Angebot bei weitem übersteigt. In Wien ist keine 
ähnliche Verknappung des Angebotes zu beobachten und dadurch auch nicht jene 
astronomische Preissteigerung, die in London dazu geführt hat, dass sich zwischen 
1995 und 2002 die Preise um 149% erhöht haben.
Abgesehen von diesen grundlegenden Abweichungen ist der auffälligste Unterschied 
zwischen dem Londoner und dem Wiener Wohnungsmarkt, dass in London das 
Eigentumssegment eine herausragende Rolle spielt, in Wien hingegen das 
Mietsegment das mit Abstand wichtigste ist, das in London wiederum mit rund 17% 
des Marktes keine große Rolle spielt. Dieser Unterschied ist das Ergebnis 
unterschiedlicher politischer Strategien: Spätestens mit der Regierung Thatcher 
begann die Transformation Großbritanniens von einer »Nation der MieterInnen« in 
eine »Nation der EigenheimbesitzerInnen«, etwas, das in Österreich in dieser Form 
nicht stattgefunden hat. Dieser Fokus auf das Eigenheim hat in London zu einer
Unterversorgung mit Wohnungen der öffentlichen Hand geführt, da es MieterInnen 
ermöglicht wurde, durch das so genannte »Recht auf Kauf« ihre bisher gemieteten 
Sozialwohnungen teils unter dem Marktwert zu erwerben. In Wien ist ein Kauf auch 
langjähriger Mietwohnungen in Gemeindebauten nicht vorgesehen, weshalb die 
Gemeindewohnungen in Wien eine wesentlich wichtigere Rolle bei der 
Wohnversorgung spielen als dies in London der Fall ist. Das »Recht auf Kauf«-
Programm hat nicht nur eine Unterversorgung mit und schrumpfenden Markt von 
Sozialwohnungen zur Folge, was zu langen Wartelisten geführt hat, sondern weiters, 
dass Sozialwohnungen stark stigmatisiert wurden, da die besseren Wohnungen in 
besseren Lagen gekauft wurden, und überwiegend schlechte Wohnungen in
schlechteren Lagen in der öffentlichen Hand verblieben. 
Die Zugangsbestimmungen zu Sozialwohnungen sind in London und Wien ähnlich.
Der in Bezug auf die muslimische Minderheit herausstechendste Unterschied ist, dass 
in London die Möglichkeit, eine Sozialwohnung zu bekommen schon lange nicht 
mehr an die Staatsbürgerschaft gekoppelt ist. Sobald man unbefristeten Aufenthalts-
titel hat, hat man Anspruch auf eine Sozialwohnung, wenn man die anderen 






















erst seit 1. Jänner 2006 möglich, um eine Gemeindewohnung anzusuchen. Allerdings 
gibt es immer noch eine relativ hohe Hürde, denn man muss mindestens fünf Jahre 
durchgängig in Österreich anwesend gewesen sein, um ansuchen zu dürfen. Das 
bedeutet, dass es sowohl in London als auch in Wien für MuslimInnen schwierig ist, 
eine Sozialwohnung zu bekommen, wenn auch aus unterschiedlichen Gründen. 
4.6.4. Der Rechtsgrund der Wohnungsbenützung in London
Der im Vergleich zu anderen Bevölkerungsteilen eingeschränkte Handlungsspielraum 
der muslimischen Gruppe auf dem Londoner Wohnungsmarkt zeigt sich in der 
unterschiedlichen Verteilung auf die Hauptsegmente Eigenheim, privater Mietmarkt 
und Sozialwohnungen. 
Abb. 23) Rechtsgrund der Wohnungsbenützung der/s Haushaltsrepräsentantin/en 
in London 2001416
Quelle: Office for National Statistics, Census 2001; meine Grafik
Im Jahr 2001 lebten 56,5% aller LondonerInnen in einer Wohnung oder einem Haus, 
das ihnen selbst gehörte, womit dieses Segment das mit Abstand größte des 
Wohnungsmarktes in London war und ist. Im Vergleich zur Gesamtbevölkerung 
lebten 2001 nur 37,9% aller MuslimInnen, also um 18,6% weniger, in Wohnstätten, 
die ihnen auch gehörten. Untersucht man die Eigenheime darauf, ob sie bereits 
ausfinanziert sind oder noch Hypothekraten zu bezahlen sind, zeigt sich, dass von den 
56,5% der LondonerInnen, die in einem Eigenheim leben, 22,1% dieses bereits 
416 Zahlenquelle: Census 2001, Table M324; meine Grafik.
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ausbezahlt haben und somit voll und ganz besitzen. Bei MuslimInnen ist dieser Wert 
mit 11,4% nur ungefähr halb so hoch. Da der Großteil der MuslimInnen Londons 
bereits in London geboren wurde, ist dieser Unterschied nicht mit einer eventuell 
kürzeren Aufenthaltsdauer, und damit einer kürzeren vorhandenen Zeitspanne um 
einen Kredit zurückzahlen zu können, zu begründen. Der Grund für die 
unterdurchschnittliche Präsenz der muslimischen Minderheit in diesem Segment ist 
vor allem durch die schlechtere ökonomische Lage dieser Haushalte zu erklären.
Obwohl das Sozialwohnungssegment in den letzten 30 Jahren stetig an quantitativer 
Wichtigkeit eingebüßt hat, ist es für MuslimInnen mit 40,3% das wichtigste Segment 
des Londoner Wohnungsmarktes. Das stellt der Zugänglichkeit dieses Segments für 
MuslimInnen ein gutes Zeugnis aus, unterstreicht aber auch gleichzeitig die 
Angewiesenheit dieser Gruppe auf billigen Wohnraum. Speziell die bangladeschische 
Minderheit ist im sozialen Wohnbau überproportional vertreten: 65% mieten von der 
Stadt oder anderen sozialen VermieterInnen.417 Im Vergleich dazu leben nur 26,2% 
der gesamten Wohnbevölkerung Londons in diesem Segment. 
Überdurchschnittlich häufig leben MuslimInnen auch in privaten Mietwohnungen. 
Immerhin 17,3% wohnen in so einer Wohnung, während der Wert für alle 
LondonerInnen mit 15,5% etwas niedriger ist. Der Grund, warum MuslimInnen in 
diesem Bereich überdurchschnittlich vertreten sind, liegt an der Nicht-Zugänglichkeit 
der anderen Segmente. Für Eigenheime benötigt man beträchtliche Eigenmittel und 
ein angemessenes Einkommen, um zunächst eine Hypothek in ausreichender Höhe zu 
bekommen und in weiterer Folge bedienen zu können, im Sozialsegment gibt es 
speziell für Neuankömmlinge, die nicht die britische Staatsbürgerschaft besitzen, 
institutionelle Barrieren, und bereits etablierte MuslimInnen haben das Problem, dass 
die Nachfrage nach solchen Wohnungen das Angebot bei weitem übersteigt und es 
daher zu langen Wartezeiten kommt, bevor man die Chance auf eine Sozialwohnung 
hat.
Zusammenfassend kann man also feststellen, dass MuslimInnen im Vergleich zur 
Gesamtbevölkerung seltener im Eigenheim-Segment anzutreffen sind, dafür sind sie 
überdurchschnittlich häufig MieterInnen von Sozialwohnstätten und privaten 
Mietwohnungen. Der Hauptgrund für diese Situation ist vor allem in der finanziellen 
Schlechterstellung muslimischer Haushalte zu suchen. Das Problematische an der 
417 Greater London Authority (Hg.), Muslims in London, 67.
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derzeitigen Lage ist, dass es für einen großen Teil der muslimischen Minderheit 
angesichts stetig stark steigender Wohnungs- und Mietpreise in London immer 
unmöglicher wird, auf die wichtige Immobilienleiter zu kommen, was den 
Handlungsspielraum zukünftig weiter einschränken wird. Da im Zuge der 
Preissteigerungen für Eigenheime und der quantitativ mangelhaften Bautätigkeit auch 
die Mietpreise stetig steigen, werden speziell die größeren muslimischen Haushalte in 
jene Gegenden gedrängt, in denen relativ billiger Wohnraum verfügbar ist, der dann 
aber oft in dementsprechend schlechtem Zustand ist. 
4.6.5. Der Rechtsgrund der Wohnungsbenützung in Wien
Auf Grund mangelnder Daten ist es zum jetzigen Zeitpunkt leider nicht möglich, den 
Rechtsgrund der Wohnungsbenützung in Wien nach Religion zu unterteilen. Auch 
eine Analyse der Daten hinsichtlich der Dimension unterschiedlicher Staatsbürger-
schaften ist nicht möglich, es existieren lediglich Daten, die den Unterschied zwischen 
Menschen mit und ohne österreichischer Staatsbürgerschaft dokumentieren, was die 
Vergleichbarkeit mit den Daten, die für London zur Verfügung stehen, erheblich 
einschränkt. Trotzdem soll der Rechtsgrund der Wohnungsbenützung in Wien 
untersucht werden, weil sich zumindest Tendenzen ablesen lassen und einige 
Parameter trotz allem verglichen werden können.
Das im Jahr 2001 mit großem Abstand dominierende Rechtsverhältnis in Wien war 
mit 76,7% die Hauptmiete. 11,6% der Wohnungen waren Eigentumswohnungen, 
5,6% der Wiener Bevölkerung lebten in Gebäuden, die ihnen selbst gehörten und 
2,5% der WienerInnen lebten in Untermiete.418 Der stark segmentierte Wiener 
Wohnungsmarkt mit seinen unterschiedlich hohen Zugangsbarrieren wirkt sich auf 
das Rechtsverhältnis dahingehend aus, dass der Unterschied zwischen Öster-
reicherInnen und ImmigrantInnen bezüglich der Rechtsverhältnisse ihrer Wohnungen 
in einigen Teilbereichen eklatant ist. Der Mikrozensus des Jahres 2000 ergab, dass das 
Gros beider Gruppen in einer Wohnung mit Hauptmietverhältnis lebt. 76% der 
ÖsterreicherInnen leben in Hauptmiete, bei ImmigrantInnen ist dieser Wert mit 75,1% 
praktisch gleich hoch. Bei anderen Rechtsverhältnissen gibt es aber sehr wohl größere 
Unterschiede. Während die unsichere Untermiete für ÖsterreicherInnen praktisch 
keine Rolle spielt – nur 1,1% der WienerInnen mit österreichischer Staatsbürgerschaft 
418 Kohlbacher, Reeger, Die Wohnsituation von AusländerInnen in Österreich, 89.
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leben in Untermiete –, ist dieses Segment bei der Bevölkerung ohne österreichischen
Pass mit 10,9% wesentlich prominenter. Auch bei Wohnungen, die sich in Gebäuden 
der öffentlichen Hand befinden, gibt es einen signifikanten Unterschied. Während in 
diesem Segment 31,4% der Menschen mit österreichischer Staatsbürgerschaft leben, 
ist das nur bei 9,3% der Menschen mit ausländischer Staatsbürgerschaft der Fall.419
Abbildung 24 stellt diese Unterschiede mit Hilfe eines Balkendiagramms dar:
Abb. 24)  Rechtsgrund der Wohnungsbenützung in Wien 2000420
Quelle: RAXEN Focal Point for Austria, National Analytical Study on Housing
Auf Grund der heterogenen ausländischen Bevölkerung Wiens kann durch diese 
Zahlen nur bedingt auf die Situation des muslimischen Bevölkerungsteils geschlossen 
werden. Ein paar Tendenzen lassen sich allerdings ablesen: Wie zu erwarten, ist der 
Anteil von Menschen mit nicht-österreichischer Staatsbürgerschaft in Gebäuden der 
öffentlichen Hand vergleichsweise gering. Diese Tendenz sollte auch für die 
muslimische Minderheit zutreffen, die ja zu einem großen Teil nicht oder noch nicht 
die österreichische Staatsbürgerschaft besitzt und daher bis vor kurzem keinen 
Zugang zu den Wiener Gemeindewohnungen hatte. Die Tendenz, dass Immi-
grantInnen häufiger in rechtlich weniger geschützten Mietverhältnissen, z.B. in 
Untermiete, leben, deckt sich mit einer Studie von Bauböck aus dem Jahr 1998, die zu 
einem ähnlichen Ergebnis kam.421 Es ist anzunehmen, dass auf Grund der 
419 Zitiert nach RAXEN Focal Point for Austria (Hg.), National Analytical Study on Housing (o.O. 
2003) 40f.
420 Zitiert nach RAXEN Focal Point for Austria (Hg.), National Analytical Study on Housing, 40f.
421 Vgl. Rainer Bauböck u.a., Einwanderung und Niederlassung II. Soziale Kontakte, Diskriminierungs-
erfahrung, Sprachkenntnisse, Bleibeabsichten, Arbeitsmarktintegration und Armutsgefährdung der 
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Restriktionen und Probleme auf dem Wohnungsmarkt besonders Mitglieder der 
muslimischen Minderheit überdurchschnittlich oft in prekären Mietverhältnissen 
leben. Der Grund für diese Annahme ist, dass MuslimInnen nicht nur über weniger 
Kaufkraft verfügen, sie weisen oft auch ein Informationsdefizit auf, müssen 
Sprachbarrieren überwinden und auch Fälle von Diskriminierung werden immer 
wieder dokumentiert.
4.6.6. Der Rechtsgrund der Wohnungsbenützung in London und 
Wien – Parallelen und Unterschiede
Wie bereits ausgeführt ist ein Vergleich auf Grund des vorhandenen Datenmaterials 
nur bedingt möglich. Eine Parallele zwischen dem Rechtsgrund der Wohnungs-
benützung in London und Wien ist die Tendenz, dass ImmigrantInnen bzw. 
MuslimInnen öfters in prekäreren Rechtsverhältnissen leben als andere Teile der 
Bevölkerung. Während in Wien der Anteil an Hauptmietverträgen zwischen der in-
und ausländischen Bevölkerung praktisch identisch ist, leben ImmigrantInnen über-
durchschnittlich oft in Untermiete. In London lebt die muslimische Minderheit im 
Vergleich zur Gesamtbevölkerung öfter in privaten Mietwohnungen und unter-
durchschnittlich oft in Eigenheimen. Der Unterschied bei den Eigenheimen wird noch 
einmal größer, wenn man in Betracht zieht, dass es weniger wahrscheinlich ist, dass 
MuslimInnen ihre Hypotheken bereits fertig abbezahlt haben.
Einen großen Unterschied zwischen London und Wien gibt es bei den Sozial-
wohnungen: Während in London mit 40,3% fast die Hälfte der MuslimInnen in 
Sozialwohnungen lebt, signifikant mehr als nicht-MuslimInnen, ist in Österreich der 
Anteil der ImmigrantInnen in Gemeindebauten nach wie vor gering. Die Ursache 
hierfür ist, dass in London Sozialwohnungen schon viel früher für ImmigrantInnen 
geöffnet wurden. Des Weiteren fehlt in London die Barriere der durchgehenden 
fünfjährigen Anwesenheit im Land; für Drittstaatenangehörige genügt ein unbefris-
teter Aufenthaltstitel und dass man sich nicht inakzeptablen Verhaltens schuldig 
gemacht hat. In Wien hingegen wurden Gemeindewohnungen erst mit 1. Jänner 2006 
für Drittstaatenangehörige geöffnet, wobei die betreffende Person langfristig 
aufenthaltsberechtigt sein muss und zusätzlich eine mindestens fünfjährige durch-
gehende Anwesenheit in Österreich nachweisen können muss. Das bedeutet, dass die 
Dimension der Staatsbürgerschaft in London bereits früher an Bedeutung verloren hat 
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als in Wien, und dass sie auch heute noch auf Grund der fehlenden Fünf-Jahres-
Barriere eine niedrigere Barriere darstellt als in Wien.
4.6.7. Der Wohnungsstandard in London
Der eingeschränkte Handlungsspielraum der muslimischen Minderheit auf dem 
Londoner Wohnungsmarkt hat Auswirkungen auf verschiedene Dimensionen des 
Wohnens, da eine Reihe von Kriterien in den Segmenten, in denen sie über-
proportional häufig zu finden sind, schlechter sind als bei Eigenheimen. Der Großteil 
des Hausbestandes in London stammt aus den ersten Jahrzehnten des 20. Jahr-
hunderts; fast 30% der Privathäuser und rund 14% der Sozialhäuser wurden vor 1919 
gebaut. Wohnungen in Häusern, die vor 1919 gebaut worden sind, weisen im Schnitt 
einen schlechteren Standard als später errichtete Wohnungen auf. Im Jahr 2001 
erfüllten 35% des privaten Hausmarktes und 41% des sozialen Marktes die Mindest-
standards, die an Behausungen gestellt werden, (decent home standards) nicht422, und 
das, obwohl diese Mindeststandards sehr allgemein gehalten sind und in vielen 
Teilbereichen ein niedriges Niveau aufweisen.423 In einer vom Büro John Prescotts, 
im Jahr 2000 Deputy Prime Minister, veröffentlichten Definition muss eine Wohn-
stätte, um eine »anständige Wohnstätte« (decent home) zu sein, folgende Kriterien 
erfüllen: „Eine anständige Wohnstätte ist eine, die wind- und wetterfest ist, warm ist, 
und moderne Anlagen und Einrichtungen hat. [meine Übersetzung]“424 »Moderne 
Anlagen und Einrichtungen« sind Küchen in angemessener Größe, die nicht älter als 
20 Jahre alt sind, Badezimmer, die nicht älter als 30 Jahre alt sind, sowie eine adäquat 
gelegene Toilette. Des Weiteren darf die Wohnung keine gravierenden Mängel bei der 
Bausubstanz (Wände, Decken, elektrische Leitungen, Dach usw.), die sofort repariert 
oder ersetzt werden sollten, aufweisen.425 Im Jahr 2003 lebte in London mit 34,6% ein 
422 Greater London Authority (Hg.), London’s Housing Submarkets (London 2004) 7.
423 Im fünften Bericht des Deputy Prime Ministers zeigt sich dieser Besorgt über die Tatsache, „dass es 
bereits heute, im Jahr 2004, eine erhebliche Diskrepanz gibt zwischen dem, was MieterInnen als ange-
messen empfinden und dem, was der Decent Home Standard garantiert“ Office of the Deputy Prime 
Minister (Hg.), Housing, Planning, Local Government and the Regions – Fifth Report (London 2004), 
online unter <http://www.publications.parliament.uk/pa/cm200304/cmselect/cmodpm/46/4602.htm> 
(22. Oktober 2007).
424 Office of the Deputy Prime Minister (Hg.), A Decent Home – The Definition and Guidance for 
Implementation (London 2004), online unter 
<http://www.decenthomesstandard.co.uk/files/uploaded/A%20Decent%20Home-
%20Definition%20&%20Guidance.pdf> (14. August 2007) 5.

























etwas größerer Anteil der ethnischen Minderheiten in so genannten »non-decent 
dwellings« als die Gesamtbevölkerung, bei der dieser Wert bei 30,3% lag.426
Die Daten des Zensus 2001 erlauben es, Charakteristika von Wohnungen miteinander 
zu verbinden, die den in Österreich gebräuchlichen Kategorien ungefähr entsprechen. 
Man kann zwischen folgenden Standards unterscheiden:
• Haushalte mit alleiniger Benützung eines Bades/einer Dusche und Toilette und 
Zentralheizung. [Das würde Kategorie A in Österreich entsprechen.]
• Haushalte mit alleiniger Benützung eines Bades/einer Dusche und Toilette, aber 
ohne Zentralheizung. [Entspricht Kategorie B in Österreich]
• Haushalte ohne alleinige Benützung eines Bades/einer Dusche und Toilette. 
[Entspricht Kategorie D in Österreich] [meine Übersetzung]. 427
Auf Grund der Datenerhebungen des Zensus 2001 ist es möglich, oben beschriebene 
Wohnungsstandards mit der Dimension »Religion« zu verknüpfen. Dabei zeigt sich 
ein überraschendes Bild: Auf Grund der Tatsache, dass ältere und gemietete 
Wohnungen tendenziell einen unbefriedigenderen Standard haben als Eigenheime, 
und der Tatsache, dass MuslimInnen überdurchschnittlich in diesem Segment 
anzutreffen sind, wäre zu erwarten, dass MuslimInnen häufiger in Wohnungen oder 
Häusern leben, die über keine Zentralheizung und/oder keine eigene Dusche und 
Toilette verfügen. Dem ist jedoch nicht so, wie Abbildung 25 zeigt.
Abb. 25) Wohnungsausstattung von Haushalten mit christlichen, muslimischen 
und allen HaushaltsrepräsentantInnen Londons 2001428
Quelle: Office for National Statistics; Census 2001; meine Berechnung; meine Grafik
426 Greater London Authority (Hg.), Muslims in London, 70.
427 Office for National Statistics, Census 2001, Table UV60 – Amenities.
428 Zahlenquelle: Office for National Statistics, Census 2001, Table C0395; meine Berechnung, meine 
Grafik.
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Obige Abbildung zeigt die Verteilung von ChristInnen und MuslimInnen auf die 
einzelnen Wohnungsausstattungskategorien. Man sieht deutlich, dass die Verteilung 
der verschiedenen religiösen Gemeinschaften auf die Wohnungskategorien praktisch 
gleich ist, wobei Wohnungen der Kategorie D praktisch keine Rolle spielen. Auch 
Kategorie B-Wohnungen liegen sowohl bei den beiden Religionsgemeinschaften als 
auch der Gesamtbevölkerung deutlich unter 10%; es spielen also praktisch nur 
Wohnungen der besten Ausstattungskategorie eine Rolle. So marginal die 
Unterschiede sein mögen, zeigt sich doch der durchgehende Trend, dass MuslimInnen 
im Schnitt in Wohnungen der besseren Ausstattungskategorie leben. Londonweit 
verfügen nur rund 5,3% aller muslimischen Haushalte über keine Zentralheizung,
während dieser Wert bei ChristInnen bei 7,9% liegt. Insgesamt leben 7,4% aller 
Haushalte in London in Wohnungen, die über eine andere Heizung als eine 
Zentralheizung verfügen. Wohnungen der Kategorie D, also ohne eigenes Bad/einer 
Dusche und Toilette und ohne Zentralheizung spielen in London keine Rolle, was ihre 
Unsichtbarkeit in Abbildung 25 deutlich bestätigt. Keine Rolle spielt auch der 
Unterschied zwischen den Glaubensgemeinschaften, beide liegen bei rund 0.3% in 
dieser Wohnungskategorie. Wenn man sich die Mühe macht, tiefer in die 
Dezimalstellen vorzudringen, stellt man fest, dass die muslimische Minderheit um 
Haaresbreite besser abschneidet als die christliche und die Gesamtbevölkerung. 
Während in der schlechtesten Ausstattungskategorie nur 0,32% aller muslimischen 
Haushalte leben, ist der Anteil der christlichen Haushalte mit 0,34% um 0,02% höher. 
Insgesamt leben 0,38% der Haushalte Londons in Behausungen der Kategorie D.
Es stellt sich nun die Frage, warum wider Erwarten die Ausstattungskategorie der 
Wohnungen der muslimischen Religionsgemeinschaft nicht hinter jener der 
christlichen und/oder der Gesamtbevölkerung zurück liegt. Kay Hampton bietet als 
Erklärung für dieses überraschende Ergebnis an, dass die zu Grunde liegende Ursache 
kulturelle Unterschiede ein könnten. Auf Grund eines anderes Ehrbegriffes und eines 
anderen Schamgefühls könnten MuslimInnen Wohnungen ablehnen, die über kein 
eigenes Bad und keine eigene Toilette verfügen.429
Ein anderer Grund für die marginal höhere prozentuale Anzahl an ChristInnen, die in 
Wohnstätten ohne Zentralheizung leben, könnte sein, weil Eigentumswohnungen und 
–häuser, also das Segment, in dem ChristInnen am häufigsten vertreten sind, im 
429 Oral History Interview mit Professor Kay Hampton, Commissioner of the Equality and Human 
Rights Commission, (Glasgow 25.10.2008) 4.
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Vergleich mit Sozialwohnungen, dem Segment mit dem höchsten Anteil an 
MuslimInnen, weniger oft mit Zentralheizungen ausgestattet sind. Denn wenn man 
den Wohnungs- beziehungsweise Hausbestand Londons auf diese Dimension 
untersucht, kann man feststellen, dass 10,7% der Eigenheime über keine Zentral-
heizung verfügen. Dieser Wert ist bei Sozialwohnungen mit 7,7% etwas geringer. Am 
höchsten ist er bei privaten Mietwohnungen, die zu 16,2% nicht mit Zentralheizungs-
systemen ausgestattet sind.430 Untersucht man allerdings die Rechtsgründe der 
Wohnungsbenützung, zeigt sich, dass hier nicht der Grund für das Ergebnis liegt. Im 
Segment Eigentumswohnungen und –häuser431 leben rund 94,3%432 der Gesamt-
bevölkerung in Kategorie A Verhältnissen. Die muslimische Minderheit übertrifft 
diese Zahl mit rund 96,3%, während ChristInnen mit ungefähren 93,8 % geringfügig 
schlechter abschneiden als der Durchschnitt. Größer ist der Unterschied bei Kategorie 
B Wohnverhältnissen, wo rund 6,1% der christlichen Haushalte leben. Im Vergleich 
dazu wohnen nur rund 2,9% der muslimischen Haushalte und rund 5,6% der 
Haushalte insgesamt in diesem Segment. Lediglich in der schlechtesten Kategorie 
schneiden muslimische Haushalte geringfügigst schlechter ab, wobei die Unterschiede 
hier zu vernachlässigen sind. Der Vollständigkeit halber seien sie dennoch präsentiert: 
Insgesamt leben 0,045 der Londoner Haushalte in Eigentumsverhältnissen mit der 
Ausstattungskategorie D. Bei christlichen Haushalten liegt der Wert bei 0,041%, 
während er bei muslimischen mit 0,072 leicht höher ist. In absoluten Zahlen bedeutet 
dies, dass 32 muslimische Haushalte in diesem Segment leben.
Eine weitere Erklärungsmöglichkeit wäre die Datenerhebung. Die hier erhobenen 
Wohnungsstandards werden in Großbritannien normaler Weise nicht erhoben, es war 
dies die erste Verknüpfung dieser verschiedenen Dimensionen überhaupt. Es könnte 
daher möglich sein, dass die Fragestellung nicht dazu geeignet ist, die hier 
verknüpften Dimensionen miteinander zu verbinden. Es muss an dieser Stelle jedoch 
ausdrücklich auf die Möglichkeitsform hingewiesen werden – es gibt derzeit keine
stichhaltigen Anhaltspunkte in diese Richtung.
430 Zahlenquelle: Nomis – official labour market statistics; meine Berechnung.
431 In der Berechnung wurden sowohl Eigentumsobjekte berücksichtigt, die bereits vollständig 
abbezahlt sind, als auch solche, für die noch Schulden oder Hypotheken zu bedienen sind.
432 Zahlenquelle: Office for National Statistics, Census 2001, Table C0395; meine Berechnung.
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4.6.8. Der Wohnungsstandard in Wien
Im Österreich des Jahres 2001 waren Wohnungen der Kategorie A, das sind 
Wohnungen mit Zentralheizung, Bad/Dusche und WC, sozialer und kultureller 
Standard geworden. Sie machten 85% der Wohnungen Wiens aus, was einem Plus 
von 20% seit 1991 entsprach.433 Wohnungen der Kategorie B (wie Kategorie A, nur 
die Zentralheizung fehlt) machten 5,9% der Wiener Wohnungen aus, Kategorie C-
Wohnungen (WC und Wasserentnahme in der Wohnung; keine Badegelegenheit, 
Heizungsart nicht relevant) machten gerade 1,5% der Wohnungen aus und 
Wohnungen der Kategorie D (kein WC oder keine Wasserinstallation in der 
Wohnung; Heizungsart nicht relevant), die so genannten »Substandardwohnungen«, 
hatten einen Anteil von 7,6% am Wiener Wohnungsmarkt.434 Sieht man sich die 
Wiener Bezirke genauer an, bemerkt man eine hohe Differenz beim Anteil der 
Substandard-Wohnungen der jeweiligen Bezirke. Die höchsten Anteile an Kategorie 
D-Wohnungen existieren in Rudolfsheim-Fünfhaus (18,6%), Ottakring (17%), 
Hernals (14,3%), Margareten (11,9%) und Brigittenau (12%).435 Genau in jenen 
Bezirken also, in denen auch der prozentuale Anteil der muslimischen Bevölkerung 
vergleichsweise hoch ist. Auf der anderen Seite haben jene Bezirke, die einen sehr 
niedrigen Anteil an Substandardwohnungen aufweisen, nämlich die Oberschicht-
Bezirke Hietzing (1,2%) und Innere Stadt (2,2%) sowie die Stadterweiterungsgebiete 
mit reger Neubautätigkeit, Liesing (1,5%) und Donaustadt (1,5%)436, auch einen 
vergleichsweise niedrigen Anteil an muslimischer Wohnbevölkerung. Da man leider 
die Ausstattungskategorie von Wohnungen auf Grund der Datenlage nicht mit der 
Dimension Religionszugehörigkeit verknüpfen kann, muss hier stellvertretend die 
Ausstattungskategorie von Hauptwohnsitzwohnungen in Wien mit der Staats-
angehörigkeit, nämlich jener der größten muslimischen Minderheiten Wiens, der 
türkischen und bosnisch-herzegowinischen, verknüpft werden. 
433 Statistik Austria (Hg.), Wohnsituation der Bevölkerung. Ergebnisse der Volks-, Gebäude- und 
Wohnungszählung 2001 (Wien 2006) 17.
434 Statistik Austria (Hg.), Wohnsituation der Bevölkerung, 23.
435 Statistik Austria (Hg.), Wohnsituation der Bevölkerung, 25.





















Österreich Türkei & Bosnien-Herzegowina
Abb. 26) Wohnungsausstattung von ÖsterreicherInnen sowie TürkInnen und 
Bosnien-HerzegowinerInnen im Jahr 2001437
Quelle: Statistik Austria, Volkszählung 2001; meine Berechnung; meine Grafik
Abbildung 26 zeigt deutlich die Unterschiede in der Ausstattungskategorie der 
Wohnungen. Während 88% der ÖsterreicherInnen in der besten Wohnungskategorie 
wohnen, ist dieser Wert bei Menschen mit türkischer und bosnisch-herzegowinischer 
Staatsbürgerschaft mit 51,7% klar niedriger. Ein umgekehrtes Bild präsentiert sich am 
unteren Ende der Wohnungskategorien, wo 36,4% der türkischen und bosnisch-
herzegowinischen Minderheit in Kategorie D-Wohnungen leben, während das nur für 
5% der ÖsterreicherInnen zutrifft. Kategorie C-Wohnungen haben für keine der 
beiden untersuchten Gruppen eine Bedeutung, Kategorie B stärker für TürkInnen und 
Bosnien-HerzegowinerInnen, von denen 10,4% in dieser Kategorie leben, im 
Vergleich zu nur 5,4% der ÖsterreicherInnen. Um auch jene MuslimInnen aus der 
Türkei und Bosnien-Herzegowina erfassen zu können, die bereits im Besitz der 
österreichischen Staatsbürgerschaft sind, und um den Effekt der Staatsbürgerschaft 
auf die Wohnsituation zu untersuchen, wird nun auch der Anteil der im Ausland 
geborenen, österreichischen StaatsbürgerInnen eingerechnet. Abbildungen 27 und 28 
zeigen dabei deutlich, dass Menschen mit Migrationshintergrund, die bereits die 
österreichische Staatsbürgerschaft besitzen, in Wohnungen mit besserer Wohnungs-
ausstattung leben. 
























Kategorie A Kategorie D
Abb. 27) Wohnungsausstattung von TürkInnen und Bosnien-HerzegowinerInnen 
mit österreichischer Staatsbürgerschaft438
Quelle: Statistik Austria, Volkszählung 2001, meine Grafik
Abb. 28) Wohnungsausstattung von TürkInnen und Bosnien-HerzegowinerInnen 
ohne österreichische Staatsbürgerschaft439
Quelle: Statistik Austria, Volkszählung 2001, meine Grafik
Abbildungen 27 und 28 zeigen deutlich, dass eine lange Aufenthaltsdauer in 
Österreich, die ja für die Erlangung der Staatsbürgerschaft notwendig ist, gekoppelt 
mit dem Erlangen der Staatsbürgerschaft speziell für TürkInnen die Wohnsituation 
verbessert. Während fast ebenso viele TürkInnen ohne österreichische Staatsbürger-
schaft in Kategorie D-Wohnungen wie in Kategorie A-Wohnungen leben, nämlich 
438 Statistik Austria (Hg.), Wohnsituation der Bevölkerung, 128; meine Grafik.
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40,7% im Vergleich zu 46%, haben sich diese Werte für TürkInnen mit 
österreichischer Staatsbürgerschaft drastisch verbessert. Von dieser Gruppe leben 
71,7% in Wohnungen der höchsten Ausstattungskategorie, während der Anteil jener, 
die in der schlechtesten wohnen, bei 20% liegt. Dieser Wert ist nur halb so hoch wie 
jener für TürkInnen ohne österreichische Staatsbürgerschaft. Die Diskrepanz ist auch 
bei Bosnien-HerzegowinerInnen deutlich zu sehen, wenn auch der Unterschied bei 
den Wohnungen der besten Kategorie nicht so dramatisch ist wie bei TürkInnen. 
77,2% der Menschen mit bosnisch-herzegowinischem Migrationshintergrund, die im 
Besitz der österreichischen Staatsbürgerschaft sind, leben in Kategorie A-Woh-
nungen. Bosnien-HerzegowinerInnen ohne österreischische Staatsbürgerschaft leben 
dagegen nur zu 60,8% in Kategorie A-Wohnungen. Größer ist der prozentuale 
Unterschied bei Kategorie D-Wohnungen. Während 30,2% der ImmigrantInnen aus 
Bosnien-Herzegowina ohne österreichische Staatsbürgerschaft in solchen Wohnungen 
leben, hat sich dieser Wert bei jenen mit österreichischer Staatbürgerschaft mit 15,9% 
praktisch halbiert. Vergleicht man die türkische und die bosnisch-herzegowinischen 
Minderheiten direkt miteinander, zeigt sich, dass die Wohnsituation letzterer besser ist 
als jene der türkischen Minderheit, wobei sich die Kluft verringert, sobald beide die 
österreichische Staatsbürgerschaft besitzen. Ohne diese gelingt es vor allem 
TürkInnen nur sehr schlecht, eine Wohnung im besten Segment zu erreichen.
Zusammenfassend kann also gesagt werden, dass Menschen mit türkisch- und 
bosnisch-herzegowinischem Migrationshintergrund im Vergleich zur Mehrheitsbevöl-
kerung wesentlich öfter in schlechter ausgestatteten Wohnungen leben. Diese Katego-
rie C- und D-Wohnungen befinden sich vorwiegend in so genannten »Gründerzeit-
häusern«, von denen die meisten zwischen den 70er Jahren des 19. Jahrhunderts und 
dem Ersten Weltkrieg gebaut wurden. Die zu dieser Zeit errichteten Wohnungen 
waren nicht regelmäßig über die Stadt verteilt, sondern ganze Stadtteile wurden aus 
dem Boden gestampft.440 Das führte dazu, dass diese Wohnungen, die qualitativ oft 
nur mangelhaft gebaut wurden, eine hohe räumliche Konzentration aufweisen. Die 
von Fassmann und Hatz mit den Daten der Volkszählung 2001 berechneten 
Segregationsindizes für die Verteilung von Gründerzeitwohnungen in Wien ergab auf 
Ebene der Bezirke einen Wert von 41 und auf Ebene der Zählbezirke einen von 50.441
440 Magistrat der Stadt Wien (MA 18) (Hg.), Wohnqualität der Gründerzeitviertel.
441 Fassmann, Hatz, Fragmentierte Stadt? 72.
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Abbildung 29 zeigt die Verteilung der Substandardwohnungen in Wien im Jahr 2001, 
die, wie gesagt, sehr oft in Gründerzeithäusern entlang des Gürtels zu finden sind.
Abb. 29) Verteilung von Wohnungen der Kategorie C und D in Wien 2001442
Grafik entnommen aus: Fassmann, Hatz, Fragmentierte Stadt? 72.
Vergleich man Abbildung 29 mit Abbildung 20 (Verteilung der muslimischen 
Minderheit in Wien auf Zählbezirkebene), kann man feststellen, dass die Gebiete mit 
erhöhtem Anteil an Substandardwohnungen praktisch ident sind mit den Gebieten mit 
einem überdurchschnittlichen Anteil an muslimischer Wohnbevölkerung. Die 
Massierung der muslimischen Minderheit in diesen Gebieten ist also, wie schon mehr-
fach bemerkt, zumindest teilweise darauf zurückzuführen, dass die Erstintegration auf 
dem Wiener Wohnungsmarkt sehr stark von den geringeren finanziellen Mitteln, die 
ausländische Haushalte zur Verfügung haben, sowie der Tatsache, dass Gemeinde-
wohnungen auf Grund der zu kurzen Anwesenheit nicht zugänglich sind, geprägt, und 
daher ist eine Konzentration auf billigen Wohnraum des Privatmietsektors die Folge. 
442 Fassmann, Hatz, Fragmentierte Stadt? 72; Kartografie: G. Hatz; Geometrische Grundlage: 
WIGEOGIS; Datenquelle: Statistik Austria.
165
4.6.9. Der Wohnungsstandard in London und Wien – Parallelen 
und Unterschiede
Der Unterschied beim Wohnstandard der muslimischen Minderheiten in London und 
Wien ist sehr groß: Während mit 93% praktisch alle MuslimInnen in London in 
Kategorie A-Wohnungen leben, ist das in Wien nur bei 51,7% der ImmigrantInnen 
aus der Türkei und Bosnien-Herzegowina der Fall. Im schlechtesten Ausstattungs-
segment ist die muslimische Minderheit in London mit 0,32% praktisch nicht ver-
treten, in Wien hingegen leben 36,4% der TürkInnen und Bosnien-Herzegowiner-
Innen in diesem Segment. Wenn man die Situation in Österreich nach Staatsbürger-
schaft analysiert, sieht man, dass auch hier das schon mehrfach beobachtete Muster 
auftritt: Die Gruppe, deren Hauptimmigrationszeit früher war, nämlich jene aus dem 
ehemaligen Jugoslawien, schneidet besser ab. Das gilt sowohl dann, wenn sie noch 
nicht die österreichische Staatsbürgerschaft haben, als auch dann, wenn bereits sie 
ÖsterreicherInnen geworden sind. Während nur 46% aller TürkInnen ohne 
österreichische Staatsbürgerschaft in Kategorie A-Wohnungen leben, ist das bei 
60,8% der ImmigrantInnen aus Bosnien-Herzegowina der Fall. Vergleicht man den 
Wohnstandard von ÖsterreicherInnen mit türkischem und bosnisch-herzegowi-
nischem Migrationshintergrund, leben 71,7% der ersten Gruppe in Kategorie A-
Wohnungen und 77,2% der zweiten. Man sieht daran, dass lange Aufenthaltsdauer 
verbunden mit dem Erlangen der österreichischen Staatsbürgerschaft die Wohn-
situation stark verbessert. 
4.6.10. Die Versorgung mit Wohnraum in London
Die Unterversorgung mit Wohnraum hat in den vergangenen Jahren in London 
drastisch zugenommen, allein von 1991 bis 2004 ist der Wert um 35% gestiegen. 
Dabei sind vor allem der Nordosten und Osten der Stadt von diesem Phänomen 
besonders betroffen443, also genau jene Gegenden, in welchen überproportional viele 
MuslimInnen leben. Bei der Wohnraumversorgung haben viele MuslimInnen neben 
der allgemeinen Wohnraumknappheit, unter der alle Bevölkerungsteile leiden, 
zusätzlich damit zu kämpfen, dass in den letzten Jahren auf Grund der kleiner 
443 London Housing (Hg.), Overcrowded Housing and the Effects on London’s Communities (London 
2004), online unter 
<http://www.londonhousing.gov.uk/upload/public/attachments/338/briefing_overcrowdingcommAME
NDED2004.pdf> (15. August 2007) 2.
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werdenden Haushalte, der steigenden Anzahl an Ein-Personen-Haushalten und Profit-
überlegungen vorwiegend kleinere Wohnungen mit maximal zwei Schlafzimmern 
gebaut wurden. Es ist daher auch nicht überraschend, dass eine Studie über Wohn-
raumbedarf aus dem Jahr 2004 einen starken zusätzlichen Bedarf an Wohnungen mit 
vier Schlafzimmern ergeben hat.444 Kay Hampton, ehemalige Vorsitzende der 
Commission for Racial Equality, bestätigt: „[Die Behörden] haben es nicht geschafft, 
den Typus an Unterkünften, den die muslimische Minderheit benötigt, bereitzustellen 
[meine Übersetzung].“445 Die Ausrichtung der Wohnbautätigkeit auf die
durchschnittliche weiße Bevölkerung, die eine Knappheit an größeren Wohnungen 
zur Folge hat, trifft natürlich vor allem die muslimische Minderheit in London, da 
muslimische Haushalte, wie bereits früher in dieser Arbeit dargestellt wurde, mit im 
Schnitt 3,8 Personen die größten in Großbritannien sind. Die Folge dieser 
Entwicklung sind häufiger Überbelag und beengte Wohnverhältnisse. Der 
Wohnungsbelag wird in Großbritannien nach der Anzahl der zur Verfügung 
stehenden Zimmer pro Haushaltsmitglied berechnet. Die in der folgenden Abbildung 
verwendeten Einheit »-1 oder weniger« bedeutet, dass mindestens ein Raum zu wenig 
zur Verfügung steht und daher Überbelag besteht. Die Einheit »null« bedeutet, dass 
die Wohnungsgröße exakt den gesetzlichen Vorgaben entspricht, »eins« bedeutet, 
dass ein Zimmer mehr als notwendig zur Verfügung steht, »+2 oder mehr«, dass 
zumindest zwei Zimmer mehr als laut Gesetzgeber notwendig zur Verfügung stehen. 
Für eine Einzelperson gilt ein Einzimmerapartment (bedsit) als ausreichend groß, ein 
Paar sollte ein Schlafzimmer (one bedroom) zur Verfügung haben. Für jede Person 
über 10 Jahre wird ein weiteres Schlafzimmer hinzugerechnet. Im Falle von mehreren 
Kindern gilt, dass ein Schlafzimmer für unterschiedlich geschlechtliche Kinder ab 
einem Alter von 6 Jahren hinzukommen sollte, bei gleichgeschlechtlichen ist diese 
Grenze mit 10 Jahren höher.446
Leider kann man auf Grund der Datenlage den Wohnungsbelag in London nicht mit 
der Dimension Religion koppeln, was bedeutet, dass der Umweg über die ethnischen 
Minderheiten gemacht werden muss. Folgende Abbildung vergleicht daher die 
Versorgung mit Wohnraum in London von weißen BritInnen sowie Banglade-
scherInnen und PakistanerInnen:
444 Jonathan Lee; Greater London Authority (Hg.), Greater London Housing Requirement Study. 
Report of Findings for the Greater London Authority (London 2004) 7-10.
445 Oral History Interview mit Professor Kay Hampton, 1.






















Weiße BritInnen PakistanerInnen & BangladescherInnen
Abb. 30) Versorgung mit Wohnraum von weißen BritInnen sowie 
PakistanerInnen und BangladescherInnen in London 2001 in Zimmeranzahl447
Quelle: Office for National Statistics, Census 2001; meine Berechnung; meine Grafik
Abbildung 30 zeigt deutlich den eklatanten Unterschied bei der Wohnraumversorgung 
zwischen der Mehrheitsbevölkerung und der pakistanischen und bangladeschischen 
Minderheit. Während 88,2% der weißen BritInnen ausreichend mit Wohnraum 
versorgt sind oder Unterbelag besteht, ist dieser Anteil bei PakistanerInnen und 
BangladescherInnen mit 49,8% entscheidend geringer. Mit 40,5% lebt annähernd die 
Hälfte der weißen BritInnen in Wohnungen oder Häusern, in denen sie mindestens 
zwei Zimmer mehr als notwendig zur Verfügung haben, womit das die größte
Kategorie für diese Bevölkerungsgruppe ist. Im Gegensatz dazu finden sich nur 
12,8% der pakistanischen und bangladeschischen Minderheit in dieser Kategorie. Mit 
13,8% steht ungefähr gleich vielen PakistanerInnen und BangladescherInnen ein 
Zimmer mehr als die Standardversorgung zur Verfügung. Bei der Mehrheits-
bevölkerung können sich mit 23,6% rund 10% mehr über diesen Luxus freuen. 
Praktisch ausgeglichen sind die Zahlen bei der Versorgung mit ausreichendem 
Wohnraum: 24,1% der weißen BritInnen und 23,2% der PakistanerInnen und 
BangladescherInnen haben genau so viele Zimmer zur Verfügung wie der 
Gesetzgeber als ausreichend einstuft. Die größte Kluft herrscht bei den untersuchten 
Bevölkerungsgruppen, wenn die Zahl der Wohnungen mit Überbelag ermittelt wird. 
Nur 11,8% der weißen BritInnen leben in Unterkünften, die zu wenig Zimmer im 
Verhältnis zur Personenanzahl aufweisen. Im Vergleich dazu lebt mit 50,2% rund die 
447 Zahlenquelle: Office for National Statistics, Census 2001, Table S123; meine Berechnung; meine 
Grafik.
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Hälfte der pakistanischen und bangladeschischen Minderheitsgruppe in solchen 
Wohnstätten. Splittet man die beiden Ethnien auf, zeigt sich, dass die Versorgung mit 
Wohnraum für die bangladeschische Minderheit wesentlich schlechter ist als jene der 
PakistanerInnen. 61,7% der BangladescherInnen haben mindestens ein Zimmer zu 
wenig, während das bei PakistanerInnen »nur« für 37,9% zutrifft.
Wie bereits eingangs erwähnt ist der Überbelag nicht regelmäßig über die Bezirke 
Londons verteilt. Die beiden Bezirke mit der höchsten Anzahl an überbelegten 
Wohnungen sind auch jene Bezirke, die den mit Abstand größten prozentualen Anteil 
an MuslimInnen haben, nämlich Tower Hamlets und Newham. Untersucht man den 
Überbelag in diesen beiden Bezirken, zeigt sich, dass es bei allen ethnischen Gruppen 
häufiger zu Überbelag kommt als londonweit. In Tower Hamlets und Newham leben 
68,2% aller BangladescherInnen in zu kleinen Wohnungen; die Wohnversorgung für 
PakistanerInnen ist auch in den beiden ausgewählten Bezirken besser, mit 47,4% 
leben um rund 20% weniger in Wohnungen, die zumindest ein Zimmer zu wenig im 
Verhältnis zur Personenanzahl im Haushalt aufweisen.448
4.6.11. Die Versorgung mit Wohnraum in Wien
Wie bei der Ausstattungskategorie zeigt sich auch bei der Belagsstruktur von 
Wohnungen, dass die Kennzahlen deutlich mit der Staatsbürgerschaft korrelieren. Wie 
die folgende Abbildung zeigt, ist die Versorgung der türkischen und bosnisch-
herzegowinischen Minderheiten mit Wohnraum im Vergleich zur Gesamtbevölkerung 
unterdurchschnittlich. Das bedeutet, dass Überbelag, also das Leben in beengten 
Verhältnissen, bei muslimischen Haushalten wesentlich öfter Alltag darstellt als das 
beim Rest der Bevölkerung der Fall ist.449 Was Überbelag ist, richtet sich in Wien 
nach einer Kombination aus Anzahl der Personen, die in einer Wohnung leben, und 
der Anzahl und Größe der Zimmer. Als überbelegt gelten Wohnungen, die kleiner als 
15m2 sind, oder wenn die Wohnräume im Durchschnitt kleiner als 8m² sind. Des 
Weiteren herrscht Überbelag, wenn die Anzahl der Wohnräume im Verhältnis zur 
Zahl der Personen im Haushalt zu gering ist. In Wien gilt eine Wohnung mit einem 
Wohnraum (inklusive Nebenräumen) als überbelegt, wenn zwei oder mehr Personen 
448 Zahlenquelle: Office for National Statistics, Census 2001, Table S123; meine Berechnung.
449 Da auch bei dieser Datensammlung eine Unterteilung in Religionsbekenntnisse fehlt, muss wieder 


















weniger als 20 20 bis 59,9 mehr als 60






ÖsterreicherInnen TürkInnen & Bosnien-HerzegowinerInnen
in ihr wohnen. Bei Wohnungen mit zwei Wohnräumen liegt diese Grenze bei drei 
Personen, bei Wohnungen mit drei Wohnräumen bei fünf Personen, bei Wohnungen 
mit vier Räumen bei sieben Personen und bei Wohnungen mit fünf Räumen bei neun 
Personen.450
Abb. 31) Versorgung mit Wohnraum von ÖsterreicherInnen sowie TürkInnen 
und Bosnien-HerzegowinerInnen in Wien 2001 in Quadratmetern pro 
Person451
Quelle: Statistik Austria, Wohnsituation der Bevölkerung 2001; meine Berechnung; meine Grafik
Abbildung 31 zeigt die dramatischen Unterschiede bei der Nutzfläche pro Person 
zwischen der Mehrheitsbevölkerung und der bosnisch-herzegowinischen und 
türkischen Minderheit. Während nur 8,6% der ÖsterreicherInnen in Wien mit weniger 
als 20 Quadratmetern pro Person das Auslangen finden müssen, finden sich bei 
TürkInnen und Bosnien-HerzegowinerInnen mit 59,4% die Mehrheit der Personen in 
diesem Segment. Die Mehrheit der ÖsterreicherInnen haben zwischen 20 und 59,9m2
zur Verfügung, während nur rund ein Drittel, genauer 37,5% der türkischen und 
bosnisch-herzegowinischen Minderheit so viel Wohnraum pro Person zur Verfügung 
hat. In die Kategorie jener, die mehr als 60 m2 pro Person zur Verfügung haben, fallen 
immerhin 24,6% der ÖsterreicherInnen, aber nur 3,2% der TürkInnen und Bosnien-
HerzegowinerInnen. Auch bei der Nutzfläche pro Person bestätigt sich der Trend, 
dass BürgerInnen mit einer bosnisch-herzegowinischen Staatsbürgerschaft besser mit 
450 Stadt Wien – Wiener Wohnen (Hg.), Vormerkgrund für Gemeindewohnungen bei Überbelag und 
Familiensplitting (Wien o.J.), online unter 
<http://www.wien.gv.at/wohnen/wienerwohnen/wohnungsansuchen-kriterien/ueberbelag.html> (08. 
November 2007).
451 Statistik Austria (Hg.), Wohnsituation der Bevölkerung, 125; meine Berechnung; meine Grafik.
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Wohnraum versorgt sind als jene aus der Türkei. Während immerhin 42% der 
Bosnien-HerzegowinerInnen pro Person zwischen 20 und 59,9 m2 zur Verfügung 
haben, sind das bei der türkischen Minderheit nur 32,9%. Im Segment unter 20m2
befinden sich 63,7% aller TürkInnen, aber »nur« 55,1% der Bosnien-
HerzegowinerInnen. Besonders groß ist der Unterschied im allerkleinsten Segment, 
nämlich jenem unter 10m2 pro Person. In dieses fallen 6,1% der Bosnien-
HerzegowinerInnen, aber mit 18,3% ungefähr drei Mal so viele TürkInnen. 
ÖsterreicherInnen sind in diesem Segment mit 0,5% praktisch nicht vorhanden.452
Die Tatsache, dass Minderheiten aus der Türkei und Bosnien-Herzegowina pro Person 
weniger Wohnraum zur Verfügung haben, hängt unter anderem damit zusammen, 
dass die Wohnungen dieser Minderheiten eine deutlich kleinere Nutzfläche aufweisen 
als jene der Mehrheitsbevölkerung. Die durchschnittliche Wohnungsgröße von 
Menschen mit bosnisch-herzegowinischer Staatsbürgerschaft war im Jahr 2001 67m2, 
jene der türkischen Haushalte war mit 68,8m2 leicht größer. Absolute 
SpitzenreiterInnen waren österreichischen StaatsbürgerInnen, die mit 103,8m2
ungefähr 50% mehr Wohnfläche zur Verfügung hatten.453 Zur Tatsache, dass 
ÖsterreicherInnen im Schnitt in größeren Wohnungen leben, kommt noch hinzu, dass 
türkische und bosnisch-herzegowinische Haushalte im Durchschnitt aus mehr 
Personen bestehen als jene der Mehrheitsbevölkerung. Die höchste durchschnittliche 
Haushaltsgröße wiesen im Jahr 2006 jene Haushalte auf, deren Haushalts-
repräsentantInnen türkisch war, nämlich 3,46. Ex-jugoslawische Haushalte (ohne 
Slowenien) umfassten im Schnitt 2,72 Personen und österreichische Haushalte
bildeten mit durchschnittlich 1,9 Personen das Schlusslicht.454 Die höhere 
Haushaltsgröße der türkischen Haushalte im Vergleich zu jenen aus Bosnien-
Herzegowina erklärt auch, warum TürkInnen die niedrigste Quadratmeteranzahl pro 
Kopf zur Verfügung steht, obwohl die Wohnungen der türkischen Minderheit leicht 
größer sind als jene der bosnisch-herzegowinischen. 
Die in diesem Abschnitt genannten Zahlen sind die Dokumentation der realen 
Situation, dass türkische und bosnisch-herzegowinische Haushalte sehr oft Überbelag 
aufweisen. Das bedeutet, dass sie im Vergleich zur Gesamtbevölkerung wesentlich 
452 Statistik Austria (Hg.), Wohnsituation der Bevölkerung, 125.
453 Statistik Austria (Hg.), Statistisches Jahrbuch 2007 (Wien 12/2006) 270.
454 Statistik Austria (Hg.), Mikrozensus-Arbeitskräfteerhebung 2006 (Wien 05/2007), online unter 
<http://www.statistik.at/web_de/static/privathaushalte_nach_staatsangehoerigkeit_des_haushaltsreprae
sentanten_hau_023303.pdf> (26. Juli 2007).
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häufiger in beengten Wohnverhältnissen leben. Eine Studie aus dem Jahr 1996 ergab, 
dass nur 19% aller ImmigrantInnen über ein eigenes Zimmer verfügen. Das bedeutet, 
dass 68% ihr Zimmer mit einer anderen Person teilen müssen, von denen 4% ihr 
Zimmer mit einer Person teilen müssen, mit der sie nicht verwandt sind. Von den
Personen, die kein Zimmer ihr eigen nennen dürfen, teilt es mit 46% die 
überwiegende Mehrheit mit einer weiteren Person, 16% leben zu dritt in einem 
Zimmer und immerhin 6% müssen sich einen Raum zu viert teilen.
Abschließend muss noch bemerkt werden, dass der Überbelag mit der Länge des 
Aufenthalts abnimmt.455
4.6.12. Die Versorgung mit Wohnraum in London und Wien –
Parallelen und Unterschiede
Ein Problem bei der Detailanalyse der Wohnraumversorgung in London und Wien 
stellen die unterschiedlichen Methoden der Größenbestimmung einer Wohnung dar: 
In Großbritannien werden generell keine m2-Größen erhoben. Es wird lediglich die 
Anzahl der Schlafzimmer angegeben, was insofern ungenau ist, da ein »double 
bedroom« von sehr unterschiedlicher Größe sein kann. Die fehlende Quadratmeter-
angabe bedeutet, dass Wohnungen, die in Großbritannien auf Grund der Zimmer-
anzahl mit dem Prädikat ausreichend groß versehen werden, in Wien als überbelegt 
gelten können, weil die durchschnittliche Zimmergröße zu klein ist. Diese kleine 
statistische Ungenauigkeit hat aber ob des eindeutigen Trends in beiden Städten 
keinen Einfluss auf das Ergebnis. Sowohl in London als auch in Wien leben 
Menschen aus muslimischen Haushalten im Schnitt in wesentlich beengteren 
Verhältnissen als die Durchschnittsbevölkerung. Die Wienerinnen und Wiener haben 
durchschnittlich 38m2 Wohnfläche pro Person zur Verfügung, was bedeutet, dass 
mehr als die Hälfte jener WienerInnen, die türkischen oder bosnisch-
herzegowinischen Migrationshintergrund aufweisen, unterdurchschnittlich mit Wohn-
raum versorgt sind. Das gleiche Bild findet man in London, wo ungefähr die Hälfte 
der Menschen mit pakistanischem und bangladeschischem Migrationshintergrund 
nicht nur in beengteren Verhältnissen als die Durchschnittsbevölkerung lebt, sondern 
in Wohnungen, die als überbelegt eingestuft werden. Sowohl in Wien als auch in 
London zeigen sich Unterschiede bei der Wohnraumversorgung der beiden größten 
455 Bständig, Czasny, Hartik, Nowak, Wohnverhältnisse von sozial Schwachen in Wien, B-27f.
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ethnischen Gruppen unter den MuslimInnen. In Wien lebt die türkische Gemeinschaft 
in beengteren Verhältnissen als die bosnisch-herzegowinische, in London ist der 
Überbelag bei der bangladeschischen Bevölkerung besonders häufig. Das bedeutet, 
dass in beiden Städten jene muslimischen Zuwanderergruppen am schlechtesten 
gestellt sind, deren Hauptzuwanderungsphase in der jüngeren Geschichte liegt.
4.6.13. Wohnbezogene Beihilfen in London
Im Bereich »Wohnen« gibt es in London zwei Beihilfen, die jeweils von den Bezirken 
vergeben und bezahlt werden, nämlich die Housing Benefit (der Begriff wäre wohl auf 
Grund der Beschaffenheit der Unterstützung mit »Mietwohnungszuschuss« zu 
übersetzen) und die Council Tax. Die Council Tax entspricht ob ihrer Verwendung am 
ehesten den Gemeindeabgaben in Österreich. Da sie aber für jede Immobilie zu 
bezahlen ist und auf Basis des Preises errechnet wird, den die Immobilie am freien 
Markt am 1. April 1991 im Falle eines Verkaufs erzielt hätte, fällt diese Beihilfe auch 
in den Bereich Wohnen.456 Auf Grund der Beschaffenheit der Beihilfe ist sie eine 
indirekte Förderung, da in bestimmten Fällen eine Ermäßigung beziehungsweise ein 
Wegfall der Council Tax vorgesehen ist.
Der Schwerpunkt der Förderungen im Vereinigten Königreich liegt eindeutig auf der 
Subjektförderung. Bei der Berechnung von Stagel, der aber die Council Tax nicht 
berücksichtigt hat, macht die Subjektförderung 88% aus, die Objektförderung hat 
einen Anteil von 12%, und indirekte Förderungen gibt es keine.457 Diese einseitige 
Schwerpunktlegung auf die Subjektförderung hat laut Stagel schwerwiegende 
Nachteile:
Ein allein auf Förderung über Beihilfen konzentriertes System führt allerdings dazu, 
dass Wohnungspolitik nicht mehr Teil einer allgemeinen Wohlfahrtspolitik darstellt, 
sondern nur mehr eine Hilfe für Bedürftige. Weiters entsteht beim Empfänger eine 
Abhängigkeit von diesen Zuwendungen. Das zeigt sich am Beispiel des Vereinigten 
Königreichs, wo die Beihilfe für die Empfänger im Sozialwohnungssektor im Durch-
schnitt 90 % der Miete abdeckt. Diese Abhängigkeit bedeutet auch, dass die Empfän-
ger z. B. Verschlechterungen der Bezugsbedingungen ausgesetzt sind oder eine schlei-
456 Eine Einschätzung, die nicht von jedermann geteilt wird. In einer Studie von Stagel, der im Jahr 
2004 internationale Wohnbauförderungen verglichen hat, kommt die Council Tax nicht vor. Vgl. 
Wolfgang Stagel, Wohnbauförderung und Wohnversorgung im internationalen Vergleich (Linz 2004), 
online unter <http://www.isw-
linz.at/media/files/Forschungsberichte/wohnbaufoerderung_kurzfassung.pdf> (05. Juni 2006).
457 Stagel, Wohnbauförderung und Wohnversorgung im internationalen Vergleich, 7.
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chende Entwertung durch eine fehlende Anpassung der Richtwerte für den Bezug 
hinnehmen müssen458
Die unbestreitbar wichtigste Förderung im Vereinigten Königreich und damit auch 
London ist die Housing Benefit:
4.6.13.1. Housing Benefit
Die Housing Benefit ist die einzige direkte Beihilfe und wird von den einzelnen 
Bezirken vergeben. Prinzipiell hat man ein Anrecht auf Housing Benefit, wenn man 
seine Wohnstätte mietet und über ein niedriges Einkommen verfügt. Des Weiteren 
darf man keine Ersparnisse über 16.000 Pfund besitzen, in einer Wohnung einer/s 
engen Verwandten leben, VollzeitstudentIn sein (außer man ist behindert oder hat 
Kinder), Asylsuchende/r sein und darüber hinaus für die Tatsache, dass man in 
Großbritannien lebt, gefördert werden. Des Weiteren muss man, wenn man weniger 
als zwei Jahre in Großbritannien gelebt hat, beweisen, dass man das Recht hat, in 
Großbritannien zu sein und seinen dauernden Wohnsitz dort hat. Weitere Restrik-
tionen sind, dass nur ein Ehepartner oder Zivilpartner um Wohngeld ansuchen kann 
und dass allein stehende Menschen unter 25 Jahren generell nur um Einzimmer-
apartments oder ein Zimmer in einer Wohngemeinschaft ansuchen können. Die Höhe 
der Housing Benefit richtet sich nach einer ganzen Reihe von Kriterien; die 
wichtigsten sind die Anzahl der Kinder, das Alter, wie hoch die eigenen Ersparnisse 
und jene der/s Partnerin/s sind, ob die Wohnung der Haushaltsgröße angemessen ist, 
und ob die Miete für die Wohnung und die Wohnumgebung angemessen ist.459
4.6.13.2. Council Tax Benefit
Nach der Schätzung des Marktwertes werden Immobilien einer der acht 
Standardeinheiten zugerechnet, wonach sich die Höhe der Council Tax richtet.460
Die Anforderungen, um eine Council Tax Beihilfe zu bekommen, das heißt eigentlich,
um weniger Council Tax zahlen zu müssen, sind die gleichen wie beim Wohngeld. 
Die beiden größten Unterschiede sind, dass die Council Tax Beihilfe unabhängig vom 
458 Stagel, Wohnbauförderung und Wohnversorgung im internationalen Vergleich, 8.
459 Vgl. Department for Work and Pensions (DWP), Housing Benefit (London, April 2007), online 
unter <http://www.dwp.gov.uk/lifeevent/benefits/housing_benefit.asp#caniget> (20. August 2007). 
Hier findet man auch eine genaue Auflistung aller Dinge, die die Höhe des Wohngeldes beeinflussen.
460 Die Einteilung der Immobilien schaut wie folgt aus: Band A, die billigste Einheit, geht bis 40,000£, 
B von 40.001 bis 52.000, C von 52.001 bis 68.000, D von 68.001 bis 88.000, E von 88.001 bis 
120.000, F von 120.001 bis 160.000, G von 160.001 bis 320.000 und unter H fällt jede Immobilie, die 
mehr als 320.001 Pfund Wert ist.
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Rechtsgrund der Wohnungsnützung gezahlt wird, also auch bei Eigenheimen. Des 
Weiteren gibt es einen so genannten Second Adult Rebate. Damit ist gemeint, dass 
man einen Rabatt in dem Fall bekommt, wenn man mit einer/m zweiten Erwachsenen, 
sei es in einer Wohngemeinschaft oder einer Beziehung, im gleichen Haushalt wohnt 
und diese/r die Council Tax nicht zu zahlen braucht. Die Höhe der Council Tax-
Beihilfe hängt von denselben Kriterien ab wie jene des Wohngeldes, also die Anzahl 
der Kinder, das Alter, wie hoch die eigenen Ersparnisse und jene der/s Partnerin/s 
sind, ob die Wohnung der Haushaltsgröße angemessen ist, und ob die Miete für die 
Wohnung und die Wohnumgebung angemessen ist. Die höchste Beihilfe ist der Erlass 
der gesamten Council Tax.461
4.6.14. Wohnbezogene Beihilfen in Wien
In Österreich stellten und stellen Förderungen eine wichtige Regulierung am 
Wohnungsmarkt dar. So wurden zum Beispiel seit 1945 rund 59% der errichteten 
Wohnungen unter Zuhilfenahme von Mitteln der Wohnbauförderung finanziert.462
Die öffentlichen Aufwendungen für wohnbezogene Beihilfen setzen sich folgender-
maßen zusammen:
• Subjektförderung (das ist eine direkte Förderung von Personen, zum 
Beispiel ein Zuschuss zu den Mietkosten)
• Objektförderung (das ist eine „Förderung der Errichtung und Sanierung 
von (Wohn-)Häusern beziehungsweise Verbesserung von Woh-
nungen.“463); Objektförderungen sind zum Beispiel finanzielle Förder-
ungen beim Dachbodenausbau, bei der Sanierung von Wohnraum oder der 
Errichtung von Eigenheimen.464
• indirekte Förderungen durch Steuererleichterungen
Eine Untersuchung aus dem Jahr 2004 zeigte, dass in Österreich die Objektförderung 
besonders prominent ist. Von den Ausgaben für wohnbezogene Beihilfen entfallen 
78% auf die Objektförderung, 15% sind indirekte Förderungen, und Subjekt-
461 Vgl. Department for Work and Pensions (DWP), Council Tax Benefit (London, März 2006), online 
unter <http://www.dwp.gov.uk/lifeevent/benefits/council_tax_benefit.asp> (20. August 2007).
462 Giffinger, Wohnungsmarktbarrieren und Stadtentwicklung, 88f.
463 Magistrat der Stadt Wien (MA50) (Hg.), Wohnbauförderung und Schlichtungsstelle für 
wohnrechtliche Angelegenheiten (Wien o.J.), online unter <http://www.wien.gv.at/ma50st/> (04. Juni 
2008).
464 Vgl. Schallaböck, Fassmann, Bedeutung des Wohnens für Integrationsprozesse, 14.
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förderungen machen lediglich 7% des Aufwandes auf.465 Die starke Konzentration auf 
die Objektförderung hat laut Stagel etliche Vorteile: 
• Sie regt die Neubautätigkeit an und kann auf diesem Weg zu einem Ausgleich 
von Angebot und Nachfrage am Wohnungsmarkt beitragen.
• Dieser Ausgleich von Angebot und Nachfrage wirkt wiederum kostendämpfend 
auf die Preise am Wohnungsmarkt.466
Die Subjektförderung ist jedoch eine wichtige Ergänzung zur Objektförderung, da sie 
sozial treffsicher ist und damit dazu beiträgt, dass nur sozial Bedürftige davon 
profitieren, was die Kluft zwischen Arm und Reich vermindert.
In Wien gibt es folgende Beihilfen:
4.6.14.1. Die Wohnbeihilfe des Landes Wien
Die Wohnbeihilfe ist eine Subjektförderung und eine Hilfeleistung zum monatlichen 
Wohnungsaufwand, die sowohl für geförderte als auch für nicht geförderte 
Wohnungen ausbezahlt werden kann. Jede/r österreichische StaatsbürgerIn sowie 
BürgerInnen eines EU-Staates haben die Möglichkeit, einen Antrag auf die auf 
maximal zwei Jahre befristete Wohnbeihilfe zu stellen. Für AusländerInnen aus 
Drittstaaten gilt seit 01.06.2001, dass sie einen Antrag stellen können, wenn sie einen 
fünfjährigen legalen Aufenthalt in Österreich nachweisen können. Die Förderung 
kann nur von der im Mietvertrag aufscheinenden Person für eine Wohnung beantragt 
werden, in der sich die/der EmpfängerIn regelmäßig aufhält, was Wohngemein-
schaften inkludiert. 
Ein weiteres wichtiges Kriterium ist ein zu erreichendes Netto-Haushaltsmindest-
einkommen467, unter welchem keine Wohnbeihilfe gewährt wird. Es muss zumindest 
der Richtsatz für Ausgleichszulagen nach dem Allgemeinen Sozialversicherungs-
gesetz erreicht werden, der folgendermaßen berechnet wird: Mindestpension mal 14 
dividiert durch zwölf. Diese Grenze liegt zur Zeit bei 690,06 Euro netto für Allein-
stehende, zwei Personen müssen mindestens über 1037,13 Euro netto Haushalts-
einkommen verfügen, und für jedes Kind sind weitere 72,32 Euro hinzuzuzählen, für 
465 Stagel, Wohnbauförderung und Wohnversorgung im internationalen Vergleich, 7.
466 Stagel, Wohnbauförderung und Wohnversorgung im internationalen Vergleich, 8.
467 Zum Mindesteinkommen zählen: Erhalt von Alimenten, Karenzgeld (Wochengeld), 
Arbeitslosengeld, Notstandshilfe beziehungsweise Sondernotstandshilfe, Sozialhilfe, AMFG-Beihilfe, 
Krankengeld, Stipendien von österreichischen Universitäten, Lehrlingsentschädigung, Präsenzentgelt, 
Zivildienstentgelt und die Familienbeihilfe, außer die Wohnung wurde nach dem WWFSG 1989 
gefördert.
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jeden weiteren Erwachsenen 347,07 Euro. Diese Grenzen werden bei begünstigten 
Personen, wie zum Beispiel Familien mit einem behinderten Kind, um 20% gesenkt. 
Neben diesem Mindesteinkommen gibt es auch ein Höchsteinkommen, dessen 
Überschreitung den Verlust der Wohnbeihilfe bedeutet. Weitere Kriterien, die über 
die Höhe der Förderung entscheiden, sind die Haushaltsgröße, die Wohnungsgröße 
und der Wohnungsaufwand. 
Keinen Anspruch auf Wohnbeihilfe hat man, wenn man selbst EigentümerIn der 
Liegenschaft ist oder zu dieser/m ein Naheverhältnis hat.468 Des Weiteren scheiden 
EigentümerInnen von ungeförderten Wohnungen oder Eigenheimen sowie jene 
Menschen, die in mit öffentlichen Mitteln sanierten Wohnungen leben, ebenso aus
wie BewohnerInnen von Heimplätzen und Wohnungen, die wie Heimplätze gefördert 
wurden.469
4.6.14.2. Die Wohnbauförderung
Eine weitere Form der Wohnbeihilfe ist die geförderte Sanierung, die eine Objekt-
förderung darstellt. Der Hintergedanke der geförderten Sanierung ist, MieterInnen, die 
durch die Erhöhung der Miete durch hausseitige Sanierungsmaßnahmen unzumutbar 
belastet werden, zu unterstützen. In diesem Falle müssen AusländerInnen keinen 5-
jährigen rechtmäßigen Aufenthalt nachweisen, sondern lediglich im Besitz einer 
Beschäftigungsbewilligung beziehungsweise eines Befreiungsscheines nach dem 
Ausländerbeschäftigungsgesetz sein. Damit sind ausländische Haushalte bei dieser 
Form der Förderung seit 1989 österreichischen gleichgestellt.470
4.6.14.3. Die Mietzinsbeihilfe des Finanzamtes
Mietzinsbeihilfe kann generell beantragt werden, wenn der Hauptmietzins auf Grund 
eines Gerichtsentscheids oder eines vom Vermieter eingehobenen Anhebungsbetrages 
oder Erhaltungs- oder Verbesserungsbeitrages auf mehr als das Vierfache oder um 
mehr als 0,33 Euro pro m2 Nutzfläche ansteigt. Um Mietzinsbeihilfe beziehen zu 
können, muss man in Österreich steuerpflichtige/r HauptmieterIn sein. Des Weiteren 
darf die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Haushaltes 7.300 € jährlich nicht über-
468 Nahe stehende Personen sind Ehegattin/e, Kinder, Enkelkinder, Lebensgefährtin/e, Eltern, 
Großeltern, Geschwister, Onkeln, Tanten, Neffen, Nichten, Cousins, Cousinen, Schwager und 
Schwägerin.
469 Magistrat der Stadt Wien (MA50) (Hg.), Wohnbeihilfe (Wien o.J.), online unter 
<http://www.wien.gv.at/ma50st/wohnbeihilfe/> (20. August 2007).
470 Vgl. MA50, Wohnbeihilfe & Giffinger, Wohnungsmarktbarrieren und Stadtentwicklung, 89.
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schreiten. Für die/den erste/n in der Wohnung lebenden Angehörige/n erhöht sich 
diese Summe um 1.825 Euro, für jede weitere Person um 620 Euro. Wird dieser 
Freibetrag überschritten, wird die Mietzinsbeihilfe um den übersteigenden Betrag 
gekürzt.471
4.6.15. Wohnbezogene Beihilfen in London und Wien – Parallelen 
und Unterschiede
Die Förderschiene im Bereich »Wohnen« ist in Wien wesentlich stärker ausgeprägt 
als jene in London. In London gibt es mit der Housing Benefit nur eine direkte 
Beihilfe in diesem Bereich, da die Council Tax nicht ausschließlich dem Wohnbereich 
zuzuordnen ist. Die Ursache für dieses geringe Angebot liegt in der stärker 
marktwirtschaftlich geprägten Tradition des Vereinigten Königreiches, das einerseits 
solchen Förderungen eher negativ gegenüber steht und andererseits bemüht ist, zu 
viele verschiedene Angebote aus Gründen des Verwaltungsaufwandes zu vermeiden. 
Die gleichen Gründe kann man für die im europäischen Vergleich bemerkenswerte 
Tatsache anführen, dass im Vereinigten Königreich die Subjektförderung mit 88% 
fast die gesamte Förderung ausmacht – eines der wichtigsten Kriterien ist aus 
Kostengründen die Treffsicherheit von sozialen Unterstützungen. Daher drängen auch 
muslimische Dachorganisationen wie The Muslim Council of Britain nicht auf andere 
oder höhere Förderungen, um die Wohnsituation der muslimischen Minderheit zu 
verbessern. Auf die Frage, ob man im Wohnbereich mehr Förderungen einführen 
sollte, um die kaum mehr leistbaren Wohnkosten in London zu verringern, antwortete 
Jamil Sherif, dass es besser wäre, zusätzliches Geld in andere Bereiche, wie 
Gesundheit, Bildung oder Weiterbildung, zu investieren.472 In Wien gibt es im 
Gegensatz dazu eine ganze Reihe an Objekt- und Subjektförderungen, teilweise von 
unterschiedlichen Körperschaften. Das bedeutet, dass die Stadt Wien hier ein 
Instrument hat, mit dem aktiv Wohnpolitik betrieben werden kann. Obwohl sich der 
Zugang zu Förderungen für Drittstaatenangehörige und damit einem großen Teil der
muslimischen Bevölkerung Wiens verbessert hat, gibt es teilweise immer noch die
Koppelung der Förderung an die Staatsbürgerschaft. Für die meisten Förderungen ist 
ein fünfjähriger Aufenthalt in Österreich nötig, eine Ausnahme bildet die geförderte 
471 Bundesministerium für Finanzen (Hg.), Antrag auf Mietzinsbeihilfe (o.O. o.J.), online unter 
<http://www.bmf.gv.at/service/formulare/steuern/beihilfe/mzb1/mzb1.pdf> (20. August 2007).
472 Oral History Interview mit Jamil Sherif, 5.
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Sanierung, bei der man lediglich eine Beschäftigungsbewilligung beziehungsweise 
einen Befreiungsschein vorweisen muss. Lediglich die vom Finanzamt ausgezahlte 
Mietzinsbeihilfe ist gänzlich von der Dimension Staatsbürgerschaft entkoppelt. In 
London existieren im Gegensatz zu Wien keine Einschränkungen auf Grund der 
Nationalität der/s Antragsstellerin/s – sobald man einen rechtmäßigen Wohnsitz in 
London hat, hat man, so man die anderen Voraussetzungen erfüllt, sowohl Anspruch 
auf die Housing Benefit als auch die Council Tax Benefit.
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5. Die Lebenswelten der muslimischen Minderheiten 
Londons und Wiens in Bildern
Nachdem in Kapitel 4 dargestellt wurde, dass die muslimischen Minderheiten sowohl 
in London als auch in Wien in bestimmten Gebieten der Stadt konzentriert wohnen, 
sollen nun an Hand von Bildern Beispiele für die Lebenswelten der beiden 
Minderheiten gebracht werden. Die Hauptdokumentationsgebiete sind dabei der 
Bezirk Tower Hamlets, besonders die Gegend um die Brick Lane im Falle Londons, 
und die Gürtelgegend mit Fokus auf die Umgebung des Brunnenmarktes im Bezirk 
Ottakring in Wien.
5.1. Ein Streifzug durch »Banglatown«
Die Brick Lane gilt als das Zentrum des bangladeschischen Lebens in London. Auf 
Grund dieses Einflusses, dem man aller Orts gewahr wird, wird dieser Bezirksteil im 
Volksmund »Banglatown«473 genannt. Banglatown wird als multikulturelles Zentrum 
mit Märkten und asiatischer Küche touristisch vermarktet, wie auch die Touristen-
broschüre »Exploring Banglatown and the Bengali East End«474 zeigt.
Das linke Foto zeigt »Brick Lane Arch«, der den Beginn der Brick Lane markiert. Auf 
dem rechten Foto sieht man ein Beispiel für die zweisprachige Beschriftung der 
Straßenschilder und Wegweiser von Banglatown.475
473 London Borough of Tower Hamlets, Spitalfields and Banglatown (London 2006), online unter 
<http://www.towerhamlets.gov.uk/data/discover/data/spitalfields/index.cfm> (01. Juni 2008).
474 London Borough of Tower Hamlets, Exploring Banglatown and the Bengali East End (London 
2006) 13, online unter <http://www.towerhamlets.gov.uk/data/discover/downloads/bengali-history-
walkmap.pdf> (01. Juni 2008).
475 Quellennachweis für alle Bilder dieses Kapitels: Meine Aufnahmen.
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Das linke Bild zeigt die Brick Lane, das rechte eine Zweigstelle der Sonali Bank, die 
direkt vor der Brick Lane Arch liegt, und von wo viele BangladescherInnen Geld nach 
Hause schicken.
Die nächsten beiden Bilder zeigen die Moschee »London Jamme Masjid«. Das 
Gebäude verkörpert die Geschichte des East Ends wie kein anderes: Es wurde 1743 
von Hugenotten als Kapelle erbaut; 1819 wurde das Gebäude in ein methodistisches 
Gotteshaus umgewandelt, im Jahr 1898 wurde es eine Synagoge und 1976 zog die 
zweite Moschee des East Ends in das Gebäude ein.476
Die nächsten beiden Abbildungen zeigen die unweit der Brick Lane liegenden U-
Bahn-Stationen Aldgate East und Aldgate. Zwischen der Station Liverpool Street und 
den beiden Aldgate-Stationen explodierte bei den Anschlägen vom 7. Juli 2005 eine 
Bombe in einem Waggon der Circle Line.477
476 London Borough of Tower Hamlets, Exploring Banglatown and the Bengali East End, 13.
477 House of Commons, Report of the Official Account of the Bombings in London on 7th July 2005 
(London 2006) 2, online unter <http://news.bbc.co.uk/1/shared/bsp/hi/pdfs/11_05_06_narrative.pdf> 
(01. Juni 2008).
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Die nächsten beiden Bilder zeigen den Straßenmarkt der Whitechapel High Street, in 
direkter Nähe zu Aldgate East.
Das linke Bild zeigt das nicht so schicke Nordende der Brick Lane. Das zweite Foto 
zeigt den Kontrast zwischen Spitalfields und der nahen City of London.
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500m östlich der U-Bahn-Station Station Aldgate East liegt die East London Mosque, 
eine der größten Moscheen Londons mit angeschlossenem muslimischen Zentrum.478
Die folgenden Bilder zeigen ein Frauenbildungszentrum gegenüber der East London 
Mosque und die North London Central Mosque, die einst Finsbury Park Mosque hieß. 
Auf Grund der Tatsache, dass Imam Abu Hamza al-Masri „die Moschee in das 
öffentliche Sprachrohr der extremistischen Jihad-Bewegung in Großbritannien“479
verwandelt hatte, wurde sie kurzfristig geschlossen und in Folge unbenannt.
478 Weitere Informationen findet man auf der Website der Moschee unter 
<http://www.eastlondonmosque.org.uk/> 
479 Daniel Sandford, New Start for ‘Extremist’ Mosque (11.02.2005) In: BBC News Channel, online 
unter <http://news.bbc.co.uk/1/hi/uk/4258891.stm> (01. Juni 2008).
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5.2. Auf den Spuren der muslimischen Minderheit in Wien
Die ersten beiden Bilder zeigen Szenen vom Brunnenmarkt in Wien-Ottakring.
Das linke Foto zeigt das türkische Restaurant »Kent« am Brunnenmarkt, erste Anlauf-
stelle für viele ImmigrantInnen; der Supermarkt auf dem rechten liegt gegenüber.
Der Yppenplatz, in unmittelbarer Nähe des Brunnenmarktes gelegen.
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Die nächsten beiden Bilder zeigen die U-Bahn-Station Josefstädterstraße und den 
Gürtel, beides in der Nähe des Brunnenmarktes.
Das linke Bild zeigt den Gürtel Richtung Süden von der Wiener Zentralbibliothek 
gesehen, das rechte Bild die größte Moschee Wiens in Floridsdorf, direkt neben dem 
Donauturm, einem der Wahrzeichen der Stadt.
Das am 20. November 1979 eröffnete »Islamische Zentrum« aus der Nähe.
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Und der Kontrast dazu: Speziell in den Bezirken außerhalb des Gürtels findet man 
immer wieder unscheinbare Messingschilder, die darauf hinweisen, dass sich hinter 
der Fassade ein Gebetsraum oder eine Moschee – fast hat man das Gefühl im 
wahrsten Sinne des Wortes – versteckt. Die folgenden Bilder zeigen ein solches 
Beispiel, aufgenommen in der Preysinggasse im 15. Bezirk.
Ein islamisches Geschäft, in dem man vorwiegend spirituelle Dinge kaufen kann, 
ebenfalls in der Preysinggasse in Rudolfsheim-Fünfhaus, und ein gegenüber liegender 
türkischer Heimatverein.
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6. Immigration/Integration und die politische Dimension 
in London und Wien
Die vorhergehenden Kapitel haben gezeigt, dass eine wichtige Komponente bei 
Zuwanderung und Immigration die Rahmenbedingungen sind, die durch die Politik 
geschaffen werden. Daher soll in diesem Kapitel der Zugang der maßgeblichen 
politischen Parteien Londons und Wiens zum Thema Immigration und Integration 
analysiert werden.
6.1. Die alles beeinflussende politische Komponente
Die politischen Kräfte eines Landes sind durch die Umsetzung ihrer politischen Ideen 
und Ziele maßgeblich für die Vorgabe von Rahmenbedingungen, die in einem Staat 
bestehen, verantwortlich. Eingeschränkt werden die Gestaltungsmöglichkeiten im 
Falle Österreichs durch die Verfassung sowie die Einbindung in die internationale 
Staatengemeinschaft mit ihren internationalen Abkommen. Im Falle Großbritanniens 
besteht die Einschränkung vor allem durch internationale Abkommen, da durch das 
Fehlen einer fest geschriebenen Verfassung hier mehr Spielraum herrscht. Innerhalb 
dieser von der Politik vorgegebenen Rahmenbedingungen leben die Bürgerinnen und 
Bürger eines Landes, niemand kann sich der Politik – oder wenigstens den 
Auswirkungen von politischen Entscheidungen – entziehen. Selbst wenn sich ein 
Individuum dazu entschließt, nicht an demokratischen Entscheidungsprozessen zu 
partizipieren, werden es Regelungen und deren Auswirkungen, die sich durch Ent-
scheidungen – von in diesem Fall anderen – manifestieren, betreffen. MigrantInnen 
als Teil der Gesellschaft sind also, selbst wenn sie das Wahlrecht nicht besitzen, von 
politischen Entscheidungen mehr oder weniger direkt betroffen. 
Da sich sowohl in Großbritannien als auch in Österreich das parlamentarische System 
auf der Basis von politischen Parteien organisiert, nehmen Parteien bestimmende 
Rollen in der Gestaltung nahezu aller Bereiche der Gesellschaft ein. Die Parteien 
beeinflussen durch die Erzeugung der (politischen) Lebensrealität in mehrfacher 
Hinsicht die Stellung von MigrantInnen auf dem Wohnungsmarkt. Eine dieser 
Dimensionen betrifft zum Beispiel die Frage, ob Sozialleistungen im Bereich Wohnen 
an eine bestimmte Staatsbürgerschaft geknüpft sind und damit zumindest einem Teil 
der Menschen mit Migrationshintergrund verwehrt bleiben. Weitere Dimensionen 
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sind Arbeitsmarkt und Ausbildung; prinzipiell also jene Kausalkette, die schon an 
früherer Stelle dieser Arbeit skizziert wurde.
Auf Grund dieser Gestaltungsmöglichkeiten durch die Politik ist es nahe liegend, 
einen inhaltlichen Vergleich, auch »policy-Vergleich« genannt, mit Schwerpunkt auf 
Problembewusstsein und Lösungsentwürfen zwischen den im Wiener Gemeinderat 
vertretenen Parteien und jenen in London zu ziehen. Dabei soll zunächst die Stellung 
von MigrantInnen beziehungsweise ethnischen Minderheiten in den Grundsatz-
programmen beziehungsweise Wahlmanifesten der maßgeblichen Parteien untersucht 
werden. Parteiprogramme, die im Gegensatz zu Wahlprogrammen dazu konzipiert 
sind, über einen längeren Zeitraum Gültigkeit zu haben, sind in mehrfacher Hinsicht 
relevant: Sie geben nicht nur über Ziele und allgemeine Werte einer politischen 
Bewegung Auskunft, sondern sie sind auch für die Meinungsbildung innerhalb einer 
Partei wichtig und stellen so einen (oftmals fiktiven) Konsens der Parteimitglieder 
dar. Grundsatzprogramme sind aber nicht nur für die Meinungsbildung der Partei-
mitglieder von Bedeutung, sondern haben auch Außenwirkung, sei es durch ein Profil, 
das man sich durch ein Programm gibt, oder durch die Verwendung des Programms 
als Argumentationsgrundlage. Parteiprogramme sind aber auch Kontrollinstrumente, 
mit deren Hilfe die BürgerInnen eines Staates überprüfen können, ob eine Partei ihre 
Versprechen beziehungsweise die Angebote, die sie WählerInnen macht, auch 
einlöst.480 Anders ausgedrückt ist ein Parteiprogramm ein Dokument, das der 
Bevölkerung erlaubt, eine Partei an ihren eigenen Werten und Zielen zu messen.
Da in Großbritannien Grundsatzprogramme, wie sie österreichische Parteien haben, 
fehlen, muss auf Wahlmanifeste zurückgegriffen werden. Die Gültigkeitsdauer dieser 
Manifeste ist wesentlich kürzer als jene der Grundsatzprogramme, da sie vor jeder 
Wahl aktualisiert werden. Trotz dieser Flexibilität ziehen sich manche politische 
Linien wie ein roter Faden durch eine Reihe an Manifesten, und man kann in so einem 
Fall von einer lang etablierten politischen Strategie sprechen. Es ist allerdings zu 
beachten, dass Wahlmanifeste nicht alle Parteilinien beinhalten, da sie dazu konzipiert 
sind, der Partei bei der Wahl möglichst viele Stimmen zu bringen.481 Trotzdem sind 
Wahlmanifeste umfassende Papiere, die die Strategien und Pläne der Partei darlegen. 
Auf Grund des Wahlrechts in Großbritannien, das die stimmenstärkste Partei 
480 Vgl. Anton Pelinka, Analyse. In: Albert Kaden, Anton Pelinka, Die Grundsatzprogramme der 
österreichischen Parteien. Dokumentation und Analyse (St. Pölten 1979) 7f.
481 Schriftliche Antwort von Ian Swanson, Scottish Political Editor der Tageszeitung »Evening News. 
The Edinburgh Paper«, Edinburgh, 09. Oktober 2007.
188
praktisch immer mit einer absoluten Mehrheit ausstattet, werden die Parteien an den 
Zielen und Zielvorgaben gemessen, die in den Manifesten sehr detailliert genannt 
werden. So findet man im Wahlmanifest der Labour Party aus dem Jahr 1997 auf der 
letzten Seite folgenden Hinweis: „Dieses Manifest enthält die Details von unseren 
Plänen. Wir haben nur das versprochen, von dem wir auch wissen, dass wir es 
umsetzen können [meine Übersetzung].“482 Dementsprechend sorgfältig und 
umsichtig werden diese Programme ausgearbeitet. Da das derzeit älteste verwendete 
Grundsatzprogramm einer österreichischen Partei jenes der ÖVP aus dem Jahre 1995 
ist, wird bei den Wahlmanifesten der englischen Parteien bis zum Jahr 1997 
zurückgegangen, was jeweils drei Wahlmanifesten entspricht. Ein weiterer Grund für 
die Wahl des Jahres 1997 ist der Umstand, dass die derzeitige Verwaltungsform 
Londons erst in diesem Jahr etabliert wurde und London in den Jahren 1986 bis 1997 
keine übergeordnete Stadtverwaltung hatte.483
In Wien werden im Rahmen dieser Untersuchung alle derzeit im Gemeinderat 
vertretenen Parteien berücksichtigt, nämlich die SPÖ, die ÖVP, die FPÖ und die 
Grünen, da alle vier ein fixer Bestandteil der politischen Landschaft nicht nur Wiens, 
sondern Österreichs sind. Etwas anders verhält sich die Lage in London. Nach der 
Wahl im Mai 2008 ist erstmals die British National Party in die London Assembly
eingezogen, wohingegen die UK Independence Party nach nur einer Legislaturperiode 
wieder abgewählt wurde. Beide sind weder feste Bestandteile der Londoner 
Versammlung, noch spielen sie national eine größere Rolle. Die Green Party konnte 
bei den letzten drei Wahlen zwar jedes Mal so viele Stimmen gewinnen, dass sie mit 
zwei Abgeordneten in die London Assembly einzog, sie hat aber auf Grund der 
Kleinheit der Partei in London nur wenig und auf Grund des britischen Wahlrechts 
national praktisch kein Gewicht. Im Unterschied zur Green Party sind die Liberal 
Democrats nicht nur in London stärker, sondern auch bei nationalen Wahlen mit 
großem Respektsabstand die drittgrößte Partei des Landes. Des Weiteren waren die 
Scottish Liberal Democrats in Schottland im Rahmen einer Koalition mit der Scottish 
Labour Party Teil der Regierung. Diese Tatsache und das Faktum, dass sie 
großbritannienweit die dritte Kraft sind, geben ihnen wesentlich mehr Einfluss und 
Aufmerksamkeit in den Medien. Daher wurden die Liberaldemokraten im Gegensatz 
482 Wahlmanifest der Labour Party (Hg.), New Labour because Britain Deserves Better (o.O. 1997) 42, 
online unter <http://www.psr.keele.ac.uk/area/uk/man/lab97.htm> (01. Mai 2008).
483 Siehe auch den Abschnitt »Die politische Landschaft in London« auf der nächsten Seite.
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zur Green Party hinsichtlich der Stellung von ImmigrantInnen in ihren 
Wahlmanifesten berücksichtigt.
Ziel der Untersuchung der Grundsatzprogramme beziehungsweise der Wahlmanifeste 
ist es, die prinzipielle Einstellung der Parteien ImmigrantInnen gegenüber herauszu-
finden, die in Folge das Handeln und die unterschiedliche Interpretation von realen 
Gegebenheiten erklären können.
6.2. Die politische Landschaft in London
Auffallend bei der Betrachtung der Geschichte der kommunalpolitischen Landschaft 
Londons sofort auffällt ist der Mangel an kommunaler Kontinuität. Die erste 
Verwaltungseinheit, die flächenmäßig aber nur Zentrallondon abdeckte, war das 
London County Council, das von 1889 bis 1965 bestand.484 Das starke Wachstum 
Londons, das bald nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges (wieder) einsetzte, hatte 
auch große Auswirkungen auf Gebiete, die außerhalb des London County Council
lagen, weshalb die Stimmen nach einer politischen Reorganisation immer lauter 
wurden.485 Im Jahre 1965 wurde das Greater London Council ins Leben gerufen, das 
mit dem auch heute noch aus 32 boroughs und der City of London bestehenden 
Großlondon ein wesentlich größeres Gebiet abdeckte. Das Greater London Council
wurde unter seinem Labour-Vorsitzenden Ken Livingston zunehmend zu einem 
Gegengewicht zur damaligen Thatcher-Regierung. Diese löste die Stadtverwaltung im 
Jahr 1986 unter anderem wegen politischer Divergenzen auf, womit der Versuch, eine 
effektive, stadtweite Verwaltung zu schaffen, vorerst gescheitert war.486 13 Jahre lang 
sollte London nun keine übergeordnete Stadtverwaltung haben.487 Erst im Jahre 1999 
wurde unter der Labour-Regierung von Tony Blair die derzeitige Verwaltungsbehörde 
von Großlondon, die Greater London Authority, durch den »Greater London 
Authority Act« geschaffen. London ist damit die einzige Region Englands, die über 
eine gewählte Kommunalverwaltung verfügt. Die Tatsachen, dass England einer der 
zentralisiertesten Staaten der Welt ist und dass speziell im letzten Jahrhundert die 
staatlichen Strukturen Englands von oben herab bestimmt wurden und dadurch zu 
484 Oliver Marc Hartwich, Sonderfall London. In: Schweizer Monatshefte 948 (Juli/August 2006), 
Exzerpt online unter <http://www.policyexchange.org.uk/Press.aspx?id=216> (11. April 2008).
485 Ken Young, Patricia L. Garside, Metropolitan London. Politics and Urban Change 1837-1981 
(London 1982) 294-296.
486 Oliver Marc Hartwich, Sonderfall London.
487 Tony Travers, Decentralization London-style: The GLA and London Governance. In: Regional 
Studies, Vol. 36.7 (2002) 780.
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einem Mangel an kommunaler Kontinuität geführt hat, haben zu einem stetigen 
Einflussverlust der Kommunen geführt. Folgerichtig ist die Greater London Authority
wesentlich weniger autonom als vergleichbare Stadtverwaltungen kontinental-
europäischer Städte, zum Beispiel auch jener von Wien. Die kommunalen Einheiten 
Englands sind besonders im finanziellen Bereich in außergewöhnlichem Maße von 
der Zentralregierung abhängig. Das zeigt sich daran, dass nur etwa vier bis fünf 
Prozent des Steueraufkommens direkt an die Kommunen gezahlt werden, diese aber 
ungefähr ein Viertel der Staatsausgaben bestreiten.488
Die Stadtverwaltung Londons besteht aus einem direkt gewählten Bürgermeister 
(Mayor of London) und der Versammlung (London Assembly). Trotz der Direktwahl 
des Bürgermeisters wurde von der Zentralregierung sichergestellt, dass seine Macht 
sehr beschränkt ist. Erreicht wird dies vor allem durch ein enges Netz an Gremien 
sowie der Tatsache, dass die führenden BeamtInnen der Greater London Authority
durch die Assembly gewählt werden. Aber nicht nur der Macht des Bürgermeisters, 
sondern allgemein den Gestaltungsmöglichkeiten der Greater London Authority sind 
sehr enge Grenzen gesteckt. Das betrifft vor allem den finanziellen Spielraum, der 
von der Zentralregierung sehr eng gehalten wird. So hat die Stadtverwaltung nur auf 
die vergleichsweise geringe Council Tax sowie, seit ihrer Einführung 2003, auf die 
Gebührenzahlungen gegen Straßenverstopfung (congestion charge) direkten Zugriff. 
Die Hauptverantwortung der Greater London Authority sind der Verkehr (transport), 
die wirtschaftliche Entwicklung (economic development), die Polizei (Metropolitan 
Police Authority), strategische Planungen (strategic planning) und die Feuerwehr (fire 
brigade).489 Neben diesen Schlüsselkompetenzen existieren noch eine Reihe anderer 
Aufgabengebiete, unter anderem »Gleichberechtigung und Diversität« (Equality and 
Diversity). Unter diesen Bereich fallen auch die für diese Arbeit interessanten Punkte 
Gleichberechtigung von unterschiedlichen Ethnien (Race Equality) und Immigration. 
Der erste Bürgermeister war mit Ken Livingston ausgerechnet jener Mann, dessen 
linksgerichtete Politik mit ein Grund dafür war, dass Margaret Thatcher die Ab-
schaffung des Greater London Council veranlasst hat.490 Ken Livingston gewann die 
Wahl im Jahr 2000 als parteiunabhängiger Kandidat, nachdem er im selben Jahr aus 
der Labour Partei ausgeschlossen worden war. Er wurde knapp vor seiner Wieder-
488 Oliver Marc Hartwich, Sonderfall London.
489 Travers, Decentralization London-style: The GLA and London Governance, 780-787.
490 Oliver Marc Hartwich, Sonderfall London.
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wahl im Jahr 2004 wieder in die Partei aufgenommen und gewann das Bürgermeister-
amt für Labour.491 Bei der Wahl am 4. Mai 2008 unterlag Ken Livingston dem 
Kandidaten der Conservatives, Boris Johnson. Welche Auswirkungen der Wechsel
von Ken Livingston zu Boris Johnson auf die politischen Strategien Londons zum 
Thema ethnische und religiöse Minderheiten haben wird, kann man noch nicht 
abschätzen und bleibt abzuwarten. Fest steht nur, dass es Änderungen in der 
Integrationspolitik Londons geben wird: Laut Auskunft von Mohammed Amin 
arbeitet die Conservative Party gerade an einer politischen Linie in Bezug auf 
Integrationspolitik.492 Das Thema Diversität ist Johnson auf jeden Fall nicht fremd, er 
sagt gerne von sich selbst, ein „Ein-Mann-Schmelztiegel [meine Übersetzung]“493 zu 
sein. Johnsons Vorfahren stammen unter anderem aus Deutschland, Frankreich und 
der Türkei, und er selbst ist in New York geboren, bevor er im Alter von fünf Jahren 
nach London übersiedelte.494
Die in dieser Arbeit beschriebenen politischen Strategien der Londoner Stadt-
verwaltung sind jedoch noch alle unter Bürgermeister Ken Livingston entstanden und 
umgesetzt worden. 
Die London Assembly besteht aus 25 Mitgliedern, die parallel zur Bürgermeisterwahl 
gewählt werden. Das Wahlsystem der Versammlung ist sehr komplex und beruht 
einerseits auf den boroughs, die für diese Wahl in 14 Wahlkreise (constituencies)
zusammen gefasst werden und deren Abgeordnete nach dem Mehrheitswahlrecht 
gewählt werden, sowie Parteilisten und unabhängigen KandidatInnen, die nach dem 
Verhältniswahlrecht ermittelt werden. 14 Mitglieder der Versammlung vertreten also 
ihren Wahlkreis, während 11 ganz London repräsentieren. Ziel dieser komplizierten 
Regelung ist es, eine Sitzverteilung, die proportional zur Stimmenverteilung ist, zu 
erreichen.495
Die Zusammensetzung der London Assembly zeichnete sich in den drei bisherigen 
Wahlgängen einerseits durch große Stabilität und andererseits durch eine Dominanz 
491 Greater London Authority (Hg.), Ken Livingston – Biography (London o.J.), online unter 
<http://www.london.gov.uk/mayor/mayorbiog.jsp> (11. April 2008).
492 Vgl. Oral History Interview mit Mohammed Amin, 2f.
493 Greater London Authority (Hg.), Boris Johnson – Biography (London o.J.), online unter 
<http://www.london.gov.uk/mayor/> (20. Mai 2008).
494 Greater London Authority (Hg.), Boris Johnson – Biography.
495 Greater London Authority (Hg.), The London Assembly. Online unter 
















der beiden großen Parteien, der Labour Party und der Conservative Party, aus. Bei 
der ersten Wahl im Jahr 2000 schafften vier Parteien den Einzug in die Versammlung, 
wobei die beiden großen Parteien auf 18 der 25 Abgeordneten kamen.496 Die 
Sitzverteilung nach der Wahl des Jahres 2000 ist in Abbildung 32 dargestellt:
Abb. 32) Sitzverteilung in der London Assembly nach der Wahl im Jahr 2000497
Quelle: BBC News, London & Local Elections 2000
Die Wahl im Jahr 2004 brachte ein ähnliches Ergebnis. Die Conservatives gewannen 
wieder 9 Sitze; Labour verlor zwei Sitze und kam nur noch auf 7 Abgeordnete; die
Liberal Democrats konnten um einen Abgeordneten auf 5 zulegen; die Green Party
verlor einen Sitz und hielt nur noch 2 Sitze; neu in die London Assembly konnte die 
UK Independent Party einziehen und zwar mit 2 Sitzen.498 Abbildung 33 zeigt die 
Sitzverteilung in der Londoner Versammlung nach der Wahl im Jahr 2004:
Abb. 33) Sitzverteilung in der London Assembly nach der Wahl im Jahr 2004499
Quelle: London Elects 2007-2008
496 BBC News, London & Local Elections 2000. Online unter 
<http://news.bbc.co.uk/hi/english/static/uk_politics/vote2000/london/default.stm> (20. Mai 2008).
497 BBC News, London & Local Elections 2000.
498 London Elects 2007-2008, 2004 London Assembly Results. Online unter 
<http://www.londonelects.org.uk/results/2004_london_assembly_results.aspx> (11. April 2008).










Auch die Wahl im Jahr 2008 brachte für die London Assembly keine grundlegenden 
Änderungen. Die Conservatives und Labour konnten ihren Anteil auf 19 von 25 
Abgeordnete erhöhen, wobei die Conservatives mit einem Plus von 2 Abgeordneten 
nun 11 Sitzen halten, im Vergleich zu Labour, das mit einem Plus von einem 
Abgeordneten auf 8 Sitze kommt. Die Liberal Democrats verloren zwei Abgeordnete 
und verfügen nur noch über 3 Sitze, um einen mehr als die Green Party, die 
unverändert 2 Sitze hält. Neu in der London Assembly ist die British National Party 
(BNP), die einen Sitz gewinnen konnte. Alle Abgeordneten verloren hat hingegen die 
UK Independent Party, die nun nicht mehr in der Versammlung vertreten ist.500
Abbildung 34 zeigt die aktuelle Sitzverteilung nach der Wahl im Mai 2008:
Abb. 34) Sitzverteilung in der London Assembly nach der Wahl im Jahr 2008501
Quelle: London Elects 2007-2008
6.3. Die politische Landschaft in Wien
Die politische Geschichte der Stadt Wien ist spätestens seit der Einführung des 
allgemeinen Wahlrechts im Jahre 1918 sehr eng mit der sozialdemokratischen Partei 
verknüpft. In der Zwischenkriegszeit (1918-1934) konnte die Sozialistische Partei in 
Wien nach der Loslösung des so genannten »roten«, weil sozialistisch dominierten 
Wiens vom »schwarzen«, weil konservativ dominierten Niederösterreich im Jahre 
1920 am stärksten ihre Ideen verwirklichen, weshalb man diese Phase auch das »Rote 
Wien« nennt. Diese Phase ist vor allem durch zahlreiche Sozialmaßnahmen und der 
500 London Elects 2007-2008, Results London Assembly (London 2007-2008), online unter 
<http://results.londonelects.org.uk/Results/AssemblyResults.aspx> (20. April 2008).






Gegenkultur zu der von kapitalistisch-bürgerlichen Werten bestimmten Hochkultur 
charakterisiert. Bis heute sichtbare Zeichen dieser Periode sind unter anderem die 
Sozialbauten, allen voran der »Karl-Marx-Hof« in Wien-Döbling, ArbeiterInnen-
Büchereien und Volkshochschulen.502
Nach dem Zwischenspiel der nationalsozialistischen Herrschaft stellte die SPÖ 
sämtliche Bürgermeister in Wien und regierte bis auf eine kurze Phase von 1996 bis 
2001 immer mit absoluter Mandatsmehrheit.503 Bei der letzten Gemeinderatswahl im 
Oktober 2005 schafften es vier Parteien in den im Verhältniswahlrecht gewählten 
Wiener Gemeinderat: die Sozialdemokratische Partei (SPÖ), die Österreichische 
Volkspartei (ÖVP), die Grünen und die Freiheitliche Partei Österreichs (FPÖ). Die 
SPÖ erreichte mit 49,09% der Stimmen 55 von 100 Mandaten und wurde damit 
stärkste Partei, zweitstärkste Partei wurde die ÖVP mit 18,77% und 18 Mandaten vor 
der FPÖ mit 14,83% der Stimmen und 13 Mandaten und den Grünen mit 14,63% und 
14 Mandaten.504
Abb. 35) Sitzverteilung im Wiener Gemeinderat nach der Wahl im Jahr 2005505
Quelle: Magistratsabteilung der Stadt Wien (MA 62) 
Dieses Ergebnis stattete die SPÖ mit einer absoluten Mehrheit aus, was bedeutet, dass 
alle amtsführenden Stadträte von der SPÖ gestellt werden. Amtsführende Stadträte 
sind jene, die einem Ressort in der Stadtverwaltung vorstehen. Damit kommt der 
502 Karl Vocelka, Geschichte Österreichs. Kultur – Gesellschaft – Politik (Graz/Wien/Köln 2000) 279-
285.
503 Für eine Liste der Mandatsverteilung im Wiener Landtag nach 1945 siehe Barbara Steininger, Der 
Wiener Landtag (Wien o.J.) Im Auftrag des Magistrats der Stadt Wien (Hg.), online unter 
<http://www.wien.gv.at/politik/landtag/> (21. August 2007).
504 Magistratsabteilung der Stadt Wien (MA 62) (Hg.), Wien Gesamt Gemeinderatswahl 2005 (Wien 
o.J.), online unter <http://www.wien.gv.at/wahl/NET/GR051/GR051-109.htm> (21. August 2007).
505 Magistratsabteilung der Stadt Wien (MA 62) (Hg.), Wien Gesamt Gemeinderatswahl 2005.
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Sozialdemokratischen Partei in Wien in sämtlichen Bereichen eine Schlüsselposition 
zu.
6.4. Die politischen Rahmenbedingungen in London und Wien
Wie bereits im Abschnitt zur politischen Landschaft in London bemerkt, besitzt die
Stadt Wien wesentlich mehr Autonomie in Hinblick auf ihre Entscheidungs-
möglichkeiten, als das in London der Fall ist. Das hängt mit der Tatsache zusammen, 
dass Österreich ein föderalistisch organisierter Staat ist, und wird durch den Umstand 
verstärkt, dass Wien gleichzeitig eine Stadt und ein Bundesland ist. Das bedeutet, dass 
der Wiener Bürgermeister, derzeit Dr. Michael Häupl, gleichzeitig immer auch der 
Landeshauptmann von Wien ist. Auf Grund des letzten Wahlergebnisses, das die 
Sozialdemokratische Partei mit einer absoluten Mehrheit ausgestattet hat, bedarf es 
zur Umsetzung von politischen Strategien und Entscheidungen keiner Bildung von 
Allianzen, sondern die SPÖ kann alle Entscheidungen im Alleingang treffen. 
Initiativen wie die Zusammenarbeit mit den Grünen im Rahmen der »33 Rot-Grünen 
Projekte für Wien« erfolgen daher auf freiwilliger Basis. In dem kurzen 
Zwischenspiel zwischen 1996 und 2001, als die SPÖ nicht die absolute 
Mandatsmehrheit in Wien innehatte, konnte der sozialdemokratische Bürgermeister 
auf eine starke SPÖ-Fraktion im Wiener Stadtparlament bauen. Anders war und ist die 
Ausgangslage in London, wo Bürgermeister Ken Livingston, unter dem die in diesem 
Kapitel behandelten politischen Strategien und Maßnahmen ausgearbeitet und 
umgesetzt wurden, während seiner gesamten Amtszeit mit einer London Assembly
zusammen arbeiten musste, in der die Labour Party keine Mehrheit hatte. In den 
ersten vier Jahren seiner Amtszeit gehörte Ken Livingston als unabhängiger Kandidat 
gar keiner der in der Londoner Versammlung vertretenen Parteien an. Das bedeutet, 
dass der Londoner Bürgermeister, dessen Machtbefugnisse von Haus aus schon 
wesentlich geringer sind als jene des Wiener Bürgermeisters, ob dieser Tatsache 
weiter in seinem Handlungsspielraum eingeengt war. Gleiches gilt für den aktuellen 
Bürgermeister Boris Johnson, denn die Conservatives haben bei der Wahl im Jahr 
2008 mit 11 von 25 Abgeordneten in der Londoner Versammlung nicht die absolute 
Mehrheit erreicht. Während also in Wien die Politik von einer Partei dominiert wird, 
ist das in London nicht der Fall.
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6.5. Die Londoner Stadtverwaltung und die Stellung der ethnischen 
Minderheiten
Im Jahr 1993 starb der 18-jährige Londoner Stephen Lawrence nach einer rassistisch 
motivierten Attacke, die von einer Gruppe weißer Jugendlicher ausgeführt wurde. Im 
Laufe der Ermittlungen, die bis heute zu keiner Verurteilung geführt haben, wurde 
Kritik an der Londoner Polizei laut, worauf die so genannte »Stephen Lawrence 
Inquiry« im Jahr 1997 gestartet wurde. Diese Ermittlungen brachten zu Tage, dass die 
Arbeitsabläufe der Londoner Metropolitan Police zu „institutionalisiertem Rassismus 
[meine Übersetzung]“506 führten. Die politischen Entscheidungsträger reagierten mit 
einer Überarbeitung des Race Relations Act 1976. Unter anderem ist die 
Stadtverwaltung von London seit der Verschärfung dieses Gesetzes verpflichtet, die 
Gleichberechtigung der ethnischen Gruppen (racial equality) zu fördern und ein 
ethnisches Gleichbehandlungsmodell (Race Equality Scheme) zu erstellen.507 Diese 
Gleichbehandlungsprogramme sollen sicherstellen, dass besonderes Augenmerk 
darauf gerichtet wird, ethnische Gleichberechtigung zu einem stets präsenten Thema
zu machen und in der Praxis umzusetzen.508
Die Themen Immigration und Integration sowie ethnische Gleichberechtigung 
nahmen unter Bürgermeister Ken Livingstone einen Stellenwert in der Politik 
Londons ein, die über die durch den Race Relation Act definierten gesetzlichen 
Vorgaben hinausgingen. Das Gleichbehandlungsmodell der Stadtverwaltung hat zwei 
Hauptstoßrichtungen:
• Extern werden wichtige kulturelle Veranstaltungen der einzelnen Minderheiten als 
Feste, die jede/n LondonerIn betreffen, gefeiert. Weiters schließt London nur mehr 
mit Firmen Geschäfte ab, die selbst nach Gleichbehandlungsgrundsätzen handeln 
und die MitarbeiterInnen mit verschiedenen Migrationshintergründen haben. Mit 
dem Vorangehen als gutes Beispiel in Sachen Gleichbehandlung versucht London 
die Chancengleichheit und die guten Beziehungen zwischen einzelnen ethnischen 
Gruppen voranzutreiben.
506 Greater London Authority (Hg.), The Greater London Authority’s Race Equality Scheme 2005-2008 
(London 2005) 7, online unter 
<http://www.london.gov.uk/mayor/equalities/docs/race_equality_scheme_full.pdf> (18. April 2008).
507 Greater London Authority (Hg.), Race Equality Scheme 2002 (London 2002) 5, online unter 
<http://www.london.gov.uk/gla/publications/equalities/race_equality_scheme.pdf> (18. April 2008).
508 Greater London Authority (Hg.), Race Equality Scheme 2002, 5.
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• Intern wird durch ein »Leistungsmanagementkonzept für ethnische Gleich-
behandlung«, das in diesem Kapitel noch genauer beschrieben werden wird, 
versucht, Diskriminierung zu bekämpfen und ethnischer Gleichbehandlung 
Priorität einzuräumen. 
Um dies in allen Bereichen der Politik und der politischen Strategien Londons zu 
gewährleisten, hat die Greater London Authority ethnische Gleichbehandlung in die 
politische Strategieentwicklung, die Umsetzung von Politik, die Evaluation und den 
Evaluierungsprozess inkludiert. Die Stadtverwaltung hat sowohl externe als auch 
interne Verfahren und Mechanismen eingerichtet, die darauf abzielen, dass der 
Themenblock ethnische Gleichberechtigung in allen Bereichen der Londoner Politik 
tagtäglich berücksichtigt wird. Damit wird einer Anforderung des »Greater London 
Authority Act« aus dem Jahr 1999 Genüge getan, in der es heißt, „die [Londoner] 
Stadtverwaltung muss sicher stellen, dass sie Chancengleichheit sowohl bei der 
Ausführung ihrer Funktionen berücksichtigt als auch bei der Formulierung und 
Umsetzung von sämtlichen politischen Taktiken, Vorschlägen und Strategien. [meine 
Übersetzung]“509
Um zu garantieren, dass Fragen der ethnischen Gleichbehandlung oberste Priorität 
haben, wurde die »Londoner Gleichbehandlungskommission« (London Equalities 
Commission) von Bürgermeister Ken Livingston im Jahr 2005 ins Leben gerufen,
sowie ein »Leistungsmanagementkonzept für ethnische Gleichbehandlung« ausge-
arbeitet. Bei der Londoner Gleichbehandlungskommission handelt es sich um eine 
unabhängige Kommission mit mehr als 20 Mitgliedern, die sich aus Interessen-
vertreterInnen, GleichbehandlungsexpertInnen sowie BeamtInnen der London 
Assembly zusammensetzt. Die Aufgabe der Kommission ist es, Diskriminierungen 
wegen Behinderungen, Alter, Geschlecht, Glauben, sexueller Orientierung, und 
ethnischer Angehörigkeit in einer jährlich zu aktualisierenden Studie zu dokumen-
tieren sowie die zur Zurückdrängung von Diskriminierung von politischen 
EntscheidungsträgerInnen getroffenen und umgesetzten Maßnahmen zu überprüfen 
und zu hinterfragen. Anders ausgedrückt überwacht die Gleichbehandlungs-
kommission die Chancengleichheit und Gleichbehandlung von verschiedenen 
Bevölkerungsgruppen in London. Dadurch sollen Problemfelder aufgedeckt und 
angesprochen sowie Erfolgsmethoden aufgezeigt werden. Ziel der Gleichbe-
509 Greater London Authority (Hg.), Race Equality Scheme 2005-2008, 7.
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handlungskommission ist es, die Chancengleichheit in London zu stärken und 
voranzutreiben.510
6.5.1. Das Leistungsmanagementkonzept für ethnische 
Gleichbehandlung
Das Leistungsmanagementkonzept für ethnische Gleichbehandlung ist dafür 
zuständig, dass sich alle Bereiche der Stadtverwaltung der Gleichbehandlungs-
strategien annehmen und diese umsetzen. Es sieht wie folgt aus:
Abb. 36) Leistungsmanagementkonzept für ethnische Gleichbehandlung511
Quelle: Greater London Authority
Der Gleichbehandlungsrahmen (equalities framework), innerhalb dessen sich alle 
Teile und Organisationen verpflichten, selbst Verantwortung zu tragen, um ethnische 
Gleichbehandlung zu fördern und gegen Diskriminierung zu kämpfen, gliedert sich in 
510 London Equalities Commission (Hg.), The State of Equality in London (London 2007) 1-4, online 
unter <http://www.london.gov.uk/mayor/equalities_commission/docs/state-of-equality-in-london1.pdf> 
(18. April 2008).
511 Greater London Authority (Hg.), Race Equality Scheme 2005-2008, 13.
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fünf Bereiche, wobei drei direkt durch politische Entscheidungen und Strategien der 
Londoner Stadtverwaltung beeinflusst werden. Der erste Bereich, externe Faktoren 
und Rahmenbedingungen (external drivers), sind externe Rahmenbedingungen, zum 
Beispiel gesetzlicher Natur, beziehungsweise Forschungsergebnisse, Erfolgsmethoden 
usw. Diese externen Faktoren beeinflussen den nächsten Bereich, die strategische 
Planung der Stadtverwaltung (strategic). Die in diesem strategischen Modul ausge-
arbeiteten Vorschläge und Ideen werden im nächsten, dem operativen Bereich 
(operational), in konkrete Maßnahmen umgesetzt. In dem darauf folgenden Modul
Netzwerke (networks) wird mittels Vernetzung einzelner mit dem Thema ethnische 
Chancengleichheit betrauter Personen und Organisationen sicher gestellt, dass 
Erkenntnisse und Erfolgsmethoden weitergegeben werden beziehungsweise dass es zu 
keinen Doppelgleisigkeiten kommt. Das passiert sowohl durch interne Projektgruppen 
als auch extern durch die Londoner Gleichbehandlungskommission. All diese 
Bereiche münden in konkrete Ergebnisse und Maßnahmen, die die Gleichbehandlung 
in London sicherstellen sollen. Alle Erkenntnisse der Bereiche zwei bis vier fließen in 
den jährlichen Bericht über die Gleichbehandlung ein (Annual Equalities Report). 
Dieser Bericht wiederum wird in die externen Faktoren eingebunden, womit ein 
geschlossener Kreis entsteht, der aber gleichzeitig durch neue Erkenntnisse und 
wissenschaftliche Forschung usw. von außen angereichert werden kann. Die einzelnen 
Bereiche des »Leistungsmanagementkonzepts für ethnische Gleichbehandlung« in 
London untergliedern sich folgendermaßen:
6.5.1.1. Externe Faktoren und Rahmenbedingungen (external 
drivers)512
• Alle Entscheidungen und Maßnahmen müssen im Interesse Londons sein (Serving 
London’s interests).
• Die gesetzlichen Vorgaben des jeweils gültigen »Race Relation Acts«, derzeit der
»Race Relation (Amendment) Act 2000«, müssen eingehalten und umgesetzt 
werden.
• Der Gleichbehandlungsstandard für Kommunalverwaltungen (Equality Standard 
for Local Government), der im Jahr 2001 eingeführt wurde, muss umgesetzt 
werden. Bei diesem Gleichbehandlungsstandard handelt es sich um ein aus fünf 
512 So nicht anders angegeben sind alle Angaben der Punkte 6.5.1.1 bis 6.5.1.4. folgender Quelle 
entnommen: Greater London Authority (Hg.), Race Equality Scheme 2005-2008, 14-21.
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Beurteilungsstufen bestehendes Werkzeug zum Leistungsvergleich, mit Hilfe 
dessen Kommunen abschätzen können, inwieweit sie Gleichbehandlungsagenden 
erfolgreich umsetzen. Um die fünfte und höchste Beurteilungsstufe zu erreichen, 
was das Ziel der Londoner Stadtverwaltung ist, muss die Stadtverwaltung 
nachweisen 
o dass alle Pflichten des öffentlichen Sektors hinsichtlich Ethnizität, 
Behinderung und Geschlecht erfüllt wurden; 
o dass es merkbare Verbesserungen in punkto Gleichbehandlung bei Ser-
vice und am Arbeitsplatz gibt; 
o dass alle Ergebnisse durch Selbsteinschätzung und genaue Prüfung 
bestätigt werden, wobei die Ergebnisse auch durch einen externen, 
anerkannten Fachmann überprüft werden müssen; 
o dass die Ziele, das Monitoring und die Beratungsverfahren überarbeitet 
und überprüft und mit der designierten Gemeinschaft, dem Personal 
und den Interessengruppen abgesprochen wurden; 
o dass neue Ziele und Maßnahmenplanungen initiiert wurden; 
o dass die Behörde durch ihre Erfolge als Erfolgsbeispiel für andere 
lokale Körperschaften und ausführende Organe dienen kann
o und dass ein nachweisbarer Fortschritt bei der Erreichung der Ziele 
und Richtwerte, die sich sie Behörde selbst auf der dritten Beurtei-
lungsstufe gesetzt hat, erzielt wurde.513
Derzeit befinden sich 8 Londoner Boroughs auf der Beurteilungsstufe zwei, 15 auf 
Stufe drei, 7 auf Stufe vier und 3 auf der höchsten Stufe fünf.514




• Gute Vorgehensweisen (good practice).
513 Improvement and Development Agency for local Government (I&DeA) (Hg.), The Equality 
Standard for Local Government (London 2007) 35, online unter 
<http://www.idea.gov.uk/idk/aio/6531086> (29. April 2008).
514 Improvement and Development Agency for local Government (I&DeA) (Hg.), Revised Equality 
Standard 2007, online unter <http://www.idea.gov.uk/idk/core/page.do?pageId=5145192> (29. April 
2008).
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• Preis-Leistungs-Indikatoren der Regierung (Government Best Value Performance 
Indicators): Es handelt sich bei dem »Best Value-Programm« um ein Programm, 
das von der Regierung implementiert wurde, um die Arbeit der Kommunen zu 
verbessern. Es ist vorgesehen, dass die Kommunen „alle Vorkehrungen treffen, 
um ihre Funktionsausübung zu verbessern und zwar unter Berücksichtigung der 
Wirtschaftlichkeit, Effizienz und Effektivität [meine Übersetzung]“515
Dies sind also die externen Faktoren und Rahmenbedingungen des Leistungs-
managementkonzepts für Gleichbehandlung, die sich auf die strategischen Planungen 
auswirken. In dem Bereich der strategischen Planungen befinden sich folgende 
Untereinheiten:
6.5.1.2. Strategische Planung (strategic)
• Gleichbehandlungs- & Diversitätsgrundsatzerklärung (Equality & Diversity Policy 
Statement): Diese Grundsatzerklärung der Londoner Stadtverwaltung besagt, dass 
London Vorkämpfer in den folgenden Bereichen der Gleichbehandlung und 
Diversität sein soll: 
o bei der Förderung von Gleichbehandlung und Diversität; 
o bei der Kampfansage gegen und Auslöschung von Diskriminierung; 
o bei der Bereitstellung von Dienstleistungen, die auf die Bedürfnisse der 
LondonerInnen Rücksicht nehmen und leicht zugänglich sind
o und bei der Sicherstellung, dass der Personalbestand Londons die 
Diversität der Bevölkerung widerspiegelt.516
• Gleichbehandlungsstandards am Arbeitsplatz (Employment Equality Standard).
• Gleichbehandlungs- & Diversitätsstrategie (Equality & Diversity Strategy): Die 
Ziele dieses Programms sind, aus London eine faire Stadt zu machen, in der 
jedeR, egal mit welchem ethnischen Hintergrund, die gleichen Chancen hat, sowie 
das Lösen des Armutsproblems und ökonomischer Benachteiligung. Die Stadt-
verwaltung soll in eine Organisation umgewandelt werden, die ihre Mitar-
beiterInnen unterstützt, fair und gerecht ist, den Beitrag des gesamten Personals 
515 Greater London Authority (Hg.), Best Value (London o.J.), online unter 
<http://www.london.gov.uk/mayor/best_value/index.jsp> (29. April 2008).
516 Greater London Authority (Hg.), The GLA Equality and Diversity Policy Statement (London 2005) 
1, online unter <http://www.london.gov.uk/gla/tenders/docs/equality-diversity-policy-statement.pdf> 
(29. April 2008).
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anerkennt und frei von Diskriminierung ist. In all diesen Bereichen soll London 
eine Vorreiterrolle einnehmen und als gutes Beispiel für andere voran gehen. Des 
Weiteren sollen auch Organisationen außerhalb der Stadtverwaltung beeinflusst 
werden, Gleichbehandlung und Diversität zu fördern und Bestlösungen 
umzusetzen.517
• Ethnisches Gleichbehandlungsmodell (Race Equality Scheme): Das ethnische 
Gleichbehandlungsmodell ist ein strategisches Papier und ein Aktionsplan, das/der 
den Ansatz der Londoner Stadtverwaltung in puncto ethnische Gleichbehandlung 
zusammenfasst. Es soll sichergestellt werden, dass ethnische Gleichbehandlung 
bei der Erbringung von Dienstleistungen, bei strategischen Überlegungen im 
Rahmen von Projekten und der Einstellung von Personal im Zentrum der 
Überlegungen und Handlungen steht.
Die oben genannten strategischen Planungen, in deren Überlegungen bereits die 
vielen externen Quellen und Rahmenbedingungen Eingang gefunden haben, werden 
im nächsten, dem operativen Teil, in verschiedenen Teilbereichen in konkrete Maß-
nahmen umgesetzt.
6.5.1.3. Operativer Bereich (operational)
• Geschäftsplanungsprozess (Business Planning process): In den Geschäftsplan der 
Stadtverwaltung fließen spezielle Ziele ein, deren Zweck es ist, die Chancen-
gleichheit für alle in London lebenden Ethnien sicher zu stellen.
• Konzept zur Verbesserung der Dienstleistungen (Service Improvement Plan):
Dieses Schema vereint alle relevanten, unterschiedlichen Aktivitäten, die in Bezug 
auf ethnische Gleichbehandlung gesetzt werden und erstellt den Rahmen für den 
Kontrollprozess.
• Betriebliche Gleichbehandlungsaktionspläne (Operational Equalities Action 
Plans): Ein Teil des Planungsverfahrens der Geschäftsprozesse der Londoner 
Stadtverwaltung ist es, detaillierte Gleichbehandlungsaktionspläne auszuarbeiten. 
Diese skizzieren die Gleichbehandlungsarbeit und die Ziele, die die Stadt-
verwaltung jedes Jahr im Geschäftsbereich erreichen will. Um den Fortschritt bei 
517 Greater London Authority (Hg.), Our Equality and Diversity Strategy 2005-08 (London 2005) 1, 
online unter <http://www.london.gov.uk/gla/tenders/docs/equality-diversity-strategy2005-2008.pdf> 
(29. April 2008).
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der Erreichung der gesetzten Ziele im Auge zu behalten, gibt es vierteljährliche 
Treffen, bei denen sich der Abteilungsleiter Diversität (Head of Diversity) und der 
Mayoral Director, der den Bürgermeister in Fragen der Menschenrechte und 
ethnischen Gleichbehandlung berät, mit jeder Abteilung treffen, um deren Weiter-
entwicklung und Ergebnis in Bezug auf Gleichbehandlung zu besprechen. Alle 
sechs Monate wird der Fortschritt im Bereich der betrieblichen 
Gleichbehandlungspläne an die Geschäftsführung und das Haushaltskomitee über-
mittelt.
• Beobachtung der Auswirkungen von politischen Entscheidungen auf die ethnische 
Gleichbehandlung (Equalities Impact Assessments): Die Aufgabe dieses Prozesses 
ist es zu untersuchen, ob neue, beziehungsweise überarbeitete Projekte und 
politische Strategien und Entscheidungen unterschiedliche ethnische Gruppen in 
unterschiedlicher Art und Weise betreffen. Es soll sichergestellt werden, dass die 
Londoner Stadtverwaltung keine Gruppe diskriminiert und dass, wo auch immer 
möglich, Gleichbehandlung forciert wird.
• Haushaltsplan und Gleichbehandlung (Budget & Equalities): Der Haushaltsplan 
der Londoner Stadtverwaltung wird jährlich dahingehend geprüft und beurteilt, 
wie die Betriebsmittel hinsichtlich strategischer Planung, Organisationsstruktur 
und Erbringung von Dienstleistungen eingesetzt werden. Damit ist dieser Bereich 
ein sehr wichtiges Werkzeug, das es der/m jeweiligen BürgermeisterIn erlaubt, 
ihre/seine ethnischen Gleichbehandlungsstrategien und Zielvorstellungen in die 
Tat umzusetzen. Im Rahmen dieses Prozesses haben alle Bereiche der Stadt-
verwaltung die Möglichkeit nachzuweisen, dass sie ihren rechtlichen Verpflich-
tungen in puncto Gleichbehandlung nachkommen; damit wird sicher gestellt, dass 
dieses Thema in der Agenda von allen Abteilungen einen wichtigen Stellenwert 
einnimmt.
• Praxis-Handbuch für Gleichbehandlung (Equalities Toolkit).
• Best Value Toolkit: Dabei handelt es sich um Richtlinien, die garantieren sollen, 
dass alle Best Value Reviews der Stadtverwaltung auf die Frage der ethnischen 
Gleichbehandlung eingehen.
• Rahmenbedingungen der Umsetzungskontrolle (Perf[ormance] Monitoring 
Framework): Sämtliche ethnische und andere Gleichbehandlungsziele, die in den 
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betrieblichen Gleichbehandlungsaktionsplänen formuliert werden, werden viertel-
jährlich überprüft.
• MitarbeiterInnenerfolgskontrolle (Staff Performance Review): Im Rahmen dieser 
Kontrolle werden BeamtInnen individuell bewertet, inwieweit sie ethnische und 
andere Gleichbehandlungsgrundsätze befolgen und umsetzen.
Alle bisher beschriebenen Bereiche und deren Strategien und Maßnahmen werden 
vom Modul Netzwerke, das nun beschrieben werden soll, einerseits koordiniert, 
andererseits wird die Umsetzung von Regelungen hier auch überwacht.
6.5.1.4. Netzwerke (networks)
In dieses Modul fallen drei interne und eine externe Organisation. Die internen sind 
folgende:
• Gleichheitsstrategieteam (Equalities Policy Team): Die Aufgabe dieser Abteilung, 
die von der Stadtverwaltung geschaffen wurde, ist die Einschätzung, Über-
wachung und Bewertung, ob die von der Stadtverwaltung selbst gesetzten Ziele in 
den Bereichen ethnische und andere Gleichbehandlung erreicht worden sind. 
•  Arbeitsgruppe »Ethnisches Gleichbehandlungsmodell« (Race Equality Scheme 
Working Group): In dieser Arbeitsgruppe, die sich alle zwei Monate trifft, sitzen 
Schlüsselkräfte aus allen Bereichen der Stadtverwaltung, die mit Fragen der 
Gleichbehandlung befasst sind, sowie Mitarbeiter der Equality and Human Rights 
Commission. Ziel dieser Sitzungen ist es, darüber zu wachen, dass die 
Regelungen, die dem Erreichen des Ziels der ethnischen Gleichbehandlung 
dienen, effektiv umgesetzt werden. 
• Gleichbehandlungsnetzwerk (Equalities Network): Dieses Netzwerk, das aus den 
Abteilungsleitern der Gleichbehandlungsteams der Greater London Authority
zusammengesetzt ist, wurde von der Stadtverwaltung im Jahr 2003 eingesetzt, um 
Initiativen im Bereich Gleichbehandlung zu koordinieren und so Doppel-
gleisigkeiten zu verhindern. Des Weiteren zählt es zu den Aufgaben Erfahrungen, 
Informationen und Erfolgsmethoden zu sammeln und in Folge Strategien zur 
Verbesserung der Chancengleichheit von ethnischen Minderheiten auszuarbeiten, 
sowie die in sämtlichen Bereichen der Stadtverwaltung tätigen Gleichbehand-
lungsverantwortlichen (equalities officers) zu unterstützen.
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Die externe Organisation ist die
• Londoner Gleichbehandlungskommission (London Equalities Commission).518 Da 
die Aufgaben und Zusammensetzung der Gleichbehandlungskommission bereits 
früher in diesem Kapitel beschrieben wurden, wird an dieser Stelle darauf 
verzichtet.
Die Erfahrungen und Ergebnisse sämtlicher Bereiche – also die externen Faktoren und 
Rahmenbedingungen, die strategischen Planungen, der operative Bereich und die 
Netzwerke –, sowie deren Umsetzung ergeben die »equalities actions and outcomes 
for London«, also die Summe der Handlungen, die gesetzt werden, um Chancen-
gleichheit unter den Ethnien Londons zu fördern und die dadurch entstehenden 
Resultate. Sämtliches Material fließt in den jährlichen Gleichbehandlungsbericht ein, 
der wieder, wie oben beschrieben, die externen Rahmenbedingungen beeinflusst. 
Um die Umsetzung der oben genannten Maßnahmen zu gewährleisten, tragen 24 
MitarbeiterInnen der Stadtverwaltung dezidiert Verantwortung im Bereich ethnische 
und andere Gleichbehandlung. Es ist dabei genau festgelegt, wer in welcher Abteilung 
welche Aufgaben hat. Die Aufgaben umfassen die Unterstützung und Beratung der 
Belegschaft, die Überwachung und Sicherstellung der Umsetzung der Maßnahmen 
und das Ausarbeiten von Strategien zur ethischen Gleichbehandlung. Die 24 
MitarbeiterInnen, die besondere Verantwortung in punkto Gleichbehandlung haben, 
bekleiden allesamt wichtige Positionen in den einzelnen Abteilungen.519
Die Greater London Authority kann also auf ein umfassendes internes Schema für 
ethnische Gleichbehandlung zurückgreifen. Oberste Prämisse ist dabei, sicher-
zustellen, dass alle Bereiche der Stadtverwaltung einbezogen werden. Durch die 
Vernetzung von den Projektgruppen und den MitarbeiterInnen mit besonderer 
Verantwortung für ethnische Gleichbehandlung sollen Doppelgleisigkeiten vermieden 
und garantiert werden, dass erfolgreiche Konzepte rasch in allen Abteilungen 
implementiert werden. Sämtliche strategische Überlegungen sowie alle umgesetzten 
Maßnahmen fließen in einen jährlichen Bericht ein; dies und interne Kontroll-
mechanismen sollen gewährleisten, dass Regelungen, die der Gleichbehandlung 
518 Siehe Seite 197.
519 Vgl. Greater London Authority (Hg.), Race Equality Scheme 2005-2008, 17.
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dienen, nicht nur auf dem Papier existieren, sondern von allen MitarbeiterInnen und 
Abteilungen berücksichtigt und umgesetzt werden. Das Leistungsmanagementkonzept 
für ethnische Gleichbehandlung ist offen, da es neue externe Erkenntnisse und 
Rahmenbedingungen mitberücksichtigt, und ein internes Instrument, um die Chancen-
gleichheit der diversen Londoner Bevölkerung sicher zu stellen.
Es gibt aber auch noch, wie bereits früher in diesem Kapitel erwähnt, ein externes 
Gesicht der ethnischen Gleichbehandlung, auf das nun eingegangen werden soll. 
Zunächst versucht die Londoner Stadtverwaltung mit ihrem Gleichbehandlungs-
konzept ein Leuchtfeuer und Vorbild für Chancengleichheit und Gleichbehandlung 
für Firmen und Organisationen der Privatwirtschaft zu sein. Man verlässt sich 
allerdings nicht nur auf die Vorbildwirkung, sondern vergibt ganz konkret nur 
Aufträge an Firmen und Organisationen, die ein Gleichbehandlungskonzept für ihre 
Angestellten und Kunden haben und sich danach richten. Des Weiteren hat man sich 
zum Ziel gesetzt, möglichst viele kleine und mittelgroße Firmen, deren BesitzerInnen 
verschiedenen ethnischen Minderheiten angehören, unter den Zulieferfirmen zu 
haben.520 Eine weitere Absicht der Stadtverwaltung ist es, die diverse Bevölkerung
Londons repräsentativ widerzuspiegeln. Da bei der Erstellung des letzten ethnischen 
Gleichbehandlungsmodells 25% der LondonerInnen einer ethnischen Minderheit 
angehörten, war es die Intention der Stadtverwaltung, dass unter ihren Mitarbei-
terInnen ebenfalls mindestens 25% Menschen aus einer Minderheit beschäftigt sind, 
wobei darauf geachtet wurde, dass jede Minderheit in etwa so stark vertreten ist, wie 
sie in der Stadt allgemein vertreten ist. Im März 2005 kamen 26% der Mitarbei-
terInnen von einer ethnischen Minderheit; einzig der Anteil an MitarbeiterInnen mit 
asiatischen Wurzeln lag mit 8% der Belegschaft knapp unter dem für diese Ethnie 
definierten Ziel.521 Ein weiteres wichtiges Zeichen nach außen wird durch kulturelle 
Programme, Konferenzen und andere Veranstaltungen im öffentlichen Raum gesetzt. 
Jedes Jahr unterstützt die Greater London Authority eine ganze Reihe an unter-
schiedlichen Veranstaltungen, die alle den Zweck verfolgen, die Diversität der Stadt 
zu feiern und alle LondonerInnen an den Feiern und Sitten der jeweils anderen 
Ethnien teilhaben zu lassen. Endzweck dieser Feiern ist es, das Zusammen-
gehörigkeitsgefühl der LondonerInnen, egal welchen ethnischen oder religiösen 
520 Greater London Authority (Hg.), Race Equality Scheme 2005-2008, 36.
521 Greater London Authority (Hg.), Race Equality Scheme 2005-2008, 35f.
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Hintergrund sie haben, zu stärken. Es sollen Bücken zwischen Menschen von 
verschiedenen Ethnien geschlagen werden und die unterschiedlichen kulturellen 
Hintergründe als Bereicherung gesehen und geschätzt werden. Neben den weit über 
die Grenzen Londons hinaus bekannten Festen wie dem Notting Hill Carnival und 
Chinese New Year findet jedes Jahr zum Beispiel Eid in the Square522 statt, das auf 
dem Trafalgar Square zum Ende des heiligsten Monats für MuslimInnen, dem 
Ramadan, gefeiert wird. Das Ereignis wird landesweit im Fernsehen übertragen. 
Ebenfalls auf dem Trafalgar Square findet das Fest Vaisakhi in the Square523 statt, 
das das neue Jahr für Sikhs einläutet. Diwali on the Square524, das Festival des Lichts, 
das ebenfalls auf dem Trafalgar Square begangen wird, ist speziell für Hindus 
wichtig, obwohl das Fest in verschiedenen Religionen bekannt ist. Den drei Festen ist 
gemein, dass sie auf Betreiben von Bürgermeister Ken Livingston seit dem Jahr 2002 
in dieser Größenordnung gefeiert werden und hier stellvertretend für eine ganze Reihe 
an Festen und Veranstaltungen, die das ganze Jahr über in London auf diese Art 
zelebriert werden, stehen sollen.525 Durch das Feiern auf dem zentralen Trafalgar 
Square soll das Signal ausgesendet werden, dass es sich hierbei um keine Feier einer 
einzelnen Gemeinschaft Londons handelt, sondern dass alle Ethnien und ihre 
Kulturen, ihre Feste, ihre Religionen London ausmachen und alle gleichberechtigt das 
Zentrum Londons sind; mit anderen Worten versucht man die ethnischen 
Minderheiten vom Rand in das Zentrum der Gesellschaft zu holen. 
Dieses Feiern des Multikulturalismus beziehungsweise der Diversität wird von vielen 
VertreterInnen von ethnischen Minderheiten in London und auch Fachleuten positiv 
hervorgehoben. Laut Jamil Sherif vom Muslim Council of London hat das große, 
offene Feiern von religiösen Festen dazu geführt, dass diese Veranstaltungen keine 
Angelegenheiten von den jeweiligen ethnischen beziehungsweise religiösen Gruppen 
mehr sind, sondern die gesamte Bevölkerung von London einschließen. Dadurch 
seien diese Feste zu einem ‚normalen’ Teil des Lebens in London geworden und ein 
wichtiger Teil des Prozesses, verschiedene Ethnien nicht mehr als Randerscheinung, 
als etwas Außergewöhnliches zu sehen und so zu behandeln, sondern in der 
522 Weitere Informationen findet man unter <http://www.eidinthesquare.com/>. 
523 Weitere Informationen findet man unter <http://www.london.gov.uk/mayor/vaisakhi/index.jsp>.
524 Weitere Informationen findet man unter <http://www.diwaliinlondon.com/>.
525 Siehe der Veranstaltungskalender der Stadt London unter 
<http://www.london.gov.uk/mayor/culture/events.jsp>
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gesellschaftlichen Mitte zu positionieren.526 „Veranstaltungen wie Diwali und Eid in 
the Square geben Minderheiten ein Zugehörigkeitsgefühl [meine Übersetzung]“527
äußert sich Sunny Hundal, ein kritischer Beobachter und Fachmann der 
Integrationsdebatte und der Beziehung der Ethnien untereinander sowie Autor für 
renommierte britische Zeitungen, in die gleiche Richtung. Neben der Unterstützung 
von Festen gibt es auch eine Reihe an Förderungen und Kampagnen, die die Absicht 
der Bekämpfung von Diskriminierung haben. In der dreijährigen Kampagne 
‚Diversität funktioniert für London’ (Diversity Works for London), die insgesamt 10 
Millionen Pfund kostet, sollen zum Beispiel der Privatwirtschaft und privat-
wirtschaftlichen Organisationen die Vorteile einer diversen Belegschaft nahe gebracht 
werden.528 All diese Maßnahmen und Konzepte, die zum Teil von der Stadt-
verwaltung insgesamt getragen werden, und zum Teil auf Initiativen von Ken 
Livingston zurück gehen, sollen dazu beitragen, die Vision von Ken Livingston 
umzusetzen, die er selbst in einem Interview so beschrieben hat: „Das Fundament der 
Offenheit und Wahlfreiheit in London ist, dass jedeR LondonerIn ihr/sein Leben so 
leben kann wie sie/er wünscht, mit der einzigen Einschränkung, dass niemand 
unterbindet, dass jemand anderes das gleiche tut. Dieser Ansatz hat London seit den 
Unruhen der frühen 1980er Jahre zur tolerantesten Stadt der Erde gemacht und mein 
Bestreben als Bürgermeister ist es, jedeN LondonerIn zu vertreten [meine Über-
setzung].“529
Die Quintessenz ist also, dass die ethnische Gleichbehandlung einen zentralen Platz in 
den Überlegungen und Strategien der Londoner Stadtverwaltung einnimmt. Ein 
komplizierter, verschachtelter Mechanismus, das »Leistungsmanagementkonzept für 
ethnische Gleichbehandlung in London«, soll gewährleisten, dass die gesamte Stadt-
verwaltung am Ziel der Chancengleichheit für alle LondonerInnen arbeitet. Die Stadt-
verwaltung versucht, mit diesem umfassenden Konzept eine Vorreiterrolle einzu-
nehmen und hofft auf Nachahmungseffekte auch außerhalb der Verwaltung, die durch 
Kampagnen und die gezielte Vergabe von Mitteln beziehungsweise das gezielte 
Auswählen von Zulieferfirmen weiter gestärkt werden sollen. Neben dieser Schiene 
526 Oral History Interview mit Jamil Sherif, 1.
527 Riazat Butt, Multicultural Mayor with a Divisive Tongue. In: guardian.co.uk, 10.02.2008, online 
unter <http://www.guardian.co.uk/politics/2008/feb/11/ken.livingstone.racism.claims> (01. Mai 2008).
528 Greater London Authority (Hg.), Race Equality Scheme 2005-2008, 37.
529 Ken Livingston, zitiert nach Butt, Multicultural Mayor with a Divisive Tongue.
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wird die Diversität Londons demonstrativ gefeiert, mit dem erklärten Ziel, das 
Verständnis für und Wissen über unterschiedliche Traditionen und Kulturen zu 
erhöhen; einerseits soll dies durch die Unterstützung und das ins-Rampenlicht-Stellen 
von verschiedenen religiösen und weltlichen Festen verschiedener ethnischer Gemein-
schaften erreicht werden, andererseits durch Werbung in unterschiedlichen Medien, in 
der die Stärke und der Erfolg von London durch die Diversität der BewohnerInnen der 
Stadt begründet werden und der positive Beitrag, den ImmigrantInnen leisten, darge-
stellt wird. 
6.6. Die Wiener Stadtverwaltung und die Stellung der ethnischen 
Minderheiten
Dem Wandel der Bevölkerung und der zunehmenden Zuwanderung nach Wien wurde 
so Rechnung getragen, dass es in Wien eine/n StadträtIn gibt, die/der sich mit 
Integrationsfragen beschäftigt. Allerdings sind Integrationsfragen nicht das einzige 
Aufgabengebiet, derzeit umfasst es „Integration, Frauenfragen, KonsumentInnen-
schutz und Personal“.530 Neben einer/m StadträtIn, die/der mit Integrationsfragen 
betraut ist, gibt es in Wien auch eine Magistratsabteilung, die sich mit diesem Thema 
beschäftigt. Es ist dies die Magistratsabteilung 17 für Integrations- und Diversitäts-
angelegenheiten, die das Motto „Vom Rand ins Zentrum“531 verfolgt. Die von der 
MA17 verfolgten Ziele sind
Unterstützung von MigrantInnen, insbesondere von neu Zugewanderten bei »Inte-
gration«: Integration – also dabei, gleichberechtigt und mit gleichen Chancen am 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Leben teilnehmen zu können, [sowie die] 
Unterstützung des Magistrats als interner Dienstleister bei »Diversität«: Also dabei, 
Diversitätsmanagement als Teil von Qualitätsmanagement in ihrem Bereich umzu-
setzen.532
Ihre Aufgabenbereiche definiert die MA17 wie folgt:
• Vorschläge für Maßnahmen, die die Integration der Neuzuwanderinnen und Neuzu-
wanderer sowie Migrantinnen und Migranten erreichen.
530 Website von Sandra Frauenberger, online unter <http://www.sandra-frauenberger.at/> (07. Juni 
2008).
531 Stadt Wien, Magistratsabteilung 17 (Hg.), MA17 – Integrations- und Diversitätsangelegenheiten. 
Aufgaben, Projekte, Arbeitsschwerpunkte (Wien 2006) 2, online unter 
<http://www.wien.gv.at/integration/pdf/broschuere-ma17.pdf> (20. Februar 2008).
532 Magistratsabteilung 17 (Hg.), MA17 – Integrations- und Diversitätsangelegenheiten, 2.
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• Förderungen für Spracherwerbsmaßnahmen (insbesondere für Neuzuwanderinnen 
und Neuzuwanderer) [...]
• Förderungen von Vereinen und Initiativen, die integrationsrelevante Projekte 
durchführen. [...]
• Expertise, Unterstützung, Lösungsvorschläge und Schulungen für Dienststellen der 
Stadt Wien mit dem Ziel, ihre Angebote der Vielfalt ihrer Kundinnen und Kunden
entsprechend weiterzuentwickeln
• Anregung von Modell- und Pilotprojekten und Unterstützung bei der Umsetzung
• Informationsveranstaltungen
• Vernetzungsarbeit zwischen Bezirkseinrichtungen, der zugewanderten Bevölkerung 
und Migrantenorganisationen. [...]
• Informationen über Migrantenvereine, Netzwerke und Medien auf der Stadt und 
Bezirksebene [sic!]
• Förderung des Dialogs und des Zusammenlebens sowie Vermittlung bei 
interkulturellen Konflikten (Mediation). [...]
• Beobachtung internationaler "Best Practice-Modelle" und Entwicklung von Pilot-
projekten für Wien.533
Oben genannte Aufgabenbereiche werden alle von den vier unterschiedlichen »Kern-
bereichen«, in die die MA17 intern gegliedert ist, wahrgenommen. Jeder Kernbereich 
umfasst drei Themen:
• Wohnen, Stadtteil, Konflikt – Kernbereich 1
• Kinder, Jugend, Schule – Kernbereich 2
• Niederlassung, Bildung, Beruf – Kernbereich 3
• Gesellschaft, Soziales, Gesundheit – Kernbereich 4534
Um die Menschen besser dort zu erreichen, wo Probleme existieren, also vor Ort, 
arbeiten die MitarbeiterInnen der MA17 nicht alle an einem Standort, sondern sind in 
unterschiedlichen Büros, die in unterschiedlichen Stadtteilen liegen, aufgeteilt. Es gibt 
drei »Schwerpunktzentren – Stadtteilarbeit«. Das »Schwerpunktzentrum Ost«, das für 
die Bezirke 1 – 3, 6 – 11, 20, 21 und 22 zuständig ist, das »Schwerpunktzentrum 
West«, in dessen Zuständigkeitsbereich die Bezirke 4, 5, 12 – 19 und 23 fallen und 
das »Stadtteilzentrum 20« in der Brigittenau.535 Insgesamt sind die MitarbeiterInnen 
der MA17 auf sieben Standorte in Wien verteilt. Ziel dieser Aufteilung, die im 
Rahmen des Programms „Stadtteilarbeit der MA17 – Förderung des Zusammen-
lebens“536 läuft, ist es, dass die MitarbeiterInnen vor Ort als Verbindungsglied 
533 Novakovic (MA17), Die MA17 – wer wir sind und was wir bieten.
534Groan Novakovic (MA17) (Hg.), Zuständigkeiten der MA17 (Integrations- und 
Diversitätsangelegenheiten) (o.O. o.J.), online unter 
<http://www.wien.gv.at/integration/abteilung.html> (08. Juni 2008).
535 Novakovic (MA17) (Hg.), Zuständigkeiten der MA17.
536 Goran Novakovic (MA17) (Hg.), Stadtteilarbeit der MA17 – Förderung des Zusammenlebens (o.O. 
o.J.), online unter <http://www.wien.gv.at/integration/stadtteil.html> (07. Juni 2008).
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zwischen MigrantInnenvereinen und Bezirksstellen fungieren. Das Entstehen von 
Konflikten soll durch den hergestellten Kontakt verhindert werden beziehungsweise 
sollen sie gelöst oder zumindest entschärft und relevante Einrichtungen miteinander 
vernetzt werden. Das Programm »Stadtteilarbeit« subsumiert verschiedene Initiativen, 
die in Wien zur Verbesserung des Zusammenlebens zwischen verschiedenen 
ethnischen Gruppen gesetzt werden. Im Rahmen des Projektes »Rat und Hilfe« sollen 
zum Beispiel die in einem Gebiet arbeitenden ExekutivbeamtInnen mit relevanten 
ImmigrantInneneinrichtungen vertraut gemacht werden. Konkret ist vorgesehen, dass 
MitarbeiterInnen der MA17, PräventionsbeamtInnen und RayonspolizistInnen 
Moscheen und andere wichtige Einrichtungen von ethnischen Minderheiten besuchen. 
Des Weiteren werden Informations- und Diskussionsveranstaltungen durchgeführt, 
alle mit dem Ziel, die Vernetzung unter den Menschen zu verbessern. Ein weiteres 
Projekt zielt auf die Verbesserung der Kommunikation hin: Mit Hilfe von 
»Vereinsplattformen« sollen Bezirkseinrichtungen und MigrantInnenvereine die 
Möglichkeit haben, sich zu vernetzen und so die Partizipation von MigrantInnen im 
Bezirk verbessert werden. So beteiligen sich in den Bezirken 5, 15 und 16 Vereine 
von ImmigrantInnen an der Organisation der Bezirksfestwochen.537  Auch das Projekt 
»Stadtteilzentrum20« verfolgt eine ähnliche Strategie: Die MitarbeiterInnen des 
»Stadtteilzentrums20«, die sowohl mit der Kultur als auch der Sprache der 
ImmigrantInnen vertraut sind, arbeiten eng mit dem BürgerInnendienst der Stadt 
Wien zusammen. Die Ziele sind wiederum die Vernetzung von relevanten 
Einrichtungen, Präventionsarbeit, Schlichtung bei Konflikten in der Nachbarschaft 
oder im öffentlichen Raum, die Durchführung gemeinsamer Projekte und die 
Beantwortung und Lösung von Fragen und Problemen.538
Abseits der oben beschriebenen Projekte ist die MA17 (Mit-)Herausgeberin und 
Gestalterin einer Reihe an Broschüren, die sich an ImmigrantInnen richten. Es sind 
dies
• „»Schul-ABC« - Verständnishilfe zwischen Eltern und Lehrkräften“539, in dem 
wichtige Phrasen des Schullebens in acht unterschiedliche Sprachen übersetzt 
sind.
537 Novakovic (MA17) (Hg.), Stadtteilarbeit der MA17 – Förderung des Zusammenlebens.
538 Novakovic (MA17) (Hg.), Stadtteilarbeit der MA17 – Förderung des Zusammenlebens.
539 Vgl. Stadt Wien, Magistratsabteilung 17 (Hg.), Schul ABC (Wien. O.J.), online unter 
<http://www.wien.gv.at/integration/pdf/schul-abc.pdf> (02. Februar 2008).
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• „Mehrsprachiges Glossar der Stadt Wien.“540 In diesem Glossar finden sich 
knapp 500 Begriffe, die mit Gesetzen und der Stadtverwaltung zu tun haben,
in fünf Sprachen übersetzt.
• „Integrationsstadtplan 2007.“541 Diese Broschüre versorgt ImmigrantInnen mit 
Kontaktinformationen »integrationsrelevanter Beratungsbereiche«.
Abgesehen von den eben genannten Broschüren zeichnet die MA17 für eine Plakat-
kampagne verantwortlich, die unter dem Titel »Für Wien« läuft. Es gibt drei unter-
schiedliche Sujets mit den Namen »Bauarbeiter«, »Kinder«, »Krankenschwestern«. 
Intention der Plakatserie ist es, die Leistungen aller BewohnerInnen der Stadt 
darzustellen.542 Abbildung 37 zeigt ein Sujet dieser Plakatserie:
Abb. 37) Sujet »Krankenschwestern« der Plakatserie »Für Wien«543
Quelle: Stadt Wien, Magistratsabteilung 17
540 Vgl. Stadt Wien, Magistratsabteilung 17 (Hg.), Mehrsprachiges Glossar der Stadt Wien (Wien o.J.), 
online unter <http://www.wien.gv.at/integration/pdf/glossar-1206.pdf> (02. Februar 2008).
541 Vgl. Stadt Wien, Magistratsabteilung 17 (Hg.), Integrationsstadtplan 2007 (Wien 2007).
542 Leider bedient diese Plakatserie bekannte geschlechtsspezifische Klischees, wonach 
ImmigrantInnen entweder am Bau oder im Pflegebereich arbeiten.
543 Goran Novakovic (MA17) (Hg.), Die Plakatserie der MA17 »Für Wien« (o.O. o.J.), online unter <
http://www.wien.gv.at/integration/fuer-wien.html> (07. Juni 2008).
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Abgesehen von den Initiativen der MA17 gibt es noch das »Willkommenspaket« der 
MA35, Magistratsabteilung Einwanderung, Staatsbürgerschaft, Standesamt, das 
derzeit in den Sprachen Arabisch, Bosnisch/Kroatisch, Deutsch, Englisch, Türkisch 
und Serbisch zu erhalten ist. Die Willkommensmappe bietet Informationen zu den 
Themen Wohnen, Arbeit, Weiterbildung, Kinder und Jugendliche, Gesundheit, 
Frauen, Beratungseinrichtungen und Alltag sowie Freizeit. Des Weiteren werden 
Orientierungsgespräche angeboten, um individuelle Fragen zu klären und weitere, auf 
die Bedürfnisse der jeweiligen Einzelperson zugeschnittene Informationen bereit zu 
stellen. Zusätzlich werden eigene Frauenorientierungsgespräche angeboten.544
6.6.1. 33 Rot-Grüne Projekte für Wien
In Folge der Wahl im Jahr 2005 verhandelten SPÖ und Grüne um eine Verlängerung 
der sach- und projektbezogenen Zusammenarbeit, die nach der Wahl 2001 begonnen 
wurde. Schließlich einigte man sich auf 33 Projekte und einige gemeinsame 
Initiativen, wobei weitere Projektvorhaben nach Bedarf im Laufe der Legislatur-
periode hinzugefügt werden können. Präsentiert wurde das gemeinsame Papier von 
Bürgermeister Michael Häupl (SPÖ) und der Klubobfrau der Wiener Grünen, Maria 
Vassilakou.545 Einen eigenen Abschnitt, der sich mit dem Thema MigrantInnen, 
Integration oder MuslimInnen beschäftigt, sucht man in dem Papier vergeblich; es 
finden sich jedoch bei zwei Projektabschnitten Projektteile, die sich konkret mit der 
Wohnbevölkerung Wiens mit Migrationshintergrund beschäftigen. Das sind »Modell-
projekt: Frühförderung, Bildung und Gesundheitsvorsorge als Zukunftschance« und 
»Armutsbekämpfung, Arbeit und Gesundheitswesen«. Das erste Projekt hat drei 
Projektteile, in denen Menschen mit Migrationshintergrund im Zentrum stehen: 
»Förderung von Kindern mit bi- und multilingualem Sprachhintergrund im 
Kindergarten«, »Integration und Schule« und »Gesundheitsvorsorge«. 
Der erste Projektteil, der sich an einem Modell der Stadt Essen orientiert, sieht vor, 
dass in geeigneten Kindergärten durch gezielte Elternbildungs- und Sprachförder-
544 Stadt Wien, Magistratsabteilung 35 (Hg.), Willkommen in Wien – Die Stadt Wien unterstützt neu 
zugewanderte Personen (Wien, o.J.), online unter 
<http://www.wien.gv.at/verwaltung/personenwesen/wiw.html> (07. Juni 2008).
545 Rathauskorrespondenz Wien (MA 53) (Hg.), Häupl und Vassilakou präsentieren 33 gemeinsame 
Projekte (Wien 13.01.2006), online unter <http://www.wien.gv.at/vtx/vtx-rk-
xlink?SEITE=020060113012> (22. August 2007) & SPÖ Wien (Hg.), Gemeinsame Projekte von SPÖ 
und Grünen in Wien (Wien 13.01.2006), online unter <http://www.wien.spoe.at/bilder/d38/33_Rot-
Gruene_Projekte.pdf?PHPSESSID=e167a7bd5583ed5faf8401f4b6523166> (23. August 2007).
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programme die Muttersprachenkompetenz der Kinder in der Familie unterstützt wird, 
da dies den Erwerb einer fremden Sprache, in diesem Falle Deutsch, erleichtert. Ziel 
ist es, die Deutschkenntnisse der Kinder mit Migrationshintergrund, die sich bei der 
Einschulung manchmal als mangelhaft herausstellen, zu verbessern, beziehungsweise 
ihnen Handwerkzeuge zu geben, um möglichst rasch Deutsch erlernen zu können. Der 
Projektteil »Integration und Schule« beschäftigt sich mit dem im Schnitt schlechteren 
schulischen Erfolg von Kindern mit Migrationshintergrund. An geeigneten 
Schulstandorten soll diesem Umstand mit Hilfe von Förder- und 
Integrationsmaßnahmen entgegengewirkt werden. Der Absatz »Gesundheitsvorsorge« 
spricht die sozialen, gesellschaftlichen und sprachlichen Barrieren an, die oft dafür 
sorgen, dass insbesondere MigrantInnen einen schwereren Zugang zu gesund-
heitlichen Leistungen haben als Angehörige der Mehrheitsgesellschaft. Vorge-
schlagen wird nicht nur, MigrantInnen verstärkt zu Vorsorgeuntersuchungen 
einzuladen, sondern diese im Rahmen der Untersuchungen auch speziell mit Hilfe von 
muttersprachlichen BeraterInnen, die bei der Anamnese, Untersuchung und Befund-
besprechung anwesend sind, zu betreuen.
Im Projektabschnitt »Armutsbekämpfung, Arbeit und Gesundheitswesen«, findet sich 
mit dem Absatz »Niederlassungsbegleitung für Neueinwandernde« einer, der sich 
ausschließlich auf ImmigrantInnen konzentriert. Es wird angeregt, die bereits 
bestehenden Orientierungsgespräche der zuständigen Magistratsabteilungen weiterzu-
entwickeln und auszuweiten. So sollen spezielle Orientierungsgespräche für Frauen 
angeboten werden, sowie ArbeitsmarktexpertInnen die berufliche Qualifikation der 
MigrantInnen abklären.
Der in dieser Arbeit untersuchte Bereich »Wohnen« kommt zwar im Rahmen der 
Projektüberschrift »Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr« vor, es finden sich hier 
aber keine Projektvorschläge oder Initiativen, die sich mit der Wohnsituation der 
muslimischen Minderheit bzw. ImmigrantInnen generell auseinandersetzen 
würden.546
Diese gibt es auch nicht bei einer ersten Zwischenbilanz, die im März 2007 von den 
Grünen gezogen wird. Bei dem Überblick über konkretisierte und realisierte rot-grüne 
Projekte werden zwei Projektteile genannt, die Menschen mit Migrationshintergrund 
betreffen. Der eine bezieht sich auf Absatz »Niederlassungsbegleitung für 
546 Gemeinsame Projekte von SPÖ und Grünen in Wien.
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Neueinwandernde«, bei welchem die Orientierungsgespräche der Einwanderungs-
behörde umfassender werden sollen. Dabei werden Neuzuwanderer zu speziellen 
Terminen geladen, wo sie in ihrer Muttersprache durch ArbeitsmarktexpertInnen 
Beratung und Orientierung über den Wiener Arbeitsmarkt erhalten. Des Weiteren 
wird mit Hilfe eines Fragebogens ermittelt, über welche berufliche Qualifikationen 
die ImmigrantInnen verfügen. Ziel dieser Maßnahme ist es, die bestmögliche 
Vermittlung auf dem Arbeitsmarkt zu gewährleisten. 
Abgesehen von dieser Konkretisierung wird in der Zwischenbilanz auf ein einjähriges 
Pilotprojekt verwiesen, das die Umsetzung des Projektteils »Gesundheitsvorsorge« 
darstellt. Unter dem Motto »Ich bleib gesund – Saglikli kalacagim« wird in der 
Vorsorgeuntersuchungsstelle in Rudolfsheim-Fünfhaus, dem Bezirk mit dem 
prozentual höchsten Anteil an MuslimInnen, in dem 3615 EinwohnerInnen türkische 
Wurzeln haben und 2170 bosnisch-herzegowinische, eine türkischsprachige Beratung 
und Begleitung während der Untersuchung angeboten. Die türkischsprachigen 
MigrantInnen bekommen nicht nur muttersprachliche Unterstützung beim Ausfüllen 
von Formularen und dem Beantworten von Fragen, sondern während der 
Untersuchung ist auch eine türkischsprachige Medizinerin anwesend, was vor allem 
Migrantinnen bewegen soll, verstärkt das Angebot der Vorsorgeuntersuchungen 
anzunehmen.547
Während es als positiv zu bewerten ist, dass in den »33 Rot-Grünen Projekten für 
Wien« auch Initiativen vorgesehen sind, die explizit muslimische Minderheiten zum 
Thema haben, ist die Gründung der MA17 ambivalent. Einerseits ist es ein positives 
Zeichen, dass die Stadt Wien den Themenbereich »Integration« als so wichtig 
erachtet, dass nicht nur ein/e StadträtIn mit diesem Thema befasst ist, sondern auch 
eine eigene Magistratsabteilung existiert. Andererseits ist die MA17 aus dem früheren 
Integrationsfonds hervorgegangen. Der Wiener Integrationsfonds entstand zwar im 
Auftrag der Stadt Wien, war aber eine nichtstaatliche Organisation und konnte als 
solche politische Forderungen stellen. Die MA17 hingegen ist im Gegensatz dazu eine 
Verwaltungseinrichtung, die daher auch nicht in einer Position ist, politische 
Forderungen zu stellen. Bernhard Bouzek beschreibt die Stellung der MA17 der Stadt 
547 Grüner Klub im Rathaus (Hg.), Konkretisierte und realisierte rot-grüne Projekte im Überblick 
(Wien, März 2007), online unter <http://wien.gruene.at/uploads/media/RG_Projekte3_2007_01.pdf> 
(23. August 2007).
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Wien gegenüber als die eines „Dienstleisters für die Politik.“548 Sirvan Ekici spricht in 
diesem Zusammenhang von einer „Verbeamtlichung einer Integrationsagentur. [..] 
Die MA17 tritt ja gar nicht politisch auf, die ist nicht da.“549
Wenn man die Projekte und Initiativen, die im Programm »33 Rot-Grüne Projekte« 
vorgesehen sind und jene der MA17 in Wien analysiert, fällt einem das Fehlen eines 
gesamtheitlichen, übergeordneten Konzepts auf. Die Projekte der MA17, die 
vorrangig das Ziel verfolgen, die Intensivierung des Kontakts zwischen den einzelnen 
Bevölkerungsgruppen zu fördern und als Schnittstellen zwischen wichtigen Organisa-
tionen der Stadt und der MigrantInnen zu fungieren, sind lediglich punktuelle 
Maßnahmen. Die Folge ist ein »Fleckerlteppich« und das Fehlen einer Langzei-
tstrategie - ein Umstand, der in Gesprächen mit ExpertInnen mehrfach direkt oder 
indirekt bemängelt wurde.550 Dazu möchte ich zwei Beispiele anführen: Alle 
ImmigrantInnen bekommen bei ihrer Ankunft eine so genannte »Willkommens-
mappe«, die allerdings unter die Agenden der MA35 fällt und nicht unter jene der 
MA17. Auch bei der Auswahl der Ratgeber, die in verschiedenen Sprachen 
erscheinen, ist auf den ersten Blick keine Strategie, was die Themen betrifft, zu 
erkennen. Was aber positiv zu bemerken ist, ist, dass die MA17 offen für Anregungen 
und Ideen von außen ist, denn der »Schul-ABC«-Ratgeber ist auf Initiative von zwei 
Eltern und einer Lehrerin entstanden. Ein weiterer Mangel scheint zu sein, dass die 
MA17 viele Teile der muslimischen Gemeinschaft nicht erreicht, wobei hier die 
Einschätzungen naturgemäß auseinander gehen. Während Bernhard Bouzek von einer 
guten Kommunikation auf allen Ebenen spricht551 und auch Veronika Matiasek 
zumindest mit den VertreterInnen der Vereine eine gute Zusammenarbeit sieht552, 
sehen Sirvan Ekici, Alev Korun und Carla Baghajati die Sache differenzierter. Die 
drei Letztgenannten wissen von einer sehr guten Kommunikationsbasis auf höchster 
Ebene zu berichten bzw. sprechen von einzelnen gelungenen Aktionen, aber auch von 
groben Mängeln auf den unteren Ebenen.553
548 Oral History Interview mit Bernhard Bouzek, 8f.
549 Oral History Interview mit Sirvan Ekici, 12.
550 Vgl. Oral History Interview mit Sirvan Ekici, 4; Oral History Interview mit Alev Korun, 6; Oral 
History Interview mit Frau Carla Amina Baghajati, Pressesprecherin der Islamischen Glaubensge-
meinschaft (Wien 07.03.2008) 9.
551 Oral History Interview mit Bernhard Bouzek, 9f.
552 Oral History Interview mit Frau Veronika Matiasek, 6.
553 Oral History Interview mit Sirvan Ekici, 12; Oral History Interview mit Alev Korun, 12; Oral 
History Interview mit Carla Amina Baghajati, 10.
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Oberste Priorität sollte es für die MA17 haben, ein gesamtheitliches Konzept, das alle 
Magistratsabteilungen der Stadt erfasst, zu erstellen. Derzeit arbeitet man gemeinsam 
mit anderen europäischen Städten an dem Projekt „Integration messbar machen“554, 
das in diese Richtung geht und in sämtlichen Bereichen der Stadtverwaltung 
diversitätsorientierte Maßnahmen sichtbar und überprüfbar machen soll.
6.7. Stellung der ethnischen Minderheiten in der Londoner und Wiener 
Stadtverwaltung im Vergleich
Sowohl in London als auch in Wien ist man sich in den vergangenen zehn Jahren 
zunehmend der Wichtigkeit des Themas Zuwanderung und Integration bewusst 
geworden. In London hat sich das so ausgedrückt, dass ein kompliziertes, 
umfassendes Leistungsmanagementkonzept zur ethnischen Gleichbehandlung 
entwickelt wurde, dessen oberste Prämisse es ist, das Thema ethnische 
Gleichbehandlung in jede Entscheidung der Stadt einfließen zu lassen. Das 
Monitoring geht dabei so weit, dass jede/r Beamtin/e individuell bewertet wird, 
inwieweit sie/er die Vorgaben der Gleichbehandlungsgrundsätze befolgt. In Wien 
fehlt so ein umfassendes Konzept. Zwar existiert in Wien mit der MA17 eine eigene 
Magistratsabteilung, die sich mit Fragen der Integration und Diversität beschäftigt; die 
– teilweise sehr guten – Projekte und Initiativen werden aber nicht von einem überge-
ordneten Plan organisiert. Des Weiteren betrifft die Arbeit der MA17 keine anderen 
Abteilungen der Stadtverwaltung direkt. Während durch das gezielte Zuordnungen 
und das Monitoring in London sichergestellt wird, dass jede/r einzelne MitarbeiterIn 
die Richtlinien umsetzt, sind solche Verknüpfungen in Wien nicht vorgesehen. Auch 
der Ansatz ist ein anderer: Während London auf Quotenregelungen setzt und penibelst 
darauf achtet, dass die Zusammensetzung der MitarbeiterInnen der Stadtverwaltung 
die Zusammensetzung der Bevölkerung widerspiegelt, ist so ein Vorgehen in Wien 
nicht möglich. Auf Grund des geschichtlichen Zugangs ist eine Kategorisierung der 
Menschen in gewisse Herkunftsgruppen oder Religionsgemeinschaften im Gegensatz 
zu Großbritannien in Österreich nicht erwünscht. Das bedeutet, dass eine Quoten-
regelung, die in London praktiziert wird, in Wien nicht möglich ist. Stattdessen sind 
alle Stellenausschreibungen der Stadt Wien sowohl ethnisch als auch religiös neutral 
554 Goran Novakovic (MA17) (Hg.), »Integration messbar machen« - internationale Fachtagung in 
Wien zu Integrations- und Diversitätsmonitoring (o.O. o.J.), online unter 
<http://www.wien.gv.at/integration/messbar/index.html> (07. Juni 2008).
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verfasst.555 Lediglich Alev Korun spricht sich zumindest für eine Übergangsphase für 
ein Quotensystem und damit für eine positive Diskriminierung für ImmigrantInnen 
aus. Aber auch sie hat Bedenken, vor allem wegen einer Ethnisierung bzw. 
Reethnisierung der Menschen durch solch eine Maßnahme.556 Sowohl Alev Korun als 
auch Bernhard Bouzek sprechen von der dringenden Notwendigkeit, geeignete 
Indikatoren zu entwickeln, mit denen man mehr Informationen über die ethnische 
Zusammensetzung von zum Beispiel den MitarbeiterInnen der Stadt Wien sammeln 
kann. Während Bernhard Bouzek auf die derzeit sich im Gange befindlichen Projekte 
zur Ausarbeitung solcher Indikatoren verweist, macht Alev Korun den konkreten 
Vorschlag, die Information des Geburtsortes mit der Information der Sprach
kenntnisse zu kombinieren.557 Die Erhebung der Dimension »ethnische Minderheit« 
ist kurz gesagt ein sehr sensibles Thema in Österreich, das nicht einfach zu lösen ist.
Trotz der unterschiedlichen Konzepte und Zugänge kann man also feststellen, dass 
sowohl in London als auch in Wien Anstrengungen unternommen werden, um die 
Situation von ImmigrantInnen zu verbessern. In beiden Städten ist man sich dessen 
bewusst, dass die muslimische Minderheit tendenziell schlechter gestellt ist als andere 
Minderheiten. Um die Herangehensweise ausgewählter politischer Parteien an die 
Themenbereiche ImmigrantInnen und Immigration zu prüfen soll nun die Stellung 
von ImmigrantInnen in den Wahlmanifesten der englischen Parteien und den 
Parteiprogrammen der österreichischen Parteien analysiert und miteinander verglichen 
werden:
6.8. Die Stellung von ImmigrantInnen in den Wahlmanifesten der 
Labour Party
Die drei untersuchten Wahlmanifeste der Labour Party stammen aus den Jahren 1997, 
2001 und 2005. Das erste Wahlmanifest ist also jenes, mit dem es Tony Blair gelang, 
die langjährige Dominanz der Conservatives in Großbritannien zu brechen und selbst 
Premierminister zu werden. Im Gegensatz zum ersten Manifest gingen dem zweiten 
und dritten, ebenfalls beide unter Tony Blair entstanden, zwei Wahlen voraus, die 
beide von Labour gewonnen wurden. Allen drei Manifesten ist gemein, dass sie 
umfassende Papiere sind. Das Manifest aus dem Jahre 1997 ist 42 Seiten lang, jenes 
555 Oral History Interview mit Bernhard Bouzek, 1.
556 Oral History Interview mit Alev Korun, 2f.
557 Oral History Interview mit Alev Korun, 3.
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aus dem Jahr 2001 hat 45 Seiten; das jüngste Manifest, das aus dem Jahr 2005 
stammt, ist mit 112 Seiten das mit Abstand umfangreichste. 
Wenn man die drei Manifeste in Bezug auf die Themenkomplexe Asyl, Immigration 
und Integration hin untersucht, fällt auf, dass den Themen immer breiterer Raum 
eingeräumt wird. 
Im Wahlmanifest des Jahres 1997 gibt es insgesamt nur auf zwei Seiten drei kurze 
Absätze, die sich mit den oben angeführten Themenkomplexen befassen. Ein Absatz 
bezieht sich dabei auf den Schutz von in Großbritannien lebenden ethnischen 
Minderheiten inklusive dem Bekenntnis, dass Großbritannien eine „multiethnische 
und multikulturelle Gesellschaft ist [meine Übersetzung].“558 Der gesamte Absatz 
lautet folgendermaßen:
Großbritannien ist eine multiethnische und multikulturelle Gesellschaft. Alle Teile 
dieser Gesellschaft müssen durch das Gesetz geschützt werden. Wir [die Labour 
Party] werden ein neues Delikt, rassistisch motivierte Belästigung (racial 
harassment), und eine neue Straftat, rassistisch motivierte Gewalt (racially motivated 
violence), einführen, um alle ethnischen Minderheiten vor Einschüchterung zu 
schützen [meine Übersetzung].559
Die beiden anderen Absätze beziehen sich insofern auf den Themenkomplex
Immigration, als dezidiert festgehalten wird, dass „jedes Land eine straffe Kontrolle 
über Immigration [meine Übersetzung]“560 haben muss. Labour bekennt sich dazu, 
dass auch die Familienzusammenführung kein Automatismus ist, sondern dass 
„zurecht Kriterien für jene existieren, die dieses Land betreten wollen, um sich zu 
dem Ehemann oder der Ehefrau zu gesellen [meine Übersetzung].“561 Im dritten und 
letzten Absatz wird das Thema Asyl angesprochen und versprochen, ein schnelles und 
faires Asylverfahren zu gewährleisten, und gleichzeitig den Betrug mit gefälschten 
Geburtsurkunden zu bekämpfen.562
Abgesehen von diesen drei Absätzen, wobei sich wiederum nur einer mit den 
ethnischen Minderheiten, die bereits in Großbritannien leben, beschäftigt, werden 
ImmigrantInnen nicht mehr gesondert adressiert. 
Anders stellt sich die Situation im nächsten Wahlmanifest, jenem aus dem Jahr 2001,
dar. Hier gibt es im Artikel vier, „Starke und sichere Gemeinschaften [meine 
558 Wahlmanifest der Labour Party, Britain Deserves Better, 23.
559 Wahlmanifest der Labour Party, Britain Deserves Better, 23.
560 Wahlmanifest der Labour Party, Britain Deserves Better, 37.
561 Wahlmanifest der Labour Party, Britain Deserves Better, 37.
562 Wahlmanifest der Labour Party, Britain Deserves Better, 37.
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Übersetzung]“ den Punkt „Unsere diverse Nation [meine Übersetzung]“ 563, in dem 
die Situation der bereits im Land befindlichen ethnischen Minderheiten angesprochen 
wird, sowie die Themen Immigration und Asyl aufgegriffen werden. Neben diesem 
umfassenden Punkt werden ethnische Minderheiten noch ein Mal explizit ange-
sprochen, wenn es darum geht, das Problem der höheren Arbeitslosigkeit von 
ImmigrantInnen im Vergleich zur Mehrheitsgesellschaft zu lösen.564
Am Beginn des Punktes »Unsere diverse Nation« werden jene Gesetzesänderungen in 
Erinnerung gerufen, die Labour gemacht hat, um alle BürgerInnen zu schützen. 
Konkret angesprochen werden die Implementierung der Menschenrechte in britisches 
Recht im Jahr 1998 sowie der »Race Relation (Amendment) Act«, der im Jahr 2000 in 
Kraft trat; über die Auswirkungen letzterer Gesetzesänderung auf öffentliche 
Einrichtungen wurde schon an einer früheren Stelle in diesem Kapitel eingegangen. 
„Das Vereinigte Königreich hat jetzt die umfassendste Anti-Diskriminierungs-
gesetzgebung in Europa [meine Übersetzung]“565 befindet Labour, um im gleichen 
Atemzug festzustellen, „aber eine gesamtheitliche, tolerante, offene Gesellschaft, wo 
Menschen an ihren Verdiensten gemessen werden, hängt nicht nur von der 
Gesetzgebung, sondern auch von Kultur und den Handlungen ab [meine 
Übersetzung].“566 Daraus wird folgender Schluss gezogen: 
Wir müssen jetzt die Barrieren zu Dienstleistungen, Möglichkeiten und Institutionen 
reduzieren, die die Menschen immer noch zurück halten. Das gilt für den staatlichen 
und den privaten Sektor. Es gibt immer noch zu wenige schwarze und asiatische 
MitarbeiterInnen in öffentlichen Schlüsselpositionen, und in fast allen Organisationen 
viel zu wenige in mittleren und höheren Positionen [meine Übersetzung].567
Unter der Überschrift »Immigration« des Punktes »Unsere diverse Nation« wird
betont, dass ImmigrantInnen einen positiven Beitrag zur britischen Gesellschaft 
leisten, dass die Zuwanderung aber der Situation am Arbeitsmarkt entsprechen muss, 
das heißt, dass vor allem Menschen zuwandern sollen, die in Bereichen tätig und 
qualifiziert sind, wo es in Großbritannien nicht genügend Arbeitskräfte gibt. Des 
Weiteren wird darauf hingewiesen, dass die Familienzusammenführung erleichtert 
wurde und es wird versprochen, dass „Immigration weiterhin klaren, straffen und 
563 Wahlmanifest der Labour Party (Hg.), Ambitions for Britain. Labour’s manifesto 2001 (o.O. 2001) 
33f., online unter <http://www.psr.keele.ac.uk/area/uk/e01/man/lab/lab01.htm> (01. Mai 2008).
564 Wahlmanifest der Labour Party, Ambitions for Britain, 26.
565 Wahlmanifest der Labour Party, Ambitions for Britain, 33.
566 Wahlmanifest der Labour Party, Ambitions for Britain, 33.
567 Wahlmanifest der Labour Party, Ambitions for Britain, 33.
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fairen Regeln folgen wird, um sicher zu stellen, dass jene, die hierher kommen und 
arbeiten, weiterhin einen großen Beitrag zu unserem ökonomischen und gesellschaft-
lichen Leben leisten [meine Übersetzung].“568
Unter der Überschrift »Asyl« wird zunächst auf die lange Tradition Großbritanniens 
hingewiesen verfolgte Menschen aufzunehmen, und ein grundsätzliches Bekenntnis 
abgegeben, dass sich dieser Status auch in Zukunft nicht ändern soll. Labour preist die 
Tatsache, dass sich unter ihrer Verwaltung der Rückstau an Asylverfahren reduziert 
hat, dass die Kontrollen gegen MenschenhändlerInnen verstärkt wurden und dass eine 
Strafe für LKW-FahrerInnen eingeführt wurde, die Menschen illegal nach 
Großbritannien bringen. Es wird das Bekenntnis abgelegt, Menschen, denen Asyl 
gewährt wird, zu helfen, sich möglichst rasch zu integrieren und einen zu Arbeitsplatz 
finden. Gleichzeitig wird angekündigt, Menschen, welchen kein Asyl gewährt wird, 
rasch abzuschieben und ein rigoroses Vorgehen, verbunden mit strengen Strafen, 
gegen Menschenschmuggel zu unterstützen. Über allem thront die Prämisse, dass es 
das Wichtigste sei, Asylverfahren „schnell und fair [meine Übersetzung]“569
abzuwickeln.
Die Labour Partei heftet sich also in ihrem Wahlmanifest des Jahres 2001 auf die 
Fahnen, mit den Gesetzesänderungen, die sie vorgenommen hat, die Grundlage dafür 
geschaffen zu haben, dass das Großbritannien ein Ort wird, an dem jedeR an 
ihren/seinen Verdiensten gemessen wird und Merkmale wie ethnischer oder religiöser 
Hintergrund nicht mehr Karrieren behindern beziehungsweise fördern. Es wird darauf 
hingewiesen, dass diese Gesetzesänderungen nur der Anfang dieses Prozesses waren 
und jetzt daran gegangen werden muss, diese gesetzlichen Grundlagen auch zu leben, 
also umzusetzen. Erreicht werden soll dies durch die Maßnahme, dass Diversitätsziele 
für Regierungsstellen und andere Verwaltungseinrichtungen definiert werden. Mit 
anderen Worten soll die Zusammensetzung der MitarbeiterInnen des öffentlichen 
Dienstes die Diversität des Landes beziehungsweise der jeweiligen Kommune 
widerspiegeln. Beim Bereich Immigration findet sich erstmals ein Hinweis darauf, 
was ein paar Jahre später umgesetzt wird – zuwandern soll nur noch dürfen, wer in 
Wirtschaftszweigen arbeitet, in denen Arbeitskräftemangel herrscht. Dadurch soll 
sichergestellt werden, dass die Zuwanderung positive Auswirkungen sowohl auf die 
568 Wahlmanifest der Labour Party, Ambitions for Britain, 34.
569 Wahlmanifest der Labour Party, Ambitions for Britain, 34.
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britische Wirtschaft als auch auf die Gesellschaft hat. Ähnlich ist der Ansatz beim 
Thema Asyl: Die Verfahren sollen fair und schnell sein, es soll jenen, denen Asyl 
gewährt wird, alle Hilfe zur Seite gestellt werden, dass sie sich leichter in die lokale 
Gemeinschaft integrieren können und eine Stelle finden. Eine harte Linie wird sowohl 
gegen Schlepper als auch gegen jene, denen kein Asyl gewährt wird, gefahren. 
Ersteren sollen schwere Strafen drohen, letztere sollen umgehend abgeschoben 
werden.
Im bisher letzten Wahlmanifest der Labour Partei, jenem aus dem Jahr 2005, werden 
die Themenblöcke Asyl, Immigration und Integration am umfassendsten behandelt. 
Der größte Teil der drei Themenblöcke wird unter Artikel 3, „Verbrechen und 
Sicherheit: sichere Gemeinschaften, sichere Grenzen [meine Übersetzung]“570
behandelt. Hier finden sich die Punkte „Migration: die Fakten [meine Übersetzung]“, 
„Ein starkes und diverses Land bauen [meine Übersetzung]“571, „Ein Punktesystem 
für Immigration [meine Übersetzung]“572 und „Faire Regeln [meine Übersetzung].“573
Mit der Situation von ethnischen Minderheiten am Arbeitsplatz beschäftigt sich in 
Artikel 1, „Wirtschaft: wachsender Wohlstand in einer Gesellschaft, in der viele 
Türen offen stehen [meine Übersetzung]“ (Economy: Rising prosperity in an 
opportunity society) der Punkt „Gleichbehandlung bei der Arbeit vorantreiben [meine 
Übersetzung].“574
Im Punkt »Migration: die Fakten« wird festgestellt, dass über 600.000 Stellen in 
Großbritannien nicht besetzt sind und gut ausgebildete ausländische Arbeitskräfte 
zwischen 10% und 15% zum gesamten Wirtschaftswachstum beitragen. Neben 
diesen, die Immigration betreffenden Zahlen, wird auch die Anzahl der TouristInnen 
und StudentInnen genannt, die jedes Jahr nach Großbritannien kommen und wie viel 
Geld diese Menschen der Wirtschaft jedes Jahr bringen.575 In den ersten beiden Sätzen 
des Punktes »Ein starkes und diverses Land bauen« weist Labour in seinem 
Wahlmanifest darauf hin, dass Großbritannien durch die Immigration profitiert habe. 
570 Wahlmanifest der Labour Party (Hg.), Britain Forward not Back (o.O. 2005) 42, online unter 
<http://image.guardian.co.uk/sys-files/Politics/documents/2005/04/13/labourmanifesto.pdf> (02. Mai 
2008).
571 Wahlmanifest der Labour Party, Britain Forward not Back (o.O. 2005) 51.
572 Wahlmanifest der Labour Party, Britain Forward not Back (o.O. 2005) 52.
573 Wahlmanifest der Labour Party, Britain Forward not Back (o.O. 2005) 53.
574 Wahlmanifest der Labour Party, Britain Forward not Back (o.O. 2005) 27f.
575 Wahlmanifest der Labour Party, Britain Forward not Back (o.O. 2005) 42.
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„Seit Jahrhunderten ist Großbritannien eine Heimat für Menschen aus dem Rest 
Europas und darüber hinaus gewesen. Immigration ist für Großbritannien gut gewesen 
[meine Übersetzung].“576 Im nächsten Absatz fasst Labour die eigene Philosophie wie 
folgt zusammen: „Unsere Philosophie ist einfach: Wenn sie [die ImmigrantInnen] 
bereit sind, hart zu arbeiten, und es für sie Arbeit gibt, dann sind sie hier willkommen 
[meine Übersetzung].“577 Wie sich Labour die Steuerung der Immigration vorstellt, 
wird im nächsten Punkt, »Ein Punktesystem für Immigration« erklärt. Eingangs wird 
festgestellt, dass Großbritannien gut ausgebildete Arbeitskräfte benötige. Um sicher 
zu stellen, dass vorwiegend gut gebildete Menschen ins Land kommen, soll ein 
Punktesystem eingeführt werden, bei dem bessere Bildung in mehr Punkten, und 
damit einer höheren Chance, sich in Großbritannien ansiedeln zu dürfen, resultiert. Es 
wird versichert, dass sich ausschließlich qualifizierte Arbeitskräfte in Großbritannien 
niederlassen dürfen, und dass jene, die auf Dauer bleiben wollen, einen Englisch-Test 
ablegen müssen. Außerdem wird versprochen, Kettenmigration zu beenden.578
Sowohl unter dem Punkt »Ein starkes und diverses Land bauen« als auch unter »Ein 
Punktesystem für Immigration« wird Missbrauch thematisiert. „Wir brauchen 
Kontrollen, die funktionieren, und scharfes Vorgehen gegen Missbrauch [meine 
Übersetzung].“579 Geplant ist, ImmigrantInnen das Berufungsrecht wegzunehmen, 
sofern es sich nicht um Familienzusammenführung handelt, sowie finanzielle 
Sicherheiten von StaatsbürgerInnen bestimmter Staaten zu verlangen, um sicher zu 
stellen, dass diese wieder in ihre Herkunftsländer zurückkehren. Außerdem sollen die 
Strafen für jene ArbeitgeberInnen erhöht werden, die illegale ImmigrantInnen 
anstellen.580
Die Arbeitssituation von Menschen mit Migrationshintergrund, die bereits in 
Großbritannien leben, wird im Punkt »Gleichbehandlung bei der Arbeit vorantreiben« 
behandelt. Es wird festgestellt, dass eine starke Wirtschaft auf die Begabungen von 
allen EinwohnerInnen angewiesen ist, und dass die Gesetzgebung bereits ausgeweitet 
wurde, um sicher zu stellen, dass Menschen nicht wegen ihrer Zugehörigkeit zu einer 
ethnischen Minderheit oder aus religiösen Gründen diskriminiert werden. Es wird 
angekündigt, die ethnische Gleichbehandlung weiter voran zu treiben und ferner 
576 Wahlmanifest der Labour Party, Britain Forward not Back, 51.
577 Wahlmanifest der Labour Party, Britain Forward not Back, 51.
578 Wahlmanifest der Labour Party, Britain Forward not Back, 52.
579 Wahlmanifest der Labour Party, Britain Forward not Back, 51.
580 Wahlmanifest der Labour Party, Britain Forward not Back, 52.
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Maßnahmen zu setzen, um das Wachstum von kleinen, von ethnischen oder religiösen 
Minderheiten geleiteten Geschäften zu begünstigen.581
Unter dem Punkt »Faire Regeln« wird der Themenbereich Asyl behandelt. Es wird in 
Aussicht gestellt, mehr Menschen in Abschiebehaft zu nehmen und die Plätze in den 
dafür vorgesehenen Internierungslagern auszubauen. Des Weiteren sollen mehr 
Menschen, die kein Asyl erhalten, abgeschoben werden. Durch die Abnahme von 
Fingerabdrücken bei der Beantragung eines Visums sollen jene Fälle aufgedeckt 
werden, in denen Asylsuchende vorsätzlich ihre Dokumente zerstören.582
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass sich der Blickwinkel in Bezug auf ethnische 
Minderheiten in den letzten drei Wahlprogrammen der Labour Partei geändert hat. 
Das Wahlmanifest aus dem Jahr 1997 ist vorwiegend damit beschäftigt, den 
WählerInnen näher zu bringen, inwiefern sich New Labour unter Tony Blair von Old 
Labour unterscheidet. Der Themenkomplex Immigration, Integration und Asyl findet 
vergleichsweise wenig Raum vor; er konzentriert sich auf den Schutz von ethnischen 
Minderheiten durch das Gesetz. Maßnahmen gegen Missbrauch werden nur am Rand 
angesprochen. Quantitativ wesentlich breiterer Raum wird dem Themenkomplex im 
nächsten Wahlmanifest aus dem Jahr 2001 eingeräumt, wobei die Situation von 
ethnischen Minderheiten wesentlich umfassender behandelt wird. Es wird nicht nur 
daran erinnert, welche Gesetzesänderungen Labour in den vergangenen vier 
Regierungsjahren bereits umgesetzt hat, um die Lage von ethnischen Minderheiten zu 
verbessern, sondern es wird auch darauf eingegangen, welche Schritte nun folgen 
müssen, um mehr Gleichberechtigung zu erreichen. Im Unterschied zum letzten 
Wahlmanifest wird die Kanalisierung der Immigration angesprochen – es sollen vor 
allem Menschen zuwandern dürfen, die gut qualifiziert sind und deren Qualifikationen 
auf dem Arbeitsmarkt gebraucht werden. Weiter konkretisiert wird diese Idee im 
letzten Wahlmanifest aus dem Jahr 2005, wo die Einführung eines Punkteprogramms 
in Aussicht gestellt wird, das regulieren soll, wer nach Großbritannien zuwandern 
darf. Der große Unterschied zwischen den Wahlmanifesten der Jahre 2001 und 2005 
ist der Blickwinkel: Geht es in jenem aus dem Jahr 2001 vorwiegend um die Lage von 
ethnischen Minderheiten im Land und wie diese zu verbessern ist, liegt der Fokus bei 
dem aus dem Jahr 2005 darauf, wie Immigration gelenkt werden soll. Die Situation 
581 Wahlmanifest der Labour Party, Britain Forward not Back, 27f.
582 Wahlmanifest der Labour Party, Britain Forward not Back, 53.
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von den ethischen Minderheiten, die schon in Großbritannien leben, wird nur im 
Zusammenhang mit der Situation am Arbeitsplatz angesprochen. Generell wird der 
Themenkomplex »Missbrauch« in diesem Wahlmanifest stärker betont als in den 
letzten beiden; es wird die rigorosere Rückführung von abgewiesenen Asyl-
stellerInnen thematisiert und härtere Strafen für ArbeitgeberInnen, die illegale 
MigrantInnen anstellen; außerdem wird erstmals ein Englisch-Test für Menschen 
gefordert, die sich dauerhaft in Großbritannien niederlassen wollen.
Allen drei Wahlmanifesten ist gemein, dass Immigration als etwas Positives dar-
gestellt wird. Im Wahlmanifest des Jahres 1997 wird Großbritannien als 
„multiethnische und multikulturelle“583 Gesellschaft bezeichnet. Im Manifest des 
Jahres 2001 findet sich der Punkt »Unsere diverse Nation«, in jenem des Jahres 2005 
das Motto »Ein starkes und diverses Land bauen«. In den beiden letzten 
Wahlmanifesten wird die positive Auswirkung der Immigration auf die britische 
Wirtschaft und Gesellschaft ausdrücklich erwähnt, im letzten werden sogar konkrete 
Zahlen genannt, wie viel Menschen mit Migrationshintergrund zum Wirtschafts-
wachstum beitragen. Die allen Manifesten zugrunde liegende Tendenz ist also, dass 
gelenkte Immigration etwas Positives ist, ImmigrantInnen einen positiven Beitrag für 
die britische Wirtschaft und Gesellschaft leisten und die Frage, wie man mehr 
Chancengleichheit für ethnische Minderheiten im Land erreichen kann.
6.9. Die Stellung von ImmigrantInnen in den Wahlmanifesten der 
Conservative Party
Wie bei Labour sind auch die Wahlmanifeste der Conservative Party umfassende 
Papiere. Die Manifeste aus den Jahren 1997 und 2001 bestehen aus 51 respektive 47 
Seiten; etwas kürzer ist das letzte aus dem Jahr 2005, das einen Umfang von 28 Seiten 
hat. 
Im ersten untersuchten Wahlmanifest, jenem aus dem Jahr 1997, das unter der 
Parteiführung von John Major erstellt wurde, werden die Themenkomplexe
Immigration, Integration und Asyl nur in einem einzigen, 126 Wörter kurzen Absatz 
angesprochen. Thematisch eingebettet ist der Absatz in den Artikel 8, „Der weltweit 
beste Platz zu leben [meine Übersetzung]“ und trägt die Überschrift „Großbritannien 
583 Wahlmanifest der Labour Party, Britain Deserves Better, 23.
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– ein tolerantes Land [meine Übersetzung]“.584 Der Eingangsabsatz dieses Artikels
weist auf die tolerante Tradition Großbritanniens hin: 
Toleranz, Höflichkeit und Respekt sind immer Markenzeichen unserer Nation 
gewesen. Dank ihnen haben wir ein exzellentes Auskommen zwischen ethnischen 
Gruppen. JedeR, ungeachtet der Farbe oder des Glaubens, hat das Recht, ihr oder sein 
Leben ohne Angst vor Einschüchterung zu leben. [meine Übersetzung]585
Es wird weiters darauf hingewiesen, dass die Conservative Party harte Maßnahmen 
gegen Belästigung aus rassistischen Motiven ergreift. Als Beispiel wird der Vorschlag 
genannt, dass laut »Harassment Act 1997« Verhalten, durch das sich jemand anders 
belästigt fühlt, als strafbares Delikt zu behandeln und mit bis zu sechs Monaten Haft 
zu bestrafen ist.
Die Themenbereiche Asyl und Immigration werden in zwei Sätzen abgehandelt, in 
denen „harte aber faire Immigrationskontrollen [meine Übersetzung]“586 als starker 
Unterbau für gutes Zusammenleben von ethnischen Minderheiten und der 
Mehrheitsgesellschaft bezeichnet werden. Weiters wird versprochen, dass „während 
echte AsylwerberInnen mit Verständnis behandelt werden, Menschen diese 
Bestimmungen nicht missbrauchen dürfen, um normale Immigrationskontrollen zu 
umgehen [meine Übersetzung].“587
Im Wahlprogramm des Jahres 2001, das unter Parteivorsitzendem William Hague 
erstellt wurde, kommen die Themenkomplexe Immigration und Integration praktisch 
nicht vor. Im gesamten Parteiprogramm finden sich lediglich zwei Sätze, die sich mit 
diesen Themenkomplexen befassen. Beide befinden sich im zweiten Teil des 
Wahlmanifests, das unter dem Motto „Wissen, wer wir sind [meine Übersetzung]“ 
steht, unter dem Punkt „Eine stärkere Gesellschaft [meine Übersetzung].“588 Der erste 
lautet „Toleranz ist eine von Großbritanniens historischen Tugenden. Eine starke 
Gesellschaft wird auf dem Respekt für alle Menschen aufgebaut, was immer ihre 
Ethnie, Religion, Geschlecht oder sexuelle Orientierung sein mag [meine 
Übersetzung].“589 Der zweite Satz ist ein Zitat von William Hague, „Großbritannien 
584 Wahlmanifest der Conservative Party (Hg.), You Can only be Sure with The Conservatives. The 
Conservative Manifesto 1997 (o.O. 1997), online unter 
<http://www.psr.keele.ac.uk/area/uk/man/con97.htm> (05. Mai 2008).
585 Wahlmanifest der Conservative Party, You Can only be Sure with The Conservatives.
586 Wahlmanifest der Conservative Party, You Can only be Sure with The Conservatives.
587 Wahlmanifest der Conservative Party, You Can only be Sure with The Conservatives.
588 Wahlmanifest der Conservative Party (Hg.), Time for Common Sense (o.O. o.J.) 32, online unter 
<http://www.psr.keele.ac.uk/area/uk/e01/man/con/manifesto_uk.pdf> (06. Mai 2008).
589 Wahlmanifest der Conservative Party, Time for Common Sense (o.O. o.J.) 33.
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besteht aus vielen ethnischen Gemeinschaften. Die Konservativen glauben, dass wir 
dadurch reicher und stärker sind [meine Übersetzung].“590
Ebenfalls im zweiten Teil des Wahlmanifests, allerdings unter dem Punkt „Ein 
weltweit führender Staat [meine Übersetzung]“591, wird das Thema Asyl behandelt, 
dem mehr Platz eingeräumt wird. Unter der Überschrift „Ein sicherer Hafen, kein 
leichtes Ziel bei Asyl [meine Übersetzung]“592 wird beklagt, dass auf Grund von 
Labours Misswirtschaft das Asylsystem praktisch zusammengebrochen ist, was dazu 
geführt hat, dass Großbritannien eine Reputation aufgebaut hat, dass es hier leicht sei, 
Asyl zu bekommen, was wiederum dazu beiträgt, dass Menschen mit unbegründeten 
Asylanträgen vermehrt versuchen, in Großbritannien Asyl zu bekommen. Außerdem 
seien die Kosten des Asylsystems in den vier Jahren der Labour-Regierung um das 
Doppelte gestiegen. Die Konservativen versprechen, diesen Entwicklungen 
gegenzusteuern. Die Eckpunkte des Programms sind, dass Asylwerbende in sicheren 
Auffanglagern, die als „secure reception centres“593 bezeichnet werden, untergebracht 
werden, dass das Prüfverfahren, ob ein Asylantrag berechtigt ist oder nicht, 
beschleunigt wird, sowie dass Asylanträge aus sicheren Ländern unter normalen 
Umständen nicht akzeptiert werden. Des Weiteren sollen alle Asylsuchenden, deren 
Anträge abgelehnt wurden, rasch durch eine neu ins Leben zu rufende »Removal 
Agency« abgeschoben werden.594 Asylwerbende werden ein weiteres Mal explizit 
erwähnt, wenn es darum geht, die Probleme, die küstennahen Städten durch die 
Unterbringung von Asylsuchenden entstehen, zu mildern.595
Das Wahlmanifest für die Wahl des Jahres 2005 wurde unter dem Parteivorsitz von 
Michael Howard entworfen und trägt den Titel „Denken Sie was wir denken? Es ist 
Zeit zu handeln! [meine Übersetzung].“596 Im bislang letzten Wahlmanifest der 
Konservativen Partei nehmen die Themenblöcke Immigration und Asyl einen 
größeren Raum ein als in den beiden älteren Manifesten. Der Großteil der Information 
ist unter dem Artikel „Es ist nicht rassistisch, Immigrationslimits einzuführen [meine 
590 Wahlmanifest der Conservative Party, Time for Common Sense, 35.
591 Wahlmanifest der Conservative Party, Time for Common Sense, 28.
592 Wahlmanifest der Conservative Party, Time for Common Sense, 31.
593 Wahlmanifest der Conservative Party, Time for Common Sense, 31.
594 Wahlmanifest der Conservative Party, Time for Common Sense, 31.
595 Wahlmanifest der Conservative Party, Time for Common Sense, 38.
596 Wahlmanifest der Conservative Party (Hg.), Are You Thinking What We’re Thinking? It’s Time for 
Action (o.O. 2005), online unter <http://www.conservatives.com/pdf/manifesto-uk-2005.pdf> (06. Mai 
2008).
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Übersetzung]“597 zusammengefasst. Der Artikel umfasst genau eine Seite, wobei drei 
Dinge sofort ins Auge stechen: Die fett und mit einer größeren Schriftgröße 
geschriebene Überschrift „Sichere Grenzen und kontrollierte Immigration [meine 
Übersetzung]“598, das in größerer Schriftgröße als der normale Text geschriebene 
Zitat „Wir heißen Menschen willkommen, die hart arbeiten und einen positiven 
Beitrag leisten möchten [meine Übersetzung]“599, sowie ein Kästchen auf dem rechten 
unteren Rand der Seite, in dem die wichtigsten Fakten, die auf der Seite angesprochen 
werden, noch einmal fett geschrieben zusammengefasst sind. Die Überschrift des 
Kästchens ist „Kontrollierte Immigration [meine Übersetzung]“, die darin enthaltenen 
Punkte sind
• Punktesystem für die Erteilung einer Arbeitserlaubnis nach australischem Vorbild;
• Festsetzung eines jährlichen Immigrationslimits durch das Parlament;
• Aufnahme von einem gerechten Teil an Flüchtlingen durch das Vereinigte 
Königreich;
• 24-Stunden Sicherheit in den Häfen;
• Eine britische Grenz-Kontroll-Polizei (British Border Control Police) [meine Über-
setzung].600
Damit man sich ein Bild von der soeben beschriebenen grafischen Gestaltung machen 
kann, zeigt Abbildung 38 die betreffende Seite aus dem Wahlmanifest:
597 Wahlmanifest der Conservative Party, Are You Thinking What We’re Thinking? 18.
598 Wahlmanifest der Conservative Party, Are You Thinking What We’re Thinking? 19.
599 Wahlmanifest der Conservative Party, Are You Thinking What We’re Thinking? 19.
600 Wahlmanifest der Conservative Party, Are You Thinking What We’re Thinking? 19.
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Abb. 38) Grafische Gestaltung der für Immigration relevanten Seite des 
Konservativen Wahlmanifests 2005601
Quelle: Wahlmanifest der Conservatives 2005
Während die hervorgehobenen Textstellen die Themen Sicherheit und Kontrolle zum 
Inhalt haben, beginnt der eigentliche Text der Seite mit einer positiven Aussage über 
Immigration. „Großbritannien hat von Immigration profitiert. Wir alle gewinnen 
durch die soziale Diversität, die ökonomische Lebendigkeit und den kulturellen 
Reichtum, den Immigration mit sich bringt [meine Übersetzung].“602 Um den 
positiven Beitrag von ImmigrantInnen weiterhin zu gewährleisten, hält es die 
Konservative Partei für notwendig, den Zuzug stärker als bisher zu kontrollieren. So 
soll nur eine maximale Anzahl an ImmigrantInnen, die jedes Jahr vom Parlament 
festzusetzen ist, ins Land gelassen werden. Erreicht soll dies durch eine lückenlose 
Überwachung der Häfen werden und durch die Schaffung einer eigenen Einheit, deren 
einzige Aufgabe die Überwachung der britischen Grenzen sein wird, der British 
Border Control Police. Des Weiteren soll nach australischem Vorbild ein 
Punktesystem eingeführt werden, das sicherstellen soll, dass jene Menschen, deren 
601 Wahlmanifest der Conservative Party, Are You Thinking What We’re Thinking? 19.
602 Wahlmanifest der Conservative Party, Are You Thinking What We’re Thinking? 19.
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Fähigkeiten in Großbritannien gebraucht werden, Priorität bei der Immigration 
bekommen.
ImmigrantInnen werden auch noch einmal explizit im Artikel „Ich frage mich – wie 
schwer kann es sein, ein Krankenhaus sauber zu halten? [meine Übersetzung]“603
erwähnt, wo Gesundheitskontrollen für ImmigrantInnen gefordert werden, um die 
Verbreitung von Krankheiten wie Tuberkulose zu verhindern und den staatlichen 
Gesundheitsdienst (National Health Service) zu schützen. Menschen, die sich länger 
als 12 Monate in Großbritannien aufhalten wollen, sollen sich einer umfassenden 
medizinischen Untersuchung unterziehen müssen, und jene, die für immer bleiben 
wollen, sollen nachweisen müssen, dass sie gesund sind und „es unwahrscheinlich ist, 
dass sie signifikante Kosten verursachen oder eine signifikante Last für das britische 
Gesundheitssystem darstellen werden [meine Übersetzung].“604 Eine weitere 
Erwähnung des Themas Immigration findet man ganz am Anfang des Manifests, wo 
Michael Howard ankündigt, dass sich eine von den Konservativen gebildete 
Regierung unter anderem auf die Kontrolle der Immigration konzentrieren wird, um 
das derzeitige Immigrationssystem, das nicht funktioniere, zu reparieren.605
Das Thema Asyl wird gemeinsam mit dem Thema Immigration unter dem Artikel »Es 
ist nicht rassistisch, Immigrationslimits einzuführen« behandelt. Ziel der Konser-
vativen Partei ist es, ein humaneres, flexibleres und besser verwaltetes Asylsystem zu 
schaffen. Dazu sollen die nationalen Entscheidungsmöglichkeiten gestärkt werden, 
das heißt Entscheidungen, die derzeit in Brüssel getroffen werden, wieder in London 
gefällt werden können. Des Weiteren wird eine fixierte Quote angestrebt, wie viele 
Asylsuchende pro Jahr akzeptiert werden; diese Quote soll Teil der gesamten 
maximalen Anzahl an ImmigrantInnen sein.
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass den Themenblöcken Immigration, Asyl 
und Integration in keinem der drei Wahlmanifeste breiter Raum eingeräumt wird. In 
den Wahlmanifesten der Jahre 1997 und 2001 wird den Themenkomplexen jeweils 
ein Absatz gewidmet. Lediglich im bislang letzten Wahlmanifest, jenem aus dem Jahr 
2005, wird umfassender auf die Themen eingegangen. Die ersten beiden Manifeste 
weisen darauf hin, dass Toleranz und Respekt schon immer Tugenden und 
603 Wahlmanifest der Conservative Party, Are You Thinking What We’re Thinking? 10.
604 Wahlmanifest der Conservative Party, Are You Thinking What We’re Thinking? 13.
605 Wahlmanifest der Conservative Party, Are You Thinking What We’re Thinking? 1.
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Markenzeichen der BritInnen gewesen seien. Zusätzlich wird im Wahlmanifest des 
Jahres 2001 hervorgehoben, dass die Diversität eine Stärke von Großbritannien ist. Im 
bislang letzten Wahlmanifest wird dies noch einmal verstärkt, indem geschrieben 
wird, dass das Land von der Immigration profitiert hat, und dass die Diversität 
Großbritanniens dazu führt, dass alle Gewinner sind. Auf die Stellung von ethnischen 
Minderheiten, die in Großbritannien leben, wird nur an einer Stelle konkret einge-
gangen, und zwar im Wahlmanifest des Jahres 1997. Hier wird der Plan vorgestellt, 
dass Verhalten, durch das sich jemand belästigt fühlt, mit bis zu einem halben Jahr 
Haft bestraft werden soll. Das wird im Zusammenhang mit der Aussage genannt, dass 
jedeR, ungeachtet ihres/seines Migrationshintergrunds das Recht hat, ohne Angst vor 
rassistisch motivierten Übergriffen zu leben. In den beiden folgenden Wahlmanifesten 
wird nicht mehr auf die Situation von in Großbritannien lebenden Minderheiten 
eingegangen, dafür wird den Bereichen Immigrationskontrolle und Verhinderung von 
Asylmissbrauch immer mehr Raum gegeben. Im Wahlmanifest des Jahres 2001 ist der 
Absatz zum Thema Asyl der einzige zusammenhängende Textteil, der sich mit den 
Themenkomplexen Immigration, Integration und Asyl beschäftigt. In dem Absatz 
geht es ausschließlich um eine Verschärfung der Asylpraktiken; so sollen mehr 
Menschen schneller abgeschoben werden, alle Asylsuchenden in sicheren 
Auffanglagern untergebracht werden und Asylanträge aus sicheren Staaten, außer 
wenn die Umstände ungewöhnlich sind, nicht mehr akzeptiert werden. Ein ähnlicher 
Grundtenor herrscht im Wahlmanifest des Jahres 2005. Bereits auf der Titelseite des 
Manifests findet sich das Schlagwort »kontrollierte Immigration«. Die Hervor-
hebungen im Text senden ebenfalls eindeutig das Signal »Kontrolle« aus. Schon der 
Titel des Artikels »Es ist nicht rassistisch, Immigrationslimits einzuführen« nimmt 
den Schwerpunkt der politischen Strategie der Konservativen Partei vorweg. Die 
strikte Regulierung der Immigration wird als Weg gesehen, dass auch in Zukunft 
Immigration Rückhalt in der Bevölkerung findet. Des Weiteren werden Immigrant-
Innen im bislang letzten Wahlmanifest indirekt beschuldigt, potenzielle Krankheits-
überträgerInnen zu sein. Wortwörtlich steht geschrieben: „Wir [die Konservative 
Partei] werden Gesundheitskontrollen für ImmigrantInnen einführen, um der Verbrei-
tung von Krankheiten wie Tuberkulose Einhalt zu gebieten [...] [meine Über-
setzung].“606 Konzepte oder Vorschläge, wie das Zusammenleben der einzelnen 
606 Wahlmanifest der Conservative Party, Are You Thinking What We’re Thinking? 13.
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ethnischen Minderheiten im Land verbessert werden soll, sucht man in den letzten 
beiden Wahlmanifesten vergeblich; darüber hinaus werden die Themenbereiche 
Chancengleichheit und Gleichbehandlung in keinem der drei untersuchten Wahl-
manifeste angesprochen.
6.10. Die Stellung der ImmigrantInnen in den Wahlmanifesten der 
Liberal Democrats
Auch die Wahlmanifeste der Liberal Democrats, speziell jene aus den Jahren 1997 
und 2001, sind umfassende Papiere. Das Wahlmanifest aus dem Jahr 1997 besteht aus 
38 Seiten, das nächste, aus dem Jahr 2001, ist 66 Seiten lang; das bislang letzte, aus 
dem Jahr 2005, ist mit 19 Seiten das kürzeste der drei.
Im ersten untersuchten Wahlmanifest der Liberaldemokraten, jenem aus dem Jahr 
1997, findet man im Artikel „Welche Partei wird mir die Möglichkeit geben, das 
meiste aus meinem Leben zu machen? [meine Übersetzung]“607 den Punkt „Ethnische 
Minderheiten [meine Übersetzung]“608, in welchem kurz die Situation der ethnischen 
Minderheiten, die in Großbritannien leben, beschrieben wird, und dann die Pläne und 
Ziele der Partei skizziert werden. Der Punkt beginnt mit der Feststellung, dass es zwar 
Fortschritte bei der Gleichbehandlung von ImmigrantInnen gegeben hätte, Rassismus 
und Diskriminierungen allerdings immer noch alltäglich seien. Des Weiteren wird die 
multikulturelle Gesellschaft als etwas Positives, wovon Großbritannien Kraft schöpft, 
beschrieben:
Trotz Fortschritten in den letzten Jahren wird Mitgliedern von ethnischen Minder-
heiten viel zu oft Chancengleichheit verwehrt, und sie müssen alltäglich Rassismus 
und Diskriminierung erfahren. Diversität, Pluralismus und eine multikulturelle Gesell-
schaft sind Quellen der Stärke für Großbritannien [meine Übersetzung]609
Nach diesem Eingangsbefund kommen vier fett gedruckte Überschriften, in denen die 
Absichten der Partei dargelegt werden: 
• Die erste lautet „[Wir werden] das Vorgehen gegen Diskriminierung verstärken 
[meine Übersetzung].“610 Geplant ist die Zusammenführung der »Commission for 
607 Wahlmanifest der Liberal Democrats (Hg.), Make the Difference. The Liberal Democrat Manifesto 
1997 (o.O. 1997), online unter <http://www.psr.keele.ac.uk/area/uk/e97/man/ld97man.htm> (15. Mai 
2008).
608 Wahlmanifest der Liberal Democrats, Make the Difference.
609 Wahlmanifest der Liberal Democrats, Make the Difference.
610 Wahlmanifest der Liberal Democrats, Make the Difference.
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Racial Equality« und der »Equal Opportunities Commission« in eine neu zu 
schaffende »Human Rights Commission«. Außerdem soll sichergestellt werden, 
dass Großbritannien eine führende Rolle innerhalb der Europäischen Union 
bezüglich der Verschärfung von Anti-Diskriminierungsgesetzen einnimmt, und 
dass der Arbeitsplatzleitfaden der »Commission for Racial Equality« gesetzlich 
vorgeschrieben wird.
• Als nächste fett geschriebene Überschrift findet sich „[Wir werden] Chancen-
gleichheit für alle sicherstellen [meine Übersetzung].“611 Unter dieser Überschrift 
wird ausgeführt, dass von den lokalen Verwaltungseinheiten und Wohnungs-
gesellschaften Chancengleichheit bei der Zuteilung von Wohnraum gefordert 
werden soll. Des Weiteren soll das Angebot von muttersprachlichem Unterricht 
sowohl für Kinder als auch für Erwachsene ausgeweitet werden.
• Die nächste Überschrift lautet „[Wir werden] die Immigrationsgesetze von 
ethnischer Diskriminierung befreien [meine Übersetzung].“612 Diese Überschrift 
spricht die Überzeugung der Liberaldemokraten an, dass Immigrationspolitik nicht 
diskriminierend sein darf, und dass die die Immigration betreffenden Gesetze so 
geändert werden müssen, dass Familiennachzug möglich ist. Außerdem sollen 
Asylanträge rasch behandelt werden und Asylsuchende wieder ein Recht auf 
staatliche Unterstützungen haben. Der letzte Satz ist der einzige, der sich in 
diesem Wahlmanifest mit dem Themenbereich Asyl und Asylsuchende 
beschäftigt.
• Die letzte Überschrift ist „[Wir werden] das Vertrauen der ethnischen 
Minderheiten in die Polizei erhöhen [meine Übersetzung].“613 Als Ziel wird 
genannt, vermehrt Menschen mit Migrationshintergrund in den Polizeidienst zu 
holen und Diskriminierungen innerhalb der Polizei zu bekämpfen. Außerdem soll 
ermöglicht werden, dass die Polizei bei Angriffen aus rassistischen Motiven mehr 
Handlungsmöglichkeiten bekommt. Darüber hinaus sollen härtere Strafen bei 
Vergehen, die aus rassistischen Gründen verübt worden sind, eingeführt werden.
611 Wahlmanifest der Liberal Democrats, Make the Difference.
612 Wahlmanifest der Liberal Democrats, Make the Difference.
613 Wahlmanifest der Liberal Democrats, Make the Difference.
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Im Wahlmanifest des Jahres 2001, das unter den Schlagwörtern „Freiheit, 
Gerechtigkeit, Ehrlichkeit [meine Übersetzung]“614 firmiert, wird den Themen-
komplexen Immigration, Integration und Asyl ein ähnlicher Umfang eingeräumt wie 
im Manifest des Jahres 1997. Thematisch sind die Themenkomplexe im Artikel 
„Bürgerliche Rechte [meine Übersetzung]“ angesiedelt und werden hauptsächlich in 
den Punkten „Diskriminierung [meine Übersetzung]“ und „Immigration und Asyl 
[meine Übersetzung]“615 behandelt. Im Punkt »Diskriminierung« findet man zwei fett 
gedruckte Überschriften, die sich mit der Verbesserung der Situation von in 
Großbritannien lebenden ImmigrantInnen beschäftigen: „Den Kampf gegen Diskrimi-
nierung mit einem Gleichberechtigungsgesetz stärken [meine Übersetzung]“ und „Die 
jüngsten europäischen Anti-Diskriminierungsgesetzgebungen unterstützen [meine 
Übersetzung].“616 Im ersteren wird ein neues Gleichberechtigungsgesetz in Aussicht 
gestellt, das unter anderem Diskriminierung aus ethnischen und religiösen Gründen 
bekämpfen soll. Die Einhaltung der neuen Gesetze soll von einer neu zu schaffenden 
Gleichberechtigungskommission (Equality Commission) überwacht werden, die 
selbstständig tätig werden kann. Die zweite Überschrift bezieht sich auf die Anti-
Diskriminierungsgesetzgebung der Europäischen Union sowie das Arbeitsrecht, die
beide von den Liberaldemokraten unterstützt werden.
Als Einleitung des Punktes »Immigration und Asyl« wird zunächst festgehalten, dass 
Immigration positiv ist und sowohl Menschen, die ins Ausland gehen, als auch 
Menschen, die nach Großbritannien kommen, durch ihre Erfahrungen, die sie machen, 
beziehungsweise mitbringen, einen positiven Beitrag zur Entwicklung des Landes 
leisten. 
ImmigrantInnen werden zu oft als Problem für die britische Gesellschaft bezeichnet. 
Großbritannien hat ungeheuer von der Immigration profitiert, in gleicher Weise, in der 
viele BritInnen, die emigriert sind, von ihren Erfahrungen profitiert haben. [...] Der 
Engpass an FacharbeiterInnen in vielen Branchen bedeutet, dass [ImmigrantInnen] 
einen wichtigen Beitrag zur britischen Gesellschaft leisten [meine Übersetzung].617
Der Punkt »Immigration und Asyl« wird in zwei fett gedruckte Überschriften 
unterteilt, nämlich „Menschen schützen, die vor Verfolgung fliehen [meine 
614 Wahlmanifest der Liberal Democrats (Hg.), 2001 Liberal Democrat General Election Manifesto. 
Freedom, Justice, Honesty (o.O. 2001), online unter <http://www.libdemmanifesto.com/2001/2001-
liberal-manifesto.shtml#rights> (15. Mai 2008).
615 Wahlmanifest der Liberal Democrats, 2001 Liberal Democrat General Election Manifesto.
616 Wahlmanifest der Liberal Democrats, 2001 Liberal Democrat General Election Manifesto.
617 Wahlmanifest der Liberal Democrats, 2001 Liberal Democrat General Election Manifesto.
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Übersetzung]“, und „Immigrationsgesetze von Diskriminierung befreien [meine 
Übersetzung].“618 Die erste Überschrift bezieht sich ausschließlich auf Asyl. Es wird 
in dem Abschnitt eine fairere und schnellere Abwicklung von Asylanträgen 
versprochen. Außerdem sollen staatliche Unterstützungsleistungen das „erniedrigende 
Gutscheinsystem [meine Übersetzung]“619 ersetzen. Des Weiteren sollen 
Restriktionen bezüglich freiwilliger, unbezahlter Arbeit von AsylwerberInnen 
abgebaut werden und die bestehenden Restriktionen, die in den ersten sechs Monaten 
hinsichtlich der Annahme von bezahlter Arbeit bestehen, auf ihre Rechtmäßigkeit 
überprüft werden. Um die Belastung der Kommunen vor Ort gering zu halten, soll das 
Verteilsystem von Asylsuchenden neu geregelt werden und in Zusammenarbeit mit 
anderen Ländern sicher gestellt werden, dass Großbritannien einen vernünftigen 
Anteil an Asylsuchenden bekommt und Menschenschmuggel unterbunden wird.
Die Überschrift »Immigrationsgesetze von Diskriminierung befreien« ist praktisch 
selbsterklärend. Der Immigrationsprozess soll so geändert werden, dass keine 
Diskriminierungen mehr möglich sind. Des Weiteren soll die Immigrations-
gesetzgebung so geändert werden, dass Familien nicht mehr zerrissen werden können. 
Es soll eine regelmäßige Überprüfung der Gesetze stattfinden, die berücksichtigen 
soll, welche Qualifikationen im Lande gerade fehlen. Die Immigration soll 
unabhängig von den Asylverpflichtungen behandelt werden.
Im bislang letzten Wahlmanifest der Liberaldemokraten, jenem für die Wahl des 
Jahres 2005, „Liberal Democrats. The Real Alternative“620, schreibt der damalige
Parteiführer Charles Kennedy in seiner Einleitung 
Zusätzlich bleiben wir stolz auf unser Großbritannien, das genau wegen seiner multi-
rassischen, multiethnischen Gesellschaft bereichert ist. Wir werden Angst und 
Vorurteilen nicht nachgeben. Wir bieten faire und effektive Strategien für die 
besonderen Themen Asyl und Immigration [meine Übersetzung].621
Im Manifest beschäftigen sich drei Absätze mit den Themenbereichen Asyl, 
Immigration und Integration. Zwei von diesen Absätzen, „Hart, aber fair bei Asyl 
[meine Übersetzung]“ und „Den Kampf gegen Diskriminierung verstärken [meine 
618 Wahlmanifest der Liberal Democrats, 2001 Liberal Democrat General Election Manifesto.
619 Wahlmanifest der Liberal Democrats, 2001 Liberal Democrat General Election Manifesto.
620 Wahlmanifest der Liberal Democrats, Liberal Democrats (Hg.). The real Alternative (o.O. o.J.), 
online unter <http://www.psr.keele.ac.uk/area/uk/man/man05.htm> (15. Mai 2008).
621 Wahlmanifest der Liberal Democrats, Liberal Democrats. The real Alternative, 2.
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Übersetzung]“622 befinden sich unter Artikel „Recht & Verbrechen: Verbrechen 
anpacken, Freiheit verteidigen [meine Übersetzung].“623 Im Absatz »Hart, aber fair 
bei Asyl« wird zunächst auf die stolze Geschichte Großbritanniens als sicherer Hafen 
für Flüchtlinge verwiesen, gemeinsam mit der Feststellung, dass Flüchtlinge „die 
Kultur und den Reichtum des Vereinigten Königreiches unermesslich bereichert 
haben [meine Übersetzung].“624 Um die Prozesse zu beschleunigen und Fehler zu 
minimieren, sollen die Agenden des Asylwesens vom Innenministerium zu einer 
Verwaltungsstelle, die ausschließlich mit dem Thema Asyl befasst ist, wandern. Diese 
soll sicherstellen, dass all jene, die wirklich Hilfe brauchen, diese auch bekommen, 
und gleichzeitig garantieren, dass niemand das System missbrauchen kann. Asyl-
suchenden soll es erlaubt werden, arbeiten zu gehen, um ihre Abhängigkeit vom 
staatlichen Fürsorgesystem zu beenden, und ihre Qualifikationen und ihre Arbeitskraft 
in die Gesellschaft einbringen zu können. Des Weiteren sollen innerhalb der 
Europäischen Union einheitliche Normen ausgearbeitet werden, damit jedes 
Mitgliedsland der EU einen fairen Anteil an Asylsuchenden übernimmt.
Der zweite Absatz, »Den Kampf gegen Diskriminierung verstärken«, beschäftigt sich 
mit der Beseitigung von verschiedenen Arten der Diskriminierung. Ein einheitliches 
Gleichbehandlungsgesetz soll sicherstellen, dass alle Spielarten der Diskriminierung 
gesetzlich verboten werden. Innerhalb der Polizei sollen eigene Einheiten geschaffen 
werden, die Informationen und Maßnahmen gegen Rassismus und aus Hass und 
Vorurteilen begangene Verbrechen untersuchen. Außerdem sollen im Rahmen einer 
Ergänzung der Gesetze gegen Rassenhass jene kriminalisiert werden, die religiöse 
Texte als Ausrede für Rassenhass verwenden.625
Der dritte Absatz, „Wirtschaftsmigration [meine Übersetzung]“ steht im Artikel 
„Wirtschaft & Geschäft: Wohlstand für Großbritannien bauen [meine Über-
setzung].“626 und beschäftigt sich mit den Vorteilen von gesteuerter Immigration. 
WirtschaftsmigrantInnen haben geholfen, dass Großbritannien sowohl ökonomisch als 
auch kulturell eines der reichsten Länder der Welt geworden ist. Es bleibt ein positiver 
622 Wahlmanifest der Liberal Democrats, Liberal Democrats. The real Alternative, 9.
623 Wahlmanifest der Liberal Democrats, Liberal Democrats. The real Alternative, 8.
624 Wahlmanifest der Liberal Democrats, Liberal Democrats. The real Alternative, 9.
625 Den Kampf gegen Diskriminierung verstärken, 9.
626 Wahlmanifest der Liberal Democrats, Liberal Democrats. The real Alternative, 10f.
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ökonomischer Nutzen von gelenkter Immigration, um den Bedarf an Qualifikationen 
und Arbeitskraft, die Mangelware sind, abdecken zu können [meine Übersetzung].627
Gemeinsam mit der Wirtschaft und dem öffentlichen Dienst soll die Anzahl der 
Arbeitsgenehmigungen festgelegt werden, die an ArbeitsimmigrantInnen vergeben 
werden.
Vergleicht man die drei untersuchten Wahlmanifeste der Liberaldemokraten 
miteinander, so ist ein roter Faden klar erkenntlich; den Themenbereichen Asyl, 
Immigration und Migration wird in allen drei Manifesten ein ähnlicher Umfang 
zugestanden. Allen drei Manifesten ist Chancengleichheit ein zentrales Anliegen, es 
beschäftigen sich alle auch mit der Situation von bereits in Großbritannien lebenden 
ethnischen Minderheiten. Es werden die positiven Seiten der Immigration 
beziehungsweise des Multiethnizismus hervorgehoben und Maßnahmen angekündigt, 
um verschiedene Formen von Diskriminierung zu bekämpfen. Um der 
Diskriminierung von ethnischen Minderheiten vorzubeugen, und die Verfolgung 
solcher Verstöße zu verbessern, wird in allen untersuchten Manifesten die Schaffung 
einer einheitlichen Organisation, die sich ausschließlich mit der Bekämpfung von 
Diskriminierung von ethnischen Minderheiten befasst, gefordert. 
Blieben die oben genannten Grundrichtungen allen Manifesten gleich, so hat sich die 
Schwerpunktlegung und damit atmosphärisch etwas in den drei Wahlmanifesten 
verändert: Das Thema Immigration ist in den Manifesten vom übergeordneten Thema 
Möglichkeiten, Chancengleichheit zum Thema Sicherheit gewandert. Stand die 
Thematik Immigration und Chancengleichheit im ersten Manifest noch unter dem 
Artikel »Welche Partei wird mir die Möglichkeit geben, das meiste aus meinem 
Leben zu machen«, fand man es im zweiten unter »Bürgerliche Rechte« und im 
dritten schließlich unter »Recht & Verbrechen«. Diese Wanderbewegung hat der 
gesamte Themenkomplex auch inhaltlich mitvollzogen: Während im Wahlmanifest 
des Jahres 1997 der Schwerpunkt noch eindeutig auf der Verbesserung der Lage der 
im Land befindlichen ethnischen Minderheiten lag, wird diesem Thema im letzten 
Manifest weniger Bedeutung zugemessen. Im Manifest des Jahres 1997 werden 
explizite Vorschläge gemacht, wie die Liberaldemokraten die Chancengleichheit 
herzustellen gedenken; zum Beispiel durch die Ausweitung von muttersprachlichem 
627 Den Kampf gegen Diskriminierung verstärken, 11.
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Unterricht oder der Umsetzung des Arbeitsplatzleitfadens der Commission for Racial 
Equality im Arbeitsrecht. In den späteren Manifesten fehlen konkrete Pläne dieser 
Art, es wird lediglich allgemein davon gesprochen, den Kampf gegen 
Diskriminierung entschlossen führen zu wollen. Stattdessen kommt in den Manifesten 
der Jahre 2001 und 2004 der Aspekt der gelenkten Immigration hinzu; dieser Aspekt 
fehlte 1997 noch. So sollen nur noch Menschen, die ein bestimmtes 
Anforderungsprofil erfüllen, nach Großbritannien immigrieren dürfen.
Der rote Faden ist auch beim Thema Asyl klar zu sehen, vor allem in den letzten 
beiden Manifesten. Im ersten Wahlmanifest spielt Asyl eine untergeordnete Rolle; 
neben der allgemeinen Forderung, dass die Asylverfahren rasch und fair vonstatten 
gehen sollen, findet sich hier nur noch die Anregung, AsylwerberInnen wieder 
staatliche Hilfe zu gewähren. In den folgenden beiden Wahlmanifesten setzen sich die 
Liberaldemokraten dafür ein, dass Menschen, deren Asylansuchen gerade von den 
Behörden behandelt werden, in Großbritannien arbeiten dürfen. Des Weiteren fordern 
die Liberal Democrats auch beim Thema Asyl in ihrem bisher letzten Manifest die 
Schaffung einer eigenen Behörde, die sich ausschließlich diesem Aufgabenbereich 
widmet.
Die Grundhaltung ist ImmigrantInnen und Asylsuchenden gegenüber also in allen drei 
untersuchten Wahlmanifesten positiv. Die positiven Seiten der Immigration werden in 
allen Manifesten ausdrücklich betont, und dem Thema »Chancengleichheit« wird viel 
Raum gegeben; der Kampf gegen Diskriminierung ist einer der zentralen Ansprüche 
der Liberaldemokraten, im Zusammenhang mit dem Themenkomplex Immigration 
der zentrale Anspruch, der teilweise mit konkreten Vorschlägen und Forderungen 
verbunden wird. Auch die Tatsache, dass das Element »Immigrationskanalisierung« 
hinzu kommt, das in Ansätzen erstmals im Manifest des Jahres 2001 vorkommt, und 
in jenem des Jahres 2005 ganz konkret gefordert wird, um den positiven Beitrag der 
Immigration sicher zu stellen, ändert am Grundtenor der Manifeste nichts.
6.11. Die Wahlmanifeste von Labour, den Conservatives und den Liberal 
Democrats im Vergleich
Vergleicht man die Wahlmanifeste der drei Parteien miteinander, kann man rein 
quantitativ feststellen, dass sich Labour und die Liberal Democrats wesentlich 
umfassender und eingehender mit den Themenblöcken Asyl, Immigration und 
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Integration beschäftigen, als dies bei den Conservatives der Fall ist. Generell lassen 
sich etliche Parallelen in den Wahlmanifesten der Labour Party und der Liberal 
Democrats feststellen: Beiden ist der Kampf gegen Diskriminierung ein zentrales 
Anliegen; in beiden Fällen liegt der Fokus speziell im Wahlmanifest des Jahres 1997, 
bei Labour auch in jenem des Jahres 2005, auf der Situation der ethnischen 
Minderheiten in Großbritannien, und wie man diese verbessern kann. In beiden Fällen 
wird diesem Schwerpunkt zugunsten des Themas »Immigrationskanalisierung« in den 
letzten beiden Manifesten weniger Gewicht zugestanden, wobei dieser Schwenk bei 
der Labour Party stärker ausgeprägt ist und hier auch der Missbrauchbekämpfung, 
speziell im letzten Manifest, immer breiterer Raum gegeben wird.
Im Vergleich zu den teils quantitativ großen Blöcken, die sich mit Asyl, Immigration 
und der Situation von im Land befindlichen ethnischen Minderheiten beschäftigen, 
finden diese Themen in den Wahlmanifesten der Conservative Party wenig Raum vor. 
Sowohl im Wahlmanifest des Jahres 1997 als auch in jenem des Jahres 2001 werden 
diese Themen in lediglich zwei Sätzen abgehandelt. In beiden Manifesten wird auf die 
Toleranz als große britische Tugend hingewiesen; des Weiteren wird im ersten 
Manifest konkret angeführt, welche Maßnahmen die Conservatives gegen Belästi-
gungen aus rassistischen Motiven zu setzen gedenken. Im Manifest des Jahres 2001 
schreibt der damalige Parteichef William Hague, dass der Multiethnizismus 
Großbritannien reicher und stärker macht. Eine Haltung, die im Manifest des Jahres 
2005 mit der Bemerkung, dass Großbritannien von der sozialen Diversität und 
Immigration profitiert, bestätigt wird. Wie Labour und die Liberal Democrats geben 
also auch die Conservatives ein Bekenntnis zum multiethnischen Großbritannien ab. 
Der Unterschied ist allerdings, dass der Fokus auf der Kanalisierung und Kontrolle 
der Immigration liegt. Im Wahlmanifest des Jahres 2005, das sich als einziges 
extensiver mit den Themenkomplexen Immigration, Asyl und Integration beschäftigt, 
senden diese Botschaft speziell die Überschriften und fett gedruckten Passagen aus. 
Als Beispiele seien hier »Es ist nicht rassistisch Immigrationslimits einzuführen« und 
»Sichere Grenzen und kontrollierte Immigration« genannt. Die Conservatives erheben 
auch konkrete Forderungen in Richtung Kontrolle und Immigrationskanalisation; so 
soll eine einheitliche Grenzschutzpolizei aufgestellt werden und ein Punktesystem 
nach australischem Vorbild eingeführt werden, das sicher stellen soll, dass bestimmte 
ImmigrantInnen Priorität genießen. Konkrete Vorschläge oder auch allgemeine 
Aussagen zur Verbesserung der Chancengleichheit der im Land lebenden ethnischen 
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Minderheiten gibt es, im Unterschied zu den anderen beiden Parteien, nicht. Trotz 
einer anderen Schwerpunktlegung wird von den Conservatives das multiethnische 
Großbritannien als etwas Positives empfunden; wie von den anderen beiden Parteien.
6.12. Die Stellung von ImmigrantInnen in Parteiprogrammen der im 
Wiener Gemeinderat vertretenen Parteien
Betrachtet man die Parteiprogramme beziehungsweise Grundsatzprogramme, wie sie 
auch genannt werden, der im Wiener Gemeinderat vertretenen Parteien, fällt auf den 
ersten Blick auf, dass zwei der vier Parteien einen eigenen Unterpunkt »Ausländer« 
(ÖVP) beziehungsweise »Minderheiten; Einwanderungspolitik« (Grüne) haben, wenn 
auch mit sehr unterschiedlichen Schwerpunktsetzungen. In den Parteiprogrammen der 
Sozialdemokratischen Partei und der Freiheitlichen Partei kommen im Unterschied 
dazu keine eigenen Absätze, die sich nur mit dieser Thematik beschäftigen, vor, in 
beiden Programmen wird aber immer wieder das Thema Immigration und 
AusländerInnen aufgegriffen.
6.13. Die Stellung von ImmigrantInnen im Grundsatzprogramm der SPÖ
Im Grundsatzprogramm der Sozialdemokratischen Partei ist ImmigrantInnen kein 
eigener Abschnitt reserviert, sie werden aber immer wieder explizit angesprochen. 
Einen zentralen Platz im aktuellen Programm nimmt die Solidarität ein. Verstanden 
wird unter Solidarität die „[...] Verantwortung für die Gemeinschaft und damit die 
Verpflichtung, sich für andere einzusetzen und gesellschaftliche Aufgaben im 
Interesse unserer Grundwerte zu erfüllen.“628 Die Solidarität 
kennzeichnet jene Beziehungen zwischen den Menschen, die mit Verantwortungs-
bewusstsein gegenüber der Gemeinschaft, Rücksichtnahme auf den Nächsten und 
Hilfe für die Schwächeren zu tun hat. Als solche ist sie die stärkste Waffe im Kampf 
gegen Unterdrückung und Ungerechtigkeit.629
Der Kampf für Chancengleichheit für alle Einzelpersonen und sozialen Gruppen, 
darunter die immer wieder explizit angesprochenen ImmigrantInnen, steht, wie schon 
im Parteiprogramm aus dem Jahre 1978, im Mittelpunkt des aktuellen 
628 Sozialdemokratische Partei Österreichs (Hg.), Das Grundsatzprogramm (o.O. o.J.), online unter 
<http://www.spoe.at/bilder/d251/spoe_partei_programm.pdf> (05. Oktober 2007) 6.
629 Paul Zulehner, Hermann Denz, Anton Pelinka, Emmerich Talos (Hg.), Solidarität. Option für die 
Modernisierungsverlierer (Innsbruck/Wien 1996) 99.
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Parteiprogramms. Im Rahmen von Solidarforderungen werden Minderheiten 
besonders in den Artikeln »II. Die Grundsätze der Sozialdemokratinnen und 
Sozialdemokraten« und »III.7. Soziale Demokratie leben – für Mitbestimmung und 
integrative Politik«630 immer wieder angesprochen.
Unter Punkt »II.1. Gleichheit« wird festgehalten, dass Menschen in ihrer 
„Unterschiedlichkeit gleich an Recht und Würde“631 sind. Daher soll für alle 
Menschen Chancengleichheit durchgesetzt werden, und zwar „unabhängig von [...] 
ihrer ethnischen Zugehörigkeit, ihrer Weltanschauung, ihrem religiösen Bekenntnis 
[...].“632 Im selben Artikel wird unter II.2. Fremdenfeindlichkeit und Rassismus als 
Bedrohung für das friedliche und demokratische Zusammenleben bezeichnet und 
dezidiert abgelehnt. Von besonderer Bedeutung für die Stellung von ImmigrantInnen 
ist Punkt »II.2.6. Integrative Politik«. Unter integrativer Politik wird ganz allgemein 
eine Politik verstanden, die der Benachteiligung einzelner und sozialer Gruppen 
entgegenwirkt. Es werden aber auch konkret ethnische Minderheiten angesprochen: 
Wir setzen uns für Minderheiten und deren Recht auf volle Integration in die 
Gesellschaft bei gleichzeitiger Wahrung ihrer Identität ein. Wir gehen davon aus, daß 
alle Menschen ein Recht auf ihre Heimat, ihr Volkstum, ihre Sprache und ihre Kultur 
haben.633
Um diese Ziele, sowie ein problemfreies Zusammenleben zu erreichen, wird unter 
Punkt III.7.(9) folgendes gefordert:
[...] die Förderung des Geistes der Toleranz und des Dialogs sowie Maßnahmen zur 
Förderung der gegenseitigen Achtung, des gegenseitigen Verständnisses und der 
Zusammenarbeit zwischen allen Menschen unabhängig von deren ethnischer, 
kultureller, sprachlicher oder religiöser Identität.
(10) Die schließt insbesondere unsere ausländischen Mitbürgerinnen und Mitbürger 
ein, für deren Integration im politischen Leben, auf dem Arbeits- und Wohnungsmarkt 
sowie im Bildungs- und Sozialsystem wir eintreten.634
Um ImmigrantInnen eine bessere Perspektive in Österreich zu ermöglichen, wird in 
Punkt III.6.(4) eine gezielte Integrations- und Jugendarbeit gefordert635, sowie die 
Herstellung von Chancengleichheit im Bildungssystem, wo daran gearbeitet werden 
muss, dass sprachlich-kulturelle Hürden oder Vorurteile dem gleichen Zugang zur 
630 SPÖ, Grundsatzprogramm.
631 SPÖ, Grundsatzprogramm, 5.
632 SPÖ, Grundsatzprogramm, 5.
633 SPÖ, Grundsatzprogramm, 7.
634 SPÖ, Grundsatzprogramm, 17.
635 SPÖ, Grundsatzprogramm, 21.
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Bildung und der gleichen Inanspruchnahme von Bildungseinrichtungen nicht im Weg 
stehen.
Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass ImmigrantInnen kein eigener Raum 
im Grundsatzprogramm der Sozialdemokratischen Partei eingeräumt wird, sondern sie 
durch das Prinzip der Solidarität einerseits und konkrete Nennung andererseits 
einbezogen werden. Wo ImmigrantInnen direkt angesprochen werden, geht es um das 
Schaffen von Rahmenbedingungen, die es ethnischen Minderheiten ermöglichen soll, 
gleichberechtigt zu partizipieren und um die Herstellung von Chancengleichheit. Des 
Weiteren wird drei Mal ausdrücklich von der Integration von ImmigrantInnen 
gesprochen, wobei das Konzept »Integration« insoweit definiert wird, als klar gestellt 
wird, dass Integration nicht die Aufgabe der ursprünglichen Identität, genauer des 
Volkstums, der Sprache und der Kultur bedeutet. Dieses Konzept geht also eindeutig 
in Richtung einer multiethnischen Gesellschaft, wobei auf der letzten Seite des 
Programms klar gestellt wird, dass Kompromisse nur dann möglich sind, wenn die 
grundlegenden Werte der Zweiten Republik, das sind Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, 
Menschenrechte, soziale Sicherheit, Toleranz und Gleichberechtigung von Frauen und 
Männern, nicht in Frage gestellt werden.636
6.14. Die Stellung von ImmigrantInnen im Parteiprogramm der ÖVP
Im derzeit aktuellen Grundsatzprogramm der Österreichischen Volkspartei, das aus 
dem Jahr 1995 stammt,637 gibt es unter Punkt »6. Neue Gesellschaftsverträge« den 
Unterpunkt sechs, »Ausländer«. Außerhalb dieses Absatzes gibt es mit einer 
Ausnahme keine Textpassagen, die sich konkret mit MigrantInnen beschäftigen. Die 
einzige Ausnahme bildet im Abschnitt neun, »Heimat in Europa und der Welt«, 
Unterpunkt drei, ein Absatz, der ein Bekenntnis zu Österreich als Asylland abgibt und 
gleichzeitig davor warnt, dass „[...] die explosionsartig wachsende Wanderbewegung 
in der Welt, die durch Mißstände in den Ursprungsländern ausgelöst wird, nicht zu 
unlösbaren gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Konflikten in den europäischen 
Ländern führt.“638 Abgesehen von dieser direkten Erwähnung gibt es freilich eine 
636 SPÖ, Grundsatzprogramm, 30.
637 Österreichische Volkspartei (Hg.), Grundsatzprogramm. Beschlossen am 30. ordentlichen Parteitag 
der Österreichischen Volkspartei am 22. April 1995 in Wien (Wien, 1998), online unter 
<http://www.oevp.at/download/000298.pdf> (24. August 2007).
638 ÖVP, Grundsatzprogramm, 28.
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ganze Reihe an grundlegenden Erklärungen zum Thema Toleranz, Religionsfreiheit, 
dem Bekenntnis zu einer pluralistischen Gesellschaft, usw., die das Thema Migration 
und MuslimInnen betreffen, ohne dass ImmigrantInnen dabei allerdings explizit 
genannt werden.
6.14.1. Der Artikel 6.6. des ÖVP Grundsatzprogramms, 
»Ausländer«
Artikel 6.6. ist in acht Unterpunkte gegliedert und beschäftigt sich ausschließlich mit 
Wanderungsbewegungen und der Situation von Menschen mit Migrationshintergrund 
in Österreich. Man kann zwischen zwei Grundaussagen unterscheiden: Einerseits, 
dass Österreich selbstverständlich seinen Verpflichtungen als Asylland und den 
internationalen und europäischen Rechtsnormen nachkommt und sich zur aktiven 
Integration von langfristig und legal in Österreich lebenden AusländerInnen bekennt. 
Andererseits, und das ist der überwiegende Tenor, ist der Artikel 6.6. von einer 
Abwehrhaltung geprägt, indem mehrfach darauf hingewiesen wird, dass nicht 
jeder/m, die/der nach Österreich kommen möchte, dies auch gewährt werden kann. 
Als Beispiel sei hier Unterpunkt eins angeführt:
Wir wollen mit unserer Politik das Recht der Österreicher auf Heimat, kulturelle 
Identität und Sicherheit gewährleisten. Gleichzeitig haben wir aber in unserer 
Gesellschaft das Verständnis, den Respekt und die Mitmenschlichkeit gegenüber den 
Fremden und Ausländern sicherzustellen. Freilich kann nicht jeder Ausländer ein 
Recht auf Aufenthalt in unserer Heimat erhalten. Jeder Ausländer hat aber als Mensch 
in Österreich einen Anspruch auf gerechte und menschenwürdige Behandlung.639
Gleich der erste Satz stellt also das »Recht der Österreicher auf Heimat, kulturelle 
Identität und Sicherheit« klar. Was mit dem Begriff »Heimat« gemeint ist, bleibt 
allerdings verborgen und wird auch an anderer Stelle des Grundsatzprogramms nicht 
erläutert. Dadurch bleibt das Konzept abstrakt und damit eine Leerformel. Zwei Sätze 
weiter wird festgehalten, dass nicht »jeder Ausländer« ein Recht auf Aufenthalt in 
»unserer Heimat« erhält. Es wird deutlich das Konzept »wir Österreicher«, »unsere 
Heimat« dem Konzept »die Ausländer und Fremden«, gegenübergestellt. Mehr noch, 
mit der Erwähnung des »Rechts auf Sicherheit« im Eingangssatz wird impliziert, dass 
die so genannten »Ausländer und Fremden« ein Sicherheitsrisiko für Österreicher-
Innen darstellen. In den Sätzen zwei und vier wird auf die Verpflichtung „das 
639 ÖVP, Grundsatzprogramm, 18.
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Verständnis, den Respekt und die Mitmenschlichkeit gegenüber den Fremden und 
Ausländern“ hingewiesen, sowie, dass »jeder Ausländer als Mensch« den Anspruch 
hat, in Österreich gerecht und menschenwürdig behandelt zu werden. 
In einem weiteren Unterpunkt wird noch einmal explizit wiederholt, dass es „unbe-
schränkte Einwanderung zu Lasten der österreichischen Bevölkerung“640 nicht geben 
kann. Den Rahmen dafür, wie viel Zuwanderung verkraftbar ist, wird in Unterpunkt 
fünf konkretisiert, nämlich die Aufnahmekapazität des Arbeits- und Wohnungs-
marktes sowie des Schulsystems.
Die Unterpunkte sieben und acht betreffen unter anderem das Thema Integration. Die 
ÖVP bekennt sich, wie bereits geschrieben, zu einer aktiven Integration von 
langfristig in Österreich lebenden MigrantInnen. Im Unterpunkt acht wird sogar von 
einem »Recht auf Integration« geschrieben, wobei allerdings nicht gesagt wird, was 
man darunter versteht. Konkreter wird das Grundsatzprogramm bei der Einforderung 
von Pflichten von Seiten der ImmigrantInnen, wo zumindest ein paar Punkte genannt 
werden: „So ist das Beherrschen unserer Sprache ebenso Integrationsvoraussetzung 
wie die Beachtung der Verfassung und Gesetze sowie der gesellschaftlichen Sitten 
und Gebräuche.“641 Speziell der letzte Teil dieses Satzes bereitet Kopfzerbrechen: 
Wenn ein/e ImmigrantIn das Gesetz genauso wie gesellschaftliche Sitten beachten, 
das heißt, einhalten muss, bedeutet das dann, dass Musliminnen der Sitte, in 
Österreich kein Kopftuch zu tragen, Folge leisten müssen? Wie sieht es mit der in 
Österreich weit verbreiteten Sitte aus, Alkohol zu trinken, was der Koran bekanntlich 
verbietet? Und welche Sitten sind eigentlich im gesamten Bundesgebiet so verbreitet, 
dass diese von ImmigrantInnen beachtet werden müssen?
Zusammenfassend kann also festgestellt werden, dass sich die ÖVP in ihrem 
Grundsatzprogramm zu den internationalen Richtlinien und Verpflichtungen als 
Asylland und Teil der Europäischen Union bekennt, sowie einen respekts- und 
verständnisvollen Umgang mit MigrantInnen einfordert, die darüber hinaus ein 
»Recht auf Integration« haben, so ihr legaler Aufenthalt in Österreich langfristig 
angelegt ist. Gleichzeitig wird eine Abwehrhaltung eingenommen und mit Hilfe der 
Sprache ein Bild entworfen, auf dem auf der einen Seite »unsere Heimat«, »unsere 
Sprache«, also grob formuliert die ÖsterreicherInnen stehen, auf der anderen »die 
640 ÖVP, Grundsatzprogramm, 18.
641 ÖVP, Grundsatzprogramm, 19.
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Ausländer und Fremden«. Der Fokus des Grundsatzprogramms liegt auf dem 
Hinweis, dass nicht jedeR, die/der nach Österreich kommen will, das auch darf. 
Konkrete Aussagen die Stellung von ImmigrantInnen in Österreich betreffend, wie 
zum Beispiel ein Bekenntnis zur Antidiskriminierung, sucht man vergeblich.
6.15. Die Stellung von ImmigrantInnen im Parteiprogramm der FPÖ
Im Parteiprogramm der Freiheitlichen Partei, das im April 2005 das letzte Mal 
geändert wurde, gibt es kein eigenes Kapitel, das sich ausschließlich mit 
ImmigrantInnen oder Asylsuchenden beschäftigt. Es gibt jedoch einige Artikel, die 
direkt oder indirekt (muslimische) ImmigrantInnen betreffen; dies sind vor allem 
Kapitel vier, »Recht auf Heimat«; und Kapitel fünf, »Christentum – Fundament 
Europas«.
In Kapitel vier, Artikel vier, wird zwei Mal explizit erwähnt, dass Österreich kein 
Einwanderungsland sei. „Das Schutzerfordernis des Grundrechtes auf Heimat stellt 
ferner klar, daß Österreich auf Grund seiner räumlich begrenzten Ausdehnung, seiner 
Bevölkerungsdichte und seiner beschränkten Ressourcen kein Einwanderungsland 
sein kann.“642 Unter Heimat wird „die demokratische Republik Österreich und ihre 
Bundesländer, die historisch ansässigen Volksgruppen (Deutsche, Kroaten, Roma, 
Slowaken, Slowenen, Tschechen und Ungarn) und die von ihnen geprägte Kultur“643
verstanden. Um die Bevölkerung vor unkontrollierter Zuwanderung schützen zu 
können, und damit das Grundrecht auf Heimat wahren zu können, wird der „Erhalt 
der vollen Souveränität in Ausländerrechtsangelegenheiten“644 gefordert. Generell 
wird sehr stark zwischen den »historisch ansässigen Volksgruppen«, Asylsuchenden 
und anderen ImmigrantInnen unterschieden. Asylsuchenden sei das Asylrecht zu 
gewähren, sofern sie nicht über ein sicheres Drittland eingereist sind. Auch 
»historisch ansässigen Volksgruppen« werden Rechte und Schutz zugestanden, um in 
Zeiten von überregionalen Zusammenschlüssen ihren Weiterbestand sowie die 
Wahrung und Entfaltung ihrer kulturellen Identitäten zu sichern. Die Erhaltung des 
642 Freiheitliche Partei Österreichs (Hg.), Das Parteiprogramm der Freiheitlichen Partei Österreichs. Mit 
Berücksichtigung der beschlossenen Änderungen vom 27. ordentlichen Bundesparteitag der FPÖ am 
23. April 2005 in Salzburg (o.O. o.J), online unter 
<http://www.fpoe.at/fileadmin/Contentpool/Portal/PDFs/Parteiprogramme/Parteiprogramm_dt.pdf> 
(20. September 2007) 5.
643 FPÖ, Parteiprogramm, 4.
644 FPÖ, Parteiprogramm, 5.
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kulturellen Erbes wird an späterer Stelle sogar als „ureigenste Staatsaufgabe“645
bezeichnet. ImmigrantInnen hingegen können nicht auf Unterstützung hoffen, es wird 
explizit erwähnt, dass andere als oben genannte Volksgruppen keine Rechte von 
einem Volkstumbekenntnis ableiten können. Im Zuge der »Verteidigung« der in 
Österreich »historisch ansässigen Volksgruppen« werden schließlich auch jene 
attackiert, die sich für ImmigrantInnen einsetzen, indem diesen Personen unterstellt 
wird, durch nicht näher definierte »multikulturelle Experimente« „mutwillig 
gesellschaftliche Konflikte“646 zu schüren.
Im Kapitel fünf, »Christentum – Fundament Europas« wird „die vom Christentum 
und der antiken Welt geprägte Werteordnung [...] [als] das wichtigste geistige 
Fundament Europas“647 bezeichnet. Als Hüterin dieser Werteordnung wird im 
Parteiprogramm der FPÖ das Christentum gesehen: „Die Bewahrung der geistigen 
Grundlagen des Abendlandes erfordert ein Christentum, das seine Werte 
verteidigt.“648 Dieser Satz, leicht abgeändert, wurde von Ewald Stadler im Jahr 1997 
als zentraler Satz des gerade im Entstehen begriffenen Parteiprogramms bezeichnet. 
Im Unterschied zur aktuellen Fassung wurde damals von einem „wehrhaften 
Christentum“649 gesprochen. Gegen was und wen diese Grundlagen verteidigt werden 
müssen bzw. wer oder was diese Grundlagen gefährdet, ist im Punkt zwei des Artikels 
zwei nachzulesen: An aller erster Stelle wird „der zunehmende Fundamentalismus 
eines radikalen Islams und dessen Vordringen nach Europa“650 genannt, neben 
hedonistischem Konsumismus, aggressivem Kapitalismus, Okkultismus und 
pseudoreligiösen Sekten, sowie dem stärker werdenden Nihilismus.
Zusammenfassend kann man feststellen, dass das Programm der Freiheitlichen Partei 
Immigration negativ gegenüber steht. Schon die Namen einiger Kapitel, »Österreich 
zuerst«, »Recht auf Heimat«, »Christentum – Fundament Europas«, »Schicksals-
gemeinschaft Europa« zeigen die Prioritäten der Freiheitlichen Partei, bevor man die 
klare Aussage, dass Österreich kein Einwanderungsland sei, liest. ImmigrantInnen 
werden als Eindringlinge gesehen, die die »historisch über Jahrhunderte ansässigen 
645 FPÖ, Parteiprogramm, 12.
646 FPÖ, Parteiprogramm, 5.
647 FPÖ, Parteiprogramm, 6.
648 FPÖ, Parteiprogramm, 6.
649 Vgl. Die Presse, Wettlauf um die Christlichkeit. 26. März 1996; Die Presse, FP-Programmparteitag. 
7. April 1997; Der Standard, Von Wotan zu Jesus. 5. April 1997.
650 FPÖ, Parteiprogramm, 6.
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Volksgruppen und ihre Leistungen« bedrohen. Kulturelle Unterschiede werden als 
reine Bedrohung für die existierende Kultur gesehen, nicht als Bereicherung. 
Folgerichtig wird die »Verteidigung« der »europäischen Werte« und der kulturellen 
Traditionen gefordert, was durch ein starkes Christentum erreicht werden soll. Die 
Verwendung des Wortes »verteidigen« impliziert, dass eine Bedrohungssituation 
vorliegt, dass man sich gegen Angriffe schützen muss bzw. Angriffe von jemandem 
abzuwehren versucht. Als erster Gegner wird der radikale Islam identifiziert. Die 
starke Verknüpfung von Österreich, Europa und den Werten und Grundlagen von 
Europa mit dem Christentum lässt aber nicht nur für den radikalen Islam, sondern die 
islamische Religion insgesamt keinen Raum in Österreich und Europa. Zusätzlich 
sollen ImmigrantInnen der »historisch ansässigen Bevölkerung« gegenüber insofern 
schlechter gestellt werden, als sie keine subjektiven Rechte aus ihrem 
Volkstumbekenntnis ableiten können sollen; Menschen, die sich für ImmigrantInnen 
einsetzen, wird unterstellt, mutwillig die gesellschaftliche Kohäsion zu untergraben. 
Passagen, die sich mit Problemen und Nöten von neuen ethnischen Minderheiten 
auseinandersetzen, finden keinen Platz im Grundsatzprogramm.
6.16. Die Stellung von ImmigrantInnen im Parteiprogramm der Grünen
ImmigrantInnen sind im Grundsatzprogramm der Grünen prominent vertreten. Unter 
Abschnitt »3. Offene und solidarische Gesellschaft« gibt es das Unterkapitel »3.11. 
Sprachliche, kulturelle und ethnische Minderheiten«, das durch zwei große 
Überschriften, nämlich »alte Minderheiten« und »neue Minderheiten« sowie den 
Unterpunkt »3.12.1.11 Einwanderungspolitik« weiter unterteilt wird. Darüber hinaus 
wird dem Thema Asylsuchende auch im Abschnitt »5. Österreich im internationalen 
Gefüge« ein eigener Unterpunkt »5.4. Flüchtlingspolitik« eingeräumt651. Neben 
diesen Abschnitten finden sich auch an anderen Stellen des Programms Absätze, in 
welchen Menschen mit Migrationshintergrund explizit erwähnt und in Überlegungen 
miteinbezogen werden. Ein Beispiel dafür ist der Absatz 2c über Selbstbestimmung, 
in dem das Wahlrecht für ImmigrantInnen als Voraussetzung eines selbstbestimmten 
Lebens gefordert wird. Darüber hinausgehend ist es laut Grünen die Aufgabe der 
Gesellschaft, jene Einzelpersonen und Gruppen, und hier werden wiederum 
651 Die Grünen, Grundsatzprogramm der Grünen. Beschlossen beim 20. Bundeskongress der Grünen 
am 7. und 8. Juli 2001 in Linz. (Linz 2001), online unter 
<http://www.gruene.at/uploads/media/grundsatzprogramm2001_03.pdf> (06. September 2007).
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MigrantInnen ausdrücklich erwähnt, deren Chance auf Selbstbestimmung einge-
schränkt ist, zu fördern.652
6.16.1. Artikel 3.11. »Sprachliche, kulturelle und ethnische 
Minderheiten«653
Artikel 3.11. hat ausschließlich die Stellung von ethnischen Minderheiten in 
Österreich zum Inhalt, wobei zunächst drei Absätze lang grundsätzliche Bemerkungen 
gemacht werden, bevor konkret auf so genannte »alte Minderheiten« und »neue 
Minderheiten« eingegangen wird. Den Grundtenor kann man mit den Wörtern 
Antidiskriminierung und Mehrfachidentitäten beschreiben. Die Grünen sprechen von 
einer »alternativen und emanzipatorischen Minderheitenpolitik«, die darauf abzielt, 
„ökonomische, soziale oder sprachlich-kulturelle Ausgrenzungen von Einzelnen und 
ganzer Gruppen zu verhindern und die volle gleichberechtigte Teilnahme von 
Minderheiten an der Gesellschaft zu fördern und zu gewährleisten“654 Weiters 
verwehrt sich die Partei gegen Segregations- und Assimilationspolitik und sieht in 
Mehrfachidentitäten „[...] Spannungsmomente, in denen die dynamischen Lern- und 
Entwicklungsmöglichkeiten von Gesellschaften liegen.“655
Unter der Überschrift »neue Minderheiten« wird weiters kritisiert, dass Österreich 
wider der Faktenlage nicht darauf reagiert hat, dass GastarbeiterInnen Teil der 
Gesellschaft geworden sind und langfristig in Österreich bleiben. Weiter wird die 
Vorenthaltung von sozialen, politischen und kulturellen Rechten kritisiert. Nach 
diesem kritisierenden ersten Absatz folgt der zweite, in dem die Gleichstellungspolitik 
der Grünen skizziert wird. Kurz gesagt wollen die Grünen, dass alle in Österreich 
lebenden Menschen einen „gleichberechtigten Zugang zum und Gleichbehandlung am 
Arbeitsmarkt, am Wohnungsmarkt und bei der Berufs- und Weiterbildung unabhängig 
von der Staatsbürgerschaft“656 haben. Darüber hinaus fordern die Grünen politische 
Mitbestimmungsrechte für ImmigrantInnen und ein soziales Netz, das nicht zwischen 
In- und AusländerInnen unterscheidet. Nach diesem »Forderungskatalog« folgen zwei 
Vorschläge zur Umsetzung: Von Bund, Ländern und Kommunen angebotene 
Sprachkurse, und Doppelstaatsbürgerschaften, um das Erlangen der österreichischen 
652 Die Grünen, Grundsatzprogramm, 12.
653 Die Grünen, Grundsatzprogramm, 49.
654 Die Grünen, Grundsatzprogramm, 49.
655 Die Grünen, Grundsatzprogramm, 50.
656 Die Grünen, Grundsatzprogramm, 50.
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Staatsbürgerschaft zu beschleunigen. Alle Maßnahmen der Grünen „sollten vom 
Grundsatz des gleichberechtigten Miteinanders von Minderheiten und Mehrheiten 
geleitet sein. Nach und nach sollen die durch Migration entstandenen neuen 
Minderheiten die Rechte von anerkannten Minderheiten erhalten.“657
6.16.2. Unterpunkt 3.12. »Einwanderungspolitik«
„Die Grünen vertreten eine Einwanderungspolitik, die die Interessen, Erwartungen 
und Hoffnungen potenzieller EinwanderInnen und nicht nur die Interessen des 
Aufnahmelandes, seiner Wirtschaft und seiner Bevölkerung berücksichtigt.“658 Unter 
diesem Blickwinkel sprechen sich die Grünen gegen Quoten und bürokratische 
Hindernisse im Familiennachzug aus, wollen vor Verfolgung Schutz suchende 
Menschen außerhalb jeglicher Quote wissen und fordern die Etablierung eines 
transparenten, menschenrechtlich einwandfreien Einwanderungsverfahrens. Des 
Weiteren fordern die Grünen die sofortige rechtliche Gleichstellung von legal nach 
Österreich eingewanderten ArbeitnehmerInnen, um eine gesellschaftliche, rechtliche 
und soziale Marginalisierung zu verhindern.
6.16.3. Artikel 5.4. »Flüchtlingspolitik«
Neben dem großen Minderheitenblock gibt es wie bereits erwähnt noch Artikel 5.4., 
der sich mit Flüchtlingspolitik beschäftigt. Hier liegt der Fokus auf der Stellung von 
Asylsuchenden in Österreich und auf der Absicherung beziehungsweise Ausweitung 
von Asylgründen. So wird gefordert, „Vergewaltigung als Mittel kriegerischer 
Auseinandersetzung oder die Verweigerung existenzieller Grundrechte“659 als 
Asylgründe festzuschreiben. Für AsylwerberInnen wird angemessene staatliche 
Betreuung während des Asylverfahrens gefordert sowie rechtliche und psycholo-
gische Betreuung. Des Weiteren sollen Grund- und Freiheitsrechte gelten; Personen, 
die keine gravierenden Straftaten begangen haben, sollen nicht verhaftet werden 
dürfen oder unter haftähnlichen Bedingungen leben müssen.
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass der Fokus der Minderheitenpolitik im 
Grundsatzprogramm der Grünen eindeutig auf der Gleichstellung von ethnischen 
657 Die Grünen, Grundsatzprogramm, 51.
658 Die Grünen, Grundsatzprogramm, 51.
659 Die Grünen, Grundsatzprogramm, 63f.
250
Minderheiten mit der Mehrheitsbevölkerung liegt und damit gleichzeitig auf 
Chancengleichheit. Diese Gleichstellung soll auf rechtlicher, sozialer und politischer 
Ebene erfolgen, mit dem Ziel, dass es nur mehr BewohnerInnen von Österreich mit 
gleichen Rechten gibt und keine In- oder AusländerInnen mehr. Zusätzlich soll das 
Recht auf Nichtdiskriminierung die Stellung von ImmigrantInnen stärken. Die Grünen 
legen also starkes Gewicht auf die Interessen und Nöte der ImmigrantInnen. Dieser 
Blickwinkel wird auch beim Thema Zuwanderung eingenommen, wo ein nicht 
genauer definiertes Einwanderungsverfahren gefordert wird, das sich nicht nur an den 
Wünschen der schon in Österreich lebenden Menschen sowie der Wirtschaft 
orientiert, sondern auch die Interessen der migrierenden Menschen berücksichtigt. 
Kulturelle Unterschiede und Mehrfachidentitäten werden nicht als Hindernis für die 
Integration gesehen, sondern als zusätzliche Chance für die Entwicklungsmöglichkeit 
der Gesamtgesellschaft. Interessant ist, dass die Grünen in ihrem Grundsatzprogramm 
im Gegensatz zu den anderen Parteien konkrete Forderungen stellen: So soll die 
Doppelstaatsbürgerschaft ermöglicht werden, Sprachkurse sollen von staatlicher Seite 
angeboten werden, die Verleihung der österreichischen Staatsbürgerschaft soll bereits 
nach einer kürzeren Aufenthaltszeit in Österreich möglich sein, usw. 
6.17. Der Vergleich der Parteiprogramme der im Wiener Gemeinderat 
vertretenen Parteien
Untersucht man die Parteiprogramme der im Wiener Gemeinderat vertretenen 
Parteien hinsichtlich der Stellung von ImmigrantInnen, kann man, grob gesagt, zwei
Gruppen ausmachen: Auf der einen Seite die Grünen und die SPÖ, die den 
Schwerpunkt auf die Herstellung von Chancengleichheit legen, und Integration 
ausdrücklich so interpretieren, dass sie nicht die Aufgabe der Kultur und Traditionen 
der ImmigrantInnen bedeutet, solange diese nicht mit grundlegenden österreichischen 
Werten wie zum Beispiel Demokratie oder Menschenrechte im Widerspruch stehen. 
Multiethnizismus beziehungsweise Multikulturalität werden nicht als Bedrohung 
aufgefasst und Formulierungen wie »ein Recht auf Heimat« kommen nicht vor. Im 
direkten Vergleich der beiden Grundsatzprogramme befasst sich jenes der Grünen 
signifikant mehr mit der Stellung von ImmigrantInnen in Österreich. Die Forderungen 
der Grünen gehen nicht nur über jene der anderen Parteien hinaus, das Grundsatz-
programm ist auch im Vergleich zu den anderen Parteiprogrammen konkreter, was 
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das Anführen von Ideen betrifft. Im Mittelpunkt stehen die Probleme und Interessen 
der ImmigrantInnen, und es wird gefordert, dass nicht nur die Interessen des 
österreichischen Arbeitsmarkts und der alteingesessenen Bevölkerung in Immi-
grationsfragen berücksichtigt werden sollen, sondern auch jene der ImmigrantInnen. 
Konkret wird gesagt, dass Menschen, die vor Verfolgung flüchten, nicht in Quoten 
einzurechnen sind, dass Doppelstaatsbürgerschaften ermöglicht werden sollen und 
dass das Recht auf Familienleben auch für Menschen ohne österreichische Staats-
bürgerschaft zu gelten hat.
Auf der anderen Seite stehen die ÖVP und die FPÖ, bei welchen im Zusammenhang 
mit dem Thema Immigration nicht die Schaffung von Rahmenbedingungen zur 
Herstellung von Chancengleichheit im Zentrum steht, oder die Situation der 
Menschen mit Migrationshintergrund in Österreich allgemein, sondern die Sorge um 
die Auswirkungen von zu umfangreicher Zuwanderung auf Österreich und die 
österreichische Bevölkerung. Im gleichen Atemzug muss natürlich festgestellt 
werden, dass die beiden Parteien signifikante Unterschiede aufweisen. Während sich 
die ÖVP in ihrem Parteiprogramm zu den internationalen Verpflichtungen Österreichs 
in punkto Asyl bekennt, explizit das Bekenntnis zu einer pluralistischen Gesellschaft 
sowie Religionsfreiheit abgibt und ImmigrantInnen ein Recht auf Integration 
zugesteht, fehlen diese Erklärungen im Grundsatzprogramm der FPÖ. Im Programm 
der FPÖ hingegen wird das Christentum als das wichtigste geistige Fundament 
Europas bezeichnet und es als ureigenste Staatsaufgabe aufgefasst, das kulturelle Erbe 
der historisch in Österreich ansässigen Volksgruppen sicher zu stellen. Damit wird 
klar gemacht, dass speziell muslimische Einwanderung als Bedrohung angesehen 
wird und damit unerrüwnscht ist. Ein weiteres Anliegen der Partei ist es, klarzustellen, 
dass Österreich kein Einwanderungsland ist, da, laut dem Parteiprogramm, zu hohe 
Immigration im Gegensatz zum Recht auf Wahrung und Schutz der eigenen Heimat 
der ÖsterreicherInnen steht. In klaren Worten wird kommuniziert, dass hierbei 
multikulturelle Experimente, die mutwillig gesellschaftliche Konflikte schüren, 
keinen Platz haben.
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6.18. Ein Vergleich zwischen den englischen Wahlmanifesten und 
österreichischen Parteiprogrammen
Schon allein durch die Natur der Papiere – englische Wahlmanifeste werden 
mindestens alle vier Jahre überarbeitet, während österreichische Parteiprogramme 
über einen wesentlich längeren Zeitraum gültig sind – ergeben sich Unterschiede 
zwischen den Wahlmanifesten der englischen und den Grundsatzprogrammen der 
österreichischen Parteien. Die größere Aktualität erlaubt es den Wahlmanifesten 
spezifischer zu sein, da man auf auftretende Probleme beziehungsweise sich ändernde 
Rahmenbedingungen konkreter reagieren kann. Die Parteiprogramme hingegen legen 
die Grundrichtungen fest, ohne auf aktuelle Entwicklungen eingehen zu können. 
Dadurch ist zu erklären, dass im Wahlmanifest der Labour Party des Jahres 2005 ein 
Punktesystem für Immigration skizziert wird, während im Parteiprogramm der 
Grünen nur allgemein über ein nicht genauer definiertes Einwanderungsverfahren 
geschrieben wird. Ein auffälliger Unterschied zwischen den Wahlmanifesten und 
Parteiprogrammen ist, dass die englischen Parteien ohne Ausnahme ein Bekenntnis 
zum multiethnischen Großbritannien ablegen und alle die positiven Seiten der 
Immigration und den positiven Beitrag, den ImmigrantInnen zum Beispiel zum 
Wirtschaftswachstum leisten, hervorstreichen. Immigration wird viel mehr als Chance 
gewertet, als dies in den Programmen der österreichischen Parteien der Fall ist. 
Folgerichtig fehlen in den hier untersuchten Wahlmanifesten Aussagen wie »ein 
Recht auf Heimat« oder »unsere Heimat«, da Großbritannien als Heimat aller 
interpretiert wird – unabhängig davon, ob ein Mensch oder eine Familie erst seit 
relativ kurzer Zeit oder bereits seit mehreren Generationen in Großbritannien lebt. 
Diese Grundhaltung, nämlich das außer-Frage-Stellen des Multiethnizismus, des 
gleichberechtigten Nebeneinanders verschiedener Kulturen, bei gleichzeitigem Kom-
munizieren der positiven Aspekte ist bei allen untersuchten englischen Parteien 
festzustellen. Diesen Konsens kann man bei den hier untersuchten Grundsatz-
programmen der österreichischen Parteien nicht feststellen. Einzig die Grünen, die 
sich am intensivsten mit der Situation der in Österreich lebenden ImmigrantInnen 
beschäftigen, weisen mit der Tatsache, dass Österreich auf Grund seiner Wirtschafts-
und Arbeitsmarktlage auf ausländische FacharbeiterInnen angewiesen ist, auf den 
positiven Beitrag von ImmigrantInnen hin und fordern energisch eine emanzipa-
torische Minderheitenpolitik, bei welcher Gleichberechtigung und Chancengleichheit 
253
ganz zentrale Aspekte sind. Letzteres trifft auch auf die SPÖ zu. Herstellung von 
Chancengleichheit sowie Dialog und Toleranz sind zentrale Aspekte; Hinweise des 
Beitrags von aktuellen und früheren ImmigrantInnen fehlen allerdings. Im 
Parteiprogramm der ÖVP liegt der Tenor auf Immigrationskontrolle; Dinge wie 
Chancengleichheit oder positive Beiträge von ethnischen Minderheiten zum 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Leben in Österreich kommen nicht vor. 
ImmigrantInnen wird ein Recht auf Integration zugesprochen, allerdings nicht ohne 
darauf zu verweisen, dass damit auch Pflichten zu übernehmen sind. Einen Sonderfall 
stellt die FPÖ dar, in deren Parteiprogramm mit Vokabular, das teilweise dem 
Kriegsjargon entnommen ist, die »Verteidigung« der europäischen Werte und der 
europäische Kultur eingefordert wird. Multikulturalismus wird prinzipiell abgelehnt; 
in logischer Konsequenz gibt es keine Verweise auf mögliche positive Auswirkungen 
von Immigration. 
Anders ausgedrückt ist die Botschaft, die beim Lesen der unterschiedlichen 
Programme und Manifeste vermittelt wird, unterschiedlich. Auch wenn sich alle 
Wahlmanifeste der englischen Parteien gegen ungelenkte Immigration aussprechen 
und teilweise klare, strikt einzuhaltende Regeln fordern, ist die Grundbotschaft, dass 
die ethnischen Minderheiten ein wichtiger Teil der Gesellschaft sind, dass sich die 
Parteien dessen bewusst sind, dass es Problemfelder gibt und Minderheitengruppen
Diskriminierungen ausgesetzt sind. In Konsequenz wird die Frage, wie man hier 
gegensteuern kann, in das Zentrum gerückt; die Quintessenz ist also, wie Chancen-
gleichheit und Gleichberechtigung herzustellen sind, wobei dieses Element bei 
Labour und den Liberal Democrats stärker ausgeprägt ist als bei den Conservatives. 
Diese Botschaft wird bei der Lektüre der Parteiprogramme der FPÖ und ÖVP nicht 
vermittelt. Hier wird das Bild, dass der Schutz der »Heimat« vor zu viel Zuwanderung 
im Zentrum steht, gezeichnet, also dass Zuwanderung etwas Negatives sei und nichts, 
was der Gesellschaft von Nutzen sein kann. Auch bei der SPÖ wird nicht die 
Botschaft transportiert, dass man sich besonders mit der Situation von ethnischen 
Minderheiten auseinandersetzt. Während es ganze Punkte gibt, die sich mit der 
Gleichstellung von Frauen beschäftigen660, fehlt so eine umfassende Behandlung der 
Frage, wie man die Chancengleichheit und Gleichberechtigung von ethnischen 
Minderheiten vorantreiben könnte. Diese werden stattdessen lediglich durch das 
660 Vgl. SPÖ, Grundsatzprogramm, 15.
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Prinzip der Solidarität, wo bei der Forderung nach eben jener durch konkrete 
Nennung auch ethnische Minderheiten eingeschlossen werden, berücksichtigt. Das 
Grundsatzprogramm der Grünen ist näher an den Wahlmanifesten der englischen 
Parteien als an den Programmen der österreichischen. Einerseits durch die Tatsache, 
dass konkrete Maßnahmen genannt werden, andererseits durch die Konzentration auf 
die ImmigrantInnen; der Unterschied ist, dass bei den Grünen Dinge wie Missbrauch 
und Immigrationskontrolle im Gegensatz zu den englischen Parteien völlig außer 
Acht gelassen werden.
In einem Satz formuliert kann man daher sagen, dass das Signal, das die englischen 
Wahlmanifeste an die ethnischen Minderheiten und den Multiethnizismus aussenden 
ein positiveres, vor allem aber inkludierenderes ist, als jenes der österreichischen 
Parteien, mit Ausnahme der Grünen. Die Signalwirkung der Grundsätze der britischen 
Parteien trägt dazu bei, dass sich MigrantInnen eher als Teil der Gesellschaft fühlen 
und fördert durch eine dementsprechende Wahrnehmung in der Öffentlichkeit die 
Chancengleichheit und Gleichbehandlung. Ausschließende Plakatserien wie sie in 
Österreich immer wieder vorkommen, zum Beislpiel das Plakat „Abendland in 
Christenhand“661 der FPÖ anlässlich der Eurpawahl 2009, das die muslimische 
Minderheit dezitiert ausschließt, gibt es in Großbritannien nicht.662 Die höhere 
Sensibilität der Politik in Verbindung mit diversen positiven Kampagnen zum Thema 
Immigration und Integration sowie einer klaren Sprache, dass jede Form von 
Diskriminierung und Rassismus in Großbritannien keinen Platz haben, haben zur 
Folge, dass der Altagsrassismus in Großbritannien wesentlich schwächer ausgeprägt 
ist als in Österreich, was sich wiederum positiv auf die Kohäsion der verschiedenen 
Bevölkerungsteile und die Chancengleichheit sowie Gleichbehandlung auswirkt.
661 Freiheitliche Partei Österreichs (Hg.), Kampagne zur EU-Wahl 2009, online unter 
<http://www.fpoe.at/?id=13221> (10. Mai 2009).
662 Weitere Plakatserien der FPÖ, die sich gegen muslimische MitbürgerInnen richten, findet man auf 
der Internetseite des Parteichefs der FPÖ, Heinz-Christian Strache. Vgl. HC-Strache - Kampagnen, 
online unter <http://www.hcstrache.at/09/?id=48> (10. Mai 2009).
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7. Conclusio
Im Zentrum dieser Dissertation stand die Untersuchung der strukturellen Dimension 
»Wohnen« der muslimischen Minderheiten von London und Wien. Es wurde dabei 
nicht nur die räumliche Verteilung der beiden Minderheiten über die Stadtgebiete 
untersucht, sondern auch der Frage nachgegangen, welche Qualitätsmerkmale die 
Wohnungen von MuslimInnen aufweisen. Um Unterschiede herausarbeiten zu 
können, wurden die Ergebnisse sowohl mit der Kontrollgruppe »Mehrheitsbe-
völkerung« des eigenen Landes verglichen, als auch mit der Situation in der jeweils 
anderen Stadt. Der Vergleich zwischen den beiden Städten diente speziell dazu, 
Auffälligkeiten aufzuspüren und Strategien, die zur besseren Integration der 
muslimischen Minderheit auf dem Wohnungsmarkt führen, beziehungsweise Hürden, 
die eine solche erschweren, zu identifizieren und zu benennen. 
7.1. Die Ausgangslage
Sowohl Wien als auch London weisen eine lange Zuwanderungstradition auf. Da 
beide Hauptstädte die politischen und wirtschaftlichen Zentren ihres Landes und mit 
Abstand die größten Städte sind, haben sie gemein, dass sie den Großteil der 
ImmigrantInnen anziehen, die in das jeweilige Land einwandern. Dementsprechend 
befinden sich auch die zahlenmäßig größten muslimischen Gemeinschaften von 
Österreich und dem Vereinigten Königreich in Wien und London, wobei der prozen-
tuale Anteil fast gleich ist: Die muslimische Wohnbevölkerung Londons machte laut 
der letzten Volkszählung, die im Jahr 2001 durchgeführt wurde, 8,46% der 
Gesamtwohnbevölkerung aus. In Wien lag dieser Wert im selben Jahr mit 7,81% nur 
unwesentlich darunter. 
Es gibt allerdings zwischen den muslimischen Minderheiten Londons und Wiens 
wesentliche Unterschiede bei der Heterogenität, den Herkunftsgebieten, dem Wande-
rungstypus und teilweise dem Wanderungszeitpunkt. Die muslimische Minderheit 
Londons ist nicht nur wesentlich heterogener als jene Wiens, auch die Herkunfts-
länder differieren. In Wien kommt mit 80,1% der MuslimInnen die überwiegende 
Mehrheit aus der Türkei und Bosnien und Herzegowina. Die größte Gruppe in 
London hat asiatischen Migrationshintergrund und macht 58,2% der muslimischen 
Bevölkerung aus, wobei PakistanerInnen und BangladescherInnen gemeinsam 45% 
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der muslimischen Minderheit ausmachen. Zwar leben auch MuslimInnen mit 
pakistanischem Migrationshintergrund in Wien, diese machen aber nur 1,2% der 
gesamten muslimischen Wohnbevölkerung aus. Dieser Unterschied und auch die 
größere Heterogenität der Herkunftsgebiete, hängen mit den unterschiedlichen Wan-
derungstypen zusammen. Die Gründe für die unterschiedlichen Wanderungsbewe-
gungen sind in der Geschichte der beiden Länder zu finden: In London herrschen 
koloniale und postkoloniale Migrationsströme vor, die sich den Kontakten des 
Empires bedienen. Dieser Wanderungstypus spielt für Wien mangels einer 
österreichischen Kolonialgeschichte keine Rolle. Die muslimische Minderheit in 
Wien ist größtenteils den Wanderungstypen »ArbeitsmigrantInnen und deren Ange-
hörige« sowie »Flüchtlingswanderung« zuzuschreiben. Während es im Vereinigten 
Königreich nach dem Krieg keine Anwerbungen von ArbeitsmigrantInnen gegeben 
hat, waren diese gezielten Anwerbungen der Auslöser für die Zuwanderung nach 
Österreich. 
Nicht nur die Herkunftsregionen, auch die Zeitpunkte, an denen die Zuwanderungen
eingesetzt haben, sind unterschiedlich. Während die Zuwanderung der muslimischen 
Minderheit nach London bereits knapp nach dem Zweiten Weltkrieg begann – der 
symbolische Start war die Ankunft der SS Empire Windrush im Jahr 1948 – schloss 
Österreich die Anwerbeabkommen mit dem damaligen Jugoslawien und der Türkei 
erst 1966 respektive 1964 ab. Bis die Zuwanderung nach Österreich und damit Wien 
Fahrt aufnahm, also in den späten 60er und frühen 70er-Jahren des letzten 
Jahrhunderts, war die Zuwanderung in das Vereinigte Königreich bereits voll im 
Gange. Die Zuwanderung aus Pakistan und Indien erreichte bereits in den Jahren 1961 
und 1962 einen ersten Höhepunkt, als zwischen 20.000 und 30.000 Menschen pro 
Jahr immigrierten, und pendelte sich in den folgenden Jahren bei 10.000 bis 20.000 
ein. In Österreich wanderten erstmals im Jahr 1970 mehr als 30.000 ImmigrantInnen 
zu. Das bedeutet, dass die muslimische Minderheit Londons bereits länger etabliert ist 
als jene in Wien. 
Eine Parallele zwischen Österreich und dem Vereinigten Königreich ist, dass die 
jeweils größten muslimischen Gruppen unterschiedliche Haupteinwanderungszeiten 
hatten. Im Falle des Vereinigten Königreichs fand die Immigration von InderInnen 
und PakistanerInnen früher statt als jene von BangladescherInnen. Die Zuwanderung 
nach Österreich setzte aus dem ehemaligen Jugoslawien früher ein als jene aus der 
Türkei. Dieser Umstand ist insofern wichtig, als der Zeitpunkt der Zuwanderung 
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sowohl in London als auch in Wien einen Effekt auf die strukturelle Integration, 
zumindest im Teilbereich »Wohnen«, hat.
7.2. Die räumliche Verteilung der muslimischen Minderheit
In beiden Städten gibt es zwischen den ImmigrantInnengruppen, die früher, und 
jenen, die später ihre Hauptzuwanderungszeit hatten, klare Unterschiede. Bangla-
descherInnen weisen einen wesentlich höheren SI-Wert auf als PakistanerInnen (62,2 
im Vergleich zu 47,2 auf Ward-Ebene). Der SI-Wert der Minderheit aus der Karibik, 
die noch vor der Minderheit aus dem asiatischen Raum ihren Migrationshöhepunkt 
hatte, weist noch einmal einen klar niedrigeren SI-Wert auf als die pakistanische 
Minderheit. Dieses Muster wiederholt sich in Wien, wenn auch nicht in dieser 
Deutlichkeit: TürkInnen haben auf Zählbezirksebene einen SI-Wert von 39,3, 
MuslimInnen mit bosnisch-herzegowinischem Migrationshintergrund einen von 34,6. 
Der Faktor Zeit spielt also in beiden Städten eine wichtige Rolle bei der strukturellen 
Eingliederung.
Einen deutlichen Unterschied zwischen London und Wien gibt es, wenn man sich 
ansieht, welchen städtischen Raum die unterschiedlichen ethnischen Gruppen der 
muslimischen Minderheiten bewohnen. In London teilen sich BangladescherInnen 
und PakistanerInnen wesentlich weniger Raum, als dies in Wien bei TürkInnen und 
Bosnien-HerzegowinerInnen der Fall ist. Der DI-Wert zwischen BangladescherInnen 
und PakistanerInnen ist mit 62,7 auf Ward-Ebene sogar noch höher als der SI-Wert 
von BangladescherInnen. Konträr dazu weisen TürkInnen und Bosnien-
HerzegowinerInnen einen vergleichsweise niedrigen DI-Wert auf. Er beträgt auf 
Bezirksebene 8,1 und steigt auf Zählbezirksebene auf 15,2. Mit anderen Worten: 
Während es in London ausgeprägte, entweder pakistanisch oder bangladeschisch 
dominierte Viertel und Bezirke gibt, ist so eine Aufteilung der muslimischen 
Minderheit entlang ethnischer Zugehörigkeit in Wien kaum zu beobachten. 
Abgesehen davon, dass sich die muslimische Minderheit in Wien wesentlich mehr 
städtischen Raum teilt, gibt es noch eine Reihe anderer Parallelen und teilweise 
signifikante Unterschiede. Die Parallelen sind, dass in beiden Städten die 
muslimischen Minderheiten einen (sehr) hohen Segregationswert aufweisen, wobei 
die Segregation in London wesentlich stärker ist als in Wien. Auf Bezirksebene weist 
die muslimische Minderheit in London einen SI-Wert von 29,7 auf, jene in Wien 
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jedoch nur 21,9. Noch deutlicher wird der Unterschied auf Ward- bzw. 
Zählbezirksebene: Hier weisen die MuslimInnen Londons einen SI-Wert von 36 auf,
jene Wiens liegen mit 28,9 klar darunter. 
Eine Detailanalyse der ungleichen Verteilung der beiden muslimischen Minderheiten 
auf das jeweilige Stadtgebiet zeigt entgegen der oftmaligen Strapazierung des Wortes 
»Ghetto« deutlich, dass weder in London noch in Wien Ghettos existieren. London 
hat zwar einen Ward, nämlich Spitalfields and Banglatown, der mit rund 62% 
muslimischer Wohnbevölkerung ein Kriterium für ein Ghetto erfüllt, allerdings ist 
man in London meilenweit von der zweiten Voraussetzung, nämlich dass mindestens 
30% der muslimischen Minderheit in Vierteln mit über 60% muslimischer 
Wohnbevölkerung leben, entfernt. In Wien ist man noch wesentlich weiter davon 
entfernt, von Ghettos sprechen zu können: Der Zählbezirk mit dem höchsten Anteil an 
muslimischer Wohnbevölkerung ist Industriegel.-Bahndreieck im Bezirk Floridsdorf 
mit 24,1%. In Wien existiert auch kein einziges Ethnoviertel, während in London 19 
Wards als Ethnoviertel zu klassifizieren sind. Auch die Zahl der Wards
beziehungsweise Zählbezirke mit erheblicher muslimischer Minderheit ist in London 
höher als in Wien. London verfügt über 22 solcher Wards, Wien lediglich über 6.
Die wesentlich stärkere räumliche Segregation der muslimischen Minderheit in 
London ist insofern interessant, als es in beiden Städten, wie bereits gesagt, die 
Tendenz gibt, dass die räumliche Ungleichheit bei der Verteilung abnimmt, je länger 
eine Minderheitengruppe in der Stadt lebt. Da die muslimische Zuwanderung nach 
London vor jener nach Wien einsetzte, sollte die muslimische Minderheit Londons 
demnach weniger stark segregiert sein als jene in Wien; es ist jedoch genau das 
Gegenteil zu beobachten. Die Gründe für die regelmäßigere räumliche Verteilung der 
MuslimInnen in Wien im Vergleich zu London sind mannigfaltig; die Ursachen liegen 
zumindest teilweise in den durch die Politik geformten, unterschiedlichen Rahmen-
bedingungen auf dem Wohnungsmarkt:
• Der Wohnungsmarkt in Wien ist nicht so stark marktwirtschaftlich ausgerichtet 
wie jener in London. Weiters tragen die Konzentration des Fördersystems auf 
Objektförderung, was sich anregend auf die Bautätigkeit auswirkt, und die 
Verfügbarkeit von vielen Gemeindewohnungen, dazu bei, dass der Wohnraum in 
Wien gemessen am Durchschnittseinkommen der Bevölkerung leistbarer ist. Die 
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Folge ist, dass ImmigrantInnen in Wien bei der Wahl ihres Wohnortes weniger 
eingeschränkt sind als in London.
Es wäre überlegenswert, das Londoner Fördersystem in Richtung des Wiener 
Systems zu adaptieren. Die fast ausschließliche Ausrichtung des Fördersystems 
auf Subjektförderung macht es zwar einerseits sehr treffsicher, verursacht aber 
andererseits eine hohe Abhängigkeit der SozialhilfeempfängerInnen und fördert in 
einer Stadt, in der Wohnraum extrem knapp ist, die Bautätigkeit nicht. Des 
Weiteren wäre es sehr wichtig, wenn in London wieder mehr Sozialwohnungen 
gebaut werden würden. Unter der Regierung von Margaret Thatcher ging der Bau 
von Sozialwohnungen extrem zurück, in der Annahme, dass der private Markt die 
Nachfrage befriedigen werde. Es hat sich aber gezeigt, dass der Verlust der 
öffentlichen Investitionen in diesem Bereich durch die Bautätigkeit der Privat-
wirtschaft in keiner Weise wett gemacht werden konnte, was entscheidend zur 
Wohnungsknappheit, die London heute plagt, und die besonders die finanziell im 
Vergleich zu anderen Gruppen schwächere muslimische Minderheit trifft, beige-
tragen hat.
• Die Stadt Wien ist mit über 200.000 Gemeindewohnungen der größte Wohnungs-
eigentümer der Stadt. Gemeindewohnungen sind über das ganze Stadtgebiet 
verteilt und besonders in den Stadtrandlagen besonders prominent. Obwohl der 
Zugang zu Gemeindwohnungen bis zum Jahr 2006 für Drittstaatenangehörige 
nicht möglich war, und auch heute noch eine mindestens fünfjährige Aufenthalts-
dauer in Österreich nachgewiesen werden muss, um in den Genuss einer 
Gemeindewohnung zu gelangen, sind viele MuslimInnen lange genug in 
Österreich, um diese Vorgaben zu erfüllen. Das führt dazu, dass sich, den nach 
wie vor relativ hohen Zugangsbarrieren zum Trotz, viele MuslimInnen um eine 
Gemeindebauwohnung bewerben können und dies auch vermehrt tun. 
In London spielt die Nationalität generell eine wesentlich schwächere Rolle als in 
Wien. Man sieht dies sowohl bei den Förderungen als auch den Sozialwohnungen: 
Beides ist in London von der Nationalität abgekoppelt, wenn man seinen orden-
tlichen Wohnsitz in London hat, reicht das aus, um in den Genuss der 
Sozialleistungen zu kommen. Im Falle Wiens liegt die Sache anders: Sowohl für 
wichtige Förderungen, als auch für Gemeindewohnungen muss man mindestens 
fünf Jahre in Österreich gelebt haben. Das bedeutet, dass gerade in den 
schwierigsten, ersten Jahren der Zugang zu wichtigen Sozialleistungen fehlt. Es 
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wäre von Vorteil für die strukturelle Integration der muslimischen Minderheit 
Wiens, wenn Wien den Ansatz von London übernehmen würde und den Zugang 
zu Beihilfen und den Gemeindebauten von der Dimension Nationalität weiter 
entkoppeln würde. Damit würde man nicht nur der Prämissen »Chancen-
gleichheit« und »Gleichbehandlung« Genüge tun, sondern auch einen zentralen 
Aspekt der Diversitätspolitik, ein Schlagwort, das von EntscheidungsträgerInnen 
in Wien immer häufiger verwendet wird663, umsetzen: ImmigrantInnen sollen 
nicht als besondere Gruppe behandelt werden, sondern sie sind in aller erster Linie 
BürgerInnen der Stadt, unabhängig von der Religion, Staatsbürgerschaft oder dem 
Umstand, ob sie seit drei Jahren, zehn Jahren oder zwei Generationen in der Stadt 
leben. Wenn man ImmigrantInnen als gleichberechtigte BürgerInnen begreifen 
will, muss man ihnen im Sinne der Chancengleichheit und Gleichberechtigung 
auch die gleichen Möglichkeiten einräumen wie bereits länger hier lebenden 
Menschen. 
An Hand des negativen Beispiels London kann man sehen, dass es wichtig ist, 
dass sich eine Stadt im Bereich des Wohnbausektors nicht gänzlich auf private 
Bautätigkeit verlässt – was aber in Wien weder gemacht noch angedacht wird. Es 
gibt jedoch immer wieder Stimmen, die eine Kaufoption von Gemeinde-
wohnungen fordern.664 Wenn man sich die Auswirkungen am Beispiel Londons 
ansieht, muss man von so einem Schritt abraten – oder zumindest zu höchster 
Vorsicht mahnen.
• Eine Parallele zwischen London und Wien ist der Umstand, dass die muslimische 
Minderheit vorwiegend in dicht verbautem Gebiet wohnt, das strukturelle Mängel 
aufweist. Wenn man in Wien die Karten der räumlichen Verteilung der Kategorie 
C&D-Wohnungen über jene der räumlichen Verteilung der muslimischen 
Minderheit legt, kann man feststellen, dass diese fast deckungsgleich sind; überall 
dort, wo eine hohe Konzentration an schlecht ausgestatteten Wohnungen existiert, 
leben überdurchschnittlich viele MuslimInnen.
Im Falle Londons ist dies mit dem East End jene Gegend, die eine Jahrhunderte 
lange Tradition hat, die erste Anlaufstelle für ImmigrantInnen zu sein. Die 
höchsten Konzentrationen an muslimischer Wohnbevölkerung weisen in London 
die Bezirke Tower Hamlets mit 36,4% und Newham mit 24,3% auf. Wenn man 
663 Vgl. Oral History Interview mit Nurten Yilmaz, 2.
664 Vgl. Oral History Interview mit Georg Fuchs, Gemeinderat der ÖVP Wien, (Wien 16.11.1999) 3.
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sich die einzelnen Wards ansieht, sind die muslimischen Zentren fast sternförmig 
angeordnet: Ein Zentrum, in dem die Konzentration am höchsten ist, ist umgeben 
von Wards in welchen der Anteil an MuslimInnen fast kontinuierlich niedriger 
wird. Ähnlich ist die Lage auf Bezirksebene. Wie in anderen britischen Städten ist 
die Konzentration der muslimischen ImmigrantInnen niedriger, je weiter weg vom 
Zentrum die Bezirke liegen. Es ist daher nicht verwunderlich, dass die acht 
Bezirke mit dem niedrigsten prozentualen Anteil an MuslimInnen allesamt in 
Outer London liegen. In Wien sieht die Sache etwas anders aus. Hier liegen die 
billigen, oft qualitativ schlecht ausgestatteten Gründerzeitwohnungen entlang des 
Gürtels, der sich wie ein Band quer durch die Stadt zieht. Der Grund dafür ist, 
dass der Gürtel um 1900 im Zuge der Schleifung einer alten Stadtbefestigung 
entstand. Deshalb zieht sich dieses Band an Kategorie C&D-Wohnungen durch 
etliche Bezirke. Gleichzeitig stellt der Gürtel die Grenze zwischen den 
Innenstadtbezirken und den Außenbezirken dar. Das hat zur Folge, dass sich in 
Wien nie ein sternförmiges Zentrum gebildet hat wie in London, sondern dass sich 
die Hauptsiedlungsgebiete der muslimischen Minderheit über mehrere Bezirke 
verteilen – immer entlang des Gürtels. Dieser Umstand trägt dazu bei, dass der SI-
Wert in London und Wien auf Bezirksebene weiter auseinander liegt als auf 
Ward- beziehungsweise Zählbezirksebene.
7.3. Die Wohnsituation der muslimischen Minderheit in London und 
Wien
Wie im vorigen Abschnitt bemerkt, leben in beiden Städten die muslimischen 
Minderheiten überdurchschnittlich oft in billigen, strukturell benachteiligten Gebieten. 
Dieser Umstand lässt vermuten, dass es erhebliche Unterschiede bei der Qualität des 
Wohnraums der muslimische Minderheit im Vergleich zur Mehrheitsbevölkerung
gibt. Eine Analyse der Wohnsituation bestätigt diese Annahme weitgehend: In beiden 
Städten sind MuslimInnen pro Kopf mit deutlich weniger Wohnraum versorgt als die 
Mehrheitsbevölkerung. Die Gründe dafür sind mannigfaltig: In beiden Städten spielt 
die durchschnittlich höhere Haushaltsgröße der muslimischen Minderheit eine Rolle, 
sowie die Tatsache, dass auf Grund der Bevölkerungsstruktur der Mehrheitsbevölke-
rung das Angebot an großen Wohnungen vergleichsweise klein ist. Verschärfend 
kommt hinzu, dass MuslimInnen im Schnitt weniger Einkommen als die Durch-
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schnittsbevölkerung zur Verfügung haben, was erklärt, warum muslimische 
Haushalte, obwohl sie durchschnittlich aus mehr Menschen bestehen als jene der
Mehrheitsbevölkerung, im Schnitt in kleineren Wohnungen leben als der Rest der 
Bevölkerung. Große Wohnungen übersteigen auf Grund des Preises oft die finanzielle 
Potenz der muslimischen Haushalte. In beiden Städten leben jene muslimischen 
Gruppen am beengtesten, deren Hauptzuwanderungsphase in der jüngeren Geschichte 
liegt. Was sich in Wien negativ auswirkt, sind die Zugangsbarrieren zu Gemeinde-
wohnungen und Förderungen. In London ist das Problem wiederum, dass das 
Angebot an Sozialwohnungen so gering geworden ist, dass auch jene Menschen, die 
dringend eine brauchen würden, lange Wartezeiten auf sich nehmen müssen. Das 
Ergebnis ist, dass in London die Hälfte der MuslimInnen in Wohnungen wohnt, die 
mindestens ein Zimmer zu wenig haben, um als ausreichend groß klassifiziert werden 
zu können. Das gleiche Problem haben lediglich 11,8% der weißen BritInnen. Ein 
ähnliches Bild zeigt sich in Wien: mehr als die Hälfte der WienerInnen, die türkischen 
oder bosnisch-herzegowinischen Migrationshintergrund aufweisen, sind mit Wohn-
raum unterversorgt. Erleichterung würden größere, für alle in Wien lebenden 
Menschen gleichermaßen zugängliche Sozialwohnungen bringen. Sozialwohnungen 
deshalb, da, wie bereits gesagt wurde, muslimische Haushalte über durchschnittlich 
weniger Haushaltseinkommen verfügen, was es in den meisten Fällen verunmöglicht, 
adäquat große Wohnungen auf dem privaten Markt zu mieten oder zu kaufen. 
Ein interessantes Ergebnis brachte die Untersuchung der Qualität der von 
muslimischen Minderheiten in London und Wien bewohnten Wohnungen. In Wien 
ist, wie auf Grund der Konzentration der muslimischen Bevölkerung auf 
Wohngebiete, die überdurchschnittlich häufig Wohnungen der schlechteren 
Kategorien aufweisen, zu erwarten war, der Kategorie-Standard der Wohnungen klar 
schlechter als jener der Mehrheitsbevölkerung. Während 88% der ÖsterreicherInnen 
in Wohnungen der Kategorie A leben, ist dies nur bei 51,7% der TürkInnen und 
Bosnien-HerzegowinerInnen der Fall. Im Gegensatz dazu leben 36,4% der letzten 
beiden Gruppen in Wohnungen der Kategorie D, aber nur 5% der ÖsterreicherInnen. 
Es wäre interessant zu erheben, wie viel Prozent dieser 5% ÖsterreicherInnen 
türkischen oder bosnisch-herzegowinischen Migrationshintergrund haben. Entspricht 
das Ergebnis im Falle Wiens der Annahme, dass der Standard der Wohnungen auf 
Grund der Beschränktheit der muslimischen Minderheit auf ein bestimmtes Segment 
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des Wohnungsmarktes im Vergleich zur Mehrheitsbevölkerung niedriger sein sollte, 
ist das in London nicht der Fall. Die Verteilung der muslimischen Minderheit auf die 
verschiedenen Wohnungskategorien kann als identisch mit jener der Gesamt-
bevölkerung beschrieben werden. Die marginalen Unterschiede, die existieren, fallen 
zu Gunsten der MuslimInnen aus: So leben 93% der MuslimInnen in Kategorie A-
Wohungen, aber nur 91,5% der Gesamtbevölkerung. Während 7,4% der Gesamt-
bevölkerung in Kategorie B-Wohnungen leben, ist das nur bei 5,3% der muslimischen 
Minderheit der Fall. Und in der untersten Kategorie leben überhaupt nur 0,32% der 
MuslimInnen und 0,38% der Gesamtbevölkerung. Eine überzeugende Erklärung für 
dieses Ergebnis konnte nicht gefunden werden.
Bei der Rechtsstellung der/des Haushaltsrepräsentantin/en stimmen die Ergebnisse 
wieder bei beiden Städten mit den vorher aufgestellten Annahmen überein. Es muss 
allerdings bemerkt werden, dass ein Vergleich auf Grund des unterschiedlichen 
Wohnungsmarktes schwierig ist. Man kann aber sagen, dass es zwischen Wien und 
London die Parallele gibt, dass MuslimInnen öfters in prekären Rechtsverhältnissen 
leben als andere Teile der Gesellschaft. Das sieht man besonders klar in London: In 
dem auf Grund der Konzentration auf Besitz so wichtigen Segment der Eigenheime 
sind MuslimInnen unterrepräsentiert. Während 56,5% der LondonerInnen insgesamt 
ihre Behausung gekauft haben, ist das nur bei 37,9% der MuslimInnen der Fall. Die 
Verteilung bei den privaten Mietwohnungen ist annährend gleich – 15,5% der 
LondonerInnen insgesamt mieten, und 17,3% der MuslimInnen. Das bedeutet, dass 
MuslimInnen überproportional im Segment »Sozialwohnungen« vertreten sind. Mit 
40,3% leben deutlich mehr MuslimInnen in Sozialwohnungen als die 
Wohnbevölkerung Londons insgesamt mit 26,2%. Gerade die letzte Dimension ist im 
Vergleich mit Wien interessant. Während in London die im Durchschnitt sozial 
schwächeren MuslimInnen öfter in Sozialwohnungen zu finden sind als die 
Gesamtbevölkerung, ist das in Wien nicht der Fall. In Wien leben 31,4% der 
ÖsterreicherInnen in Gebäuden der öffentlichen Hand, aber nur 9,3% Menschen mit 
anderer Staatsbürgerschaft. Leider lassen die vorhandenen Daten nicht zu, zu 
ermitteln, wie viele MuslimInnen in Wien in Gebäuden der öffentlichen Hand leben. 
Durch die Heterogenität der in Wien lebenden Bevölkerung ohne österreichische 
Staatsbürgerschaft kann nur bedingt durch obige Zahl auf die Situation der 
muslimischen Bevölkerung geschlossen werden, was sehr unbefriedigend ist. 
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Allerdings lassen obige Zahl und die Zugangshürden zu Gemeindewohnungen sowie
die gleichzeitig lange Wartezeit, bis man um die österreichische Staatsbürgerschaft 
ansuchen kann, mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit annehmen, dass 
gerade die sozial im Durchschnitt schwächeren MuslimInnen wesentlich weniger 
häufiger in Sozialbauten zu finden sind als ÖsterreicherInnen ohne Migrations-
hintergrund. Diese Annahme wird durch die Publikation einer Statistik der Stadt Wien 
gestützt, laut derer 98% der TürkInnen und 94% der MigrantInnen aus dem 
ehemaligen Jugoslawien im privaten Mietwohnungssektor wohnen. Neben den 
Gebäuden der öffentlichen Hand gibt es auch noch einen signifikanten Unterschied 
bei dem Prozentsatz der Menschen, die in Untermiete leben. Das ist bei lediglich 
1,1% der ÖsterreicherInnen der Fall, aber bei 10,9% der Menschen mit ausländischem 
Pass. Fast gleich ist der Anteil von ÖsterreicherInnen und AusländerInnen im mit 
Abstand wichtigsten Bereich, dem der Hauptmiete. 76% der ÖsterreicherInnen und 
75,1% der Menschen ohne österreichischen Pass leben in einer Wohnung mit 
Hauptmietverhältnis.
7.4. Die politische Dimension des Themas »Minderheiten« in London 
und Wien
Beiden Stadtverwaltungen ist gemein, dass man sich im vergangenen Jahrzehnt 
zunehmend der Wichtigkeit des Themas Zuwanderung und Integration bewusst 
geworden ist. London hat darauf mit einem umfassenden Schema reagiert, das die 
Gleichbehandlung und Chancengleichheit aller ethnischen und religiösen Minder-
heiten garantieren soll. Das aufwändige Londoner »Leistungsmanagementkonzept für 
ethnische Gleichbehandlung« verbindet externe Erkenntnisse, zum Beispiel aus 
wissenschaftlichen Studien, mit Optimallösungen und Erfahrungen, die innerhalb des 
Systems gemacht werden und versucht so geeignete Strategien zu finden und 
umzusetzen, um die Partizipation der Minderheiten in allen Bereichen der Stadt zu 
verbessern. Eine klare Zuweisung der Verantwortung für die Umsetzung und das 
Monitoring des Fortschrittes bei der Erreichung der gesteckten Ziele soll 
gewährleisten, dass nicht nur Papier produziert wird, sondern dass Gleichbe-
handlungsstrategien auf allen Ebenen der Verwaltung umgesetzt werden. Bei der 
Formulierung von Zielen wird sehr stark mit Quoten gearbeitet: So soll die Zusam-
mensetzung der Stadtverwaltung die Zusammensetzung der Bevölkerung wider-
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spiegeln. Da derzeit rund 25% der LondonerInnen einer ethnischen Minderheit 
angehören, bedeutet das, dass auch die Stadtverwaltung zu 25% aus Mitgliedern der 
ethnischen Minderheiten bestehen soll. Der grundlegende Unterschied in Wien ist, 
dass es auf Grund historischer Gegebenheiten undenkbar ist, die Wiener Bevölkerung 
solcherart in Kategorien aufzuteilen, wie das beim Londoner Modell notwendig ist. 
Schon allein aus datenschutzrechtlichen Bedenken werden Informationen zur Ethnie 
und Religion bei der Einstellung von Personal nicht erhoben; das ist auch der Grund, 
warum niemand genau sagen kann, wie viele Menschen mit Migrationshintergrund 
bei der Wiener Stadtverwaltung angestellt sind. Es gibt zwar derzeit im Bereich der 
Magistratsabteilung 17 Bemühungen, geeignete Indikatoren zu finden, um mehr über 
die Zusammensetzung der MitarbeiterInnen der Stadt Wien sagen zu können, 
Ergebnisse stehen allerdings noch aus. Ebenfalls konträr zu London ist in Wien 
derzeit nicht geplant, ein Quotensystem oder positive Diskriminierung zugunsten 
ethnischer Minderheiten einzuführen. Des Weiteren ist im Unterschied zu London in 
Wien kein übergeordnetes Konzept zur Chancengleichheit und Gleichbehandlung von 
ethnischen Minderheiten erkennbar. Die – teilweise sehr guten und sinnvollen –
Initiativen und Projekte der MA17 wirken zu willkürlich und punktuell. Einerseits ist 
es sehr positiv, dass die MA17 für Anregungen und Projektvorschläge von außen sehr 
aufgeschlossen ist, andererseits scheint man sich zu sehr auf Anstöße von außen zu 
verlassen, und es scheint die Entwicklung einer ganzheitlichen Strategie zu fehlen.
Ein weiterer Unterschied zwischen den Stadtverwaltungen ist die Strategie, wie man 
Minderheiten »sichtbar« macht und vom Rand in die Mitte der Gesellschaft holt. 
London setzt auf sehr große Veranstaltungen, zum Beispiel große Feiern auf dem 
Trafalgar Square, einem zentralen Platz Londons, im Rahmen derer nicht nur die 
jeweilige ethnische oder religiöse Gemeinschaft ihr Fest feiert, sondern versucht wird, 
alle LondonerInnen einzubinden. Der Grundgedanke dieser Veranstaltungen, die auch 
im Fernsehen übertragen werden, ist es, das Verständnis für und Wissen über Feste 
und kulturelle Traditionen anderer Bevölkerungsgruppen zu erhöhen und so Ängste 
abzubauen und interethnische Kontakte zu fördern. Neben diesen Festen gibt es 
Plakatkampagnen, Rock-Festivals, Radio- und Fernsehwerbungen, die alle Diversität 
und Multikulturalität feiern und als etwas Positives darstellen. 
Auch die Wiener Stadtverwaltung setzt Maßnahmen, die aber vergleichsweise klein-
räumig sind und punktuell ablaufen. Die Magistratsabteilung 17 hat die Plakatserie 
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»Für Wien« entworfen, die in Gemeindebauten und auf Plakatwerbeflächen der Stadt 
Wien ausgehängt werden. Ziel dieser Plakatserie ist es, den positiven Beitrag, den 
ImmigrantInnen in verschiedenen Bereichen des alltäglichen Lebens leisten, darzu-
stellen, und ein »wir sind alle WienerInnen«-Gefühl zu erzeugen. Des Weiteren sind 
muslimische Vereine in die Organisation einzelner Bezirksfestwochen eingebunden. 
Was aber im Gegensatz zu London nicht gemacht wird, sind flächendeckende, 
wienweite Feste, die demonstrativ darstellen, dass Wien eine diverse Stadt ist und aus 
dieser Tatsache Kraft schöpft, und dass ethnische Minderheiten demnach keine Rand-
erscheinung sind, sondern einen essenziellen Beitrag, egal ob auf wirtschaftlichem 
oder gesellschaftlichem Gebiet, leisten. Es wäre also überlegenswert, verschiedenen 
ethnischen und religiösen Minderheiten Wiens, ähnlich wie in London, zentralen 
Raum zur Verfügung zu stellen, und ihnen so die Möglichkeit zu geben, ihre Feste 
und Traditionen allen WienerInnen näher zu bringen.
7.5. Die Stellung der ethnischen Minderheiten bei den politischen Parteien 
Österreichs und Londons
Die Themen Integration und Immigration sind in den letzten Jahren beziehungsweise 
Jahrzehnten von der Politik viel beachtete Themen geworden. Man denke nur an die 
so genannten »Ausländerwahlkämpfe« der Freiheitlichen Partei in Österreich. Da die 
Politik die Rahmenbedingungen vorgibt, in welchen die Immigration und Integration 
abläuft, kommt den Vorstellungen der Parteien in diesem Bereich ein wichtiger 
Stellenwert zu. Wie bereits bemerkt, ist ein wichtiger Unterschied zwischen der 
österreichischen und britischen politischen Kultur, dass es in Großbritannien keine 
Parteiprogramme gibt, sondern Wahlmanifeste, die für jede Wahl, also in der Regel 
alle vier Jahre, neu geschrieben werden. Die österreichischen Parteiprogramme sind 
dagegen über einen wesentlich längeren Zeitraum gültig, was bedeutet, dass sie 
theoretischer gehalten werden müssen, und nicht auf neue Entwicklungen eingehen 
können.
Alle im Rahmen dieser Arbeit untersuchten Programme beschäftigen sich mehr oder 
weniger intensiv mit integrationspolitischen Fragen. Auffallend ist die Tatsache, dass 
Formulierungen wie »unsere Heimat«, oder der Aufbau des Gegensatzes »wir 
InländerInnen« gegenüber den »AusländerInnen« in den Wahlmanifesten der 
englischen Parteien völlig fehlt. Alle untersuchten Wahlmanifeste der englischen 
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Parteien bekennen sich dazu, dass Großbritannien ein multikulturelles Land ist, und 
gehen mehr (Labour, Lib Dems) oder weniger (Conservatives) intensiv auf die 
positiven Auswirkungen, die Immigration auf Großbritannien gehabt hat und immer 
noch hat, ein. Abgesehen davon sprechen sich alle Parteien in zumindest einem Teil 
ihres jeweiligen Wahlmanifests dafür aus, die Gleichberechtigung und Gleichbe-
handlung der ethnischen Minderheiten in Großbritannien zu verbessern, wobei dieses 
Element bei Labour und den Lib Dems wiederum stärker ausgeprägt ist als bei den 
Conservatives. Trotz dieser positiven Einschätzung der Zuwanderung und dem 
Begreifen der Immigration als Chance wird von keiner englischen Partei unbegrenzter 
Zuzug befürwortet; alle Parteien haben ihren Fokus in den letzten Wahlmanifesten in 
Richtung Zuwanderungskanalisierung verschoben: Sich dauerhaft ansiedeln soll, 
etwas pointiert formuliert, nur noch dürfen, wer jung, gesund und gut qualifiziert ist 
und darüber hinaus am Arbeitsmarkt benötigt wird.
Eine ähnlich positive Grundeinstellung zum Thema Immigration ist nur in einem Teil 
der österreichischen Parteiprogramme zu finden. Auf der einen Seite des Spektrums 
stehen die Grünen, die, ähnlich wie die englischen Parteien, eine emanzipatorische 
Minderheitenpolitik fordern, deren Zentrum Chancengleichheit und Gleichberech-
tigung sein sollte. Die Weiteren erheben die Grünen spezifische Forderungen in ihrem 
Parteiprogramm, was sie von den anderen Parteien abhebt. Auch im Parteiprogramm 
der SPÖ spielt Chancengleichheit und Gleichberechtigung eine Rolle, wenn auch 
vorwiegend im Kontext der allgemeinen Solidarität und nicht zugeschnitten auf 
ethnische Minderheiten. Eigene Absätze, die sich mit Immigration oder Integration 
beschäftigen, fehlen. Auf der anderen Seite des Spektrums finden sich die ÖVP und 
die FPÖ. Im Gegensatz zu den anderen untersuchten Programmen wird in jenen der 
ÖVP und FPÖ ein Gegensatz zwischen »InländerInnen« und »AusländerInnen« 
erzeugt, wenn auch auf unterschiedlichen Niveaus. Denn während die ÖVP dezidiert 
davon spricht, dass allen AusländerInnen, die in Österreich leben, Respekt entgegen-
zubringen ist, und sich zu einer pluralistischen Gesellschaft bekennt, fehlen solche 
Elemente im Grundsatzprogramm der FPÖ. Die FPÖ räumt zwar den alteingesessenen 
Gruppen wie Kroaten und Ungarn gewisse Rechte ein, beeilt sich allerdings darzu-
stellen, dass andere ImmigrantInnengruppen nicht daraus ableiten können, die 
gleichen Rechte zugestanden zu bekommen. Des Weiteren wird im Parteiprogramm 
der FPÖ das Christentum als wichtigstes geistiges Fundament Europas bezeichnet, das 
es gegen multikulturelle Experimente und den radikalen Islam zu bewahren gilt. 
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Dieses Wahrnehmen der christlichen Religion als »Europa-Religion« sendet an andere 
Religionsgemeinschaften das Signal aus, nicht nach Europa zu gehören.
Kurz gesagt geht die Signalwirkung der Programme der Grünen, Lib Dems, Labour
und der SPÖ in Richtung Chancengleichheit und Gleichbehandlung von ethnischen 
Minderheiten; bei der ÖVP und FPÖ geht die Signalwirkung dagegen in die Richtung, 
dass der Schutz der »Heimat« vor zu viel Zuwanderung die oberste Prämisse ist.
Es muss noch einmal festgestellt werden, dass die Parteiprogramme der österrei-
chischen Parteien eine sehr lange Gültigkeitsdauer haben und daher sehr theoretischer 
Natur sind. Gerade im Zusammenhang mit so einem dynamischen Thema wie 
Immigration und Integration wäre es wünschenswert, wenn die Parteien klare 
Konzepte entwickelten, wie sie sich das Zusammenleben der verschiedenen 
ethnischen Minderheiten in Österreich vorstellen und wie ihre Position gegenüber 
Zuwanderung und Immigrationskontrolle bzw. –kanalisierung ist. Das sollte in Folge
auch in aller Klarheit kommuniziert werden, um zu verhindern, den Eindruck zu 
erwecken, als setze sich eine Partei zwar für die Verbesserung der Lage der 
ethnischen Minderheiten im Land ein, aber mache das hinter vorgehaltener Hand, wie 
das bei der SPÖ in Wien teilweise der Fall ist.
Zum Abschluss soll ein Überblick über Vorschläge gegeben werden, welche 
Maßnahmen und Initiativen London und Wien voneinander übernehmen könnten, um 
die strukturelle Integration der muslimischen Minderheiten zu verbessern:
7.6. Vorschläge zur Verbesserung der strukturellen Integration von 
muslimischen Minderheiten in Wien:
o Weitere Entkoppelung der Nationalität vom Zugang zu Gemeinde-
wohnungen und wohnbezogenen Beihilfen.
o Bau von Mehrzimmerwohnungen fördern, um der größeren Fami-
lienstruktur der muslimischen ImmigrantInnen Rechnung zu tragen.
o »Sichtbar-machen« der Minderheiten. Ähnlich wie in London könnte 
man auch in Wien die wichtigsten Feiertage diverser ethnischer 
Gruppen prominent feiern, um so das Wissen über die jeweiligen Feste 
und deren Hintergründe unter den jeweils anderen Bevölkerungsteilen 
zu erweitern, und damit Vorurteile und Ängste abzubauen.
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o Ein umfassendes Integrationskonzept ausarbeiten, das möglichst alle 
Bereiche der sozialen und strukturellen Integration erfasst und gewähr-
leistet, dass bei allen Entscheidungen der Stadtverwaltung benach-
teiligte Bevölkerungsteile explizit mitberücksichtigt werden. 
o Klar definierte Integrationsziele ausarbeiten, deren Erreichung man 
durch Monitoring überprüft.
o Stärkeres Darstellen der positiven Beiträge der (muslimischen) Immi-
grantInnen in verschiedenen Bereichen des Lebens, zum Beispiel der 
Wirtschaft, in Pflegeberufen, usw.
o Gründung einer unabhängigen Organisation, die mit Fragen der 
Gleichbehandlung von ethnischen Minderheiten betraut ist, und die im 
Gegensatz zur MA17 keine Verwaltungseinrichtung ist, sondern 
eigenständig handeln und Forderungen stellen kann.
o Gründung eines »Arbeitskreises für ethnische Gleichbehandlungs-
fragen«. Entweder soll die bestehende Regelung, dass gemäß § 42 UG 
2002 »Arbeitskreise für Gleichbehandlungsfragen« einzurichten sind 
ausgeweitet werden, damit das Gesetz nicht nur die Gleichbehandlung 
von Frauen vorantreibt, sondern von Gleichbehandlung generell; oder 
es sollten eigene »Arbeitskreise für ethnische Gleichbehandlungs-
fragen« eingeführt werden, die sich ausschließlich mit der Frage der 
Diskriminierung auf Grund des ethnischen Hintergrunds beschäftigen.
o Vorantreiben der Entwicklung von geeigneten Indikatoren, die einen 
Rückschluss auf die ethnische und religiöse Zusammensetzung der 
MitarbeiterInnen der Stadt Wien zulassen.
7.7. Vorschläge zur Verbesserung der strukturellen Integration von 
muslimischen Minderheiten in London:
o Die Möglichkeit, Sozialwohnungen kaufen zu können (»right to buy«),
rückgängig machen, um einen weiteren Rückgang des Sozialwoh-
nungsangebots zu verhindern.
o Wieder mehr gemeindeeigene Wohnungen errichten, auch in besseren 
Lagen, um der Stigmatisierung von Sozialwohnungen entgegenzuwir-
ken und die Wohnungsnot zu lindern.
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o Durch eine Abkehr der reinen Subjektförderung in Richtung Objekt-
förderung die Abhängigkeit von sozial Schwachen von Sozialleis-
tungen vermindern und gleichzeitig den Wohnbau ankurbeln um der 
Wohnungsnot entgegenzuwirken.
o Den Bau von Mehrzimmerwohnungen fördern, um der größeren Fami-
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